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Die Sitzung wird um 9 Uhr 5 Minuten eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich eröffne die Sitzung. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich das 
Hohe Haus daran erinnern, daß heute vor acht 
Jahren, am 23. Mai des Jahres 1949, das Grundge-
setz ausgefertigt und von den Mitgliedern des Par-
lamentarischen Rates unterzeichnet worden ist. 

(Abg. Dr. Menzel: Wie hat sich die Welt 
seitdem verändert!) 

Die amtlichen Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men:  

Der Bundesminister der Finanzen hat unter dem 10. Mai 1957 
auf Grund des Beschlusses des Deutschen Bundestages in seiner 
119. Sitzung eine Zusammenstellung der unerledigten Forde-
rungen des Bundes an die Länder (bis einschließlich Rechnungs-
jahr 1955) übersandt, die als Drucksache 3519 verteilt wird. 

Ich rufe auf den 

Einzelplan 09: Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft. 

Zu diesem Einzelplan liegen eine Reihe von Än-
derungsanträgen vor, die ich nachher verlesen 
werde. 

Was die Unterlagen zu diesem Einzelplan anbe-
trifft, so verweise ich Sie auf die Drucksache 3458, 
den Mündlichen Bericht des Haushaltsausschusses, 
auf die Drucksache 3458 (Nachtrag) und auf den 
Schriftlichen Bericht zu Drucksache 3458*). 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Ohlig. 

(Abg. Ohlig: Verzichte!) 

*) Siehe Anlage 2 
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(Vizepräsident Dr. Schmid) 
— Herr Abgeordneter Ohlig verzichtet auf die 
mündliche Erstattung ides  Berichts. Sie haben den 
Schriftlichen Bericht ja vorliegen. 
Ich eröffne die allgemeine Aussprache zum Ein-

zelplan 09. — Das Wort hat der Abgeordnete Kurl-
baum. 

Kurlbaum (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
u:nd Herren! Der Herr Bundeswirtschaftsminister 
hat in den letzten Monaten, insbesondere seit Ende 
vergangenen Jahres, seinen Wahlkampf gegen die 
SPD gestartet und dabei auch sehr prononciert zu 
bestimmten wirtschaftspolitischen Problemen Stel-
lung genommen, die es nötig machen, daß wir uns 
im einzelnen heute einmal damit beschäftigen. 

Seit Anfang März dieses Jahres hat sich der Herr 
Bundeswirtschaftsminister besonders temperament-
voll zur Frage der Preise geäußert und in diesem 
Zusammenhang wirksame Zollsenkungen angekün-
digt und sogar auch „brutale Maßnahmen", wie er 
sich ausgedrückt hat, in Aussicht gestellt. Da diese 
Bundesregierung in der Vergangenheit die Erfah-
rung gemacht hat, daß sie sich mit differenzierten 
Zollsenkungen unentwirrbar im Gestrüpp der Aus-
einandersetzungen mißt den Interessengruppen ver-
wickelt, hafte der Bundeswirtschaftsminister mei-
ner Ansicht nach mit Recht von einer linearen Zoll-
senkung gesprochen. Nun wartet die Öffentlichkeit 
seit über zwei Monaten auf eine wirkliche, wirk-
same Aktion. Es stellt sich immer mehr heraus, 
daß es die CDU/CSU-Fraktion ihrem Bundeswirt-
schaftsminister einfach nicht gestattet, hier wirk-
same Aktionen zu starten, obwohl der Bundeswirt-
schaftsminister in einer der letzten Sitzungen des 
Wirtschaftsausschusses eindeutig erklärt hat, daß 
•frühere Zollsenkungen zu Einfuhrsteigerungen bei 
den betreffenden Warengattungen geführt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Bitte, da setzen Sie sich nachher mit dem Bun-
d eswirtschaftsministerauseinander. 

In den heutigen und schon in einigen gestrigen 
Ausgaben der Zeitungen lesen wir, daß nunmehr 
lediglich eine Zollermächtigung vorgesehen ist, 
aber auch nur so, idaß sie vor den Wahlen praktisch 
überhaupt nicht mehr wirksam werden kann. Es 
soll also vor den Wahlen überhaupt keine Zollsen-
kung mehr geben. Auch wir wissen, daß sich das 
Preisklima zumindest im Augenblick etwas abge-
kühlt hat.  Aber wie lange wird das dauern, insbe-
sondere angesichts der Tatsache, daß zum minde-
sten nach dem Stand der Haushaltsberatungen in 
den nächsten Monaten mit einer gewissen Entlee-
rung  ides  Juliusturms zu rechnen isst? 

Aber auch ganz unabhängig von der Haushalts-
lage besteht doch das Problem des ständigen Ein-
fuhrdefizits für sich allein, das gelöst werden muß, 
und ich möchte den Herrn Bundeswirtschaftsmini-
ster fragen: Will er denn so lange warten, bis sich 
unsere ausländischen Partner genötigt sehen, zu 
Gegenmaßnahmen überzugehen, die  sich gegen un-
seren Export richten müssen? Und ist denn nicht 
bekannt, daß die restriktiven Kreditmaßnahmen 
der Bundesnotenbank in einem unmittelbaren Zu-
sammenhang damit stehen, idaß die  Bundesregie-
rung es bisher stets unterlassen hat, wirksame 
Maßnahmen zum Ausgleich der Handelsbilanz zu 
treffen? Der Herr Bundeskanzler hat selbst vor 
einiger Zeit einmal von dem Fallbeil gesprochen. 
Ich möchte mich diesem Ausdruck nicht unmittelbar 
anschließen, vor allem nicht in dieser Verallge-

meinerung. Aber auch Ihnen, meine Herren von der 
Koalition, ist ja wohl bekannt, daß sich die Kredit-
maßnahmen der Bundesnotenbank in einzelnen 
Fällen gerade für die kleineren und mittleren Un-
ternehmungen sehr einschneidend ausgewirkt 
haben und daß das Ausmaß ider Kreditrestriktionen 
in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der 
Tatsache unseres permanenten Einfuhrdefizits 
steht. 

Bis heute müssen wir nun allerdings feststellen, 
daß keine wirksamen Maßnahmen getroffen wor-
den sind, und dies angesichts der Tatsache, daß wir 
laut Angabe der Bundesnotenbank im April einen 
Zuwachs in Gold und Devisen von 550 Millionen 
DM und im März einen Überschuß im Waren- und 
Dienstleistungsverkehr sogar von 900 Millionen DM 

 gehabt haben. Ich glaube, diese Zahlen und diese 
Sachlage sollten es dem Bundeswirtschaftsminister 
doch gestatten. sich gegenüber dein Interessenten-
gruppen durchzusetzen, die hinter der CDU/CSU 
stehen, 

(Widerspruch bei der CDU/CSiU) 

und wir bedauern aufs lebhafteste, daß er das trotz 
der starken Worte, die er noch kürzlich gebraucht 
hat, leider nicht vermocht hat. 

Was wirklich geschehen ist, ist die Einführung 
der Jedermanneinfuhren, von denen wir wissen, 
daß sie für den Verbraucher praktisch keine Mög-
lichkeiten bieten. Dazu kommt, daß sie auf Waren 
beschränkt sind, die nicht Nahrungsmittel und Ge-
tränke sind. Sie sind damit für den Verbraucher 
uninteressant. 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat dann 
noch eine andere Aktion gestartet — es scheint die 
einzige Aktion zu sein,  die  ihm erlaubt gewesen 
ist —, nämlich die Aktion gemeinsam mit den pro-
minenten Markenartikelherstellern. Aber auch 
diese Aktion müssen wir ials unseriös bezeichnen, 
weil ein Teil d,er Firmen, die sich an ihr beteiligt 
haben, unmittelbar vorher ihre Preise erhöht haben 
und weil idie Zusage dieser Ma rkenartikelhersteller 
bis zum Ende dieses Jahres begrenzt ist, ialso bis 
zu dem Zeitpunkt, zu dem eine zukünftige Bundes-
regierung und ein zukünftiger Bundestag ihre Ar-
beit gerade erst beginnen können. Auch dies scheint 
mir daher keine Aktion zu sein, von der man sich 
irgendeinen nennenswerten Einfluß auf die Lage 
Versprechen kann. 

(Abg. Dr. Hellwig: Würden Sie sich länger 
zum Festhalten an den Preisen 

verpflichten?) 

— Ich würde jedenfalls einer solchen Aktion in der 
Form, in der sie vor sich ging, keine Bedeutung bei-
messen. 

Nun zu einem zweiten Komplex, zu dem sich der 
Herr Bundeswirtschaftsminister in der Öffentlich-
keit geäußert hat. Er hat sich geäußert zum Thema 
Eigentumsbildung für möglichst viele zu eigener 
freier Verfügung. Ich weise darauf hin, daß die 
Sozialdemokratische Partei schon in ihrem Aktions-
programm vom Jahre 1952 die Forderung aufge-
stellt hat: Förderung der Eigentumsbildung bei den 
bisher Vermögenslosen. Die Sozialdemokratische 
Partei hat in zahllosen Debatten, z. B. über die 
Reform der Steuergesetze, um die unabdingbaren 
Voraussetzungen für eine solche Eigentumsbil-
dung aus kleinen Einkommen gestritten. Die SPD 
hat in der Vergangenheit unaufhörlich die hohe 
Selbstfinanzierung bei den  Unternehmungen kri- 
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tisiert, und man kann es nur als eine späte Er-
kenntnis bezeichnen, wenn nunmehr in dem Gut-
achten des Bundeswirtschaftsministeriums zur Ka-
pitalbildung folgender Absatz zu lesen ist, !den ich 
mir vorzulesen gestatte: 

Die Selbstfinanzierung der Wirtschaft bedingt 
einmal hohe Preise und führt zum anderen zu 
einer einseitigen Kapitalbildung in der Hand 
vorwiegend großer und an sich schon hoch-
rentierlicher Unternehmungen. Diese allge-
mein erkennbare Erscheinung wird zu einem 
Stein des Anstoßes und löst sozialpolitische 
Spannungen aus, die sich selbst in bürgerlichen 
Kreisen und Parteien zu gefährlichen gesell-
schaftspolitischen Forderungen in bezug auf 
Mit- und Kollektiveigentum verdichten. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Man kann hierzu sagen: späte Erkenntnis! 

In diesem Zusammenhang hat der Herr Bundes-
wirtschaftsminister das Projekt der Volkswagen-
aktien gestartet. Welche Bedeutung hat das Pro-
jekt in diesem Zusammenhang? Lassen Sie mich 
einmal die zahlenmäßigen Zusammenhänge dar-
stellen. Die volkswirtschaftliche Ersparnis im Jahre 
1956 betrug über 35 Milliarden DM. 40 % davon, 
d. h. über 14 Milliarden, beruhten dabei auf Selbst-
finanzierung. Es ist interessant, festzustellen, daß 
in den Jahren 1935 bis 1938 der Anteil der Selbst-
finanzierung an der volkswirtschaftlichen Erspar-
nis nicht 40 %, sondern nur 18 % betrug, also weni-
ger als die Hälfte, und in den Jahren 1926 bis 1929 
nur 11 %, d. h. nur ungefähr ein Viertel von der 
prozentualen Rate, die wir jetzt erreicht haben. 
Neben diesen 40 %  nehmen sich nun allerdings die 
freiwilligen Rücklagen aus privaten Haushalten 
mit 20 % außerordentlich bescheiden aus. Wir ste-
hen kauf dem Standpunkt, daß dieser Zustand, das 
Überwiegen der Selbstfinanzierung in den Unter-
nehmungen, eindeutig das Ergebnis der Steuer-
und Wirtschaftspolitik der Koalition ist. 

Welche Bedeutung hat nun )das Volkswagenpro-
jekt in diesem Zusammenhang? Meiner Ansicht 
nach überhaupt keine; denn durch dieses Projekt 
wird an der hohen Selbstfinanzierungsrate in der 
gesamten Volkswirtschaft überhaupt nichts geän-
dert. Man kann höchstens davon sprechen, daß die 
Minderheit, die über  die  genannten 20 % Erspar-
nis aus privaten Haushalten verfügt, nunmehr auch 
die  Chance  hat,  in einer etwas anderen Form zu 
sparen, nämlich in der Form einer Volkswagen-
aktie. Es handelt sich hier  also  nur um die Schaf-
fung einer neuen Sparform. Dagegen bleibt die bis-
herige Verteilung der Sparkraft völlig unverän-
dert. Es ist also kein wirksamer Beitrag zu dem 
Problem „Eigentum für jeden", wie es Herr Mini-
sterpräsident A rnold genannt hat. Es ist nicht ein-
mal ein Beitrag zu einem Problem: Eigentum für 
wesentlich mehr als bisher. Es ist nach unserer Auf-
fassung ein ausgesprochen unseriöses wahlpoli-
tisches Täuschungsmanöver! 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei der 
CDU/CSU.) 

Das gilt dann ganz besonders, wenn man sich nun 
auch noch mit den Nebenfolgen beschäftigt, die die-
ses Projekt zwangsläufig haben muß. 

Mein Parteifreund Dr. Deist hat sich in der 182. 
Sitzung am 10. Januar dieses Jahres schon einmal 
sehr eingehend mit der Marktlage auf dem Gebiete 
der Personenkraftwagen hier in der Bundesrepu-

blik beschäftigt. Ich möchte aus seinen Darlegun-
gen nur ein kurzes Konzentrat wiedergeben: Auf 
dem Markt der Personenkraftwagen haben wir vier 
große Unternehmungen, die 80 %  der Erzeugung 
auf sich konzentrieren. Wenn wir ,die Dinge ein-

mal nur vom Standpunkt des Kleinwagens be-
trachten, dann ist festzustellen, daß ein leistungs-
fähiger Kleinwagen nur von zwei Firmen geliefert 
wird, die 60 %  der  Erzeugung auf sich vereinigen. 

Es handelt sich hier also um einen eindeutig oli-
gopolistisch konstruierten Markt. Dazu kommt, daß 
sich alle maßgebenden Teilnehmer an diesem oligo-
polistischen Markt hunderprozentig in den Händen 
von  Muttergesellschaften oder in der Hand von 
mächtigen Aktionärsgruppen befinden. 

Was stellen wir als Ergebnis dieser oligopolisti-
sehen Marktlage nun fest? Wir stellen fest, daß wir 
auf diesem Markt, selbst gemessen an  der unge-
wöhnlich hohen Selbstfinanzierungsrate der Bun-
desrepublik, eine noch höhere Selbstfinanzierungs-
rate haben, als sie allgemein vorhanden ist, Wir 
stellen weiter fest, daß wir dort ein Preisniveau 
haben, das ganz besonders überhöht ist. 

Das scheint also das Ergebnis dieser Marktlage 
zu sein. In diesem Zusanmienhang könnte höch-
stens ein Bundesunternehmen, das sich fest in der 
Hand einer verbraucherfreundlichen Bundesregie-
rung befindet und das nicht von privaten Aktio-
närsgruppen abhängig ist, einen entscheidenden 
Einfluß auf diese Marktlage ausüben. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Es stehen sich hier also einfach die Thesen ge-
genüber: Wollen wir einer Minderheit Volkswagen-
aktien geben, die bisher schon die  Möglichkeit 
hatte, in anderen Sparformen zu sparen, oder wol-
len wir endlich zu )einem im Preise tragbaren Volks-
wagen kommen? 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist die  Frage, die sich hier stellt. Und dazu be-
darf es Ihrer Stellungnahme. Mit großer Wahr-
scheinlichkeit verlieren Sie die Einflußmöglichkei-
ten auf diesem Markt, wenn Sie dieses Projekt so 
durchführen, wie Sie es vorgesehen haben. 

Die Sozialdemokratie ist durchaus bereit, an dem 
wirklichen Problem, nämlich dem Problem — —

(Abg. Dr. Vogel meldet sich zu einer 
Zwischenf rage.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Kurlbaum (SPD): Ja, bitte sehr. 

Dr. Vogel (CDU/CSU): Herr Kurlbaum, sind Sie 
nicht auch der Überzeugung, daß nach dem gegen-
wärtigen Stand des Aktienrechts selbst ein Auf-
sichtsrat, der vollzählig von seiten des Bundes ge-
stellt werden würde, was gar nicht möglich wäre, 
in einen scharfen Widerspruch zum Aktienrecht 
und zu seinen Pflichten als Aufsichtsrat geraten 
würde, wenn er Ihre Politik einer Preissenkung 
verfolgen würde? 

Kurlbaum (SPD): Meine Herren! Es steht Ihnen 
vollkommen frei, die Konstruktion eines solchen 
Bundesunternehmens so zu wählen, daß der 
Bundeswirtschaftsminister einen entscheidenden 
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Einfluß auf die Geschäftspolitik dieses Unter-
nehmens hat. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
Mitte: Den hat er ja gar nicht!) 

Dr. Vogel (CDU/CSU): Gestatten Sie eine zweite 
Frage? 

Kurlbaum (SPD): Ja, die gestatte ich Ihnen gern. 

Dr. Vogel (CDU/CSU): Sie wissen doch aus der 
bisherigen Praxis — wie es alle anderen auch 
wissen —, daß eine solche Einflußnahme beim ge-
genwärtigen Stand der Dinge überhaupt nicht 
möglich ist! 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Kurlbaum (SPD): Ja, was ist denn der „gegen-
wärtige Stand"? Das ist doch der gegenwärtige 
Rechtszustand, und es steht in der Macht des 
Parlaments, diesen Rechtszustand zu ändern. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Nun möchte ich noch etwas Grundsätzliches dazu 
sagen. Die SPD ist durchaus bereit, das Problem 
der Eigentumsbildung der bisher Vermögenslosen 
energisch anzupacken, und sie ist durchaus bereit, 
im 3. Bundestag an der Schaffung wirtschafts- und 
steuerrechtlicher Grundlagen für eine Beteiligung 
auch der Arbeitnehmer an der Vermögensbildung 
der Unternehmungen mitzuwirken, allerdings 
unter folgenden Bedingungen: Erstens einmal muß 
die Freizügigkeit des Arbeitnehmers gesichert sein. 
Zweitens muß der einzelne nach Ablauf einer ge-
wissen Sperrzeit ein freies Verfügungsrecht haben, 
und drittens — und das ist das Wesentlichste —: 
diese Beteiligung an der Vermögensbildung soll 
dem Arbeitnehmer in bestimmtem Umfang als 
Entgelt für seine Leistung als Arbeitnehmer zu-
fließen können und von ihm nicht erst noch wie 
nach Ihrem Projekt gekauft werden müssen. Das 
ist der entscheidende Punkt. 

(Abg. Dr. Hellwig: Wollen Sie also eine 
Bundesbeteiligung verschenken?) 

— Nein, ich will keine Bundesbeteiligung verschen-
ken, Herr Dr. Hellwig, ich spreche  hier  von der 
Wirtschaft ganz allgemein und nicht nur von den 
Bundesbeteiligungen. 
Zur Verwirklichung solcher Projekte gehören 

allerdings auch noch andere wichtige allgemeine 
wirtschaftspolitische Voraussetzungen. Wir verlan-
gen eine entscheidende Verbesserung der Vor-
schriften für die Rechnungslegung und für die 
Publizität der Unternehmungen. Die „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung" hat sich kürzlich einmal mit 
diesem Thema unter der sehr richtigen Überschrift 
„Objektiv richtige Bilanzen" beschäftigt. Ich glaube, 
daß es dringend notwendig wäre, die willkürlichen 
Bilanzen, die wir heute in der Wirtschaft haben, 
endlich einmal durch objektiv richtige Bilanzen zu 
ersetzen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Eine zweite allgemeine wirtschaftspolitische Vor-
aussetzung: Wir brauchen selbstverständlich für 
alle solchen Projekte, auch für Ihr Volkswagen-
aktienprojekt, eine wirksame Antimonopol- und 
Kartellgesetzgebung, die die Selbstfinanzierung 
über den Preis auf das zulässige Maß herabsetzt  

und die in Verbindung mit einer wirksamen Ein-
fuhr- und Zollpolitik den Wettbewerb dort ermög-
licht, wo er möglich ist und — bitte, das ist sehr 
wesentlich —den  Marktmißbrauch dort verhindert, 
wo ein Wettbewerb überhaupt nicht verwirklicht 
werden kann. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Abg. Pelster: 
Auch in Ihren Unternehmungen!) 

— Ich weiß nicht, was Sie mit „Ihren" meinen. 
(Abg. Pelster: Die unter Ihrer Führung 

stehen!) 
— Leider steht nicht eine Mehrzahl von Unter-
nehmungen unter meiner Führung. Ich bedaure das 
sehr, es wäre vielleicht nützlich. 

(Heiterkeit. — Abg. Pelster: Ich habe nicht 
Sie persönlich gemeint!) 

— Ach, Sie meinen, unter sozialistischer Führung? 
Na gut, dann müssen Sie uns nachher in der Dis-
kussion genauer sagen, was Sie hier im einzelnen 
wollen. 
Ich möchte ausdrücklich erklären, daß die Sozial-

demokratische Partei im Grundsatz durchaus nicht 
gegen so etwas wie etwa eine Volksaktie ist. Das 
kann man ruhig machen; aber die Herausgabe der 
Volksaktien löst gar nicht das entscheidende Pro-
blem der Sparkraftverlagerung, und darum geht es. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ein solches Projekt ist insbesondere dann nur von 
Schaden, wenn es dazu führt, daß die Verbraucher-
interessen gegenüber solchen Unternehmungen 
nicht mehr wirksam durchgesetzt werden können. 

Ich kann daher abschließend feststellen: Das 
Volkswagenwerk eignet sich nach unserer Meinung 
höchstens aus propagandistischen Gründen für ein 
solches Projekt. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Welches Unternehmen 
mit Bundesbeteiligung eignet sich denn überhaupt 
dazu nach Ihrer Meinung? 

Kurlbaum (SPD): Herr Dr. Hellwig, ich glaube, 
es war mein Kollege Deist, der hier eindeutig 
gesagt hat: Wir sind nicht grundsätzlich gegen eine 
Reprivatisierung von Bundesunternehmungen. 

(Abg. Dr. Hellwig: Aber wo anfangen?) 

Wir sind dafür, daß man sich einmal sehr ein-
gehend damit beschäftigt, welche dieser Unterneh-
mungen eine volkswirtschaftliche Aufgabe haben. 
Diese Unternehanungen wollen wir allerdings von 
der Reprivatisierungausschließen. Für die Repri-
vatisierung der übrigen sind wir durchaus zu 
haben, wenn es uns nur einmal gelänge, daß der 
Unterausschuß, an  dessen Spitze Sie stehen, end-
lich einmal tagte. 

(Beifall bei der SPD.) 

— Bitte sehr, Herr Dr. Hellwig! 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Kurlbaum, ist 
Ihnen nicht bekannt, daß der Vorsitz des Unter-
ausschusses seit längerer Zeit nicht mehr in meiner 
Hand liegt? 

Kurlbaum (SPD): Nicht seit längerer Zeit, erst 
seit kurzem, gemessen an der Zeit, die er schon 
existiert. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Hellwig: 
Gestatten Sie noch eine weitere Frage?) 

— Ja, ich habe durchaus ein Vergnügen daran. 
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Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Kurlbaum, auch 
Sie wissen, daß die Unterausschüsse nur Dinge 
beraten können, die ihnen von den federführenden 
Ausschüssen zugewiesen sind. Eine Vorlage dieser 
Art konnte dem Unterausschuß erst überwiesen 
werden, nachdem die Privatisierungsanträge der 
FDP-Fraktion und meiner eigenen Koalitions- und 
Fraktionsfreunde vorgelegt worden waren. Deren 
Beratung ist dann allerdings wegen Terminschwie-
rigkeiten in den letzten Wochen nicht möglich 
gewesen. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie der Meinung sind, 
daß die Unterausschüsse sich nach eigenem Ermes-
sen die Arbeiten und Themen auswählen können, 
die sie vielleicht gerade für interessant halten. 

(Zurufe von der SPD.) 

Kurlbaum (SPD): Nein! Aber, Herr Dr. Hellwig, 
Sie haben soeben mit Recht gesagt, daß die Mög-
lichkeit durchaus bestanden hätte. Auch ich bin der 
Meinung, daß die Möglichkeit bestanden hätte, 
wenn man wirklich einen ernsten Willen gehabt 
hätte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun zu einem dritten Komplex, der heute wie-
derum im Mittelpunkt der gesamten wirtschaft-
lichen Diskussion steht. Um die Jahreswende hat 
der Herr Bundeswirtschaftsminister öffentlich 
erklärt: keine Beteiligung seinerseits am Wahl-
kampf ohne ein Kartellgesetz. Aber es ist inter-
essant, daß der Herr Bundeswirtschaftsminister 
gleichzeitig mit dieser Ankündigung bereits sozu-
sagen als Vorleistung seinen Wahlkampf gegen die 
SPD mit  seinen bekannten Inseraten eröffnet hat, 
zu deren Finanzierung er sich gerade der Kreise 
bedient, die seine eigentlichen Gegner bezüglich 
des Kartellgesetzes sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister setzt diesen 
Wahlkampf mit Unterstützung der  Kartellgegner 
bis heute fort, obwohl die Verabschiedung dieses 
Gesetzes heute zweifelhafter denn je geworden ist. 
Ich möchte daher den Bundeswirtschaftsminister 
fragen: Glaubt er es sich leisten zu können, daß 
die Gegner des Kartellgesetzes in  Zukunft solche 
Erklärungen wie z. B. }die, daß er sich am Wahl-
kampf nicht beteiligen wird, überhaupt nicht mehr 
ernst nehmen? Kommt es ihm wirklich nur darauf 
an, die Öffentlichkeit glauben zu machen, er sei 
ernsthaft bereit, aus der Nichtverabschiedung die-
ses Gesetzes eine Konsequenz zu ziehen? 

(Sehr gut bei der SPD.) 

Ich .möchte den Bundeswirtschaftsminister außer-
dem fragen: Glaubt er es sich moralisch leisten zu 
können, seinen kostspieligen Inseratenwahlkampf 
mit finanzieller Unterstützung gerade derer zu 
füzhren, die in den beiden Hauptthemen der inner-
deutschen Wirtschaftspolitik, nämlich der Kartell-
und der Zollpolitik, im 2. Bundestag seine aus-
gesprochenen Gegner waren, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

und diesen Wahlkampf vornehmlich gegen die SPD 
zu führen, die  mindestens in zahlreichen entschei-
denden Fragen dieselbe Kartell- und dieselbe Zoll-
politik wie er vertreten hat? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat vor 
einiger Zeit das Wort „widernatürlich" in seinem 
blindwütigen Kampf gegen die SPD sozusagen in 
die Politik aus erster Hand heraufgehoben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich glaube, wenn es ein Wort gibt, das auf diese 
Inseratenkampagne anzuwenden ist, dann ist es 
das Wort  „widernatürlich".  

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Zum Schluß möchte ich den Herrn Bundeswirt-
schaftsminister einmal als Abgeordneter dieses 
Hauses fragen: Welches Maß an persönlicher Ach-
tung erwartet er von seinen Kollegen der Oppo-
sition, die schon im 1. Bundestag und nunmehr 
seit zwei Jahren im 2. Bundestag in nahezu 100 
Sitzungen sehr ähnliche kartellpolitische Forde-
rungen vertreten haben wie der Bundeswirtschafts-
minister selbst in langen Jahren und die der Bun-
deswirtschaftsminister nunmehr in diesen selben 
Inseraten ohne jede moralische Hemmung als un-
belehrbare, unheilbringende und bösartige poli-
tische Geschäftemacher verleumdet? 

(Beifall bei der SPD.) 

Das muß einmal klar und deutlich gesagt werden! 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat sich 
kürzlich in diesem Hause selbst als Staatsmann 
bezeichnet. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich frage Sie, ob solche 
Methoden überhaupt noch irgend etwas Staats-
männisches in sich haben? 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Schmidt 
[Hamburg] : Das ist das Vorbild des Kanz

-

lers!) 

Ich möchte Ihnen nur eins erklären: Solche Wahl-
kampfmethoden zerstören die moralische Grund-
lage unserer Demokratie! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Bundeswirtschaftsminister. 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Nachdem direkte Fragen an mich gestellt worden 
sind, will ich sie auch beantworten. Zu alledem, 
was Herr Kollege Kurlbaum über das Problem 
der Zollsenkungen — alternativ der Zollvormacht 
— gesprochen hat, hat er hier nur das vorgetragen, 
was ich selbst in der Presse und in Reden in der 
Öffentlichkeit wiederholt ausgeführt habe. Es wa-
ren fast meine eigenen Worte, die Sie gebraucht 
haben. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Ich bin ehrlich genug, zu bekennen, daß ich für 
diese Sache eingetreten bin, ich habe argumentiert, 
aber — — 

(Abg. Kurlbaum: Bin unterlegen?! — 
Abg. Schmidt [Hamburg]: Ihre Wahl

-

finanziers waren stärker als Sie!) 

— ich bin nicht Diktator. Meine Hochachtung vor 
dem Hohen Hause und vor den  Abgeordneten ist 
viel zu groß, als daß ich sie zwingen könnte oder 
zwingen wollte, unter allen Umständen meine 
Konzeption anzunehmen. Ich habe meinen Stand- 
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punkt klar vertreten, und ich glaube, das ist eine 
saubere und wahrhaftige Haltung. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Im übrigen will ich nun Ihre Fragen der Reihen-
folge nach beantworten, und zwar ohne Rücksicht 
auf die Wertigkeit der einzelnen Frage. Es ist da-
mit aber ein klarer Überblick gegeben. 

Sie wollen die Jedermann-Einfuhren bagatelli-
sieren und stellen es so dar, als ob diese Aktion 
vielleicht etwa mit Wahlpropaganda zu tun hätte, 
jedenfalls innerlich nicht ganz wahrhaftig gemeint 
wäre. Das ist meiner Ansicht nach sehr kurzsichtig 
gedacht, denn Sie wissen genau, daß, wenn die 
Möglichkeit von Jedermann-Einfuhren eröffnet 
wird, diese nicht schon von heute auf morgen zum 
Tragen kommen kann, weil dazu vor allem von 
seiten der auswärtigen Lieferanten gewisse pro-
pagandistische Maßnahmen, Werbevorbereitungen, 
und auch organisatorische Einrichtungen notwen-
dig sind. Ich kann Ihnen jedenfalls verraten, daß 
von ausländischen Unternehmen und sogar auch 
von diplomatischer Seite sehr konkrete Fragen 
an uns gestellt worden sind, ob dies eine Politik 
auf längere Frist sei, damit man sich darauf ein-
richten könne, oder ob es sich nur um eine Ein-
tagsfliege handle. 

(Zurufe von der SPD.) 

Wir haben eine ganz klare Antwort darauf gege-
ben. Sie mögen den Erfolg im Volumen schätzen, 
wie Sie wollen. Jedenfalls möchte ich hier deut-
lich bekunden, daß diese Jedermann-Einfuhren 
zwar sicherlich nicht das Allheilmittel sind. Sie 
sind aber doch ein Baustein, ein Element in der 
Politik zur Förderung der Einfuhr. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Dann die Markenartikel-Aktion. Ja, meine Da-
men und Herren, ich verstehe nicht, was Sie ei-
gentlich dagegen einzuwenden haben. Sie sind 
doch hoffentlich mit mir der Meinung, daß die 
wirtschaftliche Stabilität der Preise ein Anliegen 
unseres ganzen Volkes ist, und Sie werden nicht 
bestreiten können, daß die Maßnahmen, die ich 
ergriffen habe, zu einer Wirksamkeit geführt ha-
ben. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Die haben doch 
die Preise vorher erhöht! Hören Sie doch 

auf damit!) 

— Das ist nicht richtig, daß vorher die Preise er-
höht wurden! 

(Abg. Schmidt [Hamburg]: Aber sicher!) 

Ich stehe nicht vor der Aufgabe, die einzelnen 
Markenartikel zu vertreten. Aber die Behaup-
tung, 80 oder 100 Unternehmen — jetzt sind es 
schon mehr — hätten ihre Preise vorher erhöht, 
ist einfach nicht wahr. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Widerspruch bei der SPD. — Zuruf von 
der SPD: Fragen Sie die Hausfrauen!) 

Diese verantwortungsbewußte unternehmerische 
Haltung hat jedenfalls nicht wenig dazu beige-
tragen, daß in der Bevölkerung eine größere Be-
ruhigung eingetreten ist, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU)  

und diese unternehmerische Haltung hätte etwas 
anderes und Besseres verdient, als angeprangert 
zu werden. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Die unterneh

-

merische Haltung drück sich in den 30 Mil- 
lionen Mark aus!) 

— Sie vertreten doch neuerdings einen marktwirt-
schaftlichen Standpunkt. Dann sollten Sie eigent-
lich auch wissen, daß man in einer Marktwirt-
schaft auf lange Sicht oder gar auf Jahre hinaus 
eine absolute Zusage über stabile, d. h. in diesem 
Fall starre Preise nicht geben kann. Da Sie mich 
schon ganz genau fragen, will ich Ihnen sagen: 
Wenn ich Unternehmer wäre, dann würde ich in 
einem Wahljahr, in dem ich unter Umständen 
vielleicht erwarten müßte, daß Sie die Wirtschafts-
politik in Zukunft gestalten, ein solches Verspre-
chen auf gar keinen Fall abgeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der SPD. — Abg. Blachstein: 
Unverschämt! — Abg. Schmidt [Hamburg]: 
Das war staatsmännisch im höchsten 

Grade, Herr Erhard!) 

Dann komme ich zu der Frage der Eigentums-
bildung. Sie meinen, Sie hätten diese schon vor 
Jahren gefordert. Das bestreite ich gar nicht. Aber 
das kommt mir so vor wie die bekannte Geschichte 
von der Autopanne, wo die Leute davorstehen, 
aber nicht wissen, wie das Auto wieder in Gang 
zu setzen ist. Da langt einer hin, und die Sache 
geht, und er verlangt dafür dann seinen Preis. 
Da sagt der Fahrer: „Wieso kommt denn dafür 
ein Preis von 20 DM zustande? Dafür wurde doch 
bloß für 20 Pf Material aufgewendet." Die Ant-
wort lautete: „Ja, gewußt, wo!" — Und das ist bei 
uns das Entscheidende: daß auch Sie es gewollt 
haben, aber „gewußt wo" haben wir. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundesminister für Wirt-
schaft: Ja bitte. 

Kurlbaum (SPD): Herr Minister, stehen Sie nicht 
auch auf dem Standpunkt, daß ein Examenskan-
didat der Volkswirtschaftslehre, der die Frage, was 
man bei einem zollgeschützten Land mit schlech-
ter Versorgung tun sollte, nicht mit dem Hinweis 
auf Zollermäßigung beantworten würde, durchs 
Examen fallen würde? 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
Mitte: Wer sagt etwas von schlechter Ver

-

sorgung?!) 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundesminister für Wirt-
schaft: Die Frage zeugt nicht von besonders gro-
ßer Phantasie. Zunächst können Sie nicht sagen, 
daß Deutschland ein unterversorgtes Land ist. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Zweitens ist Deutschland, mindestens im inter-
nationalen Vergleich, kein teures, sondern ein bil-
liges Land. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 
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(Bundeswirtschaftsminister Dr. Dr. h. c. Erhard) 
Das ist ja, ich möchte fast sagen, die Ursache dafür, 
daß die Importe zu gering sind. Sie wissen ja, wie 
schwer es ist, überhaupt zusätzliche Anreize, neue 
Impulse zur Einfuhr zu geben, weil die Preisdiffe-
renz eben zu groß ist. 

(Zuruf von der SPD: Also muß die Zoll

-

ermäßigung massiv sein!) 

— Ich war ja auch für die Zollsenkung. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Aber ich bitte Sie, — und das sage ich nicht nur 
an dieser Stelle, sondern auch in  aller Öffentlich-
keit: Nach meiner Meinung kann das Übel, das aus 
den verzerrten Wechselkursen und aus der man-
gelnden intervalutaren Ordnung resultiert, nicht 
durch zollpolitische Mittel nur eines Partners ge-
heilt werden, so wünschenswert ich es selbst er-
achtet hätte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber wir sprechen von der Eigentumsbildung. 
Sie meinen, der Weg, den wir gehen, sei falsch 
oder sei zu spät eingeleitet worden. Sie bemän-
geln insbesondere, daß an  der volkswirtschaft-
lichen Ersparnisbildung der Staat und die Unter-
nehmungswirtschaft in Form der Selbstfinanzie-
rung zu stark beteiligt gewesen seien. Was  Sie 

 vorgelesen haben, sind ja meine eigenen Worte, 
und ich stehe dazu! Aber jetzt möchte ich auch 
sagen — das habe ich nämlich seinerzeit hinzuge-
fügt, aber das haben Sie heute weggelassen —: 
Wie hätte nach diesem Zusammenbruch ohneglei-
chen, in diesem Trümmerfeld der Staat die man-
nigfach an ihn heranbrandenden Aufgaben von 
hächster sozialer Dringlichkeit in  Angriff nehmen 
sollen? Denken Sie an den Wohnungsbau, denken 
Sie an die Wiederherstellung von Bahnen, Brük-
ken, Straßen, das Flüchtlingselend und alles, was 
dazugehört! Einen Kapitalmarkt hat es nicht ge-
geben. Von dem alten Geldkapital waren nur 
6,5 % übriggeblieben, und weder aus Kreisen der 
Unternehmungswirtschaft noch durch Spartätig-
keit der Privaten konnte die Möglichkeit geschaf-
fen werden, in irgendeiner anderen Form den 
Staat in den Besitz der Mittel zu setzen, die zur 
Lösung jener Aufgaben notwendig waren. Also 
war es uns schicksalhaft aus der Not heraus auf-
gegeben, hohe Steuern zu verfügen, um überhaupt 
an den Wiederaufbau herangehen zu können. 

Ein gleiches gilt aber auch in gewissem Sinne 
von der Unternehmungswirtschaft. Sie wissen, daß 
unser Produktionsapparat, so nicht vernichtet, 
weitgehend veraltet und verschlissen gewesen ist 
und daß wir kein Einkommen und keine Kaufkraft 
für die Millionen abhängiger Menschen hätten 
schaffen können, wenn wir diesen Produktions-
apparat nicht wiederaufgebaut hätten. 

(Zurufe von der SPD.) 
— Mit den Methoden, die Sie uns empfohlen 
haben, hätte er jedenfalls nicht aufgebaut werden 
können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der SPD.) 

Ich erinnere Sie an die wirtschaftspolitischen Dis-
kussionen des 1. Bundestages. 

(Abg. Kurlbaum: Wir sind im 2. Bundestag!) 

— Moment! — Wir standen also  vor der Notwen-
digkeit, entweder den deutschen Wiederaufbau so 
zu verlangsamen und so hlnzuzägern, daß das 

deutsche Volk dabei fast zugrunde gegangen wäre 
und jedenfalls das Vertrauen in seine Zukunft 
hätte verlieren müssen, oder aber diese Spannun-
gen, die ich ja bewußt als solche angesprochen 
habe, hinzunehmen. 

Es zeugt nur für unsere ehrliche und anständige 
Gesinnung, wenn wir nun sagen: jetzt scheint uns 
der Zeitpunkt gekommen zu sein, auch unter 
sozialen Aspekten in eine neue Phase der Markt-
wirtschaft einzutreten,  

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

in der uns daran liegt, zu einer breiteren Streuung 
des Eigentums zu gelangen, d. h. dem Konzentra-
tionsprozeß, der aus technischen Gründen notwen-
dig und zwingend sein mag, einen Prozeß der 
Dekonzentration des Eigentums entgegenzusetzen. 
Wenn wir jetzt mit Erfolg an diese Aufgabe gehen 
können, Herr Kurlbaum, dann nicht zuletzt des-
halb, weil es uns durch diese unsere Wirtschafts-
politik gelungen ist, das Masseneinkommen in den 
letzten sechs Jahren zu verdoppeln, d. h. von 45 
auf 90 Milliarden zu steigern. Das ist die Grund-
lage. Und dazu gehört, daß mit jedem weiteren 
wirtschaftlichen Fortschritt, mit jeder Verbesse-
rung der Produktivität auch die Alternative des 
Verbrauchens oder Sparens ohne übermäßige Be-
schränkung oder gar Opfer bringen zu müssen zu 
ganz anderen Entscheidungen führt. Also ich 
glaube, es ist eine sehr realistische und sehr wahr-
haftige Politik, die wir gerade hinsichtlich des 
Eigentums und unserer eigentumspolitischen Vor-
stellungen gepflegt haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie sagen, das Volkswagenwerk — als der 
erste Fall,  da  über das Medium der Volksaktie nun 
wirkliches echtes Volkseigentum erworben werden 
kann — eigne sich nicht für eine Privatisierung, 
dann möchte ich einanal fragen, was sich überhaupt 
dazu eignet. 

(Lebhafte Zustimmung bei den 
Regierungsparteien.) 

Vielleicht ein Stahlwerk oder eine Kohlenzeche? 

(Abg. Dr. Kreyssig: Mannesmann, 
Klöckner!) 

Von allen überhaupt vorhandenen Bundesunter-
nehmen ist das Volkswagenwerk nicht nur das in 
der Bevölkerung attraktivste, sondern auch bran-
chenmäßig 'gesehen dasjenige, das sich von selbst 
hierfür darbietet. 

(Abg. Höhne: Warum nehmen Sie die Luft

-

hansa nicht? — Lachen in der Mitte.) 

Im übrigen, Herr Kollege Kurlbaum, sind doch 
auch hier wieder einige Schlagworte dazwischen-
gekommen. Man kann doch nicht schlechthin von 
einem überhöhten Preisniveau der deutschen Auto-
mobilindustrie sprechen.  Die  Tatsache, daß die 
deutschen Wagen auf dem Weltmarkt immer wei-
ter vordringen, und die Tatsache, daß wir in 
Deutschland mit weitem Abstand den niedrigsten 
Zoll für Automobile haben, beweist, daß unsere 
Automobilindustrie auch preislich auf der Linie 
des Weltmarktes liegt. Wenn Sie dabei die große 
moderne und automatisierte amerikanische Pro-
duktion in Rechnung stellen, dann können Sie 
jedenfalls nicht a priori sagen, daß in Deutschland 
ein überhöhtes Preisniveau vorherrsche. 

Sie sprachen von tragbaren Volkswagenpreisen. 
Sind Sie der Meinung, daß ein Volkswagenwerk in 
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(Bundeswirtschaftsminister Dr. Dr. h. c. Erhard) 
staatlichem Besitz etwa unter Verzicht auf Erträge 
oder vielleicht gar mit steuerlichen Begünstigungen 
unter ungleichen Startbedingungen einen unred-
lichen Wettbewerb mit der übrigen Automobil-
industrie durchführen sollte? 

(Zurufe von der SPD.) 

Die letzte Konsequenz der Auffassung, die Sie ver-
treten haben, wäre, daß der Staat dann in  allen 
Bereichen der Wirtschaft sozusagen ein eigenes 
Unternehmen führen müßte, um über dieses Wi rt

-schafts- und Preispolitik treiben zu können. 

(Erneute Zurufe von  der  SPD.) 

Ich bin der Meinung, das ist nicht Sache des 
Staates. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zwischen Staat und Wirtschaft soll eine gesunde 
Arbeits- und Funktionsteilung bestehen. Der 'Staat 
hat den Ordnungsrahmen zu setzen und das wirt-
schaftspolitische Instrumentarium zu handhaben; 
aber das Wirtschaften soll er der Wirtschaft über-
lassen 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

und nicht durch Befehle und unmittelbare staat-
liche Einflußnahmen die Wirtschaft gängeln. Da 
kommt der eigentliche Unterschied unserer wirt-
schaftspolitischen Betrachtung wieder ganz deut-
lich zum Ausdruck. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Zum Kartellgesetz brauche ich nur wenig zu 

sagen. Wer hätte für dieses Gesetz härter gekämpft 
als ich?  Ich gebe Ihnen, Herr Kollege Kurlbaum, 
indessen gerne zu, daß Ihre Fraktion in dieser 
Legislaturperiode sich in bezug auf das Kartellge-
setz meinem Standpunkt sehr stark angenähert 
hat, wenn sie ihn nicht überhaupt in  weiten Tei-
len vertreten hat. Es wäre unehrlich, das nicht zu 
sagen. 

(Abg. Kurlbaum: Und warum machen Sie 
diese Propaganda gegen uns?) 

— Aber wenn Sie den Eindruck erwecken wollen, 
als ob ich auch in bezug auf meine Inserate viel-
leicht in eine irgendwie geartete Unabhängigkeit 
— Abhängigkeit 

(Beifall und Lachen bei der SPD. —Zurufe 
von  der  SPD: Unabhängigkeit ist sehr gut! 

 — Ausgezeichnet!) 

geraten wäre, dann nimmt Ihnen das überhaupt 
kein Mensch ab. Das ganze deutsche Volk hat dafür 
ein feines Gefühl; es weiß, daß, wenn ein Mann in 
der Regierung und in diesem Parlament unbestech-
lich ist, ich das bin und es auch bewiesen habe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Schmidt [Hamburg] : Wer bezahlt 

denn Ihre Inserate, Herr Erhard?) 

Unser gesellschaftspolitisches Bild 'ist über eine 
Einzelfrage hinaus eben doch ein anderes als das 
Ihre. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Das ,dem deutschem Volk immer wieder vor Augen 
zu führen, ist nicht nur unser gutes Recht, sondern, 
wie ich glaube, unsere Pflicht. 

(Abg. Kurlbaum: Aber auf ehrliche Art!) 

Herr Kurlbaum, Sie haben geglaubt . sich ü ber 
den Ton beklagen zu müssen. Ich könnte diesem 

Hause an Hand der Protokolle und der  Nieder-
schriften der Verhandlungen im Deutschen Bun-
destag einmal vorführen, wer diese Pflicht der 
inneren Wahrhaftigkeit und Ehrlichkeit und Red-
lichkeit der  Sprache und  der  Argumentation ver-
letzt hat. Was mir von Ihrer Seite in diesen neun 
Jahren :in ,dem Kampf um ,die Durchsetzung der 
Marktwirtschaft an Verleumdung und an falscher 
Darstellung begegnet 'ist, ist nicht zu überbieten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aus diesem Grunde haben Sie — wenn ich Sie 
sage, meine ich nicht Sie  persönlich, sondern Ihre 
Partei —das wenigste Recht, empfindlich zu 
reagieren, wenn ich die Probleme dort, wo wir uns 
trennen, auch mit aller Schärfe und Härte an-
spreche. Das werde ich ,auch in Zukunft tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen? — Das Wort hat der Abgeordnete Kurlbaum. 

Kurlbaum (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
muß doch einige Dinge richtigstellen. Der Herr 
Bundeswirtschaftsminister ,hat hier die Frage 
gestellt, ob es überhaupt einen anderen Weg als 
,den der Finanzierung des Aufbaus gegeben hätte, 
den er und die Koalition bis zum heutigen Tage 
gegangen sind. Ich möchte hier nur einmal an  die 
Diskussion über das sogenannte Preusker-Gesetz 
erinnern. Da haben Sie, meine Herren, vor ein paar 
Monaten, gerade auch in bezug auf die Finanzie-
rung gewisser Dinge über Steuervergünstigungen, 
die allergrößten Beklemmungen wegen der einsei-
tigen Bevorzugung der großen Einkommen bei der 
Bildung von Ersparnissen gehabt. Niemand kann 
mich davon überzeugen, daß man diesen Umlen-
kungsprozeß schon lange vorher ohne Gefahr für 
den deutschen Wiederaufbau hätte einleiten 
können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun hat der Herr Bundeswirtschaftsminister 
gefragt, ob wir etwa die Vorstellung hätten, daß 
ein solches Bundesunternehmen besonders gün-
stige Startbedingungen hätte haben müssen. Wir 
haben in  der Debatte über das Kartellgesetz immer 
den Standpunkt vertreten, daß im Wettbewerb, 
soweit er überhaupt hergestellt oder aufrecht-
erhalten werden kann, öffentliche Unternehmun-
gen keine besseren Startbedingungen zu haben 
brauchen als private Unternehmungen. Das ist in 
dieser Frage immer unser Standpunkt gewesen. 
Daher bedurfte es der Frage des Bundeswirt-
schaftsministers nicht. 

Unabhängig davon hätte dieses Bundesunter-
nehmen, selbst wenn man ihm auf diesem Markt 
genau dieselben Startbedingungen gibt wie den 
privaten Unternehmungen, ohne weiteres die Mög-
lichkeit, in  Zukunft mit einer sehr viel kleineren 
Selbstfinanzierungsquote, d. h. mit sehr viel weni-
ger Selbstfinanzierung einkalkuliert in  die Preise, 
zu arbeiten, als die Teilnehmer an diesem Markt es 
bisher getan haben. 

Von Befehlen ist da, glaube ich, überhaupt keine 
Rede. Gibt es ein marktkonformeres Mittel als das, 
irgendwo einen Hecht in den Karpfenteich hinein-
zusetzen? Was ist ,denn noch marktkonformer als 
dies? 

(Beifall bei der SPD.) 
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(Kurlbaum) 
Nicht einmal das wollen Sie. Sie wollen eben die 
Karpfen alle allein lassen, und das wollen wir in 
der Tat nicht. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Hellwig. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es kommt mir nur darauf an, 
hier noch kurz klarzustellen, Herr Kollege Kurl-
baum, daß in unseren eigenen Reihen nicht nur der 
Bundeswirtschaftsminister, sondern auch die mit 
diesen Fragen befaßten Kollegen sich seit langem 
ernste Gedanken darüber machen, wie von der aus 
der Notlage entstandenen Selbstfinanzierungstech-
nik auf eine andere Technik, nämlich Sparkapital-
bildung und Kapitalmarkt, umgeschaltet werden 
kann. Daraus sollte man  nun nicht den Vorwurf 
herleiten, daß man diese Dinge von vornherein 
hätte vermeiden können. Ich glaube, Sie sollten im 
Gegenteil mithelfen, hier den richtigen Weg zu 
finden. 

Ich darf noch einen Vergleich richtigstellen. Sie 
haben die hohe Selbstfinanzierungsquote der Nach-
kriegszeit mit einer wesentlich niedrigeren Selbst-
finanzierungsquote der  zwanziger Jahre ver-
glichen. Das ist nur die eine Seite des Bildes, Herr 
Kurlbaum. Sie müssen hinzufügen, daß die Finan-
zierung des Wiederaufbaues in den zwanziger Jah-
ren mit einer horrenden Verschuldung, insbeson-
dere gegenüber dem Ausland, erfolgen mußte und 
daß der niedrigeren Selbstfinanzierungsquote der 
zwanziger Jahre eine Ausl andsverschuldung von 
25 Milliarden Reichsmark, nach der heutigen Kauf

-

kraft 50 Milliarden DM, entsprach. Wenn Sie damit 
den relativ geringen Betrag von 4,5 Milliarden DM 
Marshallplan-Hilfe vergleichen, der bei uns neben 
der Finanzierung des Wiederaufbaues aus eigenen 
Mittelngenannt werden müßte, wird das Bild erst 
vollständig. Man kann unserer Wirtschaft nicht 
vorwerfen, daß sie eine zu hohe Selbstfinanzierung 
betriebenhabe, ohne gleichzeitig zu sagen, daß sie 
im ganzen auf einer gesünderen Grundlage finan-
ziert worden ist, als es in den zwanziger Jahren im 
Hinblick auf die große Auslandsverschuldung der 

 Fall war. 

Nun zu der Frage der  Bundesunternehmungen. 
Es ist ja bekannt, daß große bundeseigene Erwerbs-
unternehmungen in den Nachkriegsjahren vermut-
lich den höchsten Satz der Selbstfinanzierungsquote 
in der deutschen Wirtschaft aufzuweisen haben. 
Und warum? Weil diese bundeseigenen Unterneh-
mungen nicht dem Druck auf Verzinsung des Kapi-
tals und auf Abführung einer Dividende an Aktio-
näre ausgesetzt waren, wie es bei den in privatem 
Eigentum stehenden großen Aktiengesellschaften 
der Fall ist. Sie wissen, wie minimal die Dividen-
denleistungen der Bundesgesellschaften im Ver-
hältnis zu ihrem Kapital und ihrem Vermögen 
sind. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Dr. Baade (SPD): Herr Dr. Hellwig, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß eines der für die deutsche Wirt-
schaft wichtigsten Bundesunternehmen, die Ho-

waldt-Werft in Kiel, regelmäßig Dividende gezahlt 
hat und mit den Stimmen sämtlicher Aufsichtsrats-
mitglieder einschließlich der Arbeitnehmervertre-
ter die Dividende erhöht hat? 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Professor Baade, 
mir ist das durchaus bekannt, aber ich spreche hier 
vom Durchschnitt aller bundeseigenen Erwerbs-
unternehmungen. Hier ist ein Milliardenkapital 
durch Selbstfinanzierung als Vermögen neu ge-
bildet worden. Der Anteil von Dividenden — 20, 
25, 30 Millionen DM —, der an den Bundeshaus-
halt abgeführt wurde, 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Wer ist denn 
dafür verantwortlich?!) 

— einen Moment — ist im Verhältnis zu dem zu 
verzinsenden Kapital so verschwindend gering, daß 
man hier wirklich nicht von gleichen Startbedin-
gungen dieser Aktiengesellschaften im Vergleich 
zu anderen, privaten Aktiengesellschaften sprechen 
kann. 

Daher bin ich der Meinung, daß schon aus diesem 
Grunde eine Privatisierung bzw. bei anderen Un-
ternehmungen, wenn sie noch weiter im Eigentum 
des Bundes stehen sollen, eine Teilprivatisierung 
notwendig ist, um bei diesen Unternehmungen den 
Druck in Richtung auf eine Verzinsung und die Ab-
führung einer Dividende in gleicher Weise zu be-
gründen, wie er bei den mit ihnen im Wettbewerb 
stehenden Aktiengesellschaften privater Eigentü-
mer tatsächlich besteht. ,,Gleiche Startbedingungen" 
heißt dann aber auch: gleiche Ansprüche der Ak-
tionäre auf Dividende. Das ist ein Punkt, den wir 
auch bei der Diskussion um das Volkswagenwerk 
richtig sehen sollten, denn gerade da hat diese 
Sache gefehlt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Kursbaum (SPD): Herr Dr. Hellwig, stimmen Sie 
mir nicht darin zu, daß es die Bundesregierung 
oder das zuständige Bundesministerium durchaus 
in der Hand hätte, durch entsprechende Anwei-
sungen an ihre Vertreter im Aufsichtsrat dafür 
Sorge zu tragen, daß das geschieht, was Sie hier 
sagen? 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Erinnern Sie sich noch daran, welche Diskussion 
wir mit den Herren aus den Ministerien gehabt 
haben, die im Aufsichtsrat des Volkswagenwerks 
sitzen, und daß wir vergeblich versucht haben, die 
Herren dahin zu beeinflussen, daß sie ihre Auf-
sichtsratsposten dazu benutzen, endlich die von 
ihrem Minister getragene Wirtschaftspolitik zu ver-
wirklichen? 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Kurlbaum, mir ist 
diese Diskussion durchaus in Erinnerung. Ich 
stimme Ihnen zu, daß natürlich der Bund als Eigen-
tümer, der die Aufsichtsräte qua Hauptversamm-
lung benennt, diese Aufsichtsratsmitglieder — so-
weit sie direkte Vertreter des Bundes, also Ange-
hörige von Bundesbehörden sind — auch anweisen 
kann, in den Aufsichtsräten dieser Unternehmun-
gen eine bestimmte Auffassung zu vertreten. Aber 
die Grenze für diese Weisung ist im Aktienrecht 
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gegeben. Der Bund kann weder über die Haupt-
versammlung, d. h. ais Eigentümer und Aktionär, 
noch über die einzelnen Aufsichtsratsmitglieder, 
soweit er sie überhaupt aus seinen Bediensteten 
wählt, auf die Geschäftsleitung einen Einfluß neh-
men, der mit den Vorschriften des Aktienrechts in 
Widerspruch steht. 

Herr Kurlbaum, wir haben im Unterausschuß 
wiederholt darüber diskutiert. Ich habe von Ihrer 
Seite bisher leider keinen konkreten Vorschlag er-
fahren, welche Änderungen im Gesellschaftsrecht 
notwendig wären, um diesen Einfluß bei öffent-
lichen Unternehmungen sicherzustellen. 

(Abg. Kurlbaum: Der Ausschuß hat ja 
gar nicht getagt!) 

— Herr Kurlbaum, ich muß das zurückweisen. 
Auch bei den Beratungen, die wir über diese beson-
dere Frage hatten, ist außer Kritik von Ihrer Seite 
nie ein konkreter Vorschlag gekommen. 

(Abg. Kriedemann: Sie haben doch in 
diesem Hause die Mehrheit und die Ver

-

antwortung! Was fragen Sie immer uns 
danach! Warum warten Sie auf unsere 

Vorschläge?!) 

— Verzeihen Sie, Herr Kriedemann, es ist sehr 
billig, 

(Abg. Kriedemann: D a s ist billig, was Sie 
hier erzählen) 

als Opposition immer nur sagen: „Das muß gemacht 
werden", wenn man selbst nicht weiß, wo, wie es 
eben der Herr Bundeswirtschaftsminister gesagt 
hat. 

(Abg. Kriedemann: Sie wissen offenbar 
nicht, wo!) 

— Nein, Herr Kriedemann, ich darf Ihnen eine 
ganze Reihe von schriftlichen Ausarbeitungen, an 
denen sich eine Reihe von Freunden meiner Frak-
tion beteiligt hat, in die Erinnerung zurückrufen, 
worin diese Dinge ausführlich behandelt worden 
sind. 

(Abg. Kriedemann: Und was ist gesche

-

hen? Was ist nach acht Jahren Regierung 
geschehen?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Kurlbaum (SPD): Herr Dr. Hellwig, können Sie 
sich nicht vorstellen, daß wir als Opposition bei 
unseren Überlegungen, was wir in dem Unteraus-
schuß tun wollen, mindestens von der Voraus-
setzung ausgegangen sind, daß dieser Ausschuß 
überhaupt zur Tätigkeit kommt? Davon sind wir 
ausgegangen, und darauf haben wir vergeblich 
gewartet. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Kurlbaum, ich 
weiß nicht — — 

(Abg. Schmidt [Hamburg]: Sie haben den 
Ausschuß nur benutzen wollen, um Bun

-

desvermögen zu verkungeln!) 

— Herr Schmidt, das muß ich aber ganz entschie-
den zurückweisen. 

(Abg. Schmidt [Hamburg]: Da sind doch 
sogar Käufer als Ihre Fraktionskollegen 

aufgetreten!) 

— Herr Schmidt, das war eine Bemerkung, von der 
Sie genau wissen, daß sie nicht richtig ist. Der 
Unterausschuß hat es abgelehnt, in Detailverhand-
lungen einzutreten, weil diese Dinge Angelegen-
heiten der Verwaltung sind. Sie wissen, daß jeder 
Versuch, ein solches Gespräch zu führen, unter-
bunden worden ist. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Ich war dabei!) 

— Es ist wider besseres Wissen, wenn Sie diese 
Behauptung hier aufstellen. 

(Abg. Schmid [Hamburg] : Ich war dabei!) 

— Es ist wider Ihr besseres Wissen, wenn Sie 
diese Behauptung aufstellen. 

(Abg. Pelster: Das kommt bei Schmidt gar 
nicht genau drauf an!) 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Sind Sie bereit, mir 
zuzugeben, Herr Dr. Hellwig, daß, während in die-
sem Ausschuß z. B. über den Verkauf eines bisher 
in Bundesbesitz befindlichen Unternehmens ge-
sprochen worden ist, bei diesen Verhandlungen ein 
Kollege Ihrer Fraktion anwesend war, der als Auf-
sichtsrat bzw. Geschäftsführungsmitglied derjeni-
gen Firma tätig ist, die jenes Unternehmen kaufen 
wollte? 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Schmidt, es ist 
Ihnen aber auch bekannt, daß die Erörterung die-
ses Punktes abgebrochen 

(Abg. Schmidt [Hamburg]: Ja, als wir pro

-

testiert haben!) 

und nicht wiederaufgenommen worden ist, und 
nicht auf Ihr Betreiben, sondern auf meine Ent-
scheidung hin. 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Können Sie mir zu-
geben, daß die Verhandlungen abgebrochen wur-
den, nachdem wir gegen diese Methoden protestiert 
hatten? 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Schmidt, es ist von 
mir selbst entschieden worden. 

(Lachen bei der SPD.) 

Ihre Pressepolemik ist später gekommen. Aber ich 
darf dann die Frage stellen: Herr Schmidt, sind 
Sie immer so zimperlich? Sind auch Ihre Kollegen 
so zimperlich, wenn es sich um den Aufsichtsrat 
und ähnliche Fragen bei der Mitbestimmung han-
delt, sich an den Beratungen über das Mitbestim-
mungsgesetz nicht zu beteiligen? Diese Frage muß 
hier auch einmal ganz deutlich gestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kann Ihnen die Protokolle der Ausschuß-
sitzungen vorlegen, in denen diejenigen Kollegen 
von Ihrer Seite, die Aufsichtsratsposten und andere 
Mandate gemäß der Mitbestimmung innehaben, an 
der Vorlage selbst mitgearbeitet haben, die ihre 
eigene Position betraf. Wenn Fairneß, dann bitte 
auch an dieser Stelle! 

Nun noch eine letzte Bemerkung zu dem Thema 
Eigentum. Herr Kurlbaum hat auf das Dortmunder 
Aktionsprogramm aufmerksam gemacht und ge-
sagt, die SPD habe auch hier die Eigentumsbildung 
für die Bezieher von kleineren Einkommen bejaht. 
Wir könnten an vielen Stellen sehr gut zusam- 
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menarbeiten, Herr Kurlbaum, wenn endlich ein-
mal eine klare Sprache zum Schutz und zur Ver-
breiterung des privaten Eigentums gesprochen 
würde und nicht immer diese Grenze gezogen 
würde: „Kleineres oder auch mittleres Eigentum 
erkennen wir an", und wenn man sich nicht 
scheute, eine ganz klare Haltung zu der Institution 
des privaten Eigentums überhaupt einzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Widerspruch 
bei der SPD.) 

Die deutsche Öffentlichkeit ist unruhig darüber ge-
worden, daß man eine klare Antwort auf die Frage, 
wie man es mit der Institution des privaten Eigen-
tums hält, bis heute von Ihnen nicht gehört hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Widerspruch bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schmidt (Hamburg). 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Einige Bemerkungen des Kol-
legen Dr. Hellwig erfordern eine Erwiderung. Was 
zunächst das Mitbestimmungsrecht angeht, Herr 
Kollege Dr. Hellwig, möchte ich Ihnen ein Beispiel 
vor Augen führen. Sehen Sie mal, da gibt es hier 
in diesem Hause einen Ausschuß für Frag en des 
Beamtenrechts. In diesem Ausschuß sitzen eine 
Reihe von Kollegen Ihrer, unserer und anderer 
Fraktionen; die sind im Zivilberuf Beamte. Die 
machen also dort nach bestem Wissen und Gewis-
sen und im Auftrag des  ganzen Hauses und im 
Auftrag ihrer Fraktionen das neue Beamtenrecht. 

(Abg. Dr. Hellwig: Das ist ein allgemeines 
Problem aller Ausschüsse! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

Oder im Rechtsausschuß sitzen von Ihrer und von 
unserer Fraktion Rechtsanwälte, und die sind 
beteiligt, wenn z. B. die neue Kostenordnung für 
Rechtsanwälte gemacht wird. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Im Wirtschaftsausschuß sitzt z. B. einer der maß-
geblichen Köpfe des Wissenschaftlichen Instituts 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie, der 
Dr. Hellwig, und ,da sitzt z. B. einer der maßgeb-
lichen Köpfe, die die Gewerkschaften wirtschaftlich 
beraten, der Dr. Deist, und da sitzen so viele andere 
Leute, die wirtschaftlich interessiert sind, und 
machen also  Wirtschaftspolitik. Das ist in der Ord-
nung. Es sitzen z. B. in diesem Parlament Leute, 
die an  der  Gestaltung des Aktienrechts interessiert 
sind. Die sitzen in Aufsichtsräten und machen hier 
mit. wenn über Aktienrecht abgestimmt wird. Hier 
sitzen Leute, die  an  der Gestaltung des Mit-
bestimmungsrechts interessiert sind. Die sitzen 
auch in Aufsichtsräten, und  die sprechen  hier  mit, 
wenn darüber debattiert wird. 

Was ich vorhin angegriffen habe, war etwas 
ganz anderes. Da handelt es sich darum, daß eine 
ganz bestimmte Firma eine ganz bestimmte andere 
Firma aus Bundesbesitz kaufen wollte und daß der 
Mann, der in dieser einen Firma eine maßgebliche 
Rolle spielt, an den Verhandlungen des zuständi-
gen Parlamentsausschusses über diesen Verkauf 
auf das eifrigste teilnahm. Das war etwas ganz 
anderes ! 

(Hört! Hört! und Beifall bei der SPD. — 
Zurufe von ,der CDU/CSU.) 

Sehen Sie, solche Dinge hat man geduldet, Herr 
Dr. Hellwig und Herr Dr. Erhard, und man hat sie 
erst dann abgestellt, als von unserer Seite — übri-
gens nicht mit polemischem Geschrei, sondern 
unter der Hand — gesagt wurde: „Kinder, wollt 
ihr das nicht abstellen? Geht das nicht über  die 

 Hutschnur?" So ist es doch gewesen, so anständig 
haben wir es doch gemacht! Da haben Sie es ab-
gestellt, da  erst!  Sehen Sie, da kann man dann 
doch nicht gleichzeitig wie der Bundeswirtschafts-
minister in seinen Zeitungsanzeigen, von denen er 
uns nicht sagen will, wer sie eigentlich bezahlt, von 
„unserer anständigen Gesinnung" sprechen. Sehen 
Sie, Herr Erhard, Sie schreiben von „unserer an-
ständigen Gesinnung", und gleichzeitig  schreiben 
Sie: Die Opposition ist in Anbetracht ihrer Negati-
vität und Destruktivität sittlich nicht zur Über-
nahme der Geschicke des deutschen Volkes legiti-
miert. 

(Stürmische Zurufe von der SPD: Pfui! 
Unerhört! Unverschämtheit! — Weitere 

Zurufe und Gegenrufe.) 
„Unsere Anständigkeit"! Ich will nicht so weit 
gehen, zu vermuten, daß auch dieses Wort aus 
christlicher Verantwortung geschrieben sei, Herr 
Minister Erhard. 

(Lebhafter Beifall und Zurufe bei der 
SPD. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich will Ihnen mal etwas sagen. Mi t  meiner Bibel-
festigkeit ist es nicht so weit hier wie mit der der 
meisten von Ihnen. Aber ich weiß, daß in der 
Bibel, und zwar in  den zehn Geboten steht: Du 
sollst den Namen des Herrn nicht unnütz führen. 
Sie führen ihn unnütz, Jahr für Jahr und Tag 
für Tag! 

(Stürmischer Beifall bei der SPD. — 
Beifall beim GB/BHE.) 

Dann steht in den Anzeigen ides Herrn Bundes-
wirtschaftsministers, von denen er uns nicht sagen 
will, wer sie eigentlich bezahlt — er ist ja „unab-
hängig" von den Leuten, die sie bezahlen; aber er 
sagt uns nicht, wer es ist —, ganz groß: Kein Platz 
für Geschäftemacher! Wer hat denn die  Geschäfte 
in Deutschland von 1949 bis jetzt gemacht? Wir 
etwa? Die Arbeitnehmer etwa, Herr Erhard? Ihr 
habt sie doch gemacht! Ihr habt sie doch gemacht! 

(Stürmischer Beifall bei der SPD. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Hetzer! Wahl

-

versammlung! — Weitere Zurufe und 
Gegenrufe.) 

— Ja, ich verstehe, daß es Sie ärgert. 
(Lachen und Zurufe bei der CDU/CSU. — 

Abg. Dr. Conring: Reichlich billig!) 

Herr Dr. Hellwig hat hier so seriös von der Stel-
lung zum Privateigentum gesprochen und davon, 
wie sehr Sie dafür sind, und ich werde gleich etwas 
dazu sagen. Wir sind auch sehr dafür. Aber Sie 
sind heute ganz seriös für ,das Privateigentum, und 
Sie sind also jetzt am Ende der zweiten Legislatur-
periode dafür, daß das in der dritten etwas anders 
gemacht wird. Eine neue Phase soll beginnen, sagte 
Herr Minister Erhard. Die Geschäftemacherei soll 
aufhören. Jedenfalls steht es so in den Anzeigen. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Gegenrufe 
von der SPD.) 

Wer hat denn mit Hilfe dieser Geschäfte bisher 
Privateigentum bilden können? Wer hat denn das 
Privateigentum gebildet? 

(Zuruf des Abg. Pelster.) 
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— Lieber Herr Kollege, da fragen Sie einmal den 
Herrn Kollegen Pferdmenges, der weiß das besser! 

(Beifall bei ,der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Aber nun zum Privateigentum. Herr Hellwig, wir 
sind der Meinung, daß jeder Mann und jede Frau, 
seien sie noch so klein und noch so gering oder 
noch so groß, das Recht haben soll, sich Privat-
eigentum zu bilden. 

(Zurufe von  der Mitte: Na also!) 

Dafür wollen wir sorgen. Worauf es ankommt, ist 
aber nicht so sehr, ihnen neben den bisherigen 
technischen Formen, Privateigentum zu bilden, sei 
es über Bausparkasse oder über Kontensparen, 
zusätzliche Möglichkeiten dafür zu schaffen, wie 
sie ihr Geld anlegen sollen — jetzt schaffen Sie 
also zusätzlich die Volksaktie —, sondern worauf 
es ankommt, ist, ihnen die Möglichkeit zu schaffen, 
überhaupt das Geld zu bekommen, damit sie es 
sparen können. Das ist doch der  Witz der Sache. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE. 
— Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich möchte gern, daß der Herr Bundeswirt-
schaftsminister die Fragen des Herrn Kollegen 
Kurlbaum wenigstens in einem Punkt zum Schluß 
noch beantwortet. Sie haben gesagt, Sie seien der 
Meinung gewesen, Zollermäßigung sei das Zweck-
mäßige. Ich nehme an, Sie sind esauch heute noch. 
Herr Bundeswirtschaftsminister, könnten Sie uns 
einmal erklären, weswegen es nicht gelingt, dieser 
Überzeugung in jener Hälfte des Hauses und im 
Bundeskabinett zum Durchbruch zu verhelfen? 
Woran liegt das eigentlich? Wir müssen allerdings 
vermuten, daß es z. B. an den 30 Millionen Mark 
liegt, die neuerdings diese Hälfte des Hauses be-
kommt. Das steht ja in der Zeitung und ist von 
Ihnen nicht dementiert worden. Die bekommt ihr 
doch allein für Wahlkampfzwecke von den Leuten, 
die gegen diese Zollermäßigung sind, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

die gegen Ihr Kartellgesetz sind! Sie bekommen 
doch Geld von den Leuten, die sich die Hände rei-
ben, wenn Ihre Beamten in Unverschämtheit aus 
den Ausschüssen herausgehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Oder sind Sie bereit, dem Haus Aufschluß darüber 
zu geben, wer das finanziert? Sind Sie bereit, dem 
Haus zu erzählen, wer Ihre ganze Anzeigenserie, 
die wir hier haben, bezahlt hat? 

(Zurufe von der SPD. — Gegenrufe von 
der CDU/CSU.) 

— Sind Sie bereit, Herr Hellwig, endlich im Aus-
schuß in die Beratung der Anfrage einzutreten, 
wieso das Volkswagenwerk auch zu ,diesen Anzei-
gen beitragen mußte? Alles das sind doch die 
Dinge, die hier in Wirklichkeit den moralischen 
Hintergrund für das Thema des Tages abgeben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Nur ganz wenige Worte. 

(Zuruf von der SPD: Warum so sparsam?!)  

Mir ist gesagt worden, es komme nicht darauf an, 
verschiedene Formen der Eigentumsbildung zu 
schaffen, sondern es komme darauf an, überhaupt 
Eigentum bilden zu können. An dieser Frage wol-
len wir mal die Sache aufhängen. Hier geht es 
nämlich um die Prinzipien in der Wirtschaftspolitik. 
Daß das deutsche Volk heute wieder über einen 
anständigen Lebensstandard verfügt und ihn noch 
weiter verbessern wird, daß das deutsche Volk 
heute wieder in der Lage ist, überhaupt ans Spa-
ren zu denken, das verdankt das deutsche Volk 
dieser unserer Politik, 

(Zuruf von der SPD: Seinem Fleiß, aber 
nicht Ihrer Politik!) 

die Sie bekämpft haben mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der SPD.) 

Das wollen wir einmal klar und eindeutig fest-
gestellt haben. Sagen Sie einmal: Wer finanziert 
Ihren Wahlkampf? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD.) 

Wenn Sie bereit sind, mir die Unterlagen zu ge-
ben, in denen auch steht, was Sie von der von 
Ihnen angegriffenen Industrie auch unmittelbar be-
kommen haben, dann bekommen Sie meine Zif-
fern auch. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der SPD: Das war der Witz des Tages! — 

Weitere Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kurlbaum. 

Kurlbaum (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Dr. Hellwig hat von uns eine 
eindeutige Erklärung zur Eigentumsfrage gefor-
dert. Ich bin gern bereit, diese abzugeben. Wir 
sind uneingeschränkt für das Eigentum, mit einer 
Ausnahme: wo Größe des Eigentums die  Gefahr 
und die Wahrscheinlichkeit des Machtmißbrauchs 
in sich schließt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist die Grenze des Eigentums. 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Kurlbaum (SPD): Ja, ist gestattet. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Kurlbaum, Sie 
sagten: Wir sind unbeschränkt für das Eigentum. 
Meinen Sie damit das private Eigentum oder ir-
gendein anderes? 

(Abg. Kurlbaum: Das private!) 

— Das fehlte nämlich dabei. 

Kurlbaum (SPD): Gut. Ich bin Ihnen dankbar. 
Wir sind uneingeschränkt für das Privateigentum 
bis an die Grenze heran, wo der Machtmißbrauch 
mit diesem Eigentum beginnt. Da scheiden sich 
nun allerdings die Geister. In einer Diskussion zu 
diesem Thema hat das Mitglied der CSU, der frü-
here Wirtschaftsminister in Bayern, Herr Dr. Seidel, 
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einmal von der Unteilbarkeit des Eigentums ge-
sprochen. Da scheiden wir uns allerdings von ihm 
und von seiner Partei. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nur ein-
mal auf eins hinweisen. Was sagen Sie zum Bei-
spiel zu der Tatsache, daß man in den USA be-
reits seit 1890 ein Antimonopolgesetz besitzt und 
handhabt, das zu wesentlichen Einschränkungen 
in der Verfügung über das Eigentum berechtigt? 

(Abg. Dr. Hellwig: Und gleichzeitig die 
größte Machtkonzentration!) 

— Herr Dr. Hellwig, ich rede jetzt nicht darüber, 
ob dieses Gesetz aus dem Jahre 1890 sich in allen 
Einzelheiten bewährt hat; es ist ein sehr altes Ge-
setz. Es geht hier aber um das Prinzip, und es 
geht darum, daß man hier versucht, alle diejeni-
gen immer wieder als Planwirtschaftler zu dif-
famieren oder ihnen eine östliche Färbung zu ge-
ben, die nicht bereit sind, das Eigentum in unbe-
grenzter Höhe als unteilbar zu bezeichnen. Ich 
weise darauf hin, daß es Länder gibt, die nicht 
sozialistisch sind, mit alter parlamentarischer und 
demokratischer Kontrolle, die wesentlich weiter 
fortgeschritten sind als Sie, meine Damen und Her-
ren von der Koalition. 

(Beifall bei der SPD.) 

Darum handelt es sich. 

Nun noch eine Frage an den Bundeswirtschafts-
minister. Er hat sich ja zu meinen Fragen, wie er 
glaubt, diese Art von Inseraten in Zukunft zu ver-
antworten zu können und was er noch an Prestige 
hier in diesem Hause bei seinen Kollegen zu haben 
glaubt, nur sehr unbestimmt geäußert. Ich möchte 
den Bundeswirtschaftsminister fragen: Ist er nicht 
wenigstens bereit, in Zukunft in seinen Inseraten 
einmal deutlich zu sagen, wen er überhaupt an-
spricht? Ist er endlich bereit, einmal in  seinen In-
seraten zu sagen, ob er die Sozialdemokratie an-
spricht, ob er die Gewerkschaften anspricht oder 
ob er sich mit der SED unterhalten will? 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schmidt (Hamburg). 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Ich beschränke mich 
auf drei Sätze. Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Retourkutsche, die der Herr Bundes-
wirtschaftsminister gefahren hat — er hat auf Fra-
gen statt zu antworten nur rhetorische Gegenfra-
gen gestellt —, möchte ich nicht benutzen. Ich 
möchte nur folgende Frage stellen: Herr Bundes-
wirtschaftsminister. welche Interessen haben ver-
hindert, daß die Zollsenkung zustande kam? 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Herr 
Bundeswirtschaftsminister. 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Der Bundeswirtschaftsminister bzw. die Regierung 
haben die Möglichkeit, ihre Auffassung in Anträ-
gen vorzulegen, der Minister in Regierungsvorla-
gen, über die das Kabinett entscheidet. Die Re-
gierung hat die Möglichkeit, den Bundestag mit 
ihren Vorlagen zu befassen. Genau das habe ich 
getan. Sie wissen genau, welche Haltung ich dabei  

eingenommen habe. Ich bin, wie ich vorhin schon 
sagte, persönlich, individuell nicht dafür verant-
wortlich, wie dann die entsprechenden Gremien 
entscheiden. Ich habe Ihnen ja auch schon man-
chen Ratschlag gegeben; Sie sind mir auch nicht 
gefolgt. Das kann auch bei meiner eigenen Partei 
passieren; — das ist Demokratie. 

(Beifall in der Mitte. — Zuruf von der 
SPD: Das war keine Antwort! — Abg. 
Dr. Kreyssig: Wann treten Sie zurück?) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Krammig. 

Krammig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe mit großer Befriedi-
gung von der Erklärung des Herrn Kollegen Kurl-
baum Kenntnis genommen, daß die SPD in vollem 
Umfange für die Institution des Sondereigentums 
eintritt. 

(Zuruf von der SPD: Was ist das?) 

— Sondereigentum ist Privateigentum, meine 
Damen und Herren. Wenn Sie schon eine Anleihe 
bei der katholischen Soziallehre machen, dann 
müssen Sie natürlich auch die entsprechenden Aus-
drücke verwenden. Aber das nur nebenbei. Ich 
hätte mich jedoch sehr gefreut, Herr Kollege Kurl-
baum, wenn Sie, als wir so verzweifelt um das 
Familienheimgesetz rangen, da Ihren Standpunkt, 
daß Sie für das Eigentum sind, vertreten hätten. 
Das haben wir damals leider nicht erlebt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ein zweites! Herr Kollege Schmidt aus Ham-
burg, ich habe kürzlich einen Brief erhalten, in dem 
ich gebeten worden bin, dafür einzutreten, daß die 
Steuerfreiheit für Nacht - , Sonntags - und Feiertags-
zuschläge — bisher bestand sie bei Gesamtein-
künften in Höhe von 9000 DM im Jahr — auf 
12 000 DM ausgedehnt wird. Im Finanz- und 
Steuerausschuß ist man  darüber hinausgegangen 
und hat diese Grenze auf 15 000 DM festgesetzt. 
In der nächsten Woche werden Sie diese Vorlage 
zur Entscheidung bekommen. Glauben Sie denn im 
Ernst, wir würden eine solche Vorlage einbringen, 
wenn diejenigen, von denen Sie sprachen, nichts 
verdienten? Der Mann, der 250 DM im Monat hat, 
braucht diese Steuerfreigrenze nicht; aber die 
Hafenarbeiter und Stauer, die haben sie notwendig! 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen zum Tagesordnungspunkt Einzelplan 09 und 
den dazugehörigen Drucksachen liegen nicht vor. 
Die Debatte ist hiermit geschlossen. 

Ich nehme an, daß die vorliegenden Änderungs-
anträge in der Debatte begründet worden sind. Ich 
stelle das hiermit fest. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ände-
rungsanträge. Zu Tit. 601 — Seite 18 der Druck-
sache 2900, Einzelplan 09 — liegt auf Umdruck 1100*) 
ein Antrag der FDP vor. — Verzeihung, Herr Bun-
desfinanzminister, die Debatte ist geschlossen. — 
Dieser Antrag betrifft Maßnahmen zur Förderung 
des Handwerks. Der Ansatz soll von 6 000 000 DM 
um 4 000 000 auf 10 000 000 DM erhöht werden. 
Weiter wird beantragt, die Erläuterungen zu Tit. 
601 zu ändern. Ich bitte diejenigen, die diesem An- 

*) Siehe Anlage 3 
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trag zuzustimmen wünschen, um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Bei zahlreichen Enthaltungen abgelehnt. 

Ich komme zu dem zu Tit. 606 auf Umdruck 1090*) 
von den Abgeordneten Dr. Elbrächter, Dr. Preiß 
und Genossen gestellten Antrag. Es handelt sich um 
Maßnahmen zur Förderung des Exports, und hier 
soll der Ansatz der Regierungsvorlage in Höhe von 
1 850 000 DM wiederhergestellt werden. Ich bitte 
diejenigen, die diesem Antrag — Seite 3 des Be-
richts — zuzustimmen wünschen, um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Nun folgt der Antrag der SPD unter Ziffer 1 des 
Umdrucks 1080") zu Tit. 608, Förderung der haus-
wirtschaftlichen Aufklärung und Beratung, Seite 20 
der Drucksache. Es wird beantragt, den Ansatz von 
50 000 DM auf 150 000 — also um 100 000 DM — 
zu erhöhen und die Erläuterungen zu Tit. 608 ent-
sprechend zu ändern. Wer diesem Antrag zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Elbrächter 
und Genossen auf Umdruck 1058***) zu Tit. 612 — 
Zuschuß zur Durchführung von bundeswichtigen 
Aufgaben auf dem Gebiet der Bodenforschung —, 
Seite 21 der Drucksache. Der Ansatz soll von 
400 000 DM um 1 000 000 DM auf 1 400 000 DM er-
höht werden. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme jetzt zu dem Änderungsantrag der 
SPD unter Ziffer 2 des Umdrucks 1080**) zu Tit. 
615 — Unterrichtung der breiten Öffentlichkeit, 
inbesondere der Verbraucher, über allgemeine 
Marktfragen —, Seite 22 der Drucksache. Hier soll 
die Zweckbestimmung ergänzt werden. Ferner wird 
beantragt, den Ansatz von 150 000 DM auf 250 000 
DM zu erhöhen und die Erläuterungen zu ändern. 
Wer diesem Antrag stattzugeben wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. Damit sind sämtliche Änderungsanträge 
abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über die Vorlagen 
selbst. Es liegen Ihnen die Drucksache 3458, dazu 
ein Nachtrag zu der Drucksache 3458 und dann ein 
Schriftlicher Bericht z u Drucksache 3458****) vor. 
Dieser Bericht enthält keinen Antrag; er wird als 
Teil des Gesamtberichts zur Kenntnis genommen. 
Die von mir an zweiter Stelle genannte Urkunde, 
nämlich der Nachtrag zu der Drucksache 3458, ent-
hält einen Nachtrag zu Kap. 09 01 Tit. 101. Da es 
sich bei diesem Nachtrag zur Drucksache um eine 
Änderung und Ergänzung des Hauptantrags han-
delt, stelle ich ihn zunächst zur Abstimmung. 

Ich nehme an, daß Sie bei den zahlreichen Ein-
zelgesprächen haben folgen können. 

Bitte, Herr Kollege Schoettle! 

*) Siehe Anlage 4 
**) Siehe Anlage 5 
***) Siehe Anlage 6 
****) Siehe Anlage 2 

Schoettle (SPD): Der Nachtrag bildet eine Ein-
heit mit dem Hauptantrag des Ausschusses. Ich 
glaube, darüber kann man in einem abstimmen 
lassen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Gut, mir ist es noch 
viel lieber. Ich wollte nur sehr präzise sein, denn 
man könnte verschiedener Meinung sein. Aber 
wenn die Fronten klar sind, ist es mir auch recht. 

Dann stelle ich diesen Nachtrag zu Drucksache 
3458 mit  der. Drucksache selbst zur Abstimmung. 
Der Antrag geht dahin, den Entwurf des Einzel-
plans 09 mit den aus der nachstehenden Zusam-
men stell ung ersichtlichen Änderungen und, wie ich 
hinzufügendarf, mit dem Nachtrag zu Drucksache 
3458, im übrigen unverändert nach der Vorlage an-
zunehmen. Wer diesem Antrag stattzugeben 
wünscht, den  bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um  die  Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der 
Einzelplan 09 ist angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 08: 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Finanzen. 

Es liegen vor die Drucksachen 3457 und zu 3457. 
Änderungsanträge scheinen nicht vorzuliegen. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, das Wort zu 
nehmen. Bitte, Herr Kollege Krammig! 

Krammig (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Es liegt ein 
Schriftlicher Bericht*) vor. 

(Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Ich bitte, doch etwas 
mehr Ruhe zu geben, damit der Berichterstatter 
sich vernehmlich machen kann. 

Krammig (CDU/CSU), Berichterstatter: Nachdem 
der Schriftliche Bericht abgeschlossen war, hat der 
Haushaltsausschuß noch einen Beschluß gefaßt, der 
die  Abschlußsummen des Einzelplans um 6 Millio-
nen DM verändert. Ich möchte Sie deshalb bitten, 
,auf Seite 1 des Schriftlichen Berichts bei den Aus-
gaben anstatt 918 608 000 DM 924 608 000 DM zu 
schreiben und beim Zuschuß eine entsprechende 
Änderung vorzunehmen, so daß sich die Zahl 
742 279 800 DM um 6 Millionen DM auf 748 279 800 
DM erhöht. 

Aus diesem Grunde muß in dem Bericht die 
Nummer 5 der Einleitung wie folgt lauten: 

Das Mehr an Personalausgaben, das von den 
Gesamtmehrausgaben in Höhe von 60 764 600 
DM ... mit 43 143 500 DM = '71 v. H. am Ge-
samtausgabenmehr partizipiert, entfällt . . . 

Und dann weiter, wie der Text hier lautet. 

Drittens bitte ich Sie, folgende Änderung vorzu

-

nehmen. In Nr. 13 muß es in  der  sechsten Zeile 
statt ,.geringer" „geringerer" heißen. 

Im übrigen darf ich mich auf den  Schriftlichen 
Bericht 'beziehen. 

*) Siehe Anlage 7 



12266 	2. Deutscher Bundestag — 211. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Mai 1957 

Vizepräsident Dr. Becker: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Ich nehme an, daß die Berichti-
gung allseits zur Kenntnis gekommen ist. Schrift-
lich liegt sie nur hier oben vor. 

Wird das Wort gewünscht? — Das Wort hat der 
Abgeordnete Gülich. 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Bundesfinanzminister ist zugleich 
Ressortminister und Budgetminister. Als Ressort-
minister hat er, reformfreudig, wie er ist, in den 
Einzelplan 08 ein neues Kapiteleingefügt, nämlich 
das Kap. 08 09 „Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein". 

(Zurufe von der Mitte: Aha!) 

Ich habe leider eben Ihren Bericht nicht hören 
können, Herr Kollege Krammig. Im Ausschuß hat 
man — ich war nicht dabei — das Wort ,,Bundes-
monopolverwaltung" in „Bundesmonopol a m t" ge-
ändert. Im Bericht — ich konnte Sie leider nicht 
mehr fragen — steht eine Begründung dafür nicht. 
Uns kommt es aber darauf an, die Monopol ver

-

waltun g in ihrer Gänze parlamentarisch zu 
kontrollieren und nicht nur das Monopolamt. Die 
Gründe, die die Regierung veranlaßt haben, den 
Vorschlag zu machen, 'das Wort „Bundesmonolver-
waltung" in „Bundesmonopolamt" zu ändern, sind 
mir nicht bekannt, ich kann sie mir aber denken. 
Mehr als  die  formale Einfügung dieses 

Kap. 08 09 ist allerdings auch nichtgeschehen. Nach 
wie vor versteht es die Bundesmonopolverwaltung 
für Branntwein, zu verheimlichen, mit welchem 
Effekt die einzelnen Zweige der Branntweinwirt-
schaft arbeiten. Nach wie vor entsteht dem Steuer-
zahler durch die verfehlte Branntweinpolitik des 
Bundesfinanzministers ein jährlicher Schaden von 
mindestens 30 bis 40 Millionen DM. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Um nun endlich einmal Klarheit in diese Ver-
worrenheit zu bekommen, hat der Deutsche Bun-
destag am 25. Juni 1953 auf meinen Antrag hin 
einstimmig beschlossen, die Deutsche Revisions-
und Treuhand AG mit der Überprüfung der Mono-
polverwaltung für Branntwein zu beauftragen. 
Durch einen merkwürdigen Umstand ist dieser 
Auftrag des Bundestags nicht unmittelbar an die 
Deutsche Revisions- und Treuhand AG gegeben 
worden, sondern an den Herrn Bundesfinanzmini-
ster, der ja als aufsichtführender Minister gerade 
mit kontrolliert werden sollte. Nachdem mir dies 
bekanntgeworden war, schrieb 'ich dem Herrn Prä-
sidenten des Deutschen Bundestags einen Brief und 
legte darin dar,  welche 'Gesichtspunkte für den 
Auftrag Ian  die Deutsche Revisions- und Treuhand 
AG maßgebend seien. Der Ältestenrat trat meiner 
Auffassung bei. Nunmehr wurde ein Brief an den 
Präsidenten des Bundesrechnungshofs geschrieben, 
der seinerseits erklärte, er könne als Vorsitzender 
des Aufsichtsrates der Deutschen Revisions- und 
Treuhand AG dem Vorstand dieser Gesellschaft 
keine Direktiven geben. Damit war der Auftrag 
des Deutschen Bundestags im Eimer. An der for-
malen Richtigkeit des Rechenwerks habe ich nie 
gezweifelt. Es kam vielmehr darauf an, nachzuprü-
fen, mit welchem Effekt die einzelnen 'Sparten der 
Branntweinwirtschaft arbeiten. 

In dem vierbändigen Revisionsbericht, der den 
deutschen Steuerzahler nun wieder 60 000 DM oder 
vielleicht noch mehr gekostet hat, steht in Zif-
fer 113 folgendes: 

Es ist wegen des Fehlens einer präzisen 
Kostenträgerrechnung nicht möglich, genau 
festzustellen, wie hoch die Gewinne bzw. die 
Verluste an den einzelnen Sorten gewesen 
sind.Angesichts der 'betriebswirtschaftlichen 
und volkswirtschaftlichen Bedeutung dieser 
Vorgänge hielten wir es indes für notwendig, zu-
mindest annäherungsweise die Größenordnung 
'der  Gewinne und Verluste anzudeuten. 

Dann folgen Angaben darüber, in welcher Weise 
die Erfolgsspaltung vorgenommen wurde. 

Nach dieser Rechnung hat das Geschäft in  den 
verlustbringenden Sorten das Ergebnis um an-
nähernd 35 Millionen DM im Rechnungsjahr 
1950/51 und um 43 Millionen DM im Rech-
nungsjahr 1951/52 geschmälert. Im großen und 
ganzen kann man annehmen, daß sich der Zu-
schuß für die mit Verlust verkauften Sorten 
in der Größenordnung von 30 bis 40 Millio-
nen DM bewegt. 

Aus dem Prüfungsbericht der Treuhandgesell-
schaft ist besonders zu bemerken, daß die Erträge 
aus der B Branntweinaufschlagsspi'tze über die jewei-
ligen Gewinn- und Verlustrechnungen als Erträge 
der Monopolverwaltung ausgewiesen wurden. Die 
Treuhand weist darauf hin, daß diese Erträgnisse 
nach dem 'Gesetz vom 21. Oktober 1948 Verbrauch-
steuern 'im Sinne der Reichsabgabenordnung sind, 
'daß aber der Bundesfinanzminister mit Erlaß vom 
30. Oktober 1950 diese Einnahmen direkt der Bun-
desmonopolverwaltung zuweist. Interessant ist, 
daß 'der  Bundesfinanzminister in dem erwähnten 
Erlaß unter III die Oberfinanzdirektionen anweist, 
die :in den jeweils abgelaufenen Monaten aufge-
kommenen Aufschlagsspitzen durch Absetzen von 
der Einnahme als Haushaltsausgabe an die Kasse 
der Monopolverwaltung auszuzahlen. Die Auf-
schlagsspitze ist seit dem Gesetz von 1948 genauso 
wie die Monopolausgleichsspitze Steuer im Sinne 
der Abgabenordnung. Beide Spitzen werden durch 
die Zollverwaltung festgesetzt und erhoben. Die 
Aufschlagsspitze fließt neuerdings in die Bundes-
hauptkasse, während die  Ausgleichsspitze nach 
dem obigen Ministerialerlaß an die Monopolverwal-
tung zurückgeht. 

Betrachtet man die mit dem Geschäftsbericht der 
Bundesmonopolverwaltung für das Geschäftsjahr 
1954/55 in der Drucksache 2259 vorgelegte Gewinn-
und Verlustrechnung unter diesem Gesichtspunkt, 
so schließt die Gewinn- und Verlustrechnung nicht, 
wie 'ausgewiesen ist,  mit  einem Gewinn von 9,7 Mil-
lionen DM ab; durch den Ausweis von 22,5 Millio-
nen DM Ertrag an vereinnahmter Branntwein-
steuer, also Branntweinaufschlag, die gesetzmäßig 
direkt an die Bundeshauptkasse abzuführen waren, 
sieht das Ergebnis vielmehr so  taus,  daß die Bun-
desmonopolverwaltung für dieses Geschäftsjahr 
zirka 12,8 Millionen DM Verluste ausweisen müßte. 

Meine Damen und Herren, kürzer konnte ich dies 
nicht vortragen; ich wollte es einmal bundestags-
aktenkundig machen. Ich habe seit einigen Jahren 
über die Monopolverwaltung für Branntwein nicht 
mehr gesprochen, weil es nach der Komödie mit 
der Beauftragung der Deutschen Revisions- und 
Treuhandgesellschaft einfach keinen Sinn mehr 
hatte, in diesem Bundestag über diese Skandalwirt-
schaft in der Branntweinwirtschaft zu sprechen. 

Neuerdings kauft man nun Sprit in großen Men-
gen im Ausland, d. h. in Frankreich, zu einem 
Preis, zu dem man in der Bundesrepublik Sprit 
nicht kaufen kann, weil man ihn hier zu diesem 
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Preise nicht herstellen kann. Allerdings auch in 
Frankreich nicht, dort  wird  der Sprit so stark sub-
ventioniert, daß er zu so niedrigem Preis ausge-
führt werden kann. 

Die Monopolverwaltung wird vermutlich dazu 
erklären, daß sie einführen müsse, weil sie nicht 
genügend Sprit habe. Das ist aber Schuld der ver-
fehlten Vorratspolitik der Monopolverwaltung. 
Man zwingt Großproduzenten zur Stillegung und 
nutzt vorhandene freie Kapazitäten nicht aus. Die-
ser Druck auf die Großproduzenten zur Umstel-
lung auf andere Produktion bringt es außerdem 
mit sich, daß der Bundesfinanzminister Verspre-
chungen, die er ,diesen Großproduzenten für die 
Umstellung gemacht hat, von Bedingungen abhän-
gig macht, die schlechterdings nicht zu erfüllen sind. 

Diese Bundesmonopolverwaltung ist eine völlig 
veraltete Institution. Ursprünglich diente sie dem 
Schutz der ostdeutschen Großlandwirtschaft, die 
heute nicht mehr existiert. Sie wird weitergeführt, 
weil bestimmte Interessen es vermocht haben, sich 
bis heute durchzusetzen. Der Bundesfinanzminister 
interessiert sich nicht dafür. Er hat, 'als ein Wech-
sel in der Leitungnotwendig war, seinen bisherigen 
Branntweinsteuerreferenten mit ,der Leitung be-
traut, dem man nachrühmt, daß er des Geigenspiels 
besonders kundig ist, der aber keine ausnehmen-
den wirtschaftlichen Kenntnisse hat. Die Erzeuger 
und die Verarbeiter — bis auf einen kleinen Kreis 
einer bestimmten Interessentengruppe — waren 
sich ja einigdarüber, daß dieser juristisch gut vor-
gebildete Mann für 'einen solchen Posten nicht in 
Frage kommen konnte. Der ,Bundesfinanzminister 
hat alle Warnungen in  den Wind geschlagen. 

Nun war vor zwei Jahren der Posten des  Direk-
tors  der Verwertungsstelle neu zu besetzen. Sie 
haben, Herr Kollege Krammig, im. Haushaltsaus-
schuß durch die Änderung der  Bezeichnung — erst 
hieß das Kapitel „Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein", jetzt heißt es „Monopolamt" — die 
„Verwertungsstelle" ausdrücklich draußen gelassen. 
Sie haben also  durch einen Akt des Parlaments 
die Verwertungsstelle, die die gesamten Geschäfte 
der Monopolverwaltung macht, der Kontrolle des 
Parlaments entzogen. Ich habe vor gut zwei Jahren 
im Haushaltsausschuß des Bundestags die Frage 
gestellt, ob es wahr sei, daß ein bestimmter Mann 
als Direktor für die Verwertungsstelle in Aussicht 
genommen sei. Man antwortete mir:  ja, er sei in 
Aussicht genommen. Ich habe dann darauf auf-
merksam gemacht, daß in der Vergangenheit, in der 
ökonomischen Vergangenheit dieses Mannes dunkle 
Punkte seien, die ihn nicht geeignet erscheinen lie-
ßen, eine solcheStelle einzunehmen. Der Regie-
rungsvertreter hat mir geantwortet: möglicher-
weise sei früher in der „wilden Zeit" 'dies und jenes 
passiert. Meine Damen und Herren, mit der soge-
nannten „wilden Zeit" von 1945/46/47 ist gar nichts 
zu entschuldigen! Wenn nicht Tausende von Män-
nern und Frauen, von denen ja viele auf allen Bän-
ken  dieses Hauses unter uns sitzen, damals ehrlich 
und redlich versucht hätten, dem Chaos Stückchen 
um Stückchen abzuringen, dann wäre der Aufstieg 
nicht möglich gewesen. Man soll doch nicht so tun, 
als ob jemand, der in  der  „wilden Zeit" versagt 
hat, später in Ordnung wäre. Man hat mir gesagt, 
möglicherweise sei er früher ein Windhund gewe-
sen. Ich habe darauf geantwortet: Windhunde 'blei-
ben  Windhunde. Wenn sie alt werden, sind sie 
eben ,aalte Windhunde. 

(Heiterkeit.) 

Und was ist nun passiert? Im Dezember vorigen 
Jaihres wurde dieser Direktor und einer seiner Mit-
arbeiter fristlos entlassen und verhaftet. Vor kur-
zem sind beide wegen Bestechung, Untreue und 
Betrugs angeklagt worden. Es wird ihnen zur Last 
gelegt, bei Spritkäufen aus dem Ausland, die ich 
vorhin schon kritisiert habe, Schmiergelder in gro-
ßer Höhe angenommen zu halben. 

Da ist doch wirklich zu fragen: Warum stellt der 
Präsident der Bundesmonopolverwaltung einen 
solchen Mann ein, warum hört der  Bundesfinanz-
minister auf keine Warnung? Es waren ja keine 
unsubstantiierten Hinweise, nein, es handelte sich 
um seine berufliche Vergangenheit. Aber der Herr 
Bundesfinanzminister ist noch so gut gemeinten 
Ratschlägen nicht zugänglich. 
Unabhängig davon, wie dieser Strafprozeß aus-

geht, muß hier noch einmal gesagt werden, daß die 
Bundesmonopolverwaltung nicht nur in  ihrem for-
malen Rechenwerk, sondern 'auch in ihrer gesam-
ten Wirtschaftsgebarung der parlamentarischen 
Kontrolle unterworfen werden muß. Es geht auch 
nicht an, daß 'der Bundesfinanzminister Verbrauch-
steuern festsetzt, ohne das Parlament zu befragen, 
und der Monopolverwaltung zu viele Ermessensent-
schedungen überläßt. 

Ich habe gegen Schluß des 1. Deutschen Bundes-
tags im Namen meiner Fraktion einen Gesetzent-
wurf eingebracht, der die parlamentarische Mitwir-
kung und Kontrolle vorsah. Der Entwurf wurde 
nicht mehr erledigt, er wurde auf Eis gelegt. Im 
2. Bundestag hatte es keinen Sinn mehr, sich damit 
zu befassen; der Bundestag war nicht bereit, die 
Regierung war uneinsichtig. Aber ich sage Ihnen: 
es kann nicht ausbleiben, daß in  einigen Jahren 
eine Situation eintritt, in der das Parlament ge-
zwungen sein wind, sich mit der Branntweinwirt-
schaft zu befassen. 

Soviel zum Ressortminister, zu dem natürlich 
noch einiges mehr zu sagen wäre. Ich tue das jetzt 
nicht. Aber 'ich muß noch einige Bemerkungen 
zum Budgetminister machen. 

Herr Kollege Vogel hat neulich in einer Presse-
konferenz den gegenwärtigen Etat 'als einen Wen-
depunkt der deutschen Finanzpolitik bezeichnet. 
Inwiefern ist dieser Etat ein Wendepunkt? Der 
Etat offenbart und dokumentiert jetzt wohl auch 
dem, der es vorher nicht glauben wollte, den Zu-
sammenbruch der Schäfferschen Finanzpolitik. Be-
merken wird es der Steuerzahler erst im Jahre 
1958; ganz genau 'aber erst im Jahre 1959! Dieser 
Etat zeigt keinen Anflug zu einer Wende der Poli-
tik, sondern er praktiziert die alten Mittelchen und 
Mätzchen, die wir nun seit einer Reihe von Jah-
ren gewöhnt sind. Er ist ein Etat der alten Kon-
struktion, er ist noch unsolider und noch unstabi-
ler als in den vorhergehenden Jahren. 

Dieser Etat 1957 wurde vom Herrn Bundesfinanz-
minister hier — er liebt ja 'für seine Etats immer 
Bezeichnungen — als der Etat der Stabilität und 
der sozialen Sicherheit eingebracht. Einen Etat, in 
dem bei der  Einbringung, von den außerordent-
lichen Ausgaben abgesehen, 2,2 Milliarden DM 
neue Dauerausgaben standen, denen keine neuen 
Einnahmen gegenüberstanden, kann man weiß 
Gott nicht als einen Etat der Stabilität bezeichnen. 
Nun wird der Etat den Bundestag mit neuen 

Ausgaben von 6,1 Milliarden DM verlassen, die 
nicht durch Einnahmen gedeckt sind, sondern die 
durch die einmalige Einnahme aus den Rücklagen 
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genommen werden. Das Rückstellungskonto von 
4020 Millionen DM wird aufgelöst, die 580 Millio-
nen DM, die für Stationierungskosten bereits zu-
rückgestellt waren, werden in den Haushalt zu-
rückgenommen. Der Bundesfinanzminister hat im-
mer mit Nachdruck darauf 'hingewiesen, daß er 
verpflichtet sei, einen ausgeglichenen Etat vorzu-
legen. Diese Ausgeglichenheit war immer eine Fik-
tion. — Lieber Herr Pelster, Sie schütteln mit dem 
Kopf. 

(Abg. Pelster: Das stimmt doch nicht!) 

— Das stimmt nicht? 

(Abg. Pelster: Nein, das stimmt nicht! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Aber, meine Herren, dann treten Sie doch nach

-

her mal hierhin und beweisen Sie mal, daß das 
nicht stimmt, was ich soeben gesagt habe, daß die 
Ausgeglichenheitimmer eine Fiktion gewesen sei. 

(Abg. Krammig: Es ist immer mehr auf

-

gekommen! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Verehrte Kollegen, darauf 'bin ich also wirklich 
gespannt. 

(Abg. Krammig: Es ist doch immer mehr 
aufgekommen! Das ist 'doch Tatsuche!) 

— Es ist immer mehr aufgekommen, selbstver-
ständlich; und der Etat ist immer unausgeglichen 
gewesen. 

(Abg. Krammig: Und dieses Haus hat im-
mer mehr Ausgaben beschlossen! Das haben 

Sie 'bloß vergessen hinzuzufügen!) 
— Natürlich hat dieses Haus Ausgaben beschlos-
sen. 

(Abg. Pelster: Und Sie waren dagegen, die 
Einnahmen zu ,beschließen! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Die Ausgaben haben Sie 

 mit beischlossen!) 
— Bin ich .denn verantwortlich für das, was Sie an 
Ausgaben mehr beschlossen haben? Der Bundes-
finanzminister kommt ,doch dauernd her und rech-
net vor, was das Parlament durch seine Ausgaben-
freudigkeit mehr beschlossen hat. Daß es sich in 
Wirklichkeit im 'wesentlichen um Nachschiebe-
listen der Regierung handelt, das sagt er nicht dazu. 
Aber wenn  Sie  wollen, 'können wir das hier ein-
mal öffentlich raustragen. Wir haben ja die Zah-
len alle var uns und 'kennen sie. Wir können dann 
im einzelnen sagen, wie es in  Wirklichkeit  steht. 
Ich stelle 'mich dieser Aussprache gern. 

Der Bundesfinanzminister geht bei seinen finanz-
politischen Betrachtungen immer von falschen Vor-
aussetzungen aus. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das ist auch wieder 
eine gewagte Behauptung!) 

— Der Bundesfinanzminister erklärt z. B. in einer 
Versammlung in  Passau, wenn seine Frau einen 
Wintermantel brauche, lege er dafür zurück, und 
was für den Privatmann selbstverständlich sei, das 
wolle man  dem Finanzminister verargen. Mit 
einem solchen Beispiel in seinen Reden streut er 
doch der Bevölkerung Sand in die Augen. Er sagt 
dann: „Was beim Privatmann eine Tugend ist, das 
wollt ihr beim Finanzminister tadeln?" Hierin 
steckt der Ke rn  der falschen Schäfferschen Kon-
zeption. 

(Abg. Dr. Horlacher: Nein, das ist 
unrichtig!)  

— Herr Dr. Horlacher, ich glaube, Sie sind auch' 
Nationalökonom. Schon zu der Zeit. als Sie stu-
dierten, hat der Student der Nationalökonomie 
gelernt, daß, fachlich ausgedrückt, mikroökono-
mische Tatbestände makroökonomisch nicht zu gel-
ten  brauchen und in vielen Fällen nicht ,gelten kön-
nen. Der Jurist Schäffer, der ganz formaljuristisch 
denkende Schäffer hat das einfach noch nicht be-
griffen. Richtiges einzelwirtschaftliches Verhalten 
kann keine Grundlage zu richtigem volkswirt-
schaftlichem Handeln und Denken sein. 

(Abg. Dr. Conring: Haben Sie mal etwas 
von der Rückla,genverardnung gehört?) 

— Zweifellos: aber was hat denn die Rücklagen-
verordnung mit der Hortung im Großen zu tun? 

(Abg. Dr. Horlacher: Rücklagen müssen 
wir haben! — Ein Kanapee mit Polster ist 
besser als ein Kanapee ohne Polster! — 

Heiterkeit.) 

— Das bestreite ich nicht; aber auch das,  Herr 
Kollege Horlacher, ist eine richtige Überlegung, auf 
einen falschen Tatbestand ,angewendet. 

Rudolf Herlt wies in der „Welt" vom 9. Mai 
richtig darauf hin, wer es auf die Gefahr hin, lang-
weilig zu wirken, immer wieder wage, auf die Fol-
gen der  Schäfferschen Finanzpolitik der vollen 
Kassen aufmerksam zu machen, sei dem bayeri-
schen Sarkasmus des Bundesfinanzministers aus-
gesetzt und bekommeimmer wieder zu hören, daß 
die Nationalökonomen ihn schon gar  nicht über-
zeugen könnten. Er hält 'es offensichtlich mit idem 
sicher noch berühmt werdenden Wort des Kollegen 
Schmücker, der einmal sagte, daß ihn noch so sach-
liche Argumente von seiner politischen Überzeu-
gan,g nicht 'abbringen könnten. Das bedeutet nichts 
anderes, als daß er — der Bundesfinanzminister 
sagt es .auch — sich durch nationalökonomischen 
Sachverstand von seinen Vorurteilen nicht abbrin-
gen lassen will. 

Der Bundesfinanzminister sagte neulich zu mei-
nen Schlußfolgerungen — ich hatte ein paar 
freundliche Bemerkungen zu seiner Wallfahrts-
absicht für den Fall, daß ihm Gottes Fluch wieder 
das Amt des Finanzministers übertrüge, gemacht, 
— der Weise stehe allein. Ich fürchte, Herr Kollege 
Schäffer, es wird bald lauten: Der Waise — der 
Waisenknabe — steht allein. So weit wird es kom-
men, wenn Sie es in dieser Weise weitertreiben. 

(Abg. Dr. Horlacher: Der Weise fühlt sich 
am wohlsten allein!) 

— Ja, mit „ei" 'geschrieben! Aber der Waisenknabe, 
der nächstens durch den Herrn Bundesfinanzmini-
ster dargestellt wird — wir wollen mal sehen, wie 
er sich fühlen wird!  

(Abg. Pelster: Der fühlt sich dann sehr 
allein, jawohl!) 

Der Bundesfinanzminister — das war es, was ich 
hier einmal ausführen wollte — kann nur i n  juri-
stischen Kategorien denken, 'und zwar überwiegend 
in zivilrechtlichen Kategorien. Daher auch der 
immerwieder auftauchende Gegensatz zwischen 
Bundeswirtschaftsminister und Bundesfinanzmini-
ster. Man mag Erhards Politik im einzelnen für 
richtig oder für falsch, für weniger richtig oder für 
weniger falsch halten; aber man kann doch nicht 
bezweifeln, daß er in modernen volkswirtschaft-
lichen Ansichten denkt und damit in der Sphäre 
dies  öffentlichen Lebens dem formaljuristisch den- 
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enden Bundesfinanzminister weit überlegen ist. 
Dieses Gespann — Erhard, ein freischaffender 
Künstler in großen Linien; Schäffer, ein Detaillist 
ohne große Linien — kann doch unmöglich wirk-
sam zusammenarbeiten, zumal in einem Wirt-
schaftskabinett, das von dem „Marschall Blücher" 
geführt wird. 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Horlacher: Da 
komme ich nicht mehr mit!) 

— Das tut mir leid; es liegt aber, glaube ich, nicht 
an Mir. 

Ich habe ja oft dem Herrn Bundesfinanzminister 
meine persönliche Sympathie ausgesprochen. Ich 
sehe in seiner Entwicklung eine wirkliche persön-
liche Tragik. Sie werden es ja demnächst auch 
sehen. Er ist niemals zu einem Gespräch über die 
Grundlagen seiner Politik bereit, und wenn er 
nicht durchkommt, dann droht er mit  Rücktritt. 
Sehen Sie bitte mal im Pressearchiv nach, zu wie 
vielen Malen der Bundesfinanzminister mit sei-
nem Rücktritt gedroht hat. Er hat kein einziges 
Mal seine Drohungen wahrgemacht, vermutlich hat 
er es niemals ernst gemeint. 

(Abg. Wittrock: Das waren seine kleinen 
Späßchen!) 

Einmal, als die Presse schrieb, nun scheine es aber, 
daß es wirklich ernst sei, habe ich an  die „Welt  am 

 Sonntag" geschrieben: „Tritt Schäffer wirklich 
zurück?" und habe dann dargelegt, daß er auch 
dieses Mal nicht zurücktreten werde. Und 'er trat 
nicht zurück. Er sitzt noch immer da. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Gott sei Dank! 
 — Heiterkeit. — Abg. Dr. Horlacher: Fällt 

dem gar  nicht ein! — Abg. Pelster: Dann 
 gnade Gott unserem Volk!) 

— Ach, „gnade Gott unserem  Volk"!  

(Abg. Pelster: Doch, doch! Das werden 
spätere Zeiten zeigen!) 

— Na ja, über die späteren Zeiten haben wir eini-
ges zu sagen. Die späteren Zeiten werden wir ja 
ausbaden müssen. 

(Abg. Stücklen: Wer, Sie?) 

— Wir, wir alle werden sie ausbaden müssen; das 
habe ich vorhin schon gesagt. Der deutsche Steuer-
zahler muß sie ausbaden. 

(Abg. Dr. Horlacher: Deswegen müssen Sie 
Rücklagen haben! — Abg. Pelster: Bis 

jetzt hat es uns  gut  gegangen!) 

— „Bis jetzt hat es uns gut  gegangen", lieber Gott, 
was ist das für eine Rede, Herr Pelster! 

(Abg. Dr. Horlacher: Wenn es einem gut 
geht, ist das doch noch nichts Schlechtes!) 

— Wenn es einen aber gut geht und mit Notwen-
digkeit daraus folgen muß, daß es aus diesem Gut-
gehen heraus schlecht werden muß — das gilt für 
Ihre Verteidigungspolitik, das gilt für Ihre Finanz-
politik —, dann ist das keine gute Sache. 

(Abg. Stücklen: Herr Gülich, was wäre 
erst geschehen, wenn wir Ihre Anträge 
nicht mit Mut abgelehnt hätten! Wie wäre 

dann unsere Finanzmisere!) 

— Das ist kein guter Einwand. 

(Abg. Stücklen: Ein sehr guter!) 

— Das ist kein Einwand. Es kommt hier auf die 
Gesamtkonzeption an. 

(Abg Dr. Horlacher: Sehr richtig!) 

Wenn in dieser Gesamtkonzeption die Opposition 
beispielweise in der Sache des Luftschutzes oder 
zur Förderung der Wissenschaften wie neulich be-
stimmte Anträge einbringt, dann ist es doch ganz 
klar, daß sie das tun will, um ihren Standpunkt, 
ihren prinzipiellen Standpunkt darzulegen. Würde 
die Opposition Finanzpolitik machen — ich sagte 
schon vor ein paar Jahren: Finanzpolitik kann 
nur im Zusammenhang mit Wirtschafts- und So-
zialpolitik gemacht werden —, dann würden ja 
die Anträge anders aussehen. Dann würde eine an-
dere Konzeption den gesamten Bundeshaushalt 
bestimmen. Schäffer hat zu allem, was auch an ihn 
herangetragen wurde, immer nur nein gesagt. Es 
kann die kleinste Position sein, er sagt nein. Nur 
wenn die großen Interessenverbände kommen und 
drängen, dann droht er erst ein bißchen und dann 
sagt er ja. 

Der Bundesfinanzminister hat von sich aus nie-
mals ein Programm entwickelt, sondern er hat 
immer nur widerwillig dem zugestimmt, dem er 
nicht mehr ausweichen konnte. Er hat z. B. von 
sich aus keine Vorschläge zu einer organischen 
Steuerreform gemacht, sondern er hat sich alles, 
was geschehen ist, widerwillig abringen lassen. 
Und von dem, was geschehen ist, ist ja sehr vieles 
nicht gut. Worin bestand denn Ihre Steuerpolitik? 
Ihre Steuerpolitik bestand darin, Dutzenden von 
Gruppen Sonderwünsche zu erfüllen, Sonderver-
günstigungen zu gewähren, die nicht im Interesse 
einer allgemeinen Steuergerechtigkeit waren. 

(Abg. Stücklen: Zählen Sie doch diese 
Gruppen mal auf!) 

— Lieber Gott, wenn ich diese Gruppen aufzählen 
soll, da gibt es eine ganze Reihe. 

(Abg. Dr. Horlacher: Zum Beispiel die 
Gruppe der Arbeitnehmer! — Abg. Stück

-

len: Meinen Sie den Freibetrag der Ar

-

beitnehmer? Meinen Sie die Begünstigung 
der Heimatvertriebenenwirtschaft? — 
Abg. Dr. Horlacher: Die zahlen doch we

-

niger Steuern als vorher!) 

— Aber das ist doch nicht das Problem, Herr 
Horlacher! 

(Abg. Dr. Horlacher: Doch! Das Problem 
ist: weniger Steuer zahlen!) 

— Das ist nicht das Problem. Das Problem ist, 
daß zahlreichen Sonderwünschen nachgegeben 
worden ist, was man ja im Bundesfinanzministe-
rium genauso gut weiß. Wir haben doch aus dem 
Mund der Herren vom Bundesfinanzministerium 
oft genug gehört, daß es mit den Sonderbegün-
stigungen aufhören muß. 

(Abg. Pelster: Sie haben doch auch Ihre 
entsprechenden Anträge gestellt!) 

— Unsere Anträge haben Sie ja zumeist abgelehnt, 
Herr Pelster! 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Sie verschieben das Problem. Ich habe gesagt, 
daß der Bundesfinanzminister keinen wirklichen 
Ansatz zu einer organischen Steuersenkung ge-
macht hat. 

(Abg. Dr. Horlacher: Stimmt auch nicht!) 
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— Der Bundesfinanminister hat auch keinen wirk-
lichen Ansatz zur Haushaltsreform gemacht. Es 
ist alles beim alten geblieben. Man sagt, gewisse 
Dinge lägen in der Schublade. Das System der 
kleinlichen Kontrollen ist ausgebaut. Ich habe 
wiederholt gesagt, daß man den Behördenchefs 
mehr Selbständigkeit geben und sie hinterher stär-
ker kontrollieren muß. Was hat man getan? Man 
baut das System der Vorprüfungen in einer Weise 
aus, und auch durch die Jährlichkeit des Haushalts 
kommt man zu dem Ergebnis, daß zahlreiche Be-
hördenleiter keinen anderen Ausweg sehen, als 
beispielweise durch sinnlose Käufe in den letzten 
Wochen des Haushaltsjahrs ihre Mittel zu ver-
brauchen, weil, wenn sie sie nicht verbrauchen, 
da sie sie sinnvoll erst im April oder Mai ver-
brauchen könnten, sie ihnen ja gestrichen werden; 
denn wenn ein Ansatz in einem Jahre nicht ver-
braucht wird, sieht die Regierung schon im näch-
sten Jahre einen geringeren vor. Das ist auch ein 
Ausdruck des nichtvolkswirtschaftlichen Denkens, 
das sich nur in juristischen Kategorien bewegt. 

Nun noch ein Wort zu dem, was ich gestern 
schon angeschnitten habe und wozu ich bei Einzel-
plan 35 noch einiges sagen werde. Schäffer ist jah-
relang besorgt gewesen, Kassenreserven für die zu 
erwartenden Verteidigungsausgaben zu schaffen. 
Dieser Gedanke, den ich vorhin schon bei dem 
Mantelkauf angeschnitten habe, entspricht seiner 
fiskalisch-ärarischen Denkweise, ist aber volks-
wirtschaftlich in keiner Weise zu vertreten. Diese 
Politik der Kassenbildung hat zu Reserven bei der 
öffentlichen Hand geführt, die eine latente In-
flationsgefahr in sich bergen. 

(Abg. Dr. Horlacher: Unerhört was Sie 
da sagen! „Latente Inflationsgefahr", das 
ist dummes Geschwätz, das unser Volk 

beunruhigt!) 

— So, das ist dummes Geschwätz! 

(Abg. Dr. Horlacher: Dummes Geschwätz 
ist das!) 

— So, das ist dummes Geschwätz! Herr Horlacher, 
ich habe Ihnen aber größeren Sachverstand zuge-
traut. 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Kollege Hor-
lacher, ich darf wohl unterstellen, daß Ihnen dieses 
Wort von dem dummen Geschwätz in der Eile ent-
fahren ist. Ich nehme an, daß Sie es nicht auf den 
Kollegen Gülich bezogen haben. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident, ich muß es 
allerdings auf mich beziehen. Aber ich muß geste-
hen: wenn Sie sagen: „Das ist dummes Geschwätz", 
dann muß ich doch annehmen, Herr Horlacher, daß 
Sie meinen, ich habe das dumme Geschwätz ge-
macht. 

(Abg. Dr. Horlacher: Es gibt auch noch 
andere!) 

Ich könnte Ihnen sagen, Herr Horlacher — ich 
muß mich jetzt vorsichtig ausdrücken, damit ich 
keinen Ordnungsruf vom Herrn Präsidenten 
kriege —, daß Ihre Ausführungen von solcher 
Qualität sind, daß es sich nicht lohnt, darauf ein-
zugehen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Hor

-

lacher: Sehr richtig!) 

Nun sagt ja die Heilige Schrift, daß man nicht 
mehr an den Haushaltern suche, denn daß sie treu 
erfunden würden, und ich habe niemals — niemals! 
— gesagt, der Bundesfinanzminister sei nicht treu, 
nicht redlich, nicht fleißig gewesen. Ich habe in 
einer der letzten Sitzungen sogar gesagt, daß er 
mit einem ausgezeichneten Verstand ausgerüstet 
ist. Ich habe nur bedauert, daß er einen so falschen 
Gebrauch davon gemacht hat. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Aber bei dieser Frage nach der Treue müssen wir 
ja noch ein anderes biblisches Gleichnis heran-
ziehen, nämlich das von dem Hausherrn, der eine 
Reise antritt und sein Vermögen — seine Talente, 
wie es in den alten Ausgaben der Schrift heißt — 
unter seine Knechte verteilt. Der Bundesfinanz-
minister ist jenem Knechte gleich, der seine Ta-
lente in sein Schweißtuch wickelte und es vergrub, 
sprich: zinslos auf der Bank deutscher Länder an-
legte. 

(Abg. Dr. Vogel: Also das Bundesvermö

-

gen hat er inzwischen ganz erheblich ver

-

mehrt!) 
— Ja, das Bundesvermögen hat sich bei der ganzen 
Wirtschaftsentwicklung vermehrt, aber mit dem 
ihm anvertrauten Pfund hat der Finanzminister 
nicht gewuchert im biblischen Sinne, sondern er hat 
es auf die hohe Kante gelegt, eben privatwirt-
schaftlich gedacht. Das ist es. 

Jetzt lasten also durch diese verfehlte Finanz-
politik auf dem Bundeshaushalt Ausgaben, die 
ständig Ansprüche an den Bundeshaushalt stellen 
werden, ohne daß entsprechende Dauereinnahmen 
zu ihrer Deckung vorhanden sein werden. Der 
Bundesfinanzminister hat ja jetzt offen eingestan-
den, daß er mit dieser Politik des Sparens für künf-
tige Ausgaben gescheitert ist, und er hat den Zu-
sammenbruch seiner Konzeption, der ihm weiß 
Gott von allerlei Finanzsachverständigen, nicht nur 
von Sozialdemokraten, seit Jahren vorgehalten und 
vorausgesagt worden ist, zugegeben. Keine gute 
Situation, in der er sich jetzt befindet. Er bekennt 
sich freilich nicht zu seiner eigenen Kurzsichtigkeit 
und zu seiner volkswirtschaftlichen Planlosigkeit, 
sondern er schiebt die Verantwortung für die 
Finanzmisere dem Parlament zu — was er sich da 
im Wahlkampf alles leisten wird, wollen wir ein-
mal mit Interesse verfolgen —: nicht er, sondern 
das Parlament sei schuldig. Dabei ist es doch ganz 
klar, daß die Hortungspolitik des Bundesfinanz-
ministers — was ihm aber auch vorausgesagt wor-
den ist — der Steigerung der öffentlichen Aus-
gaben Vorschub geleistet hat. Warum haben denn 
auch die Bundesregierung und der Bundesfinanz-
minister nicht ein einziges Mal in all den Jahren, 
als das Parlament die Mehrausgaben beschlossen 
hat, vom Art. 113 des Grundgesetzes Gebrauch ge-
macht? Die „Welt" hatte neulich einen reizenden 
Druckfehler. Sie schrieb, er habe nie vom Art. 131 
des Grundgesetzes Gebrauch gemacht. Ach, vom 
Art. 131 ist ja reichlicher Gebrauch gemacht wor-
den, aber von Art. 113 nie! Das läßt sich nun nicht 
bestreiten: Der Bundesfinanzminister hat wieder-
holt mit der Anwendung des Artikels gedroht, aber 
wenn es ernst wurde, haben Sie nachgegeben; 
Ihren Interessenten haben Sie nachgegeben. 

(Abg. Dr. Horlacher: Es hat sich immer ein 
Ausweg gefunden!) 

— Es hat sich immer ein Ausweg gefunden? 

(Abg. Dr. Horlacher: Jawohl!) 
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— Richtig, 6,1 Milliarden stehen in diesem Haus-
halt als neue Dauerausgabe, denen keine Einnah-
men gegenüberstehen, sondern die aus der Hor-
tungspolitik stammen. Das ist der Witz. Herr Kol-
lege Horlacher, es ist doch ganz klar: wenn in 
einem Staat nicht die Haushaltspolitik die Kassen-
lage bestimmt, sondern die Kassenlage die Haus-
haltspolitik macht, dann kommen doch die Wünsche 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

auch aus dem Parlament. Es wäre merkwürdig, 
wenn sie nicht kämen. Das verteidigen Sie, Herr 
Kollege Horlacher? Sie alter Hase, der Sie schon 
dem Reichstag angehörten — ich habe oft und 
noch jetzt Ihre Reden im Reichstag nachgelesen, 
weil ich mich mit der Geschichte des Parlaments 
beschäftige —, Sie alter Hase kommen mir mit 
solchen Sachen? 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Gülich (SPD): Selbstverständlich, bitte. 

Höcherl (CDU/CSU): Herr Professor, was wäre 
passiert, wenn die Ausgabenanträge der SPD be-
willigt worden wären? Dann wären es vielleicht 
10 oder 15 Milliarden mehr geworden, als es jetzt 
geworden sind.  

(Zurufe von der SPD.) 

Dr. Gülich (SPD): Erstens, Herr Höcherl, haben 
Sie die Ausgabenanträge der SPD nicht addiert. 
Sonst würden Sie nicht sagen, daß es 10 oder 15 
Milliarden geworden wären. 

(Abg. Stücklen: Wir haben sie addiert! — 
Abg. Höcherl: Ich habe mir das eben sagen 

lassen!) 

— Na, hören Sie mal: wie kann man denn so da-
herreden? Die Ausgabenanträge der SPD — dazu 
habe ich mich vorhin bereits geäußert — sollen 
den politischen Standpunkt der SPD klarstellen 
und sagen, wo sie das Schwergewicht der Ausgaben 
haben möchte. Das war einmal der Ansatz für den 
Schutz der Zivilbevölkerung. Sie rüsten auf und 
auf, ohne für die Zivilbevölkerung einen Schutz zu 
lassen. 

(Abg. Dr. Dollinger: Wir rüsten doch nicht 
zum Zeitvertreib!) 

— Nein, nicht zum Zeitvertreib. Aber Sie rüsten 
nach unserer Überzeugung auch aus einer falschen 
Überlegung heraus auf. 

(Abg. Dr. Horlacher: Aus Sicherheit!) 
— Durch diese Aufrüstung, Herr Horlacher, wird 
die Sicherheit des deutschen Volkes nicht erhöht, 
sondern gemindert. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Stücklen: 
Ah, das ist der Kern der Sache! — Abg. 
Rasner: Neuauflage von gestern abend!) 

— Dieses „Ah" sollten Sie einmal in ein paar Jah-
ren nachlesen. Darüber wollen wir uns später 
unterhalten. 

Vizepräsident Dr. Becker: Meine Damen und 
Herren! Wir können nicht bei jedem Etat alle vor-
angegangenen Etats noch einmal erörtern. Ich bitte 
doch, die Frage der Sicherheit aus dem Spiel zu  

lassen, soweit sie nicht im unmittelbaren Zusam-
menhang mit der Etatposition steht. Wir sind in 
der zweiten Lesung, wo eigentlich keine allge-
meinen Etatdebatten stattfinden, sondern wo nur 
über einzelne Positionen gesprochen werden soll. 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident, ich stimme 
Ihnen vollkommen zu. Aber ich habe ja nicht von 
mir aus über die Sicherheit gesprochen, sondern 
mir wurde vorgeworfen, — — 

Vizepräsident Dr. Becker: Ich habe das auch 
nicht an Sie allein gerichtet. 

Dr. Gülich (SPD): Ich darf meinen Satz zu Ende 
sprechen: sondern mir wurde vorgeworfen, daß die 
sozialdemokratische Fraktion unsinnige Anträge 
gestellt habe. 

(Abg. Dr. Horlacher: Wer hat das gesagt? 
„Übertriebene Anträge" ist gesagt 

worden!) 

— Schön, wir hätten „übertriebene Anträge" ge-
stellt. Dazu konnte ich nur etwas sagen, wenn ich 
auf die wichtigsten Anträge einging. 

Der Bundesfinanzminister hat Jahr für Jahr, um 
die wirkliche Haushaltslage zu verschleiern, 

(Zuruf rechts: Was heißt hier verschleiern?) 

hier pessimistische Zahlen vorgetragen. Er hat 
immer wieder von den haushaltsmäßigen Defiziten 
gesprochen, die in Wirklichkeit — man muß ja 
auch die Kassenfülle dazunehmen — keine Defizite, 
die nur formale Defizite waren. Du lieber Gott, 
wie viele Ausgaben sind in den Haushalt eingestellt 
worden, die nur fiktiv waren, von denen man 
wußte, daß sie gar nicht verwirklicht werden konn-
ten! Manche waren vorsorglich eingestellt — das 
Kriegsfolgenschlußgesetz —, aber sie waren zu 
einer Zeit eingestellt, als z. B. das Kriegsfolgen-
schlußgesetz dem Parlament noch gar nicht im Ent-
wurf vorgelegt war. So könnte ich Beispiel an Bei-
spiel reihen, die die Ausgabenseite erhöht und die 
Einnahmenseite durch falsche Steuerschätzungen 
gemindert haben. 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Gülich (SPD): Gern. 

Höcherl (CDU/CSU): Herr Professor Gülich, darf 
ich Sie fragen, was passiert wäre, wenn in der 
Zeit, in der die Kassenreserven angewachsen sind, 
diese Kassenreserven und gleichzeitig die großen 
Gegenwerte aus dem Devisenaufkommen bei der 
damaligen überhitzten Konjunktur auf den Markt 
gekommen wären? W as  wäre damals passiert? 
Kennen Sie die Stellungnahme der deutschen 
Notenbank über diese Frage? 

Dr. Gülich (SPD): Sehen Sie, Herr Höcherl, Sie 
gehen von falschen Voraussetzungen aus.  Was wäre 
passiert — — 

(Abg. Krammig: Jeder, der Ihnen etwas 
sagt, geht von falschen Voraussetzungen 

aus!) 
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(Dr. Gülich) 
— Verzeihung, Herr Krammig, hören Sie mich an! 

(Abg. Krammig: Es 'wird langsam zuviel, 
Herr Professor!) 

Wenn eine andere Finanz- und Wirtschaftspolitik 
gemacht worden wäre, dann wären diese Kassen-
bestände nicht entstanden. Dann hätte die  Wirt-
schaft mehr Kapital gehabt, und vor allen Dingen 
hätte sich — das ist der entscheidende Punkt — 
ein Kapitalmarkt bilden können. Wir hätten nicht 
die ganzen Praktiken gehabt — — 

(Abg. Dr. Vogel: Aber, Herr Professor, 
Ihre Fraktion hätte doch niemals derarti

-

gen Steuergesetzen zugestimmt!) 

— Es hat doch so gar keinen Sinn, Herr Vogel. Er-
klären Sie doch hier, ob die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik der Bundesregierung es fertigge-
bracht hat, die Bildung eine Kapitalmarkts zu er-
möglichen. Jahr um Jahr — jetzt seit mehreren 
Jahren — sind vermögenswirksame Ausgaben, die 
nach alter Väter Brauch und Sitte und in allen 
Ländern durch den außerordentlichen Haushalt —
d. h. durch Anleihen — bedient werden, bei uns 
mit Mitteln des ordentlichen Steueraufkommens 
bezahlt worden, und zwar sind jährlich Milliarden-
beträge dafür laufgewendet worden. Das ist — ich 
sage nicht nur: „es scheint so" —, das i s t eine 
falsche Finanzpolitik, und wenn Sie es heute noch 
nicht wissen, dann werden Sie es später sehen. 

(Abg. Pelster: Der Anleihemarkt ist dem 
Finanzminister doch versperrt! — Abg. Dr. 
Horlacher: Sie wissen es aber auch nicht!) 

— Ich wäre versucht, jetzt Ihren Ausdruck von 
vorhin zu verwenden, — versucht, aber Sie kennen 
mich ja.  Ich bin ein höflicher Mann. 

Aus dem gleichen Grund hat der Bundesfinanz-
minister finanzwirtschaftlich und volkswirtschaft-
lich nicht zu vertretende Manipulationen — — 

(Abg. Dr. Horlacher: „Manipulationen" ist 
ein gefährlicher Ausdruck! — Heiterkeit.) 

— Jawohl, Zuschüsse des außerordentlichen Haus-
halts an den ordentlichen, die ich eben bereits er-
wähnt habe: er hat Rückkäufe von Schuldtiteln, 
Ausgabenreste in voller Höhe als Fehlbeträge be-
zeichnet, und zwar Ausgabenreste, von denen man 
wußte, daß sie wirklich keine waren. Wenn z. B. 
ein paar hundert Millionen für das Kriegsfolgen-
schlußgesetz eingesetzt sind, das Jahr zu Ende ist, 
das Kriegsfolgenschlußgesetz noch nicht da ist und 
auch im nächsten Jahre nicht kommt, dann ist es 
doch sinnlos, diese Ausgaben als Ausgabenreste 
weiter vor sich herzuschieben. Aber warum hat der 
Bundesfinanzminister das getan? Um die wirkliche 
Haushaltslage zu verschleiern, um in der Lage zu 
sein, hier immer mit seinem Zweckpessimismus 
aufzutreten. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das kann sich doch 
jeder ausrechnen! — Heiterkeit.) 

— Nur Sie, Herr Horlacher, Sie rechnen leider 
nicht. Sie reden bloß so daher. Rechnen Sie doch! 

(Anhaltende Heiterkeit und Zurufe von 
der Mitte.) 

— Aber entschuldigen Sie mal, wir können uns 
doch darüber unterhalten. Ich kann Ihnen soundso 
viele Ausgabenreste sagen, die immer nur dann 
und zuletzt „getötet" worden sind, wenn es dem 
Bundesfinanzminister paßte. Jetzt gehe ich auf 
Ihre Zwischenrufe nicht mehr ein. 

Das Parlament ist bei allen diesen Dingen nicht 
gefragt worden. 

(Abg. Dr. Horlacher: So?) 
— Nein, hören Sie doch auf. Ich schlage vor, daß 
der Herr Horlacher nach mir hier herauftritt und 
mich widerlegt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann geht's 
Ihnen aber schlecht!) 

— Dem sehe ich gerne entgegen. 

.Ich habe gesagt, daß der Herr Bundesfinanz-
minister bei allen diesen Manipulationen das Par-
lament nicht gefragt hat. Bei internationalen Ver-
handlungen, die zu Belastungen des Bundeshaus-
halts führen, müßte das Parlament vorher in 
Kenntnis gesetzt werden. Wir haben hinterher 
immer nur ja oder nein zu sagen. So viele Ansätze 
sind im Haushaltsplan, die einer Sondergenehmi-
gung des Bundesfinanzministers bedürfen und die 
damit in Wirklichkeit die Position der Ministerial-
bürokratie stärken, aber die Parlamentsgewalt 
schwächen. 

Dazu kommen immer wieder zahlreiche Prak-
tiken in der Durchführung von Gesetzen. Wir 
haben kürzlich — Sie wissen da:s — im Finanzaus-
schuß beschlossen, das Mischen, Rösten und Mah-
len von Kaffee für umsatzsteuerunschädlich zu er-
klären. Mit diesem Grundsatz hat der Finanzaus-
schuß ein klares Wort gesprochen. Der Bundestag 
wird ihm folgen. 

Nun wird es interessant; jetzt kommen Durch-
führungsverordnungen. Nimmt man diese Freistel-
lung in § 57 Abs. 2 der Umsatzsteuerdurchfüh-
rungsbestimmungen vor und nimmt man sie nicht 
gleichzeitig in das Verzeichnis der besonders zuge-
lassenen Bearbeitungen nach der Einfuhr in der 
Anlage zu § 22 der Einkommensteuerdurchfüh-
rungsbestimmungen auf, dann werden etwa 95 % 
der  an  sich umsatzsteuerfreien Großhandels-
umsätze wieder mit 1 % Umsatzsteuer steuerpflich-
tig werden, eine Lösung, die das Bundesfinanz-
ministerium, wie man hört, anstrebt und die den 
Beschluß, den wir gefaßt haben, zu einem erheb-
lichen Teil illusorisch machen würde. 

Ich habe Ihnen das als ein Beispiel dafür ge-
nannt, was die Ministerialbürokratie aus Beschlüs-
sen der gesetzgebenden Körperschaften macht und 
machen will. 

Ich habe vor Jahren darauf hingewiesen — ich 
wiederhole es zum Schluß —: Die Hauptschwäche 
der ersten und der zweiten Regierung Adenauer 
bestand darin, daß Wirtschaftspolitik, Finanzpoli-
tik und Sozialpolitik nicht einer einheitlichen Kon-
zeption entsprangen. Diese Schwäche besteht noch 
heute, und der Bundesfinanzminister ist in dieser 
Schwäche eine Zentralfigur. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Krammig als Berichterstatter. 

Krammig (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich bin eigent-
lich nur Verlegenheitsberichterstatter. Der eigent-
liche Berichterstatter ist planmäßig Herr Professor 
Gülich, der soeben vor mir gesprochen hat. Da er 
aber seinerzeit, als wir den Einzelplan behandel-
ten, leider erkrankt war, hatte ich die Bericht-
erstattung übernehmen müssen. 
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(Krammig) 
Vielleicht ist es darauf zurückzuführen, daß 

Herr Kollege Gülich nicht darüber im Bilde ist, daß 
in der Vorbemerkung zu Einzelplan 08 Kap. 09 
genau auseinandergesetzt wurde, warum das 
Kap. 09 nur die Überschrift „Bundesmonopolamt" 
tragen darf. Die Bundesmonopolverwaltung be-
steht nämlich aus dem Amt und der kaufmännisch 
geleiteten Verwertungsstelle. 

Wir sind in Kap. 09 aber darüber hinaus noch 
einen Schritt weitergegangen. Wenn Sie einmal 
nachsehen wollen, werden Sie feststellen, daß der 
im Entwurf ohne Zahlenangaben vorgesehene 
Wirtschaftsplan durch die Drucksache 1169 des 
Haushaltsausschusses ergänzt worden ist, die in der 
196. Sitzung am 30. Januar behandelt worden ist. 
Sie werden feststellen, daß der Wirtschaftsplan 
inzwischen auch die Zahlen enthält, die Sie gerne 
haben wollten, um feststellen zu können, wie die 
Verwertungsstelle der Bundesmonopolverwaltung 
arbeitet. In den Nrn. 69 und 70 des Berichts ist 
darauf ganz kurz aufmerksam gemacht worden. 

Herr Präsident, wenn Sie gestatten, würde ich 
gerne nicht in meiner Eigenschaft als Bericht-
erstatter, sondern als Abgeordneter noch etwas 
sagen. Ich habe nicht die Gabe,  die  Herr Professor 
Gülich hat, eine witzige, humorvolle Rede zu hal-
ten und dabei dauernd Ohrfeigen auszuteilen. Das 
kann ich nicht. Ich bleibe lieber dabei, wenn es um 
Ohrfeigen geht, dann auch von den Ohrfeigen zu 
sprechen, aber nicht so zu tun, als ob man  sehr 
höflich und sehr nett wäre, und dabei dauernd 
Injurien verteilt, wie z. B. vorhin: Der Finanz-
minister wollte zwar nicht, aber die Interessenten 
hier. Das sind Verallgemeinerungen, die auf uns 
als Abgeordnete gemünzt sind und die uns als 
Interessenten abstempeln sollen, wie wenn in 
Ihren Kreisen nicht auch Interessenten vorhanden 
wären. Herr Professor, wir kommen alle aus unse-
ren Berufen, aus unseren Lebensbereichen, und wir 
versuchen hier im Parlament das, was wir dort 
kennengelernt und gesehen haben, anzuwenden. 
Das sollte uns nicht einen Vorwurf von Ihnen ein-
tragen, der Ihnen auch gar nicht zu Gesicht steht; 
denn Sie sind doch im übrigen ein sehr freund-
licher und sehr netter Mann. 

(Zuruf des Abg. Baur [Augsburg].) 

— Herr Baur, Sie haben heute morgen eine 'solche 
wirtschaftspolitische Weisheit von sich gegeben, 
daß ich auf Ihren Zwischenruf gar nicht antwor-
ten möchte. 

(Beifall in der Mitte.) 

Die Lufthansa ist ein Verlustunternehmen. Wenn 
Sie das reprivatisieren wollen, können sich die 
Aktionäre bedanken. 

(Abg. Schoettle: Da tun Sie Herrn Baur 
Unrecht! Dias war nicht er mit der Luft

-

hansa!) 

— Natürlich hat er unrecht; da sind wir uns ja 
wohl einig. 

(Abg. Baur [Augsburg] : Das muß man sich 
merken!) 

— Das steht ja im Protokoll, das brauchen Sie sich 
gar nicht zu merken. Damit brauchen Sie ihr Ge-
dächtnis nicht zu belasten, das können Sie jeden 
Tag nachlesen. 

(Abg. Wittrock: Es lohnt sich auch nicht, 
sein Gedächtnis damit zu belasten!) 

Die Kritik, die hier an der Finanzpolitik des 
Bundesfinanzministers geübt worden ist, zeugt von 
einer solchen Kleinlichkeit, daß es sich meines 
Erachtens erübrigt, darauf einzugehen. Hier hat 
man  Mosaiksteinchen zusammengefügt, um daraus 
das Bild einer vor uns stehenden finanzpolitischen 
Katastrophe zu entwickeln. Ich hoffe sehr, Herr 
Professor Gülich, daß Sie die Worte, die Sie hier 
über das gesagt haben, was uns in der nächsten 
Zukunft auf diesem Gebiete treffe, im Protokoll so 
stehenlassen, wie Sie sie hier gesprochen haben, 
damit wir Sie später auch wieder daran erinnern 
können, wenn Sie es nachher nicht wahrhaben wol-
len, daß Sie es hier gesagt haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich habe nicht die Aufgabe, die Finanzpolitik des 
Bundesfinanzministers zu verteidigen. Aber eines 
möchte ich hier ganz klar und deutlich sagen. 
Kleinliche Kritik, die so aussieht, als ob man den 
Erfolg dieser Finanzpolitik nicht nur verkleinern, 
sondern neidisch ansehen wollte, hier zurückzuwei-
sen, kann nicht meine Aufgabe sein. Denn diese 
Kritik spricht für sich selbst. 

(Beifall in der Mitte.) 

Herr Kollege Höcherl hat Ihnen vorhin etwas 
von den Ausgabeanträgen zugerufen. Ich habe in 
der Zwischenzeit einmal die Ausgabeanträge zu-
sammengerechnet, Herr Professor Gülich. 

(Abg. Schoettle: Das Kunststück hat der 
Finanzminister besser gemacht!) 

— Ja, man muß natürlich seine Unterlagen daher 
holen, wo man sie bekommt. Das machen Sie ja 
ebenso. 

(Zuruf von der SPD: Herr Schäffer hat sie 
Ihnen gebracht!) 

— Was ,heißt, Herr Schäffer hat sie mir gebracht? 
Er ist ja schließlich auch Abgeordneter, und wir 
ergänzen uns gegenseitig genauso, wie Sie das auch 
tun. 

(Zuruf von der SPD: Faule Ausrede!) 

Sehen Sie, wir haben uns ja während der Haus-
haltsdebatten hier schon immer bemüht, einmal 
solche Zusammenstellungen zu machen, und ich 
kann mich daran erinnern, daß mein Kollege 
Arndgen Ihnen im vergangenen Jahr auch einmal 
erzählt hat, was Sie eigentlich alles für zusätzliche 
Ausgabeanträge gestellt haben. Nun, wir haben 
eine ganz genaue Aufstellung. Dabei halben wir 
nur die  Beträge angesetzt, die über die Beträge 
hinausgingen, die in den Anträgen der Koalitions-
parteien enthalten waren. Wir haben bei der An-
setzung der Beträge auch nicht ihre Fortwirkung 
auf die folgenden Rechnungsjahre berücksichtigt, 
sondern wir haben die Ansätze immer nur auf das 
Rechnungsjahr selbst abgestellt und haben errech-
net, was die Folge der Annahme Ihrer Anträge 
gewesen wäre. Und siehe da: Für die Zeit von 1954 
bis Mitte März 1957 ergibt sich ein Gesamtausgabe

-

mehr von 22 Milliarden DM. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, wenn diesen Ausgabe-
anträgen Rechnung getragen worden wäre, dann 
hätten wir d ie in den letzten vier Jahren durch-
geführten Steuersenkungen, die ein Gesamtvolu-
men von 9 Milliarden DM umfassen, zunächst ein-
mal überhaupt nicht durchführen können. 

(Sehr richtig! in  der Mitte.) 
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(Krammig) 
Außerdem hätten wir noch mehr Steuern aus-
schreiben müssen. Das wäre dann die Finanzpolitik 
der SPD gewesen! 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Ich habe eine Bitte an 
das Hohe Haus. Ich habe vorhin schon gesagt, daß 
wir in der zweiten Lesung sind und daß in der 
zweiten Lesung eigentlich nur zu den einzelnen 
Positionen gesprochen werden soll. Wir sind je-
doch in eine allgemeine Debatte hineingekommen. 

(Zuruf von der Mitte: Das ist schlecht!) 

— Das ist an sich schlecht. Aber sie ist nun einmal 
da, und ich kann, nachdem die einen gesprochen 
haben, nicht den anderen, die dann erwidern wol-
len, das Wort versagen. Aber ich möchte doch we-
nigstens darum bitten, beim Thema Finanzpolitik 
zu bleiben und nicht bei dem unsichtbar hinter den 
Kulissen vorhandenen Thema „Materialsammlung 
für die kommenden Bundestagswahlen" zu ver-
weilen. 
Das Wort hat der Abgeordnete Gülich. 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zuerst zum Berichterstatter Kram-
mig. Herr Kollege Krammig, daß der Haushalts-
ausschuß zu Beginn seiner Beratungen in meiner 
Abwesenheit ohne den Berichterstatter verhan-
delte, habe ich nicht für gut befunden. Bei anderen 
stellt man zurück. Wir hatten ja noch lange Zeit. 
Daß Sie das Kapitel in meiner Abwesenheit be-
handelt haben, fand ich, wie gesagt, nicht in Ord-
nung. Aber man kann mir jetzt daraus keinen 
Vorwurf machen. 

(Abg. Krammig: Das war ja auch nicht die 
Absicht!) 

Zum Fraktionsredner. Wir kennen uns doch ei-
gentlich gut genug, und ich habe geglaubt, wir 
hätten eine gegenseitige Schätzung füreinander, 
Herr Krammig. Mir zu unterstellen, daß ich Ohr-
feigen, in Freundlichkeit verbrämt, erteile, gefällt 
mir nicht. Ich habe eine ganz sachliche Kritik ge-
übt. Wenn man an der Politik eines Ministers 
Kritik übt, dann kann ich das doch nicht anders 
sagen. Wenn ich dies noch in freundlicher Form 
sage, scheint mir das eher ein Vorteil als ein Nach-
teil zu sein. Ihre Sorge, daß an meiner Rede im 
Protokoll irgend etwas geändert wird, ist unbe-
gründet. Ich habe noch nie etwas geändert. Ich bin 
sogar froh, daß ich es gesagt habe. Ich bedauere 
nur, daß ich mich durch Ihre vielen Zwischenrufe 
zu einer Ausdehnung meiner Rede habe verleiten 
lassen. 

(Abg. Dr. Horlacher: Bravo!) 

Das tut mir leid. Daran sind Sie in der Hauptsache 
schuld. Aber ich bin immer bestrebt, alle Zwi-
schenrufer zu bedienen. 
Daß Herr Krammig sagte, meine Ausführungen 

zeugten von solcher Kleinlichkeit, 

(Abg. Dr. Horlacher: Sehr richtig!) 

wollen wir noch einmal festhalten; wir reden später 
noch darüber. Ich habe nichts anderes getan, als 
kritische große Gesichtspunkte, 

(Abg. Dr. Horlacher: Was?!) 

die seit Jahren vorgebracht worden sind, zusam

-

menzufassen. Und das ist die Aufgabe am Schluß 

einer Legislaturperiode, an der dem Bundesfinanz-
minister gesagt wird: „Tu Rechnung von deinem 
Haushalten!" Die Anträge der Opposition seit Jah-
ren zusammenzuzählen und hier so zu tun, als ob 
die darin geforderten Ausgaben zusätzlich zu den 
Ausgaben gekommen wären, die Sie beschlossen 
haben, ist eine öffentliche Irreführung. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich hätte nach dem letzten Satz mei-
nes Freundes Gülich auf diese Wortmeldung ei-
gentlich verzichten können. Ich muß aber doch zu 
der Methode etwas sagen, die der Herr Kollege 
Krammig demonstriert hat und die der Herr Bun-
desfinanzminister eingeführt hat, einer Methode, 
die einfach addiert, was die Opposition im Laufe 
von drei Jahren zum Haushalt beantragt hat, und 
daraus Schlüsse für die finanzpolitischen Vorstel-
lungen der Opposition zieht. Entschuldigen Sie, 
Herr Kollege Krammig, das ist nicht nur eine 
Milchmädchenrechnung, das ist auch nicht ganz 
anständig. Ich will Ihnen das mit aller Schärfe 
sagen und für den Herrn Bundesfinanzminister 
folgendes hinzufügen. Er hat in seinem Haus, das 
wissen wir, Anweisung gegeben, daß man diese 
Methode anwendet. Er könnte seine Beamten nütz-
licher beschäftigen als mit solchen Kunststückchen. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
SPD: Alles Wahlmache!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Zunächst hatte ich nach den Ausführungen des 
Herrn Kollegen Gülich nicht die Absicht, das Wort 
zu ergreifen, weil ich mich entsprechend meinem 
Amte und meiner Beschäftigung eigentlich mehr 
mit konkreten Dingen befassen möchte. Ich habe 
das Konkrete — Kollege Gülich, ich bitte, es mir 
nicht übelzunehmen — an Ihren Ausführungen 
vermißt. Ich habe gewisse Behauptungen, Redewen-
dungen gehört, die üblich sind und die ich schon 
vor Jahren gehört habe. Aber Finanzen sind eine 
Welt der Zahlen. Finanzpolitik ist die Verant-
wortung für Zahlen und für Tatsachen. Ich hätte 
von Ihnen sehr gern eine Kritik oder überhaupt 
eine Stellungnahme zu Tatsachen und Zahlen ge-
hört. Ich habe das vermißt. 

Aber manches hat mich bei Ihren Ausführun-
gen gefreut. Sie haben z. B. behauptet — ich weiß 
nicht, ob Ihnen das bewußt gewesen ist —, daß der 
Finanzminister völlig untauglich sei, daß aber der 
Wirtschaftsminister dazu in einem großen Gegen-
satz stehe. Sie haben damit dem Herrn Wirtschafts-
minister ein Lob ausgesprochen. Nachdem ich die 
Ausführungen der Herren Ihrer Fraktion über den 
Herrn Bundeswirtschaftsminister gehört habe und 
ich annehme, daß er „völlig deprimiert" aus dem 
Hause gegangen ist, werde ich ihm nun die Freude 
machen können, ihm nachträglich mitzuteilen, daß 
ein Mitglied Ihrer Fraktion ihm — im Gegensatz 
zum Finanzminister, der das gern auf sich nimmt — 
sein hohes Lob und seine Anerkennung ausge-
sprochen hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 
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(Bundesfinanzminister Schäffer) 

Man soll alle Gelegenheiten ergreifen, um etwas 
Gutes und Nettes zu tun, und warum sollte ich 
meinem Freunde Erhard keine Freude machen? 

Ich darf nun einmal grundsätzlich zu Ihren Aus-
führungen Stellung nehmen, auch zu dem, was 
der sehr verehrte Herr Vorsitzende des Haushalts-
ausschusses gesagt hat. Ich mache jetzt keinen Un-
terschied zwischen Minister und Abgeordneten, 
wenn ich meine Meinung darüber sage, was die 
Pflicht dieses Hauses ist. Die Pflicht dieses Hau-
ses ist es, in all den Jahren bei der Finanzpolitik 
und bei der Haushaltsgebarung an die Verant-
wortung zu denken, die wir dem deutschen Steuer-
zahler und dem deutschen Sparer gegenüber ha-
ben. Wenn meine Freunde in Bayern, die dort in 
Opposition sind, etwa die Taktik betrieben, daß 
sie im Bayrischen Landtag finanziell unmögliche 
Anträge stellten, um dann im Lande herumzulau-
fen und zu sagen, was sie alles gefordert hätten, 
ohne hinzuzufügen, was sie von dem verlangen 
müßten, der es zu bezahlen hat, dann würde ich 
meinen Freunden in Bayern den Kopf waschen und 
ihnen erklären, das sei unverantwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Verantwortung im Parlament haben Opposition 
wie Regierungsparteien genauso. Auch die Oppo-
sition darf nicht im Laufe der langen Jahre eine 
Politik verfolgen, die sie als Regierungspartei nicht 
mehr verfolgen könnte. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang in aller 
Seelenruhe feststellen: wenn es um eine Übertra-
gung von Ausgaben in der Höhe von etwa einer 
halben Milliarde im Laufe der Jahre ginge, könnte 
man darüber reden. Aber es sind ja Beträge von 
11, 12, ja 22 Milliarden DM gefordert worden, und 
man hat diese Politik konsequent verfolgt. Da er-
lauben Sie einem Finanzminister, daß er dazu 
Stellung nimmt und auch persönlich erklärt: er 
betrachtet es als vor dem Volk nicht verant-
wortbar, mit solchen Zahlen überhaupt zu ope-
rieren und den Anschein zu erwecken, als ob es 
möglich wäre, ohne Störung des Wirtschaftslebens, 
ohne Gefährdung des deutschen Steuerzahlers sol-
che Summen aufzubringen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Bitte! 

Frau Dr. Hubert (SPD): Herr Minister, Sie dürf-
ten sich vielleicht daran erinnern, daß es im all-
gemeinen so gewesen ist, daß wir gleichzeitig 
allerhand Streichungen vorgeschlagen haben, weil 
eben unsere Vorstellungen von der Art der Aus-
gaben verschieden von der Ihrigen sind. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Ent-
schuldigen Sie, Frau Kollegin — vielleicht liegt es 
an meinem Gedächtnis —: 

(Abg. Frau Dr. Hubert: Das scheint mir 
auch so!) 

Ich kann mich nicht an  das freudige Ereignis ent-
sinnen, daß Ihre Freunde, wenn sie Ausgabenan-
träge ,gestellt haben, gleichzeitig entsprechende 
Streichungen beantragt hätten. 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD.)  

— Wie gesagt, vielleicht liegt es  an meinem Ge-
dächtnis. Jedenfalls wäre ich sehr erfreut, wenn bei 
jedem Ausgabenantrag gleichzeitig auch der Antrag 
gestellt würde, daß an einer ,anderen Stelle etwas 
gestrichen werden soll, — aber ein möglicher An-
trag! 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Rasner: 
Nicht bei „Sicherheit für alle"!) 

Wenn man weiß, daß außenpolitische Verpflich-
tungen eingegangen sind, und immer wieder betont, 
daß diese vertraglichen Verpflichtungen eingehal-
ten werden sollen, aber sagt, natürlich könne das 
Geld für einen anderen Zweck ausgegeben werden, 
so' hielte ich das für eine Unwahrhaftigkeit dem 
Wähler und dem Steuerzahler gegenüber, und das 
würde er auch verstehen. 

(Beifall bei der  CDU/CSU. — Abg. Frau 
Dr. Hubert: Eine Zusatzfrage!) 

— Bitte! 

Frau Dr. Hubert (SPD): Herr Minister, entsinnen 
Sie sich vielleicht auf die 50 Millionen DM, die im 
Haushaltsausschuß auch mit Hilfe Ihrer Freunde 
gestrichen worden sind, von denen dann aber er-
klärt worden ist, sie dürften nicht für andere Aus-
gaben als Deckung genommen werden, sondern sie 
müßten im Verteidigungshaushalt drinbleiben? 

Schaffer, Bundesminister der Finanzen: Ich weiß 
nicht, welche 50 Millionen DM Sie meinen. Wahr-
scheinlich sind es die für die unterentwickelten 
Gebiete. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Dann weiß ich nicht, welche anderen 50 Millio-
nen DM Sie meinen. Aber jedenfalls, wenn man 
sich über Beträge von 22 Milliarden DM unterhält, 
dann dürfte ein Betrag von 50 Millionen DM nicht 
entscheidend sein. Aber wenn Sie einen Wider-
stand des Finanzministers gegen eine Streichung 
unnötiger Ausgaben gefunden hätten, dann wäre 
das mir und, ich glaube, der ganzen Öffentlichkeit 
völlig neu. 

Ritzel (SPD): Herr Minister, würden Sie die 
Freundlichkeit haben, den gleichen Auftrag auf 
Zusammenstellung der Mehrausgaben, die wir ver-
anlaßt haben sollen, den Sie Ihren Beamten Beige-
ben haben, auch einmal zu erteilen, um aus den 
Protokollen des Haushaltsausschusses und aus den 
im Plenum vorgelegten Anträgen die Summe un-
serer Streichungs- und Sparanträge festzustellen? 

(Sehr gut! bei der SPD. — Abg. Rasner: 
Auf Kosten der Sicherheitaller!) 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Mir ist 
von diesen Streichungs- und Sparanträgen nichts 
bekannt. 

(Aha! bei der SPD.) 

Wenn Sie aber die Verantwortung vor der Öffent-
lichkeit gleichmäßig verteilt haben wollen, dann 
geben Sie mir doch ,das Material. Ich bin sehr gern 
bereit, auch diese Frage zu beantworten. 

(Abg. Ohlig: Ihre Anträge auf über- und 
außerplanmäßige Bewilligungen, die diese 
Woche noch im Haushaltsausschuß behan

-

delt werden sollen, belaufen Sich für 1956, 
nachdem das Haushaltsjahr zu Ende ist, 
auf über 500 Millionen DM! — Weitere 

Zurufe von der SPD.) 
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— Das ist wahrscheinlich überhaupt keine neue 
Ausgabe, Idas ist eine Verrechnung. 

Ich möchte jetzt ganz ruhig zu den Argumenten 
hier Stellung nehmen. Der Herr Kollege Gülich 
hat mir den Vorwurf gemacht, daß ich keine plan-
mäßige Finanzwirtschaft betriebe. Ich will mich 
jetzt einmal so ausdrücken, daß es wirklich allge-
meinverständlich ist. Ich habe die Aufgabe, mich 
mit meiner Finanzpolitik an die deutsche Verfas-
sung zu halten. Infolgedessen muß ich dafür sor-
gen, daß die Summe der Einnahmen nicht kleiner 
ist als die Summe der Ausgaben, die wir bewilligen. 
Ich habe an die Artikel 110 bis 113 des Grund-
gesetzes zu denken und für das Gleichgewicht von 
Einnahmen und Ausgaben einzutreten. 

(Zuruf von der Mitte: Und  die Verträge 
zu halten!) 

Daß das den Finanzminister nicht populär macht, 
weiß ich. Aber ganz abgesehen davon, ob ich popu-
lär bin oder nicht, weiß ich auch, Herr Kollege 
Gülich, daß der kleinste Mann, wenn ich zu ihm 
über diese Aufgabe rede, Verständnis dafür hat, 
weil er weiß, daß der Kampf um den Ausgleich 
zwischen Einnahmen und Ausgaben letzten Endes 
ein Kampf um die Wahrheit des Geldes ist, damit 
das Geld, das er in Händen hat, auch in seinem 
Wert erhalten bleibt. Das begreift der kleinste 
Mann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Diese Aufgabe muß von jedermann, der Sinn und 
Geist des Grundgesetzes versteht, dem es ehrlich 
um die deutsche Finanzpolitik zu tun ist, ob er 
Finanzminister oder Mitglied dieses Hauses ist, er-
füllt werden, ob das dem einzelnen Interessenten 
gefällt oder nicht. Das ist die Linie, die eingehalten 
werden muß. 
Ich habe die Ausführungen des Herrn Kollegen 

Gülich verfolgt. Ich bin wirklich gern bereit, inner-
halb und außerhalb der österlichen Zeit mein Ge-
wissen möglichst zu erforschen 

(Heiterkeit.) 

Ich bin sehr gern bereit, mir jeden Appell nach der 
Richtung anzuhören. Aber entschuldigen Sie: Recht 
klar, was Herr Kollege Gülich eigentlich wollte, 
bin ich mir nicht geworden; ich nehme an, es liegt 
an meinem geringen Auffassungsvermögen. 

Der Herr Kollege Gülich sagt letzten Endes zu 
mir: Ihr habt ja eine Zeitlang „große Kassen" ge-
habt. Herr Kollege Gülich, wie oft schon haben wir 
darüber gesprochen! Wissen Sie denn nicht, daß 
wir z. B. bei den Besatzungskosten eine Verpflich-
tung hatten, jährlich 7000 Millionen DM einzu-
setzen? Nehmen Sie es einem Finanzminister doch 
nicht übel, wenn er in dieser Zeit versucht, mit den 
Besatzungsmächten ins  reine darüber zu kommen, 
daß er Einblick in die Verwendung dieser Gelder 
erhält, um dann einen moralischen Druck dahin 
ausüben zu können, daß die Besatzungskosten nicht 
so hoch werden. Das hat der deutsche !Bundes-
finanzminister versucht, und ich glaube, keiner 
hätte einen anderen Weg gehen können. Wenn da-
nach der Betrag von 7000 Millionen DM für 
die Besatzungskosten nicht mehr erreicht wurde, 
wenn der Bundesfinanzminister es also erreicht 
hat, daß die Besatzungskosten weniger wurden, 
war er verpflichtet, den so erzielten Überschuß zur 
Abgleichung des sogenanntenaußerordentlichen 
Haushalts, zur Abgleichung der von dem deutschen 

Parlament vielleicht inzwischen beschlossenen 
Mehrausgaben zu verwenden. Das hat er pflicht-
gemäß getan. 

Sie machen dem deutschen Finanzminister den 
Vorwurf, daß er Hortungspolitik oder so was be

-

treibe. Ich stelle dazu folgendes fest. Wir können 
uns im nächsten Jahr darüber ruhig unterhalten; 
wir werden es auch noch in diesem Jahre tun. Sie 
wissen genauso gut wie ich, daß dieses Haushalts-
jahr mit „Null von Null hebt sich auf" im ordent-
lichen und außerordentlichen Haushalt abschließen 
wird. Aber der Finanzminister und die, die in die-
sem Hohen Hause seine Politik unterstützt haben, 
werden vor den deutschen Wähler hintreten und 
sagen können: Wir haben wieder vier Jahre Finanz-
und Wirtschaftspolitik hinter uns, haben dem deut-
schen Sparer sein Geld erhalten und keine Schul-
denlast für die Zukunft übernommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Gülich. 

(Zuruf von der Mitte: Ach, schon wieder! 
— Weitere Zurufe von der Mitte.) 

— Meine Damen und Herren, ich habe gestern 
schon privat einen Rat erteilt; ich will ihn jetzt 
mal öffentlich geben. Wenn die Herren Minister 
am Schluß der Debatte sprechen, fängt es immer 
wieder von neuem an. Es würde sich aus diesem 
Grunde empfehlen, wenn die Herren Minister 
schon früher, im Laufe der Debatte, sprechen. 

Dr. Gülich (SPD): Meine Damen und Herren! 
Sie können nicht erwarten, daß ich zu den 
Ausführungen des Herrn Bundesfinanzministers 
schweige. Außerdem steht in  der Geschäftsord-
nung: Wenn ein Mitglied der Bundesregierung 
gesprochen hat, ist die  Debatte neu eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Becker: Ich hatte sie noch nicht 
geschlossen. 

Dr. Wilich (SPD): Der Bundesfinanzminister 
hat erklärt, er habe in meinen Ausführungen das 
Konkrete vermißt, und er sagte, Finanzen drück-
ten sich nun einmal in Zahlen ,aus. Nun, das habe 
ich selber oft genug hier gesagt, wenn der Finanz-
minister es an Zahlen fehlen ließ. Als die Bundes-
regierung Verträge eingegangen ist — ich denke 
allein an den Finanzvertrag mit 24 offenen Fra-
gen —, habe ich gesagt: Finanzen drücken sich nun 
einmal in Geld, in Zahlen, aus. Ich habe damals von 
Ihnen, Herr Bundesfinanzminister, erwartet, daß 
Sie mit den Zahlen kämen. Es erfolgte nichts! Auch 
hatte ich erwartet, Sie würden mich nun „richtig-
stellen"; es ist nicht geschehen. Sie haben sich in 
allgemeinen Ausführungen ergangen, während ich, 
der ich ja nun schon einige hundert Male an dieser 
Stelle konkret und mit Zahlen gesprochen habe, 
heute nur das Fazit aus einer nun achtjährigen 
Finanzpolitik der Bundesregierung gezogen habe. 

Es kam dabei, da dieses Haus die Dinge 
kennt, nicht darauf an, daß ich im einzelnen 
Zahlen nannte. Ich konnte mich darauf beschrän-
ken, ein paar große Zahlen anzuführen; sie dürften 
Ihnen in Erinnerung geblieben sein. Es ist eine 
ungesunde Finanzpolitik, laufende Dauerausgaben, 
denen keine laufenden Dauereinnahmen gegen-
überstehen, einmalig aus den Rückstellungen, für 
die ich im einzelnen Zahlen genannt habe, zu dek- 
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ken; das dürfte genügen. Ich halte es aber, Herr 
Bundesfinanzminister, für unzulässig, hier zu sagen, 
ich hätte im Gegensatz zu den Ausführungen mei-
ner Fraktionskollegen von vorhin dem Bundes-
wirtschaftsminister ein hohes Lob ausgestellt. Da-
durch wird der Eindruck erweckt: Die SPD-Frak-
tion ist sich nicht einig: der Wirtschaftsminister 
wird gelobt, der Finanzminister wird getadelt. 

Ich habe nur gesagt, man  müsse vom Bundes-
wirtschaftsminister sagen — man könne zu seiner 
Wirtschaftspolitik  stehen, wie man wolle —, daß er 
in  volkswirtschaftlichen Kategorien denke, und ich 
habe diesen volkswirtschaftlichen Kategorien des 
Bundeswirtschaftsministers die zivilrechtliche 
Denkweise des Herrn Bundesfinanzministers 
gegenübergestellt. Das ist alles, was ich getan halbe. 
Wenn Sie nun Ihrem Kollegen Erhard das mit-
teilen, was Sie — wie Sie sagten — mitzuteilen 
beabsichtigen, tun Sie etwas, was der Wahrheit 
nicht entspricht. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das ist ein falscher 
Vergleich; „zivilrechtlich" stimmt nicht!) 

Herr Bundesfinanzminister, Sie sagen, die Oppo-
sition habe soundso viel Anträge eingereicht. Sie 
addieren diese Anträge in unzulässiger Weise, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieso?) 

— sie addiren, was gar nicht addierbar ist, und 
Sie sagen, daß Sie sich an keinen Streichungsantnag 
erinnerten. 

Nun glauben wir z. B., daß, wenn aufgerüstet 
wird, gleichzeitig die Zivilbevölkerung geschützt 
werden muß. Da meine Fraktion wußte — es hat 
sich auch durch all diese Jahre hindurch be-
stätigt —, daß die 9000 Millionen DM, die für Ver-
teidigungsausgaben in den Etat eingestellt worden 
sind, nicht ausgegeben werden konnten, hat sie seit 
mehreren Jahren beantragt, 1000 Millionen DM im 
Jahr für Zwecke des zivilen Luftschutzes bereitzu-
stellen und im Einzelplan 14 die 9000 Millionen DM 
um diesen Betrag zu kürzen. Ich bin erstaunt, daß 
Ihnen das aus dem Gedächtnis entfallen ist. 

Das übrige können Sie ja nachlesen. Ich erwarte 
auch die Zusammenstellung. 

(Abg. Stücklen: Es war sehr interessant, 
das zu wissen; wollen Sie auch den Wehr

-

sold streichen?) 

— Ich trete jetzt in eine Erörterung solcher Zwi-
schenfragen nicht ein. Ich habe Ihnen vorhin gesagt 
— das wiederhole ich, und dann gehe ich auf kei-
nen Zwischenruf dieser Art mehr ein, ich will die 
Debatte nicht verlängern —, daß die Opposition 
durch ihre Anträge ihren politischen, wirtschafts-
politischen und finanzpolitischen Standort dar-
gelegt hat. Man kann diese Ausgabenanträge nicht 
im Rahmen des von dieser Bundesregierung vor-
gelegten Etats beurteilen, sondern nur im Rahmen 
einer grundsätzlich anderen Anordnung der 
Haushalte. Darum handelt es sich und um nichts 
anderes. 

(Abg. Stücklen: Sie weichen mir aus!) 

Der Herr Bundesfinanzminister hat hier wieder 
mit bewegten Worten von seinem Kampf um den 
Ausgleich des Haushalts gesprochen. Ich habe dar-
gelegt und  mit  einigen Beispielen belegt, daß die-
ser Ausgleich immer fiktiv gewesen ist. 

(Abg. Dr. Horlacher: Nein, es war ein tat

-

sächlicher Ausgleich!) 

— Ich kann ja unmöglich all die bekannten Tat-
sachen die hier oft genug gesagt worden sind, in 
einer Rede zur zweiten Beratung nun zahlenmäßig 
im einzelnen darlegen. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das ist ein Irrtum!) 

Der Herr Bundesfinanzminister wird seinen 
Beamten den Auftrag ,geben, die streitigen Anträge 
der Opposition auf Streichung von Ausgaben zu-
sammenzustellen und uns vorzulegen; daran 
zweifle ich nicht. 

(Zuruf von der SPD: Erst nach der Wahl!) 

Ich habe hierdargelegt, daß der Ausgleich 
fiktiv ist. 

(Abg. Dr. Horlacher: Nein! Sie  irren!) 

— Das können Sie durch ein noch so lautes Nein 
nicht widerlegen, Herr Horlacher. 

(Abg. Dr. Horlacher: Er ist nicht fiktiv!) 

— Dann muß ich Ihnen endlich sagen, daß Sie von 
dieser Sache wirklich nichts verstehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was der Kollege Gülich wollte, hat der Bundes-
finanzminister nicht begriffen. Ob ich nicht wisse 
— hat er gefragt —, daß wir beispielsweise bei den 
Besatzungskosten eine Verpflichtung haben. Das 
weiß 'ich. Ich erkenne auch an, Herr Bundesfinanz-
minister — ich will es jetzt schon tun, ich wollte 
es beim Einzelplan 35 tun —, daß Sie in den letz-
ten Jahren einen zähen Kampf um die Senkung 
der Besatzungskosten geführt haben. Das habe 
ich an dieser Stelle auch im vorigen Jahr an-
erkannt. Der Fehler liegt woanders. Der Fehler 
ist, daß Sie nicht ebenso hart gewesen sind vor 
dem Abschluß der Verträge. Ich habe Ihnen im 
Dezember 1952 das alles von dieser Stelle aus mit 
ganz konkreten Zahlen aufgerechnet. Sie können 
in meinem Schriftlichen Bericht zum Generalver-
trag und zum Finanzvertrag und zu den finanziel-
len 'Bestimmungen des EVG-Vertrages das alles 
nachlesen. Der Finanzausschuß und das Haus haben 
ja diesen Schriftlichen Bericht gebilligt. Darin steht 
kein falsches Wort. Der Fehler lag vor dem Ab-
schluß der Verträge. Im Januar oder Februar 1955, 
als Sie sagten, die Opposition solle doch mal mit 
Zahlen über die Kasten der Aufrüstung kommen, 
habe sich gesagt: Das ist Ihre Aufgabe; weil Sie es 
aber nicht tun, tue ich es. Sie können nachlesen, 
was ich damals über die Zahlen gesagt habe. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das ist eine alte 
Rechnung, die überholt ist!) 

— Diese Rechnung ist allerdings überholt. Aber sie 
ist nicht überholt in ihrer Richtigkeit, sie ist über-
holt durch eine weltpolitische Entwicklung. Die 
Rechnung stimmt ganz genau. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf des Abg. 
Dr. Horlacher.) 

— Ich kann auf diese Schreierei nicht mehr ein-
gehen. 

Dies stimmt nun ganz genau: daß beim Aus-
handeln des  Finanzvertrags die notwendige Sorg-
falt nicht obgewaltet hat,  daß 24 Positionen  un

-

ausgehandelt waren und daß man  in  Art. 3 Abs. 3 
des Nordatlantikpakts verschwommen festgelegt 
hat, die Bundesregierung habe sich nur verpflich-
tet, in  Verhandlungen einzutreten. Das ist ja das, 
was ich damals namens der  Opposition beanstandet 
habe, daß Sie damals nicht konkret geworden sind. 
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Ich habe gesagt: Auf beiden Seiten hat man bei 
den Verträgen 1952 und 1955 nichts ausgehandelt, 
weil man die Unklarheiten auf beiden Seiten wollte. 
Die Rechnung für diese Unklarheiten wird uns nun 
von den Besatzungsmächten präsentiert. 

Ich habe vor einiger Zeit einmal, als der Bundes-
finanzminister mir sagte, daß er großen Ärger 
habe, ihm geraten, er solle sich doch einen bedeu-
tenden Bürgermeister von Bordeaux, der vor 400 
Jahren gewirkt hat — er hieß Montaigne —, zum 
Vorbild nehmen, der seinen Ratsherren gesagt 
habe: Ich will euch gern eure Finanzen in Ordnung 
bringen; aber ich bin nicht gewillt, mir die Leber 
dabei zu ruinieren. Ich habe den Eindruck, auch 
jetzt nach diesen Ausführungen des Herrn Bundes-
finanzministers, daß er den Ratschlag nicht befolgt 
hat. Die Finanzen hat er jedenfalls nicht in Ord-
nung gebracht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor; die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich darf in Er-
innerung bringen, daß der Herr Berichterstatter 
vorgetragen hat, daß in der Drucksache zu 3457*) 
in Nr. 1, Nr. 5 und Nr. 13 die von ihm genannten 
Änderungen anzubringen sind. Ich darf wohl da-
von ausgehen, daß das Haus davon Kenntnis ge-
nommen hat und sich darüber im klaren ist. 

Ich stelle nun den Antrag aus der Druck-
sache 3457 zur Abstimmung, und zwar zunächst 
Ziffer 1: 

den Entwurf des Einzelplans 08 mit den aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersieht-
lichen Änderungen und den sich daraus er-
gebenden Änderungen der Abschlußsummen, 
im übrigen unverändert nach der Vorlage an-
zunehmen. 

Wer diesen Antrag anzunehmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag ist an-
genommen. 

Ich stelle zur Abstimmung Ziffer 2 des Aus-
schußantrags: 

den Antrag der Abgeordneten Richarts, Seit-
her, Weber (Untersontheim), Müller (Wehdel), 
Lahr, Elsner, Becker (Pirmasens), Knobloch 
und Genossen betr. Beseitigung der ehemaligen 
Kampfanlagen im Gebiet des Westwalls — 
Drucksache 3214 — durch die Beschlußfassung 
zu Nr. 1 für erledigt zu erklären. 

Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
angenommen. Damit ist dieser Punkt der Tages-
ordnung erledigt. 

Ich schlage vor, überzugehen zum 

Einzelplan 10: 
Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(Drucksachen 3459, zu 3459). 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Brese. — Der 
Herr Berichterstatter verweist auf den Schriftlichen 
Bericht**). 

*) Siehe Anlage 7 
**) Siehe Anlage 8 

Ich eröffne die Debatte. Sollen die Änderungs-
anträge begründet werden? 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Das Wort hat Herr Frühwald. 

Frühwald (FDP): Meine Damen und Herren! 
Hohes Haus! Ich möchte zunächst ein paar grund-
sätzliche Bemerkungen zum Einzelplan 10 machen. 

(Abg. Dr. Vogel: Wir haben noch keine 
Generaldebatte! Wir wollen doch die An

-

träge begründen!) 

Zu diesem Einzelplan 10 möchte ich nur darauf 
hinweisen, daß der Streit um die weitere Entwick-
lung der Landwirtschaft heute den Punkt 1 der 
Tagesordnung auf diesem Sektor darstellt. 

Vizepräsident Dr. Becker: Einen Augenblick, 
Herr Kollege! Es bestand eine Verabredung dahin, 
daß jetzt in der zweiten Lesung zunächst nur die 
Spezialfragen erörtert werden sollen. Es ist mir 
vorhin nahegelegt worden, wenn zum Schluß dieser 
Debatte vielleicht noch einige allgemeine Gesichts-
punkte vorzubringen sind, daß das dann erst ge-
schehen soll. Vielleicht darf ich Ihnen, Herr Kol-
lege, vorschlagen, wenn Sie jetzt nichts Spezielles 
vorzutragen haben, Ihre Ausführungen auf den 
Schluß dieser Debatte zu verlegen, wenn von 
Ihnen allgemein gesprochen werden soll. Ich bitte, 
jetzt zu den Änderungsanträgen überzugehen, die 
vorliegen, und sie im einzelnen zu begründen. 

Frühwald (FDP): Dann möchte ich auf die ein-
zelnen Positionen eingehen, die in diesem Haushalt 
erscheinen. Zu diesen Einzelpositionen gehört in 
allererster Linie der Grüne Plan, der in der Denk-
schrift zu Drucksache 3200 vorgelegt ist und der 
manche interessanten Erörterungen hervorrufen 
wird. Wenn Sie diese Erörterungen jetzt vermeiden 
wollen, so bin ich darüber etwas erstaunt. Ich 
möchte jetzt nur noch auf ein paar Grundfragen 
eingehen. 

Zunächst möchte ich fragen: Sind denn alle die 
Mittel des Grünen Plans Zuwendungen an die 
Landwirtschaft? Ist auch der Teil, der als Dar-
lehen gegeben wird, als eine Zuwendung zu be-
trachten? Keineswegs. Diese Darlehen sind ja zu 
verzinsen und zurückzuzahlen. Es ist auch sonder-
bar, wenn man immer wieder, nachdem wir ein 
Gesetz geschaffen haben, das diese Form der För-
derung unserer Landwirtschaft grundsätzlich f est-
legt, versucht — ich verweise auf die letzte Presse-
konferenz des Herrn Bundesfinanzministers —, es 
so 'darzustellen, als ob ausschließlich die Maß-
nahmen auf Grund dieses fast einstimmig vom 
Hohen Hause beschlossenen Gesetzes eine Gefähr-
dung des derzeitigen Haushalts darstellen. Das sei 
aber auch nur am Rande bemerkt. 

Aber jetzt etwas anderes. Das Kernstück des 
Grünen Plans ist doch der Tit. 961: 400 Mil-
lionen DM für die Milchpreisstützung. Diese Mittel 
fanden bisher auch in den vorbereitenden Aus-
schüssen ohne weiteres unsere Zustimmung. Ich 
verweise nur darauf, daß meine Fraktion bereits 
vor mehr als Jahresfrist einen Antrag eingebracht 
hat, die Bekämpfung der Tbc über eine Bevor-
zugung des Milchpreises nach außen hin zum Aus-
druck zu bringen. Diesem Antrag wurde nicht 
stattgegeben, sondern er wurde ein wenig auf Eis 
gelegt. Außerhalb dieses Hauses wurde er sogar 
von einigen als Unsinn bezeichnet. Er feiert also 
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jetzt in dieser Debatte fröhliche Urständ, allerdings 
jetzt mit einem anderweit beanspruchten Urheber-
recht. 

Nun bin ich über den Änderungsantrag Um-
druck 1064 *) etwas verwundert. Dieser Änderungs-
antrag wird ja von einer Regierungspartei vor-
gelegt. Es scheint also so zu sein, daß die Regie-
rungsparteien — denn ich nehme nicht an, daß es 
sich um eine Sondertour einer einzelnen Partei 
handelt — ihre grundsätzliche Auffassung geändert 
haben und von der Bestimmung abkommen wollen. 

(Abg. Dr. Vogel: Ich dachte, Sie wollen 
Ihren Antrag begründen, Herr Frühwald!) 

— Ich werde doch noch das Recht haben, Herr Dr. 
Vogel, in dieser Aussprache auch zu den anderen 
Änderungsanträgen Stellung zu nehmen. 

(Abg. Dr. Vogel: Wenn sie aufgerufen 
sind!) 

Oder ist dieses Vorrecht vielleicht in letzter Zeit 
neu gestaltet worden auf Grund eines bestimmten 
Totalitätsanspruchs? 

(Abg. Dr. Vogel: Nein, wir haben uns dar

-

auf geeinigt, zu den Anträgen zu spre

-

chen!) 

— Ja, und das ist einer dieser Anträge! 

(Abg. Dr. Vogel: Er ist noch nicht aufge

-

rufen!) 

Dieser Antrag ist das Gegenteil von dem, was 
bis jetzt nicht nur von den Regierungsparteien im 
Ernährungs- und insbesondere im Haushaltsaus-
schuß beschlossen worden ist. Er kehrt, wenn Sie 
ihn heute annehmen, Form und Art der Verein-
barung über die Verwendung der 400 Millionen 
DM in das Gegenteil um. 

(Abg. Dr. Horlacher: Der Ausbruch eines 
Familienmitglieds!) 

-- Der „Ausbruch eines Familienmitglieds"? Also 
dann müssen Sie den Vater dafür verantwortlich 
machen. 

Wir stimmen der Form, wie sie in Titel 961 ge-
geben ist. vorbehaltlos zu. Aber wenn Sie jetzt 
glauben, Sie müßten die ganze Sache ändern und 
zu diesem Zweck 100 Millionen DM neu für die 
Tierseuchenbekämpfung in den Haushalt einsetzen, 

(Abg. Dr. Vogel: Haben nicht wir bean

-

tragt!) 

so werden wir Sie keineswegs daran hindern. 
Wenn Sie aber diese 100 Millionen DM neu einset-
zen, kann man auch der Ziffer 3 dieses Antrags: 
„Die Milch muß nach den jeweils geltenden Be-
stimmungen in die Güteklasse I oder II eingestuft 
sein" zustimmen. Bei dieser Neufassung fällt na-
türlich die Bestimmung über die Tbc-Bekämpfung 
weg. Das zu diesem Antrag. 

Gestatten Sie mir, daß ich jetzt den Anordnun-
gen von Herrn Dr. Vogel Folge leiste und unsere 
Anträge begründe. 

(Abg. Dr. Vogel: Jetzt kommen Sie endlich 
auf die Schafe! Also ran an die Wolle!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Herr Abgeordneter? 

Frühwald (FDP): Bitte sehr. 

Siehe Anlage 9 

Fassbender (DP [FVP]): Herr Kollege Frühwald, 
ich denke, die Debatte ist dazu da, daß die Anträge 
begründet werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Es ist doch nicht üblich, daß man zu Anträgen an-
derer Parteien spricht, die bisher noch gar nicht 
begründet worden sind. 

(Abg. Dr. Vogel: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Meine Damen und 
Herren, die Wahrung der Geschäftsordnung ist 
meine Angelegenheit. 

(Heiterkeit.) 

Ich sehe durchaus keine Unebenheit darin, daß 
Anträge, die vorliegen und über die man sich ein 
Bild machen kann, auch dann erörtert werden, 
wenn sie noch nicht begründet sind. Wir würden 
nämlich sonst nur zu einer vielfachen Wiederho-
lung von Wortmeldungen kommen. Ich glaube, 
wir können uns auf diese Weise konzentrieren. 
Ich bitte, fortzufahren. 

Frühwald (FDP): Ich bin bereits auf dem Wege 
und will jetzt unseren Antrag Umdruck 1084*) 
ganz kurz begründen. Er lautet: 

In  Tit.  580 — b) Zuschüsse 2. Verbesserung 
von Qualität und Absatz bei Obst, Gemüse 
und Kartoffeln („Grüner Plan 1957") wird der 
Ansatz von 11 500 000 DM auf 9 500 000 DM 
herabgesetzt und dementsprechend folgender 
neuer Tit. 581 ausgebracht: 

„Tit. 581 Zur Förderung der Kartoffeltrock-
nung 2 000 000 DM". 

Die Erläuterung erhält folgende Fassung: 
„Zu Tit. 581  
Zur Sicherung hoher Kartoffelernten sind aus 
diesen Mitteln Zuschüsse für die Kartoffel

-

Lohntrocknung zur Verwertung im eigenen Be

-

trieb an Erzeugerbetriebe zu gewähren." 
Dieser Antrag unterscheidet sich in dieser Form 

grundsätzlich von dem Antrag, der von einzelnen 
Kollegen der CDU gestellt worden ist. Er hat 
hauptsächlich den Zweck, die Einwendung des 
Ministeriums, daß mit der Stützung der Trocknung 
von Kartoffeln eine Überproduktion an Kartoffel-
flocken wieder auf den Markt drängen könnte, die 
dann erneut eine Subventionierung erfordern 
würde, zu entkräften. Dem geht dieser Antrag 
vollständig aus dem Wege; denn er verlangt, daß 
die Zuschüsse nur für die Kartoffel-Lohntrocknung 
zur Verwertung im eigenen Betrieb an Erzeuger-
betriebe gewährt werden. Ich bitte also ausein-
anderzuhalten, daß es sich hier nur um Maßnahmen 
handelt, die einen Anreiz schaffen sollen, daß auch 
bei einem Überanfall an Kartoffeln, der sich ja 
durch die laufenden Ernten sehr verschieden ge-
staltet, diese Kartoffeln auch dem tatsächlichen 
Verbrauch zugeführt und erhalten und nicht, wie 
es heuer geschieht, dem Verderben ausgesetzt 
werden. 
Ferner haben wir unter der Ziff. 2 einen neuen 

Titel beantragt, und zwar „Tit. 965 — Zur Förde-
rung und Erhaltung der deutschen Wollerzeugung 
— 6 000 000 DM". Die Erläuterung, auf die ich 
verweise, unterbreitet hier einen Vorschlag. Hierzu 
möchte ich trotz der Abweisung im Ernährungs- 
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ausschuß noch einmal kurz folgendes sagen. Bei 
dieser Maßnahme handelt es sich nicht um eine 
Absatzfrage, denn der Absatz ist eigentlich ge-
sichert. Es wäre ein Vorwurf gegen unsere Textil-
industrie und gegen den deutschen Wollhandel, 
wenn wir in irgendeiner Form sagen wollten, sie 
seien nicht bereit, die deutsche Wollerzeugung auf-
zunehmen. Aber ebenso richtig ist, daß der Preis, I 
der hier für die deutsche Wolle angelegt wird, mit 
den Produktionskosten wie auf vielen anderen 
Gebieten der landwirtschaftlichen Erzeugung nicht 
in Einklang steht. 
Die Wirtschaftliche Vereinigung deutscher Schaf-

züchter kämpft seit vier, fünf Jahren um die An-
erkennung dieses offenbaren Notstandes, der sich 
in der allgemeinen Marktgestaltung des Inlands 
zeigt. Man hat immer wieder versucht, eine gewisse 
Position in den Haushalt zu bringen, um mit Hilfe 
dieser Position eine bestimmte Gestaltung des 
Wollpreises zu erreichen und ihn zu beeinflussen. 
Wenn Sie den Wollpreis beeinflussen wollen, dann 
können Sie das nur im Sinne des § 1 unseres Land-
wirtschaftsgesetzes, d. h. in dem Sinne, daß Sie 
mit den Mitteln der Zoll-, Wirtschafts- und Han-
delspolitik Maßnahmen einleiten, die die Nutz-
anwendung dieser Position in der Auswirkung der 
Preisgestaltung ausschließt. 
Wenn Sie das Protokoll des Haushaltsausschusses 

nachlesen, stoßen Sie auf die Erklärung des Mi-
nisters, daß dem Anliegen durch Absprachen 
mit dem Wirtschafts-, dem Innen- und dem Ver-
teidigungsminister Rechnung getragen sei. Auf An-
frage hat der Minister zugegeben, daß er seit drei 
Jahren um die Wirksamkeit dieser Absprache 
kämpft und daß sie in diesen drei Jahren noch 
nicht wirksam geworden ist. Wo ist die Gewähr, daß 
sie jetzt wirksam werden wird? Es besteht ja auch 
keine rein rechtliche Grundlage dafür. Wenn die 
rechtliche Grundlage geschaffen werden soll — und 
hier ist meine Fraktion vielleicht etwas anderer 
Meinung —, müßte sie ähnlich wie beim Raps ge-
schaffen werden. Beim Raps besteht ein Bei-
mischungszwang für die deutsche Margarine von 
5 Prozent des Rohstoffbedarfs, und gleichzeitig gilt 
ein Mindestpreis. Um eine zuverlässige Lösung zu 
erzielen, müßte der Beimischungszwang ähnlich wie 
beim Raps in genau derselben Form durch Rechts-
verordnung rechtlich verankert werden. Darüber 
hinaus müßte auch noch ein Mindestpreis fest-
gelegt werden. Das kann man aber alles vermeiden, 
wenn man durch die Einstellung einer besonderen 
Position die Möglichkeit schafft, daß sich die Markt-
gestaltung im Inland so entwickelt, daß sie die Pro-
duktionskosten deckt. 
Nun ist eines interessant:  Ale  Einsprüche des 

Bundesfinanzministeriums, dies bedeute eine wei-
tere Erhöhung der Ausgaben und damit eine Ge-
fährdung des Haushalts, erscheinen jetzt nach 
meiner Auffassung in einem anderen Licht, nach-
dem in den letzten Tagen bekanntgeworden ist, 
daß beabsichtigt sei, Steuervergünstigungen für die 
Schaffung von Vorräten einzuführen. Unter den 
Artikeln, die bei Vorratshaltung steuerbegünstigt 
werden sollen, ist auch die Auslandswolle. Dafür 
will man also aus Haushaltsmitteln über die Steuer-
vergünstigung eine besondere Unterstützung ge-
währen; in dem Augenblick aber, wo es um die 
Gestaltung der deutschen Produktion geht, spre-
chen alle möglichen und unmöglichen Gründe gegen 
eine solche Begünstigung. Auch hier scheint das 
Wort zu gelten: Ja, Bauer, das ist was anders! 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Gibbert. 

Gibbert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Umdruck 1103*) beantragen 
die Fraktionen der CDU/CSU, DP (FVP) die Ände-
rung der Erläuterungen zu Kap. 10 02 Tit. 956 
und 975. Die beiden Anträge betreffen die Situation 
im deutschen Weinbau. Sie gehören inhaltlich zu-
sammen, und ich bitte darum, jetzt beide begrün-
den zu dürfen. 

Die außergewöhnliche Kälte des Winters 1956 hat 
dem deutschen Weinbau schwerste Ernteverluste 
gebracht und darüber hinaus in erheblichem Aus-
maß eine Totalvernichtung der Rebstöcke verur-
sacht. Die Ernteverluste des Jahres 1956 liegen 
nachweislich bei 220 Millionen Mark. In sehr vielen 
Weinbaubetrieben — das Bundesministerium nennt 
die Zahl von rund 34 000 ha — ist nicht nur ein 
akuter Notstand eingetreten, sondern diese Be-
triebe sind in ihrer Existenz gefährdet. 

Dieser Notstand ist durch eine neue Frostkata-
strophe, die sich in den ersten Tagen dieses Monats 
abgespielt hat und die große Teile der deutschen 
Weinbaugebiete und viele Betriebe zum zweiten

-

mal schwerstens geschädigt hat, vergrößert und 
verschärft worden. In den Schadensgebieten 
herrscht tiefe Niedergeschlagenheit und Verzweif-
lung. Sie erlauben mir, ein Inserat bekanntzuge-
ben, das in diesen Tagen im „Rheinischen Merkur" 
stand: 

Welches Industrieunternehmen vergibt einen 
oder mehrere Arbeitsgänge an einen frostge-
schädigten Weinbaubetrieb zur Weiterbeschäf-
tigung der Arbeitskräfte? Genügend Raum, 
auch für Maschinen, steht zur Verfügung. 

Übernahme jeglicher schnell erlernbarer Arbeit 
zu den derzeitigen Weinbaulohnsätzen. 

Dieses Inserat verdeutlicht schlagartig die Situation 
in den deutschen Weinbaugebieten. 

Dankenswerterweise haben alle Fraktionen 
durch Vorlage entsprechender Anträge bekundet, 
daß sie bereit und willens sind, an  der Linderung 
der  Not und an der Beseitigung der Existenzge-
fährdung mitzuwirken. Die Länder allein sind 
nicht in der Lage, 'ausreichend zu helfen, wenn 
auch 'die schwerstbetroffenen Länder schon erheb-
liche Leistungen vollbracht haben. Eine subsidiäre 
Hilfe des Bundes ist daher notwendig und um so 
mehr vertretbar, als der Bund über die Zölle für 
die mehr importierten Weine im Jahre 1956 rund 
35 Millionen DM Mehreinnahmen hatte. Die Be-
mühungen um eine Bundeshilfe haben in dem 
Beschluß des Ernährungsausschusses einen ersten 
Niederschlag gefunden. Der Haushaltsausschuß hat 
die  in  diesem Beschluß geforderten Mittel auf 
10 Millionen DM zusammengestrichen. Diese 10 Mil-
lionen DM genügen nicht. Sie genügen insbeson-
dere dann nicht, wenn sie teils als Zuschüsse und 
teils 'als Kredite nach den Richtlinien für Hilfsmaß-
nahmen für die Hochwassergeschädigten 1956 ver

-

wendet werden. Es ist daher notwendig, diese 
10 Millionen DM als Zuschußmittel zu deklarieren, 
um denbetroffenen Betrieben mit einem verlore-
nen Zuschuß helfen zu können. Eine solche Sonder-
regelung ist notwendig, weil Katastrophenschäden 
natürlich in Monokulturen besonders betriebsge-
fährdend wirken und weil die betroffenen Betriebe 
meist schlecht strukturierte Mittel- und Klein- 
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betriebe sind. Der Abs. 2 unseres Antrags Um-
druck 1103*) lautet deshalb: 

In den Erläuterungen zu Tit. 975 — Maßnah-
men zur Milderung der Frostschäden im Wein-
bau im Jahre 1956 — sind die Worte „und 
nach Maßgabe der  Grundsätze, die für die Mil-
derung der Hochwasserschäden an  der Ernte 
1956 gelten," zu streichen. 

Angesichts der Schäden in  den Jahren 1956 und 
1957 reichen diese Zuschußmittel aber nicht aus, 

 die Betriebe weiterzuführen. Zu diesem Zweck 
wollen wir durch den Abs. 1 unseres Antrags Zins

-

verbilligungsmittel zur Verfügung stellen. Wir 
wollen mit den hier eingesetzten 2 Millionen DM 
erreichen, daß die Regierung ein Kreditvolumen 
von 30 Millionen DM so weit zinsverbilligt, daß der 
Zins bei höchstens 2 1/2 % liegt. Diese billigen Kre-
dite sind notwendig, weil die frostgeschädigten 
Weinberge weiter bearbeitet werden müssen. Der 
Boden muß bearbeitet werden, ,die Laubarbeit muß 
gemacht werden, die Schädlingsbekämpfung muß 
durchgeführt werden, um die Rebsubstanz zu er-
halten. Diese Mittel sind aber auch besonders des-
halb notwendig, weil total vernichtete Rebanlagen 
wiederaufgebaut und drei bis vier Jahre, ohne daß 
sie Ertrag bringen, gepflegt werden müssen. Diese 
Zinsverbilligungsmaßnahmen müssen also vier bis 
fünf Jahre anhalten. 

Sollten sich in der Beschaffung von Krediten 
Schwierigkeiten ergeben, was zur Zeit nicht anzu-
nehmen ist, weil wir beispielsweise in  Rheinland-
Pfalz bisher ohne Schwierigkeiten durch Landes-
hilfe bereits 15 Millionen DM zur Verfügung ge-
stellt haben, dann habe ich die Bitte an  den  Bun-
desernährungsminister, bei der Kapitalbeschaffung 
behilflich zu sein. 

Wenn wir so vom Bund 10 Millionen DM Zu-
schüsse und Zinsverbilligungen für ein Kredit-
volumen von 30 Millionen DM bereitstellen und 
erwarten, daß dieselben Summen seitens der Län-
der gesichert werden, so hoffen wir, mit dieser Ge-
samtsumme von rund 80 Millionen DM eine wirk-
same Hilfe in dieser sehr schweren Lage des deut-
schen Weinbaues zu leisten. An die Regierung 
habe ich die Bitte, dafür Sorge zu tragen, daß nach 
den Beschlüssen in diesem Hohen Hause die Hilfs-
mittel unverzüglich an die Betriebe weitergeleitet 
werden. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, diesem 
unserem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Odenthal. 

Odenthal (SPD): Meine Damen und meine Her-
ren! Mit dem Herrn Kollegen Gibbert bin ich darin 
einig, daß sofortige Hilfe auch des Bundes nottut. 
Die Parlamente und Regierungen der Länder be-
schäftigen sich seit Wochen und Monaten mit dem 
Problem der Hilfe für den Weinbau. 

Ich binallerdings mit  dem Herrn Kollegen Gib-
bert nicht einig über die Höhe dessen, was er ge-
fordert hat. Ich sehe zunächst nur den Tropfen auf 
den heißen Stein, der aus den 2 Millionen DM 
fließt und der keine Änderung und keine Hilfe 
bringen kann. Ich sehe weiter kaum eine Möglich-
keit, die Kredite bis zu 30 Millionen DM zu be- 
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schaffen. Man soll uns hier nicht mit vagen Ver-
sprechungen abspeisen. Hier handelt es sich um 
einen Notstand, der dringendst behoben werden 
muß. 

Aber lassen Sie mich zunächst einmal etwas mit 
Zahlen arbeiten! Auf Umdruck 1091*) beantragen 
wir, in Einzelplan 10 Kap. 02 Tit. 975 den vom 
Haushaltsausschuß vorgesehenen Betrag von 
10 Millionen DM 'auf 40 Millionen DM zu erhöhen. 
Der Ernährungsausschuß hat auf Grund eingehen-
der Erhebungen und auf Grund von Unterlagen, 
die ihm vom Bunde.sernährungsminister gegeben 
worden sind, einstimmig beschlossen, diese Hilfe 
an Krediten und verlorenen Zuschüssen auf 
48 Millionen DM festzusetzen. Dieser Betrag — das 
hat Herr Gibbert schon gesagt — ist vom Haus-
haltsausschuß auf 10 Millionen DM gekürzt wor-
den. Das ist der Tatbestand. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat auf Anfrage der Kollegen 
Seither und Genossen genaues Material übergeben, 
das Ihnen zugegangen ist. Sie könnten dazu sagen, 
das sei auf das Jahr 1956 abgestellt. Sie könnten 
weiter sagen, es müsse der Einwand gelten, daß 
der Winzer, der Kleingewerbetreibende, der Bauer 
und, was weiß ich, alle möglichen Berufe des Mit-
telstandes auf lange Zeit den Ausgleich finden 
müßten. Sie könnten sagen, der Ertragsausgleich 
und der Gewinn- und Verlustausgleich sollten auf 
mehrere Jahre verteilt werden. Aber, meine 
Damen und Herren, das gilt doch nicht, wenn in 
den Jahren 1954, 1955 und 1956 schwerste Schäden 
entstanden sind. 

(Abg. Dr. Conring: Die sind in der ganzen 
Landwirtschaft entstanden!) 

Ich habe mich davon überzeugt, daß die  Frostein-
brüche am 6. und am 9. Mai für große Betriebe und 
für ganze Landschaften den Ertrag auch dieses 
Jahres und unter Berücksichtigung der Schäden 
aus dem Jahre 1956 dein Ertrag für längere Jahre 
in Frage stellen oder unmöglich machen. 

Die großen Weinbaudomänen, die großen Wein-
güter können diesen Ausgleich über mehrere Jahre 
hinaus finden. Sie haben das Kapital, sie haben 
einen größeren Besitz, und sie können schlechte 
Lagen und Frosteinbrüche mit guten Lagen aus-
gleichen. Sie können auch zusammen mit dem Han-
del einen Preis gestalten, der ihnen wenigstens das 
Leben ermöglicht. Der Preis, den Sie heute für den 
Wein zahlen, entsteht ja nicht durch den kleinen 
und mittleren Betrieb. Dieser ist daran gebunden, 
seine Trauben im Herbst zu verkaufen, die Maische 
zu verkaufen oder den jungen Wein schnell abzu-
stoßen. Er kann ihn nicht ausbauen, er hat nicht 
das Kapital, um auf längere Zeit rechnen zu kön-
nen. So müssen Sie die Dinge sehen. 

Nach dem Material, das uns vom Bundesernäh-
rungsminister zugegangen ist, stellen wir fest, daß 
34 104 kleine und mittlere Betriebe existenzge-
fährdet sind. Hinter dieser Zahl stehen 150 000 
kleine Winzer und ihre mithelfenden Angehörigen, 
die vor der Tatsache stehen, daß sie ihren Betrieb 
aufgeben müssen und nicht weiterarbeiten können. 
Interessant: die Durchschnittsgröße dieser existenz-
gefährdeten Betriebe liegt bei 3,4 ha. Davon sind 
aber nur 0,44, also  ungefähr 1 /2 ha praktisch im 
Rebbau verwendet, also Rebanbaufläche. Sie sehen 
also, wie klein der Besitz ist, auf dem die Men- 
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sehen nun mit zwei Morgen Anwesen ihr Leben ge-
stalten müssen. 

Diese kleinen und mittleren Betriebe haben die 
nicht guten Jahre 1954 und 1955 schon überstanden. 
Das Jahr 1956 hat ihnen einen Verlust gebracht, 
der außerordentlich hoch ist, und der 6. und der 
9. Mai dieses Jahres haben ihnen nun weitere we-
nig tröstliche Aussichten beschert. 

(Abg. Dr. Dresbach: Die Weinpreise sind 
aber auch nicht gerade niedrig!) 

— Herr Kollege Dresbach, das ist mir interess ant, 
daß Sie das sagen. Die Weinpreise, habe ich eben 
gesagt — Sie waren nicht dabei —, werden doch 
nicht bestimmt von  den  vielen kleinen und mittle-
ren Betrieben. Ich habe gesagt, diese kleinen Be-
triebe sind nicht in der Lage, ihren Wein auszu-
bauen; sie haben kein Kapital. Wenn Sie eine 
gute Lage trinken — und ich glaube, Sie tun das —, 
dann werden Sie den Wein von den großen Gütern, 
vom Großhandel usw. 'beziehen; und derbestimmt 
die Preise. 

(Abg. Dr. Dresbach: Aber gestoppt haben 
sie inzwischen alle gelernt!) 

— Schön, wir können darüber reden, ob ich ge-
stoppten Wein trinke 'usw. Aber Sie wissen ganz 
genau, daß das Ding zwei Seiten hat. Der kleine 
Betrieb kann den Wein auch nicht ausbauen. 
Er hat das Kapital nicht, das sage ich noch ein-
mal, Herr Kollege Dresbach. In einem Jahre, 
nämlich 1956, betrug  der Ernteausfall in den Wein-
anbaugebieten des Bundesgebiets im Durchschnitt 
66 %, und die Minderung des Roheinkommens lag 
bei 288 Millionen DM. Das sind Angaben, die uns 
vom Bundesminister für Ernährung amtlich ge-
macht worden sind. 

7817 ha Rebanbaufläche sind total vernichtet. Ihr 
Anbau erfordert Jahre, verursacht Kosten und Ar-
beitslohn und erfordert Arbeit von vielen tausend 
Menschen. Ein Ertrag in den neu anzubauenden, 
jetzt ,auszuhauenden Flächen wird vor fünf bis 
sechs Jahren nicht zu erwarten sein. Der Bundes-
ernährungsmnister hält die Schätzung des an-
dauernden Schadens auf fünf, sechs Jahre hinaus 
auf 60,8 Millionen DM jährlich für berechtigt. Das 
sind doch Zahlen, an denen wir nicht vorbeigehen 
können. Diese wenigen Zahlen sprechen eine deut-
liche Sprache, und wir meinen, daß schnellste Hilfe 
notwendig ist. 

Aber  sollen wir die Sache nur von der zahlen-
mäßigen Seite betrachten? Kann man die Frage 
nur mit dem Rechenschieber lösen, oder sollten wir 
nicht versuchen, mit einem guten, vielleicht sogar, 
Kollege Dresbach, heiteren Wort die Sache auch 
von der anderen Seite zu sehen und vielleicht durch 
ein solches Wort ein gemeinsames Anliegen in die-
ser Frage eher zum Tragen zu bringen? 

Wir alle — nicht nur in diesem Hause — leiden 
doch unter der Unrast unserer Tage, unter der 
Last unserer Zeit. Die meisten oder viele von uns 
suchen doch nach des Tages Last und Unrast, nach 
des Tages Arbeit an  einem Glase Wein neue Kraft, 
Entspannung, Erholung, Gesellschaft, um für den 
nächsten Tag wieder kräftig zu sein. Der eine läßt 
einen guten Ahrburgunder auf der Zunge zer-
gehen. Ein anderer findet Anregung in einem 
spritzigen Mosel. Wieder ein anderer schlägt sich 
mit einem stahligen Rheingauen herum, und wie-
der iandere sind mit dem lieblichen Duft des Rhein- 

hessen-Weins auf Du und Du. Ich selbst gebe zu, 
daß ich im Kampf mit meinem Pfälzer immer 
zweiter Sieger geblieben bin. 

Vergessen wir auch nicht, meine Damen und Her-
ren, daß viele ins schöne Land der Franken fah-
ren, um dort den Steinwein zu genießen, der ihnen 
Freude, Mut und Leben bringt. Denken wir auch 
an die Erdhaftigkeit des Kaiserstühlers. Wenn wir 
schon beim Wein sind, dann sollten wir uns schon 
die Landschaften betrachten, die dazu beitragen 
können, uns in einer Frage, deren Lösungwirklich 
nottut, zu einigen. Schließlich gibt es noch einen 
schwäbischen Wein, der in  den  letzten Jahrzehnten 
so gut geworden ist, daß mir ein Freund sagte: 
„Die Schwaben saufet ihren Wein selber. Sie fuh-
ren ihn nicht mehr aus." Nur ein Rinnsal dieses 
schwäbischen Weins kommt bis Bonn. Und ich habe 
das Gefühl, daß dieses kleine Rinnsal doch die 
Schönheit 'der Sprache und den Geist eines Mamies 
belebt, den wir alle verehren und dessen hoher 
Geist nicht denkbar wäre ohne die Befruchtung 
durch den herrlichen Wein. Schließlich und endlich 
gibt es auch noch einen Grünberger Wein, der auf 
der Weinkarte unserer Tage und unseres Hauses 
nicht zu finden ist. 

(Abg. Dr. Dresbach: Zitieren Sie den 
ganzen Johannes Trojan!) 

— Ich habe eine gewisse Erinnerung an ihn; viel-
leicht, Herr Kollege Dresbach, haben auch Sie ihn 
genossen, und Sie  haben sicher keinen Schaden an 
Ihrer Gesundheit genommen. Ich weiß aber, ,daß 
wir alle den Tag herbeisehnen, an dem wir die 
Menschen, die diesen Wein bauen, mit uns ver-
einigt sehen. 

Das sind zwar heitere Worte, aber hinter ihnen 
steht ein ernster und bitterer Gedanke. Im Wein 
ist eine Symphonie von Farben, Frucht und Duft 
enthalten. Aber 'dahinter steht doch der Gedanke: 
Es gibt keinen Fröhlichen Weinberg, wenn die 
Winzer hungern und traurig sind, wenn sie viel-
leicht selber in Not stehen. Es dürfte auch keinen 
frohen Zecher geben, wenn er weiß, daß 150 000 
Winzer darben und um ihre Existenz bangen. 

Ich möchte Sie nicht mit weiteren Zahlen behel-
ligen. Wir sind uns einig — das hat Kollege Gib-
bert schon gesagt —, daß schnelle Hilfe nottut. 
Darum sollte das Haus sich bereitfinden, dem An-
trag zuzustimmen, daß der Betrag von 10 Millionen 
auf 40 Millionen DM erhöht wird, damit der not-
leidende Weinbau mit seinen kleinen Betrieben und 
seinen Menschen eine wirksame Hilfe erfährt. Ich 
bitte Sie, dem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Herr 
Staatssekretär im Bundesministerium der Finan-
zen Hartmann. 

Hartmann, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich spreche zunächst zu dem An-
trag Umdruck 1103*). Zu Punkt 1 habe ich keine 
Bemerkungen zu machen, da für diesen Neuansatz 
von den Herren Antragstellern ein Ausgleich inner-
halb des Titels vorgesehen ist. 

Unter Ziffer 2 wird verlangt, daß die Bezug-
nahme auf die Grundsätze, die für die Milderung 
der Hochwasserschäden an der Ernte 1956 gelten, 

*) Siehe Anlage 11 
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wegfallen. Das bedeutet, daß die Grundsätze, die 
bereits seit mehr als einem Jahr für die Landwirt-
schaft im allgemeinen praktiziert werden, hier 
nicht Anwendung finden sollen. Ich möchte bitten, 
von dieser Änderung abzusehen. Der Weinbau ge-
hört ja auch zur Landwirtschaft im weiteren Sinne, 
und vielleicht hat man übersehen, daß auch bei der 
Landwirtschaft Existenzgefiihrdung Voraussetzung 
für die Anwendung der Grundsätze ist. Es ist ohne 
weiteres zuzugeben, daß es im Weinbau infolge des 
Frostes schwere Schädigungen gegeben hat, die zur 
Existenzgefährdung führen können. Aber  eauch in 
der Landwirtschaft war bei Berücksichtigung der 
Hochwasserschäden die Existenzgefährdung Vor-
aussetzung, und an diesen Dingen, die zum großen 
Teil schon erledigt sind, können wir ja nicht rück-
wirkend etwas ändern. 

Ich darf aber mitteilen, daß zwischen dem Bun-
desernährungsministerium und dem Bundesfinanz-
ministerium zur Zeit Besprechungen stattfinden, 
dieeine genauere Fassung der Richtlinien gerade 
in bezug auf den Weinbau zum Inhalt haben. Wenn 
ich das hier erkläre, so erledigt sich damit vielleicht 
Ziffer 2 des Antrags. 

Dann zu dem Antrag Umdruck 1091*), den Herr 
Abgeordneter Odenthal eben begründet hat. Ich 
möchte vorschlagen, daß es bei der Fassung des 
Haushaltsausschusses bleibt, wo insbesondere vor-
ausgesetzt wird, daß sich an den Gesamtkosten der 
Entschädigung die Länder zur Hälfte beteiligen. Sie 
wissen, das ist ein Punkt, in dem gewisse Meinungs-
verschiedenheiten mit den Ländern bestehen. Das 
gilt ja nicht nur für den Grünen Plan, sondern auch 
für kulturelle Maßnahmen. Ich glaube, es hat sich 
durchaus bewährt, daß, wenn der Bund nunmehr 
in höherem Maße in die Verpflichtungen für diese 
Fragen eintritt, daran festgehalten wird, daß auch 
die Länder einen entsprechenden Beitrag dazu 
leisten. Es hat ja Fälle gegeben — die kürzlich 
durch die Presse gegangen sind —, wo nach der Be-
willigung von Bundeszuschüssen das eine oder 
andere Land seinen Zuschuß herabgesetzt hat. Das 
kann ja wohl nicht die Absicht des Hohen Hauses 
sein. 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Hartmann, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Bitte! 

Lahr (DP [FVP]): Ist Ihnen bekannt, Herr Staats-
sekretär, daß sich die Erfrierungsschäden im Wein-
bau ganz anders auswirken als die Hochwasser-
schäden in der reinen Landwirtschaft? Ist Ihnen be-
kannt, daß es sich in der reinen Landwirtschaft bei 
Hochwasserschäden lediglich um  Ernteschäden han-
delt, während sich Erfrierungsschäden im Weinbau 
jahrelang auswirken, weil sie den Stock selbst 
greifen und vernichten? 

Hartmann, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Herr Abgeordneter, ich habe 
eben gerade anerkannt, daß es im Weinbau zum 
Teil Schäden gibt, die so schwer sind, daß sie zur 
Existenzgefährdung führen. Ich habe dann aber 
darauf exemplifiziert, daß es sich auch bei der 
Landwirtschaft um Existenzschäden handeln kann. 

*) Siehe Anlage 12 

Ich bin damit der  Lage des Weinbaus wohl durch-
aus gerecht geworden. 

(Abg. Jacobs: Gestatten Sie eine Zwischen

-

frage?) 
— Bitte! 

Jacobs (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß die sogenannte Parität, d. h. die Beteili-
gung der Länder an Leistungen des Bundes, für 
diesen speziellen Fall nicht anwendebar ist, weil 
Weinbauschäden in ihrer Gesamtauswirkung fast 
ausschließlich einzelne Länder, und zwar in erster 
Linie das Land Rheinland-Pfalztreffen? 

Hartmann, Staatssekretär des Bundesministe-
riums der Finanzen: Herr Abgeordneter, als die 
Zwischenfrage kam, war ich gerade dabei, genauere 
Zahlen zu nennen. Es liegt natürlich keine Parität 
für alle Länder vor. Ich kann nicht verlangen, daß 
Schleswig-Holstein Mittel für Weinbauschäden gibt. 
Daran ist auch nicht gedacht gewesen. In Rhein-
land-Pfalz sind aus Landesmitteln 6,3 Millionen zur 
Verfügung gestellt worden, in Baden-Württemberg 
2,4 Millionen, in Bayern 225 000 und in Hessen 
300 000. Das sind beinahe 10 Millionen. Daraus er-
gibt sich, wenn  man  an dem Verhältnissatz, den 

 der Haushaltsausschuß wohl mit Rechtaufgestellt 
hat, festhält, daß ,der Betrag von 10 Millionen aus 
Bundesmitteln ausreicht. 

Über die Zinsverbilligungsaktion, die  in Kraft 
treten soll, habe ich schon gesprochen. Ich darf aber 
noch bemerken, daß der Weinbau eauch an anderen 
laufenden Förderungsmaßnahmen teilnimmt, z. B. 
Schädlingsbekämpfung, Flurbereinigung, Beratung, 
Wegebau usw. 

Zum Schluß muß ich noch eine Frage aufwerfen: 
Welche Deckung haben Sie denn für die 30 Mil-
lionen vorgesehen? 

(Sehr gut! in der Mitte. — Zuruf von der 
SPD : Durch die Zusatzeinfuhren!) 

Vizepräsident Dr. Becker:  Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Keilhack. 

Frau Keilhack (SPD): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Ich spreche zu dem Antrag meiner 
Fraktion auf Umdruck 1055*), bei Tit. 630 f) — 
Durchführung von Schulmilchspeisungen — den 
Ansatz von 6 Millionen DM um 44 Millionen DM 
auf 50 Millionen DM zu erhöhen. Sie werden sicher 
sagen: Alle Jahre wieder! Leider müssen wir alle 
Jahre wieder  mit diesem Antrag kommen, der 
wirklich schon längst Ihre Zustimmung verdient 
hätte. 

Ich denke, daß in diesem Jahr der Antrag be-
sonders begründet ist und wir deshalb die Hoff-
nung haben können, daß Sie ihm beitreten werden. 
In Anbetracht der Subventionierung der Milch für 
die Erzeuger in Höhe von 400 Millionen DM über 
den Grünen Plan glauben wir nämlich, daß eine 
Erhöhung der Mittel auf 50 Millionen DM für die 
Schulmilch-Ausgabe mehr als berechtigt ist. 

Zur weiteren Begründung unseres Antrages darf 
ich auf folgendes hinweisen. Die Vermehrung der 
Milchproduktion durch die Subventionierung — 
und damit ist ja auch eine Erhöhung der Rentabi-
lität der Viehhaltung für den Bauern verbunden — 
erfordert unseres Erachtens zugleich ein Nach- 

*) Siehe Anlage 13 
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denken über vermehrte Absatzmöglichkeiten. Ich 
glaube, das kann nicht nur die Sorge der SPD-
Fraktion sein. 

Vielleicht werden Sie sagen, es gibt viele Mög-
lichkeiten des Verbrauchs dieser Milch, zum Bei-
spiel die Verarbeitung zu Butter, die man dann 
lagern kann. Sie wissen aber erstens so gut wie 
wir, ,daß die Milchverwertung über die Butter-
verarbeitung für den Bauern nicht so viel Ein-
nahmen bringt wie der direkte Verbrauch von 
Trinkmilch, und zweitens, daß die Butterverarbei-
tung schon infolge der notwendigen Einlagerung 
für die öffentliche Hand auch sehr kostspielig ist; 
sie wird noch kostspieliger dadurch, daß man sie 
nach einer bestimmten Zeit wälzen muß, daß die 
Butterqualität durch eine längere Lagerung der 
Butter abnimmt und dadurch z. B. Markenbutter 
vielleicht als Molkereibutter oder nur als Butter 
mit noch mehr herabgeminderter Qualität verkauft 
werden kann. Sie kennen genauso gut wie wir die 
vielen anstößigen Manipulationen in bezug auf 
Qualität und Preis der Butter, die sich in Abstän-
den wiederholen und den Verbraucher berechtig-
terweise in Harnisch bringen. Wir glauben, daß Sie 
durch eine nachhaltige Förderung des Trinkmilch-
absatzes sowohl die Bauern wie auch das Parla-
ment vor diesen ewigen Steinen des Anstoßes 
schützen könnten. 
Natürlich können Sie auch sagen, daß man die 

erhöhte Milchproduktion zu einem Teil in der bis-
herigen Weise verkraften kann, indem man aus 
der Milch Trockenmagermilchpulver herstellt. Die 
Produktion des Trockenmagermilchpulvers wird 
ja von der öffentlichen Hand subventioniert. Sie 
tun das heute alles, statt den einzig richtigen Weg 
zu gehen, nämlich den Trinkmilchverbrauch direkt 
zu fördern. 

Das ist der eine Aspekt für die Erhöhung des 
Etatansatzes um 44 Millionen DM. Der andere 
Aspekt ist ein zutiefst sozialpolitischer, und ich 
hoffe, daß er noch mehr Eindruck auf Sie macht. 
Es geht darum, daß man für unsere Familien —
Herr Minister Wuermeling wird mir hoffentlich 
zustimmen — und für unsere Kinder in bezug auf 
den Verbrauch von Milch einiges mehr tun könnte. 
Jeder weiß, daß die Milch die Gesundheit unserer 
Kinder außerordentlich fördert. Sie wissen doch, 
daß bei 31°/o aller Schulkinder die Mütter erwerbs-
tätig sind; das sind mehr als 2 Millionen Kinder. 
Mindestens die Hälfte dieser Kinder ist sich selbst 
überlassen. Nach den Aussagen der Lehrer kommt 
ein ganz großer Teil der Kinder auch heute noch 
ohne jedes Frühstück in die Schule. 

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: es 
wäre für diese Kinder eine Wohltat und vor allen 
Dingen für ihre Mütter eine große Beruhigung, 
wenn die Kinder in der Schule regelmäßig ihre 
Milch trinken könnten. 

Was für eine Wohltat wäre es erst für kinder-
reiche Familien! Gerade diese sind ja auch Ihr be-
sonderes „Sorgenkind". Die Kinder solcher Fami-
lien bekommen bestimmt nicht immer genug 
Butter. Wie gut wäre es, wenn man ihnen über die 
Schulmilchspeisung kostenlos Milch geben könnte! 

Aus ärztlichen Gutachten wissen auch Sie, daß 
man den Kalziumbedarf des Körpers nicht ohne 
genügenden Milchverzehr decken kann, vor allen 
Dingen nicht in der Jugendzeit. Man könnte es 
über den Verbrauch von Milchprodukten. Damit 
liegt es aber noch viel mehr im Argen als mit der 

Trinkmilch selber, weil für die Normalfamilie und 
erst recht für die kinderreiche Familie Butter und 
Käse meistens zu teuer sind. Wenn die Kinder 
täglich einen halben Liter Milch, davon mindestens 
einen viertel Liter über die Schulmilchspeisung, 
erhalten könnten, wäre schon eine ganze Menge 
in dieser Richtung besser. 

Ich gebe zu, daß die 6 Millionen DM, die im 
Grünen Plan eingesetzt sind, ein Anfang sind; aber 
sie sind nur ein kleiner, weil Sie diese 6 Millionen 
an Länder- und Gemeindezuschüsse gebunden 
haben. Es gibt nun einmal viele kleine und arme 
Kommunen und finanzschwache Länder, die die 
Zuschüsse nicht geben können, die aus eigenen 
Mitteln nichts beisteuern können. Ich meine — 
meine Fraktion ist mit mir derselben Ansicht, und 
meine Kollegin Frau Strobel hat es schon in vielen 
Reden zum Ausdruck gebracht —, daß der Bund 
für diese gute Sache einmal in Vorleistung treten 
muß. 
Ich darf Ihnen, meine Herren und Damen, nun 

einmal vor Augen führen, wie vom einfachen Bür-
ger her gesehen die Subventionierung der Milch 
mit 400 Millionen DM über den Grünen Plan aus-
sieht. Dabei betone ich, daß wir nicht gegen diese 
Subventionierung sind. Da sieht die Sache so aus: 
die Bauern erhalten für die Milch 400 Millionen DM 
an öffentlicher Subvention, aber für unsere Kinder 
sind nicht einmal 50 Millionen DM übrig. 

Und weiter: Der Finanzminister schöpft über die 
hochgeschleusten Preise des Importgetreides noch 
immer jährlich fast 400 Millionen DM ab; denn 
so viel macht die Differenz des Getreidepreises des 
In- und Auslandsgetreides aus. Zufälligerweise und 
sicher zur Freude des Finanzministers deckt diese 
Einnahme von 400 Millionen DM gerade die Sub-
vention der Milch für die Landwirtschaft. Diese 
400 Millionen DM nimmt er aber quasi dem Ver-
braucher. Wenn er sie nämlich nicht abschöpfte, 
gäbe es für den Verbraucher einen billigeren Ge-
treidepreis und damit, wie zu hoffen wäre, auch 
einen billigeren Brotpreis. Er hat also diese 
400 Millionen DM dadurch in seiner Staatskasse. 
So sieht es zweifellos der einfache Bürger. Der 
Finanzminister läßt aber von den 400 Millionen DM, 
die der Verbraucher über den höheren Getreide-
preis bezahlt, auch nicht einen roten Heller an den 
Verbraucher zurückgehen. Könnten der Finanz-
minister und Sie, meine Damen und Herren von 
der CDU-Fraktion, nicht einmal das Zugeständnis 
machen, für diese wirklich gute Aktion, die von 
nachhaltiger Wirkung für unsere Kinder ist, 
50 Millionen DM  abzuzweigen? 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Conring.) 

— Herr Dr. Conring, Sie können vielleicht nachher 
dazu sprechen. 
Sie haben das, meine Damen und Herren, bisher 

immer abgelehnt; das weiß ich. Ich finde aber, daß 
Ihnen die Notwendigkeit der Schulmilchspeisung 
noch einmal vor Augen gehalten werden mußte. Es 
ist einfach ein Akt der Gerechtigkeit, den Bevölke-
rungskreisen, von welchen letzten Endes die Ein-
nahmen des Fiskus aus den hochgeschleusten Ge-
treideimportpreisen kommen, wieder etwas davon 
zugute kommen zu lassen! 
Ich will Sie nicht länger aufhalten. Sie kennen 

im Grunde genommen unsere Begründung. Ich 
möchte zusammenfassend nur noch sagen: Die 
agrarwirtschaftliche Sicht empfiehlt es, eine wesent-
liche Steigerung des Trinkmilchverbrauches her- 
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beizuführen, und die sozialen und gesundheitspoli-
tischen Aspekte lassen es durchaus als vernünftig, 
ja als notwendig erscheinen, diesen kleinen Rück-
fluß von 50 Millionen DM aus den hochgeschleusten 
Getreidepreisen durchzuführen. 

Ich hoffe, daß auch Sie es mit uns als einen nur 
kleinen Ausgleich auch gegenüber den Verbrauchern 
ansehen und aus all diesen Gründen in diesem Jahr 
den Antrag auf 50 Millionen DM für die Schul-
milchspeisung nicht wieder ablehnen werden. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Conring: 
Sie haben aber keinen Deckungsvorschlag 

gemacht!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Ich habe noch be-
kanntzugeben, daß die Altestenratssitzung, die für 
14.30 Uhr angesetzt war, auf 18.30 Uhr ver-
schoben ist. 

Das Wort hat der Herr Bundesminister der 
Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf nur 
kurz auf den Antrag Umdruck 1055*) mit der eben 
gegebenen Begründung eingehen Ich stelle dazu 
fest, daß auf Grund des Grünen Plans 1957 wie im 
Vorjahre wieder 6 Millionen für diesen Zweck ver-
anschlagt sind. 

Ich darf dazu folgendes sagen. Erstens: Der Vor-
jahrsansatz von 6 Millionen DM ist bei weitem 
nicht ausgeschöpft und verbraucht worden. 

(Abg. Frau Keilhack: Weil die Gemeinden 
nicht zahlen, Herr Minister!) 

) Die Ist-Ausgabe hat tatsächlich nur 3,3 Millionen 
DM betragen. 

Zweitens: Die Erhöhung ist bereits im Haushalts-
ausschuß durch den Herrn Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten abgelehnt 
worden, da sie zwecklos ist. 

Drittens: Die erforderliche Bereitschaft der 
Länder und insbesondere der Gemeinden fehlt. 
Voraussetzung aber muß doch sein, daß die Länder 
und die Gemeinden, die hier in erster Linie die 
Zuständigkeit und die Pflicht zur Zuständigkeit 
haben, jeweils Mittel in gleicher Höhe wie der 
Bund geben. Im übrigen ist die Einflußmöglichkeit 
der Herren Antragsteller bei den meisten Länder-
regierungen viel stärker. Sie haben leicht die Mög-
lichkeit, die Bereitwilligkeit der Länder hervor-
zurufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Viertens: Den Wegfall der Länderklausel halte 
ich für völlig untragbar. Wenn Länder und Ge-
meinden kein Interesse bezeugen, dann kann nicht 
verlangt werden, daß der Bund die Schulmilch-
speisung der ganzen Bundesrepublik bezahlt. 

Ich bitte deshalb, den Antrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Meine Damen und 
Herren, wir kommen jetzt zur Mittagspause. Wir 
unterbrechen die Verhandlungen und beginnen sie 
wieder um 14.30 Uhr. Die Rednerliste bleibt be-
stehen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.03 Uhr 
bis 14.31 Uhr.) 

*) Siehe Anlage 13 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Die Sitzung ist (1 
 eröffnet. 

Bevor wir in der Begründung der Anträge fort-
fahren, gebe ich bekannt, daß die Sitzung des 
Ältestenrats, die ursprünglich für 14.30 Uhr vor-
gesehen war, auf 18.30 Uhr verlegt werden muß. 
Ich hoffe, daß wir dann einen besseren Überblick 
über den Verlauf der zweiten Beratung des Haus-
halts haben. 

Zur Begründung des Änderungsantrags Um-
druck 1083 hat Herr Abgeordneter Kriedemann das 
Wort. 

Kriedemann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Erlauben Sie mir einige Be-
merkungen zu dem Antrag meiner Fraktion auf 
Umdruck 1083*). Der Haushaltsausschuß hat auf 
Grund der sehr ausführlichen auf ein umfang-
reiches Material gestützten Darlegungen erkennen 
müssen, daß in der deutschen Hochseefischerei in 
allen ihren Zweigen sehr erhebliche Schwierig-
keiten bestehen, Schwierigkeiten, die sich in den 
Kostensteigerungen ausdrücken. Der gravierendste 
Faktor ist die Steigerung der Kosten für Betriebs-
stoffe aller Art. Es ist dargetan worden, daß wir 
unmittelbar vor der Gefahr stehen, eine größere 
Anzahl von Schiffen der Fischerei anbinden zu 
müssen, also nicht produzieren zu können. Die 
Auswirkungen auf den Markt, auf die Versorgung 
mit Fischen und auf die Preisgestaltung sind sehr 
eindeutig. 

Leider hat sich der Haushaltsausschuß nur mit 
der Hälfte des beantragten Betrages einverstanden 
erklärt. Leider hat er die Unterstützung, den Aus-
gleich der Kosten zur Verhinderung dessen, was 
ich soeben gesagt habe, des Stilliegens von Schiffen 
mit allen wirtschaftlichen Folgen, auf die Logger-
und Kutterfischerei beschränkt und die Hochsee-
fischerei ausgenommen. Meine Fraktion beantragt 
deshalb, den Ansatz um drei Millionen DM auf 
5 500 000 DM zu erhöhen und die Erläuterungen 
dahingehend zu ändern, daß solche Betriebsbei-
hilfen auch an Betriebe der Hochseefischerei ge-
zahlt werden können. 

Es ist — ich will es hier ganz offen aussprechen 
— gegen diesen Antrag mit dem in der Presse 
veröffentlichten Geschäftsbericht eines Unterneh-
mens der deutschen Hochseefischerei operiert wor-
den. Man hat darauf hingewiesen, daß dieses eine 
Unternehmen Dividenden in beträchtlicher Höhe 
ausgezahlt hat. Demgegenüber ist festzustellen, daß 
dieses eine Unternehmen, bezogen auf die durch-
schnittlichen Verhältnisse und auf die durch-
schnittlichen Größenordnungen in der deutschen 
Hochseefischerei, sozusagen ein Mammutunter-
nehmen ist mit sehr vielen rückwärtigen Verbin-
dungen und in einer völlig anderen wirtschaftlichen 
Situation als das Gros der deutschen Hochsee-
fischerei. Wenn es einem Unternehmen, das über 
eine sehr große Zahl von modernen Schiffen und 
über einen Rückhalt im Absatz usw. verfügt, mög-
lich ist, zu einem wirtschaftlichen Resultat zu 
kommen, dann sagt das überhaupt nichts für die 
große Zahl von kleinen Reedereien, die mit zwei 
oder drei oder vier oder fünf Schiffen, darunter 
alten Schiffen, ausschließlich auf die Erträge aus 
der Fischerei angewiesen sind. 

Wir riskieren ganz einfach einen uns allen sehr 
unerwünschten Prozeß der Konzentration in der 

*) Siehe Anlage 14 
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Fischerei, wenn wir nicht das tun, was zur Erhal-
tung dieser kleinen Betriebe unbedingt notwendig 
ist. Denn es gibt eben leider Betriebe, die klein 
sind, auch wenn sie zur Hochseefischerei gehören. 
Daß jemand einen Dampfer hat, macht ihn noch 
nicht reicher und noch nicht glücklicher als jeman-
den, der etwa nur einen Kutter hat. Deswegen 
halten wir die Ausweitung dieser Maßnahme auch 
auf diese Betriebe für erforderlich, und dem ent-
spricht unser Antrag. In die Richtlinien zur Ver-
gebung dieser Mittel können all die Maßnahmen 
eingebaut werden, die erforderlich sind, um zu 
verhindern, daß Beträge aus dieser Beihilfe in 
solche Hände kommen, die auf Beihilfen dieser Art 
nicht angewiesen sind. 
Sie werden es mir sicherlich gern glauben, daß 

es mir mit dieser Einschränkung ernst ist. Schließ-
lich haben sich meine Freunde und ich immer mit 
besonderem Nachdruck gegen die ungezielten all-
gemeinen Subventionen gewehrt. Wir haben stets 
darauf gedrungen, daß die erforderlichen Hilfen so 
weit wie möglich auf die Punkte konzentriert 
werden, an denen sie notwendig sind. Solche 
Punkte gibt es aber in der Hochseefischerei leider 
in großer Zahl, und wenn wir, wie gesagt, nicht 
eine wirtschaftliche Entwicklung einfach über uns 
hereinbrechen lassen wollen — was am Beginn des 
europäischen Marktes noch ganz besonders gefähr-
lich ist —, dann müssen wir hier helfen. Deshalb 
bitte ich Sie, dem Antrag meiner Fraktion, den Sie 
auf Umdruck 1083*) finden, zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Fassbender. 

Fassbender (DP [FVP]): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Herr Kol-
lege Frühwald hat heute morgen geglaubt, darauf 
hinweisen zu müssen, daß bei dem zur Debatte 
stehenden Thema Unterschiede in der Auffassung 
zwischen der Koalitionspartnerin, der CDU, und 
uns vorhanden seien. Eigentlich sollte Herr Kollege 
Frühwald auf Grund seiner immerhin fast sieben-
jährigen Zugehörigkeit zur Koalition wissen, daß 
das auch früher bei anderen Anlässen der Fall 
gewesen ist, ohne daß deshalb die Koalition zer-
sprang. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das war das Traurige! 
— Heiterkeit.) 

Lieber Herr Kollege Frühwald, ich glaube Ihnen 
sagen zu sollen, auch wenn wir in agrarpolitischen 
Dingen anderer Auffassung sind als die CDU, so 
haben wir Ihre Assistenz und Hilfestellung wirk-
lich absolut nicht nötig. 

(Abg. Dr. Keller: Ein höflicher Kollege! — 
Weitere Zurufe von der SPD und vom 

GB/BHE.) 
— Ja, diese Höflichkeit ist aber notwendig. Warten 
Sie ab, Herr Kollege Schmidt! Es hat schon einmal 
geheißen: „Wieviel seid ihr denn?" Aus Kleinen 
können Große und aus Großen Kleine werden. Wir 
überlassen das der Zukunft. 

(Zurufe von der SPD.) 
— Meine Damen und Herren, ich habe Zeit, — 
wenn Sie sie haben. 

(Zuruf von der SPD: Ja, bis 9 Uhr! — 
Abg. Dr. Horlacher: Wir haben Zeit!) 

— Wir haben Zeit. 

*) Siehe Anlage 14 

Meine Damen und Herren! Ich habe hier noch 
einmal in  der zweiten Lesung die von uns gestell-
ten Anträge zu begründen. Bei Kap. 1002 — Allge-
meine Bewilligungen — Tit. 615 — Zuschüsse zur 
Bekämpfung der Tierseuchen — wünschen wir die 
Verstärkung der Mittel um 100 Millionen DM. Die 
Zahl mag manchem sehr hoch erscheinen, wenn ich 
aber feststelle, daß wir noch fast 2 1 /2 Millionen 
nichtentseuchte Rinder haben, dann glaube ich doch, 
daß es  an der  Zeit ist, etwas zu tun, um diese Ent-
seuchung so schnell wie möglich voranzutreiben 
und zum Abschluß zu bringen. Bei einem Zuschuß 
von nur 200 Mark pro Tier — und das entspricht 
so unseren Auffassungen — werden immerhin noch 
fünf, sechs Jahre ins Land gehen, bis die deutsche 
Landwirtschaft wirklich tuberkulosefreie Rinder-
bestände hat. Es wird hier gesagt, es genügt die 
Anmeldung, um in den Besitz der 4 Pf zu kommen. 
Davor warne ich, weil es dazu führen könnte, daß 
Gesetze nicht mehr ernst genommen werden. Das 
ist eine Entwicklung, vor der meine politischen 
Freunde und ich allerdringlichst warnen möchten. 

Ich bitte deshalb, gerade bei der  Tierseuchenbe-
freiung die Hilfestellung des Bundes den Landwir-
ten zuteil werden zu lassen — denn es ist keine 
Bosheit ,dieser Bauern, daß sie nicht entseucht 
haben —, die bisher nicht in der Lage waren, die 
finanziellen Lasten einer derartigen Tbc-Befreiung 
zu tragen. Es ist doch eine Binsenwahrheit, daß die 
Umstellung eines Bestandes von sechs, sieben Milch-
kühen von Tbc auf tbc-frei pro Kuh im Durch-
schnitt für alle damit zusammenhängenden Un-
kosten mit rund 1000 Mark bewertet werden muß. 
Nun frage ich Sie: Glaubt denn einer in diesem 
Hause, daß es bei der derzeitigen Ertragslage der 
Landwirtschaft einem Bauern mit sechs, acht oder 
zehn Milchkühen so einfach wäre, diese 10 000 Mark 
aufzubringen, um die Entseuchung durchzuführen? 
Bei der jetzigen Ertragslage der Landwirtschaft ist 
es mehr als berechtigt, daß diesen Bauern unter 
die Arme gegriffen wird. 

Das Zweite, das damals schon von meinem Kol-
legen Lahr beantragt wurde, ist, dafür zu sorgen, 
daß nun bei Dieselöl die Preise auf einem Stand 
bleiben, respektive auf einen Stand zurückgeführt 
werden, der  1956 üblich war. Denn es nutzt ja 
nichts, daß wir auf der einen Seite für die  Land-
wirtschaft Mittel zur Verfügung stellen, wenn es 
nicht gelingt, die betriebsnotwendigen Mittel zur 
Erzeugung in der Landwirtschaft auf einem Preis-
niveau zu halten, das einigermaßen stabil ist. 

Sie entsinnen sich vielleicht, Herr Minister, eines 
Vortrags in Korbach vor drei Jahren, wo Sie noch 
glaubten, die Dinge über den Preissenkungsfaktor 
bei landwirtschaftlichen Bedarfsartikeln ins Gleis 
bringen zu können. Ich habe Sie damals — das 
glaube ich Ihnen sagen zu dürfen — darauf hinge-
wiesen, daß ich diesen Weg nicht für richtig halte, 
da er sich einfach in der Praxis als Illusion er-
weisen würde. Leider habe ich recht gehabt. Es 
wäre mir lieber, Herr Minister, ich könnte heute 
sagen, Sie haben recht gehabt und ich unrecht. 
Leider ist es umgekehrt — sehr zum Schaden der 
gesamten deutschen Landwirtschaft. Ich glaube, es 
ist deshalb berechtigt, daß die Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube darüber 
hinaus, daß es sich bei dem von uns gestellten An-
trag auf Subventionierung der Milch um eine 
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(Fassbender) 
Grundsatzentscheidung von weitestgehender Trag-
weite handelt. Was verlangen wir denn? Nicht 
mehr und nicht weniger — und es ist wenig genug 
—, als  der  landwirtschaftlichen Erzeugung infolge 
der gestiegenen Unkosten diese 4 Pf pro Liter zu 
geben, unabhängig davon, ob der  Bestand seuchen-
frei ist oder nicht. Das soll ja doch dazu dienen, die 
Diskrepanz in der gesamten Preisentwicklung der 
landwirtschaftlichen Produkte gegenüber der  der 
gewerblichen Wirtschaft irgendwie auszugleichen. 

(Abg. Dr. Conring: Welche Vorschläge 
machen Sie für die Deckung?) 

Wenn weiterhin gesagt wird — ich habe das 
schoneinleitend betont —, res müsse erwartet wer-
den, daß man sich zur Seuchenbekämpfung ange-
meldet habe, ohne jedoch einen Zeitpunkt zu nen-
nen, bis wann das abgeschlossen sei,  wird  das zu 
einer Verflachung des Respekts vor den hier ge-
gebenen Gesetzen führen müssen. Das ist eine Tat-
sache, die bei .ernster Betrachtung von niemand 
hinweggeleugnet werden kann. 

Ich weiß, man wird mir entgegenhalten, woher 
die zusätzlichen Mittel noch genommen werden sol-
len. Ich bin der Überzeugung, daß es sehr leicht 
möglich sein dürfte, aus den Resten des Julius-
turms noch so viel herauszukratzen, um dien Wün-
schen der Landwirtschaft gerecht zu werden. Bei 
anderen Gelegenheitenwird sehr viel mehr heraus-
genommen. 

Darüber hinaus habe ich ,aber eine Frage an den 
Herrn Finanzminister. Herr Finanzminister, darf 
ich Sie bitten, mir zu erklären, wo eigentlich die 

 Mittel, die die Gemeinden und Länder für nicht 
beschäftigte 131er verwenden müssen, in Ihren 
Etatpositionen verbucht sind? Ich habe sie leider 
nicht gefunden und wäre Ihnen sehr dankbar, wenn 
Sie mich darüber aufklären könnten. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das hat aber mit der 
Tbc-Bekämpfung nichts zu tim! — Heiter

-

keit.) 

— Ja doch, Kollege Horlacher, das hat mit der Mit

-

telaufbringung zu tun, die der Zuschüsse des Bun

-

des bedarf. Das wissen Sie alter Fuchs ganz genau. 

(Heiterkeit.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Einen Augen-
blick! „Alter Fuchs" höre ich hier. Na also, gut, -- 

Fassbender (DP [FVP]): Rügen Sie, Herr Präsi-
dent! Ichdanke Ihnen, ich nehme die Rüge hin. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich wollte es 
noch gar nicht einmal rügen, ich stelle nur fest, daß 
der Betroffene nichts dagegen hat. 

(Große Heiterkeit. — Abg. Kriedemann: Es 
muß aber eine Entscheidung herbeigeführt 
werden, ob er ein Hase oder ein Fuchs ist! . 
— Anhaltende Heiterkeit und Zurufe.) 

Fassbender (DP [FVP]): Wir befinden uns ja 
auch mit unseren Forderungen in gar nicht so 
schlechter Gesellschaft. Ich darf z. B.  ein Rund-
schreiben des Präsidiums des Deutschen Bauernver-
bandes vom 18. Mai heranziehen. 

(Abg. Dr. Horlacher: Ist überholt! — 
Heiterkeit.) 

— Ist überholt? Das geht aber schnell! — In diesem 
Rundschreiben, aus dem ich mit Ihrer Genehmi-
gung, Herr Präsident, einen Abschnitt verlesen 
darf, heißt es:  

Die unter Tit. 615 vorgesehenen Mittel zur Be-
kämpiung der Tierseuchen bedürfen einer 
wesentlichen Erhöhung, um die auch von der 
Bundesregierung anerkannte Freimachung von 
Rinder-Tbc möglichst bald  durchführen zu 
können. Als Schätzungsgrundlage für den seiner-
zeit bereits angegebenen 'Betrag von 10,5 Mil-
lionen dient der Vorschlag, eine Aufzuchtprä-
mie im Rahmen der Tbc-Bekämpfung von 
30 DM je Kalb für insgesamt 350 000 Kälber zu 
gewähren. 

Und jetzt kommt der entscheidende Satz: 

Ein weiterer Betrag muß nach Ansicht des 
Deutschen Bauernverbandes für die Auszah-
lung von Beihilfen bei der Ausmerzung der 
von der Tuberkulose befallenen Rinder zur 
Verfügung gestellt werden. 

Unsere Auffassungen decken sich also — wir sind 
glücklich darüber, daß das der Full ist — mit denen 
des Deutschen Bauernverbandes. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, sich die 
Annahme der von uns geforderten kleinen Beträge 
wirklich nicht allzu schwer zu machen. Ich bin 
heute morgen einem Disput zwischen dem Herrn 
Wirtschaftsminister und dem Vertreter der Oppo-
sition über Gewinne und dergleichen gefolgt. Sie 
haben beide recht und haben beide unrecht, recht 
insofern, als  jeder vom anderen behauptet, er habe 
gar nicht schlecht dabei ,abgeschnitten. Wenn ich 
aber feststelle, daß eine gewisse Gruppe von Mono-
polisten Millionengewinne macht, auf der anderen 
Seite aber — Ihnen, meine Herren von links, sage 
ich das auch — teilweise Löhne gezahlt werden, die 
auch weit über dem liegen, was wir ein ländliches 
Mittelstandseinkommen nennen, dann muß die 
ländliche Bevölkerung schließlich langsam und 
sicher neidisch werden. Überlegen Sie doch einmal! 
Im Grünen Plan ist ausgeführt — und der Herr 
Minister hat das hier bestätigt —: 830 DM im Jahr 
ist der Lohn eines mithelfenden bäuerlichen Fami-
lienmitglieds. 31 Pf pro Stunde! 

(Abg. Ritzel: (Barlohn!) 

— Schreiben Sie ruhig das Doppelte und das Drei-
fache für Nahrung und Wohnung noch dazu, Herr 
Kollege Ritzel! Dann werden Sie auf ein Entgelt 
für bäuerliche mitarbeitende Familienmitglieder 
kommen, das unter dem eines erwerbslosen Indu-
striearbeiters liegt. Das halten wir für einen sozial 
nicht zu verantwortenden Zustand. 

(Abg. Ritzel: Wir kämpfen schon lange für 
besseren Lohn ,für diese Menschen!) 

— Dann stimmen Sie für unsere Anträge, meine 
Herren von  links!  Dann kommen wir den Dingen 
etwas näher. Hierin liegt ja auch das ganze Debakel 
auf den deutschen Dörfern: die Unterbewertung 
der ländlichen Arbeit in allen ihren Sparten. Ich 
warnte vor einer Entwicklung, die schon einmal zum 
Unheil in Deutschland geführt hat, vor einer Ent-
wicklung, die weite Schichten besonders der auf 
dem platten Lande wohnenden Menschen soge-
nannte Mittelständler, wieder in die Verzweiflung 
treibt. Helfen Sie uns, dann helfen Sie weiß Gott 
über den Bauernstand auch dem 'deutschen Volk. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Der Herr Bun-
desfinanzminister hat das Wort. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Dannen und Herren! Ich möchte 
nicht auf die Ausführungen des Herrn Vorredners 
eingehen. Er hat nur eine neugierige Frage geistellt, 
die ich sofort beantworten kann. Er hat gefragt, wo 
man  die Ausgleichszahlungen nach dem Gesetz für 
131er finde. Diese Ausgleichszahlungen finden Sie, 
Herr Kollege, im Einzelplan 33. Ich bitte, nachzu-
lesen und es dort festzustellen. 

Ich möchte mich nur zu den Anträgen Umdrucke 
1042 (neu)*) und 1083**) äußern, die die Färde-
rung der Fischerei zum Gegenstand haben. Über 
dieses Thema ist im Haushaltsauchuß ausführlich 
gesprochen worden. Ich darf hier einmal feststellen, 
daß der Haushalttssausschuß für den Ernst, mit dem 
er diese Frage behandelt hat, und für die Sach-
kunde, mit der die Frage dort behandelt worden 
ist, eine Anerkennung verdient. Der Haushaltsaus-
schuß hat eine Anerkennung verdient, meine 
Freude hat er nicht ganz erworben — verdient 
hätte er sie vielleicht, aber nicht erworben — , weil 
er über die Anträge und Anregungen des Bundes-
finanzministers hinausgegangen ist. Der Haushalts-
ausschuß hat entgegen der vom Bundesfinanzmini-
ster vertretenen Auffassung den früher gestellten 
Anträgen bereits zum Teil entsprochen und hat die 
Ansätze Darlehensfonds für Kutterfischerei, Zins-
verbilligungszsuschüsse, Betriebsbeihilfen zur Ver-
billigung von Dieselkraftstoff etc. um den nicht 
unerheblichen Betrag von 3,44 Millionen DM er-
höht. Der weitengehende Antrag auf Einbeziehung 
der großen Hochseefischerei in die Betriebsstoff-
verbilligung, der im Haushaltsausschuß gestellt 

1  war, ist nach ausführlicher Würdigung der Verhält-
nisse abgelehnt worden. 

Um diese Anträge handelt es sich. Das, was im 
Haushaltsausschuß nachausführlicher Erörterung 
astgelehnt wurde, wird jetzt wieder aufgenommen. 
Ich muß mich gegen diese Anträge aussprechen. Ich 
darf folgendes feststellen. Jetzt schon werden zur 
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit mit dem Aus-
land für die Fischerei, insbesondere die Hochsee-
fischerei, im Rahmen der Dieselkraftstoffverbilli-
gung Rohölzoll und Mineralölsteuer zurückgewährt. 
Diese Ansätze sind in Kap. 10 02 enthalten und be-
tragen 3 Millionen DM. Darüber hinaus jetzt in an-
geblichem Zusammenhang mit der Suez-Krise 
Preiserhöhungen zu geben, müßte ich aus zwei 
Gründen ablehnen, aus dem einen Grund, weil 
Wirtschaftszweige von der Suez-Krise betroffen 
waren und ich nicht einen einzelnen Wirtschafts-
zweig herausnehmen kann, und deswegen, weil die 
Suez-Krise jetzt der Vergangenheit angehört und 
auch die großen Erdölgesellschaften ihre Preise für 
Benzin und Dieselkraftstoff inzwischen ab sofort 
gesenkt haben und nach meiner Überzeugung 
weitere Senkungen zu erwarten sind. Außerdem be-
steht bei Gewährung von Subventionen immer die 
Gefahr der Berufung. So wird bereits mit dem 
Änderungsantrag Umdruck 1064 ,gefordert, zur Ver-
billigung von Dieselkraftstoff weitere 35 Millio-
nen DM zu gewähren. Böses Beispiel verdirbt auch 
gute Sitten! 

Zur Sache möchte ich feststellen: Es Ist nicht an-
gängig, vom Bund einseitig Preissubventionen für 

*) Siehe Anlage 15 
**) Siehe Anlage 14  

eingetretene Kostenerhöhungen zu verlangen, ohne 
die inzwischen eingetretenen Erlössteigeru gendes-
sen, der diese Subventionen, Preisverbilligungen 
will, auch offen darzulegen. Die Ertragslage bei den 
Betrieben der Hochseefischerei ist aber zweifellos 
bedeutend besser, als sie in diesem Hause hinge-
stellt wird. Ich verweise auf eine Notiz über den 
Abschluß der Firma „Nordsee" Deutsche Hochsee-
fischerei Aktiengesellschaft, Bremerhaven, im Wirt-
schaftsblatt der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" 
vom 8. Mai dieses Jahres. Hiernach hat die Gesell-
schaft dreimal soviel wie im Vorjahr investiert. 
Unverändert, wie in all den Vorjahren, wird eine 
Dividende von 8 % ausgeschüttet. Die Ertragslage 
wird allein durch den folgenden Satz aus der Notiz 
in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" schlag-
artig beleuchtet; es heißt hier: „Der Aufbau der 
Fischereiflotte, die Erweiterung der Erzeugung und 
des Vertriebs sowie die Ürbernahme neuer Beteili-
gungen geben auch der Bilanz das Gepräge." 

(Heiterkeit und Zurufe.) 

Also von einer Notlage einer Gesellschaft, die 
öffentliche Unterstützungen und Subventionen 
bräuchte, kann wohl nicht geredet werden. Wenn 
auch zuzugeben ist, daß nicht alle Betriebe, die 
sich an der großen Hochseefischerei beteiligen, ein 
so günstiges Betriebsergebnis aufzuweisen haben, 
so erscheint es doch langesichts ,der zum Zerreißen 
angespannten Haushaltslage des Bundes nicht ver-
tretbar, diesen Betrieben  global  — ohne Unter-
schied des Betriebsergebnisses — noch weitere Sub-
ventionen und Betriebsstoffverbiligungen zu ge-
währen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Schöffer, Bundesminister der Finanzen: Bitte 
sehr! 

Kriedemann (SPD): Darf ich zwei Fragen an Sie 
stellen, Herr Bundesfinanzminister. 

Erstens. Halten Sie es wirklich für richtig, aus 
dem Abschluß eines einzigen Unternehmens, von 
dem sicherlich auch Sie wissen, daß es völlig aus 
dem Rahmen unserer Hochseefischerei herausfällt, 
Schlüsse auf die Situation in allen anderen Betrie-
ben, die von diesem einen Unternehmen meilenweit 
entfernt sind, zu ziehen? 

Zweitens. Haben Sie vielleicht vorhin gehört, daß 
ich gesagt habe, es könnten in den Richtlinien über 
die Verwendung dieser Mittel alle Maßnahmen vor-
gesehen werden, mit denen sich verhindern läßt, 
daß die Mittel in die Hände solcher Unternehmun-
gen kommen, die sie nicht brauchen? 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Kollege, ich bin selbstverständlich nicht in der 
Lage, die Bilanzen und Bilanzergebnisse aller ein-
zelnen Betriebe auf Mark und Pfennig vorzuneh-
men. Aber das kann jeder als sicher annehmen: daß 
Großbetriebe oder, wenn Sie so sagen wollen, 
Musterbetriebe, die jahrelang Gewinne abwerfen, 
ein Spiegelbild für die ganze Entwicklung dieses 
Wirtschaftszweiges sein sollten. Aber Ihr Antrag 
ist leider nicht so gefaßt, daß diese günstig ab-
schließenden und Gewinne erzielenden Betriebe von 
der staatlichen Subvention ausgeschlossen werden. 

(Abg. Kriedemann: Das haben Sie doch 
völlig in der Hand bei der Durchführung!) 
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(Bundesfinanzminister Schäffer) 
— Nein, das habe ich nicht! 

(Abg. Kriedemann: Natürlich haben Sie es 
in der Hand! Von Ihrer Bemerkung, von 
einem kann man auf den anderen schlie

-

ßen, werden wir gelegentlich Gebrauch 
machen, wenn hier vom Mittelstand ge

-

redet wird!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Abgeordnete Rehs. 

Rehs (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe nur eine sehr bescheidene, bei dem 
Haushalt der großen Zahlen fast lyrisch erschei-
nende Bitte, nämlich die um die Bewilligung des 
Mehrbetrages von 8000 DM für ein Pferd. Es ist 
kein Trojanisches Pferd, ganz gewiß nicht für den 
Haushalt. Es handelt sich um das Trakehner Pferd. 
Ich hätte Sie sicherlich nicht mit dieser Sache zu 
bemühen brauchen, wenn nicht durch einen un-
glücklichen Zufall die beiden Herren Kollegen von 
der CDU und von der SPD, die es übernommen 
hatten, auf Grund ihrer Unterrichtung die Angele-
genheit im Haushaltsausschuß zu vertreten, aus-
gerechnet an dem Tage, an dem die Erörterung im 
Haushaltsausschuß stattfinden sollte, durch Krank-
heit verhindert gewesen wären. Ich bitte daher um 
Nachsicht, wenn ich nun das Plenum damit behelli-
gen und bitten muß, diese von niemandem gewollte 
kleine Panne in Ordnung zu bringen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer sich 
von Ihnen in dieser technischen Welt noch einen 
kleinen Winkel seines Herzens für die Kreatur be-
wahrt hat, der kennt gewiß, auch wenn er nicht 
Landwirt ist, die Pferdebilder des früheren Gestüts 
Trakehnen in Ostpreußen und der weiß gewiß um 
die Bedeutung dieses Gestüts in der ganzen Pferde-
zucht. Das Gestüt ist 1945 untergegangen. Aber 
manche Bauersfrau und mancher Bauer haben, so-
weit sie es überhaupt noch konnten, bei dem großen 
Treck lieber auf alle anderen Dinge verzichtet und 
ihre Trakehner Mutterstute nach Westdeutschland 
gerettet. In den seitdem vergangenen zwölf Jahren 
ist es dem unverzagten Bemühen des Trakehner-
Verbandes und insbesondere seines sehr verdien-
ten Geschäftsführers, des Fachmannes Dr. Schilke, 
gelungen, die überall in den Bundesländern ver-
sprengten Reste wenigstens zu einem erheblichen 
Teil zu sammeln. Aber ein großer Teil sitzt noch 
auf kleinen Siedlerhöfen usw. in den Ländern ver-
streut. Dieser Umstand macht die Durchführung 
der Zuchtbetreuung und der stutbuchmäßigen Ver-
waltung und Durchführung der Aufgaben, die von 
der Geschäftsführung des Verbandes erledigt wer-
den müssen, begreiflicherweise so außerordentlich 
schwierig, mühsam und natürlich auch etwas kost-
spieliger, als es bei den landeseingesessenen Pferde-
züchtereien der  Fall ist. Einzelne Länder haben 
zwar diese Zuchtbemühungen des Trakehner-Ver-
bandes durch die Bereitstellung von Landbeschälern 
usw. unterstützt. Aber während die landeseinge-
sessenen Zuchtverbände durch Zuchterhaltungs-
prämien, Hengstkaufdarlehen usw. erhebliche För-
derungsbeihilfen von den einzelnen Ländern er-
halten, z. B. in den Ländern Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein, erhält der 
Trakehner-Verband hierfür keinen einzigen Pfen-
nig. Ich will davon Abstand nehmen, die Förde-
rungsbeträge der einzelnen Länder anzuführen. Das 
Gestüt Trabental in Schleswig-Holstein erhält z. B. 
einen Zuschuß von 255 000 DM. Ähnlich ist es in 
Niedersachsen und in Nordrhein-Westfalen. Also 
gerade die durch den Krieg weniger oder gar nicht  

geschädigten Landespferdezuchten erhalten die 
Subventionen von den Ländern, während die ein-
zige Pferdezucht, die vertrieben ist, von den Län-
dern keine Förderungsbeihilfen bekommt. 

Deshalb hat der Ernährungsausschuß des Bun-
destages die Zuständigkeit des Bundes für die För-
derung der Trakehner Zucht bereits seit 1950 an-
erkannt, und im Haushalt 1955 waren für die Be-
treuungsaufgaben des Verbandes jährlich 18 000 DM 
bereitgestellt. In diesem Haushalt sind es bisher 
nur 10 000 DM. Damit können die Aufgaben des 
Verbandes von der Geschäftsführung nicht erfüllt 
werden. 
Deshalb meine Bitte, den früheren Ansatz von 

18 000 DM wiederherzustellen. Es ist ja wirklich 
ein bei diesem Haushalt verschwindender Betrag, 
der aber doch eine große Wirkung hat. Ich darf nur 
darauf hinweisen, daß das Ausland — Polen 
große Anstrengungen macht, um das Trakehner-
erbe für sich zu gewinnen. 

Ich bitte Sie deshalb und insbesondere die Her-
ren von der einheimischen Grünen Front: helfen 
Sie mit, daß diese hervorragende landwirtschaft-
liche Kulturleistung des deutschen Ostens, das Tra-
kehner Pferd, uns weiter erhalten werden kann. 

(Beifall auf verschiedenen Bänken.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Alles, was Pferde 
liebt, stimmt Ihnen zu, habe ich gesehen. 

Das Wort hat der Herr Bundesfinanzminister. 

Schäffer, Bundesminister für Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Obwohl die 
Höhe der Summe gering ist, darf ich wegen einer 
grundsätzlichen Bedeutung der Frage kurz zu dem  
Antrag Stellung nehmen. 

Ich stelle fest, daß der Verband früher höhere 
Zuschüsse erhalten hat, daß aber bei der Höhe der 
Zuschüsse immer davon ausgegangen ist, wie sich 
die wirtschaftliche Leistungskraft des Verbandes 
ändert. Im Jahre 1955 hat der Verband 18 000 DM 
Zuschuß erhalten, 1956 13 000 DM, für 1957 sind 
10 000 DM vorgesehen. Dieser Abbau des Zuschus-
ses ist dadurch begründet, daß die Versteigerungs-
erlöse des Verbandes ständig zunehmen und die 
Rentabilitätsverhältnisse sich ständigbessern. 
Wenn ich Vertreter des Verbandes wäre, dann 
würde ich der Öffentlichkeit sagen: Der Umstand, 
daß der Bund erklärt, der Verband weise eine Lei-
stung auf, die ihn auch wirtschaftlich stärke, ist 
eine öffentliche Anerkennung für mich. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Horlacher. — Vielleicht ver-
zichten Sie; 

(Heiterkeit) 

im Interesse ,der Beendigung der . zweiten Lesung 
und des freien Sonnabends wäre es sehr erwünscht, 
wenn einige Herren sich entschließen könnten, zu 
verzichten. 

Dr. Horlacher (CDU/CSU): Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Man hat's nicht leicht, 

(Heiterkeit) 

wenn  man  innerhalb des Rahmens einer Regie-
rungspartei reden muß. 

(Erneute Heiterkeit.) 
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Eine kleine Regierungspartei, die auf die zahlen-
mäßige Überlegenheit der größeren rechnen kann, 
hat es viel leichter, Anträge zu stellen, als wir. Ich 
weiß nicht, ob die Anträge des Kollegen Fassben-
der so ganz aus den Verhältnissen heraus geboren 
sind, die ich damit bezeichnen möchte. Ist es wirk-
lich so tiefernst? Oder ist nicht der Begriff  der 

 Heiligkeit schon so nahe herangerückt, daß, wenn 
man die Dinge übersteigert, man leicht in den Ge-
ruch der Scheinheiligkeit gerät? 

(Heiterkeit.) 

Wir wollen einmal die Verhältnisse so nehmen, 
wie sie sind: 100 Millionen DMwerden da gefor-
dert. Wo sie herkommen, ist eine andere Frage. 
Wenn ich frei und ungebunden bin, dann kann ich 
leicht etwas fordern. Wenn ich aber auf den Etat 
Rücksicht nehmen muß, um das Ganze durchzu-
bringen, dann muß ich maßhalten, 

(Zuruf: Welches Maß? — Heiterkeit) 

und das Maßhalten ist die Aufgabe der Regierungs-
parteien. 

(Fortgesetzte große Heiterkeit. — Zuruf 
des Abg. Kriedemann.) 

— Herr Kollege Kriedemann, Sie kommen viel-
leicht auch einmal in die Gelegenheit hinein, hier 
maßhalten zu müssen. Dann hört sich manches von 
selber auf. 

Die Herren Antragsteller haben also für die 
Tierseuchenbekämpfung 100 Millionen DM mehr 
verlangt. Ich stimme dem grundsätzlich zu. Wenn 
es möglich ist, dann machen wir es. 

(Heiterkeit.) 

Wenn es aber nicht möglich ist, dann machen wir 
es nicht. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Es  hat  einmal ein alter Politiker gesagt: die Poli-
tik ist die Kunst des Möglichen. Beim Fassbender 
ist die Politik die Kunst des Unmöglichen. 

(Heiterkeit.) 

Wir müssen also bei der Kunst des Möglichen blei-
ben, und da sage ich folgendes. In einer Frage — 
das vertrete ich mit aller Schärfe auch namens  ides 

 Deutschen Bauernverbandes — kenne ich keinen 
Spaß: die Erhöhung des  Auszahlungspreises der 
Milch ab Molkerei um 4 Pf muß ab 1. April absolut 
sichergestellt sein, Herr Bundesernährungsminister. 

(Zuruf von der Mitte: Sind Sie auch!) 

Daran darf nicht gerüttelt werden. Das ist das We-
sentliche. 

(Heiterkeit und Zuruf rechts.) 

— Jetzt passen Sie auf! Es fragt sich, ob die 400 
Millionen genau ,ausreichen; nach meinen Berech-
nungen reichen sie nicht ganz. Das gibt sowieso 
eine Frage für sich. Aber ab 1. April müssen die 
4 Pf her. Die sind ,daran gebunden, daß die  Milch 
eine bestimmte Qualität hat, daß sie eine gewisse 
Sauberkeit besitzt, und sie sind an  die Tierseuchen-
bekämpfung und Tuberkuloseverfahren gebunden. 
Wir haben ja Schwierigkeiten gehabt, unsere Land-
wirte dazu zu bringen, daß sie dem zugestimmt 
haben. Ich habe ihnen gesagt: Ans große Ganze 
schließ dich an mit ganzem Herzen und geh' zum 
Tuberkuloseverfahren über, denn du kommst nicht 
mehr darum herum; es ist eineabsolute Notwen-
digkeit. Auf meinen Einspruch hin haben sie dann 

noch eine Gnadenfrist von 14 Tagen bekommen, 
um das anmelden zu können. 

Damit ist also erstens die Auszahlung des Milch-
preises ab  1. April sichergestellt, und zweitens ist 
sichergestellt, daß die Tuberkulosebekämpfung zu-
sammen mit den Ländern in demselben Umfang 
durchgeführt wird, wie es bisher der Fall war. Da 
soll nichts geändert werden. Denbayerischen Staat 
kostet das allein 12 Millionen Mark. Man muß bei 
den 100 Millionen auch bedenken, was die Länder 
auf diesem Gebiet zusätzlich leisten. Dann ist keine 
Begründung für die 100 Millionen da. 

Die Geschichte ist in  der  Landwirtschaft prak-
tisch so, daß es nicht nach dem militärischen Be-
fehl geht: Alte Rindviecher raus und neue tuber-
kulosefreie Rindviecher rein. 

(Große Heiterkeit.) 

Nach diesem Befehl geht es nicht, wie sich das ein-
zelne vorstellen, die glauben, wenn wir die 100 Mil-
lionen haben, dannmarschieren die alten hinaus 
und die neuen hinein; so einfach ist die Sache nicht. 
Zuerst müssen die jungen Rindviecher, die gesund 
sind, her, dann erst können die  alten Rindviecher 
langsam abgestoßen werden. 

(Heiterkeit.) 

Das ist ein Prozeß, der sich organisch vollziehen 
muß. Hierfür stehen 30 Millionen DM Bundesmittel 
zur Verfügung. Dazu .kommen noch Ländermittel. 
Da soll mir  erst einer nachweisen, wie er ,die 
100 Millionen aufbrauchen will. Wenn wir nämlich 
bei den Ausmerzungsbeihilfen die Grenze über-
schreiten, dann ist es leicht möglich, daß wir die 
Zuchtviehpreise, die Nutzviehpreise zugunsten der 
Landwirtschaft beeinflussen. Das ist ein zwei-
schneidiges Schwert. Man muß hier gewisse Gren-
zen einhalten. Man kann nicht von einem Publi-
kum ausgehen, das von der Sache gar nichts ver-
steht. Ich nehme an, daß der Kollege Fassbender 
das schon begreift. Aber er mag einfach nicht. Er 
sagt: für die Agitation ist es besser, mehr zu for-
dern als zu wenig. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Horlacher (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Lahr (DP [FVP]): Ist Ihnen bekannt, Herr Kol-
lege Horlacher, daß die Preise für tbc-freies Vieh 
auf die Bindung hin bereits um 200 bis 300 Mark 
pro Stück gestiegen sind? 

Dr. Horlacher (CDU/CSU): Ja, das ist eine Frage 
für sich; 

(Abg. Lahr: Das ist nicht eine Frage 
für sich!) 

die kann ich jetzt nicht beantworten, wenn ich das 
für alle Länder im Durchschnitt sagen sollte, denn 
das ist nach den Ländern durchaus verschieden. 
Das habe ich so nicht im Kopf. Ich habe nur ge-
sagt: beide Dinge müssen berücksichtigt werden. 
Es kommt folgendes Wesentliche in Betracht. Die 

Tuberkulosefreimachung kann nur organisch im 
Laufe der Jahre erfolgen. Das darf nicht zu rasch 
geschehen; denn sonst bekommen wir ein Ansteigen 
der Zuchtviehpreise, weil die tuberkulosefreien 
Tiere einfach nicht in der notwendigen Zahl da 
sind; die bekommt man erst im Laufe der Zeit. Es 
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handelt sich da um einen Entwicklungsprozeß. An-
dererseits kann man die tuberkulosebehafteten 
Tiere nicht zu rasch abstoßen. Das würde ein sol-
ches Durcheinander auf den Viehmärkten und in 
der Fleischversorgung der Bevölkerung herbeifüh-
ren, daß sich keiner mehr auskennen würde. 

Wenn wir das alles in Rechnung stellen, können 
wir sogar mit Begeisterung die hundert Millionen 
ablehnen. Wir müssen in erster Linie dafür sorgen, 
daß das, was der Landwirt aus dem Grünen Plan 
für die Hebung der Milcherzeugung bekommen soll, 
absolut sichergestellt ist und nicht eventuell durch 
einen Einspruch dies  Bundesfinanzministers gefähr-
det wird: vor dem habe ich Riesenrespekt, dem ist 
ja keinen Moment zu trauen, was er unternimmt. 

(Große Heiterkeit.) 

Da ist es mir schon lieber, ich habe einen fetten 
Spatz in der Hand, als daß mir eine magere Taube 
davonfliegt. Der „fette Spatz" sind die 400 Millio-
nen für die Aufbesserung des Milchpreises — sie 
reichen zwar nicht ganz aus — und dazu die Mittel 
für die Bekämpfung der Tuberkulose, für die wir 
absolut sind. Wir wünschen sehr, daß sich die Län-
der entsprechend einschalten. 

Ich glaube, ich habe jetzt zur Genüge begründet, 
daß es sich um einen organischen Prozeß in der 
Landwirtschaft handelt, der sich langsam vollziehen 
muß und den man nicht einfach durch Verstärkung 
der Mittel beschleunigen kann. Man muß vielmehr 
dafür sorgen, daß sich das organisch weiterent-
wickelt. Die Möglichkeit dafür ist mit den für die-
sen Zweck vorhandenen Mitteln des Bundes und 
der Länder gegeben. 

Habt deswegen, meine lieben Freunde, gar keine 
Angst! Wenn die von der FVP, die in der Regie- 
rungskoalition sind, glauben, sie erwiesen sich da-
mit einen Gefallen, sage ich ihnen: Mit gefangen, 
mit gehangen; ihr gehört zur Regierungskoalition 
und werdet genauso verantwortlich gemacht wie 
wir. Wir werden also bei den Wählern keinen 
Unterschied in der Auffassung dulden, 

(Heiterkeit) 

ihr gehört nun einmal zu dem Verein, und da könnt 
ihr euch nicht davon losschrauben! Die möchten 
bloß die Rosinen aus dem Kuchen herausholen, und 
die schlechten Teile des Kuchens sollen wir selber 
fressen; das geht nicht. 

(Heiterkeit.) 

Das war das eine. 

(Abg. Kriedemann: Kommt noch mehr?) 

Das war so eine kleine Familienauseinandersetzung, 
nicht wahr. Es war nicht bös gemeint. Ich kenne ja 
den alten Freund Fassbender, diesen alten Königs-
tiger da; den kenne ich genau. Ich weiß auch, wie 
er sich das denkt. Damit ist der Punkt erledigt. 

Dann wollte ich weiter folgendes sagen. Ich wäre 
dem Hohen Hause dankbar, wenn es unserem An-
trag wegen der Kartoffeltrocknung beitreten würde. 
Ich brauche da keine weitere Begründung zu geben. 
Für uns war das eine schmerzliche Enttäuschung, 
daß der Bundesratsausschuß für Landwirtschaft 
diese Mittel gestrichen hat. Ich bin zwar Föderalist, 
bin aber sehr enttäuscht, wenn der Bundesrat im-
mer das Gegenteil von dem macht, was wir wollen. 

(Heiterkeit und Zurufe.) 

— Das beruht auf Gegenseitigkeit. — Nur keinen 
Hyperföderalismus! Wenn sich die Herren vom 

Bundesrat besser um die Zuständigkeit der Länder 
kümmern und die wirtschaftliche Vernunft des 
Bundestags als Grundlage mit anerkennen würden, 
wäre es für uns beide viel besser. 

Da hat uns doch der Bundesrat voriges Jahr 
auch die Sache mit den Feuchtigkeitsabzügen beim 
Getreide versaut. Wir haben im Bundestag ein-
stimmige Beschlüsse herbeigeführt, und der Bun-
desrat hat sie dann für die Landwirtschaft ver-
schlechtert. Wir könnten eine ganze Reihe von Bei-
spielen anführen. 

Bezüglich der Winzer nur eines! Meine Kollegen 
von der CDU und von der SPD haben das genügend 
begründet; ich brauche dazu nichts zu sagen. Ich 
möchte nur noch folgendes hervorheben: man sollte 
sich nicht darüber täuschen, daß die Notlage bei 
den Winzern immens groß ist, daß hier ein Be-
völkerungsteil betroffen ist, der eine intensive 
Kultur mit familieneigenen Kräften betreibt, Leute, 
die sich nicht beliebig ausdehnen können, die auf 
einem Fleckchen Erde durch die Hochkultur des 
Weinbaues möglichst viel herauswirtschaften müs-
sen. 

(Abg. Kriedemann: Aber warum haben Sie 
dann nicht gleich den richtigen Betrag be

-

antragt, Herr Horlacher?) 

— Jetzt lassen Sie mich doch weiterreden. Solange 
Sie in der Opposition stehen, kann ich mit Ihnen 
noch nicht so richtig reden. 

(Heiterkeit. — Abg. Kriedemann: Ihr 
Kollege Erhard hat schon gesagt, wir 
hätten nicht die nötige sittliche Reife!) 

— Ja, das hat er gesagt? Die Minister haben auch 
das Recht, als Abgeordnete zu reden. 

(Abg. Kriedemann: Der hat es in die Zei

-

tung geschrieben!) 

— In die Zeitung sogar? 

(Abg. Kriedemann: Ja!) 

— Das ist ja ganz verkehrt. — Also ich habe das 
nicht zu verteidigen. Erstens weiß ich es nicht, 
zweitens bin ich der Meinung, daß Herr Erhard ein 
so gewiegter Politiker ist, daß er sich selber ver-
teidigen kann. Den brauche ich nicht eigens in 
Schutz zu nehmen; das macht der bei der nächsten 
Gelegenheit schon selber mit Ihnen ab. 

(Abg. Kriedemann: Das haben wir heute 
gemerkt!) 

Nach den von uns gestellten Anträgen möchten 
wir 10 Millionen DM verlorene Zuschüsse seitens 
des Bundes haben. Dazu kommen noch die ver-
lorenen Zuschüsse seitens der Länder. Die Länder 
haben auch hier entsprechende Hilfestellung zu 
leisten. Hier kommen die Weinbauländer in Frage. 
Wir in Bayern sind mit unserem unterfränkischen 
Weinbau, dem sogenannten Bocksbeutelgebiet, auch 
sehr stark betroffen worden. Dort sind die Frost-
schäden sehr groß. 

(Abg. Kriedemann: Und da reichen die 
10 Millionen aus?) 

— Jetzt lassen Sie mich erst ausreden! Die 10 Mil-
lionen DM reichen nicht aus. Deshalb habe ich dazu 
folgendes inspiriert. Es müssen 30 Millionen DM 
Kredite her, dafür müssen die Zinsverbilligungen 
erfolgen. Ich möchte an das Bundesfinanzministe-
rium die dringende Bitte richten, dafür zu sorgen, 
daß die Mittel sobald wie möglich flüssig gemacht 
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werden. Denn hier handelt es sich um den Notstand 
einer besonderen, hochentwickelten landwirtschaft-
lichen Gruppe, die unter allen Umständen Beach-
tung finden muß. Es ist schon das dritte Mal, daß 
die armen Leute von dem Unglück betroffen 
worden sind; die können so nicht Weiterwirt-
schaften. Die Geschichte ist nämlich in der Land-
wirtschaft so: Auch wenn du keine Früchte erntest, 
geht die Arbeit trotzdem weiter; du mußt das Feld 
weiter pflegen, die Weinberge weiter spritzen, 
weiter dafür sorgen, daß alles in Ordnung bleibt, 
und ernten tust du nicht! 

(Abg. Kriedemann: Das alles mit 
10 Millionen!) 

— Dazu kommen die 30 Millionen DM Kredite, das 
habe ich gerade gesagt. Diese sollen jetzt im Be-
nehmen mit den Länderministern flüssig gemacht 
werden. 

Jetzt, Herr Kriedemann, seien Sie mal so höflich 
und unterstützen Sie mich wieder. Sie sind sonst 
ein so netter Mensch, wenn Sie auch so grimmig 
dreinschauen, daß man mit Ihnen kaum verkehren 
kann. Das beruht vielleicht auf Gegenseitigkeit, ich 
kann es nicht beurteilen. — Nun verstehen wir uns 
doch wieder. 

(Abg. Kriedemann: Ja. ich habe für alles 
Verständnis!) 

Gerade hier müssen wir zusammenhalten. 

(Heiterkeit.) 

Sie tun sich mit Ihrer eigenen Partei oft schwerer 
als mit der unseren. 

(Abg. Kriedemann: Nein, nein, ich kann 
nicht klagen!) 

— Also gut, Sie können nicht klagen. 

(Abg. Kriedemann: Aus meiner Partei hat 
mir noch niemand die sittliche Reife ab

-

gesprochen, das ist einem von Ihren 
Freunden vorbehalten geblieben!) 

— Das habe ich nicht zu verteidigen. Ich bin der 
letzte, der sagen würde, Sie sind sittlich nicht reif. 
Das ist ja Blödsinn. 

(Heiterkeit.) 

Die Sache mit den  30 Millionen DM Krediten 
möchte ich so manipuliert haben — damit wir un-
gefähr zu dem gleichen Ziel kommen — , daß mit 
den Ländern eine Vereinbarung getroffen wird, 
daß die Darlehen während der nächsten zwei Jahre 
zinsfrei bleiben. Diese Beträge können die Länder 
im Benehmen mit dem Bund auch aufbringen, 
wenn der Bund seinerseits die Mittel für die Zins-
verbilligung zur Verfügung stellt. 

Mir kommt es in erster Linie darauf an, daß 
zunächst für eine Periode über zwei Jahre hinaus 
den Winzern wieder der Lebensmut zum Weiter-
arbeiten gegeben wird. 

(Abg. Kriedemann: Dann machen Sie doch 
unseren Antrag mit, Herr Horlacher; der 

ist doch sehr vernünftig!) 

Wenn Sie Regierungspartei wären, 

(Abg. Kriedemann: Dann würden wir das 
auch tun!) 

hätten Sie den gleichen Standpunkt vertreten wie 
ich. Sie wissen ja, daß ich da mit dem Bundes

-

finanzminister herumzukämpfen habe; und wenn 

Sie mal bei der Regierung sind, dann werden Sie 
was erleben! 

(Große Heiterkeit.) 

Ich bin ja froh, wenn Sie mal dabei sind. Dann 
werden wir mit vereinten Kräften 

(Abg. Kriedemann: Kann ich mir vor

-

stellen!) 

das vereinte Ziel erreichen. Und dann werden Sie 
sehr maßvoll auftreten. 

(Abg. Kriedemann: Sie brauchen nur mit 
uns zu stimmen; dann brauchen Sie gar 
nicht mit dem Finanzminister zu kämpfen!) 

Also ich habe so ungefähr begründet, wie es 
gemacht werden kann; und wenn das so gemacht 
wird, wie ich es begründet  habe,  können wir ge-
trost die Anträge annehmen, die von unseren 
Leuten gestellt worden sind. 

Das möchte ich zu der Frage gesagt haben. 

Im übrigen kommt noch ein Satz dazu: Alle 
Anträge, die ein rasches Infunktionsetzen des 
Grünen Plans durch Überforderungen aufhalten, 
werden als nicht ernst genommen von der CDU/ 
CSU-Fraktion abgelehnt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Brese. 

Brese (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mein Vorredner, Herr Dr. Horlacher, 
hat schon kurz das Problem der Kartoffeltrocknung 
angeschnitten. Ich möchte den Antrag Umdruck 
1087*) noch besonders begründen, weil er gerade 
in der Landwirtschaft zur Zeit eine besondere 
Rolle spielt. Es ist beantragt worden, 2,6 Millio-
nen DM für die Förderung der Kartoffeltrocknung 
einzusetzen. Dazu muß ich Ihnen folgendes sagen. 

Der Kartoffelbau ist durch den Rückgang des 
Speisekartoffelverzehrs und durch die erhöhten 
Einfuhren mehr und mehr dazu gezwungen wor-
den, sich auf Wirtschaftskartoffelbau umzustellen. 
Unsere Regierung und wir haben das in dem 
Grünen Plan vom 'vorigen Jahr gefördert. Wir 
haben Prämien für den Anbau von Stärkekartof-
feln ausgesetzt und haben die Lieferungen an die 
Stärkefabriken mit 10 Pfennig pro Kilogramm 
Stärkegehalt bezuschußt. Dadurch sind die Betrie-
be,  die Kartoffeln zu Futterzwecken trocknen, in 
immer größere Schwierigkeiten gekommen. Diese 
Betriebe — Flockenfabriken, Preßschrotanlagen und 
Schnitzelbetriebe — sind nicht in sehr großer Zahl 
vorhanden — sie bestehen vor allen Dingen in 
den Kartoffelüberschußgebieten, in Niedersachsen, 
in Bayern und Württemberg — und befinden sich 
fast ausnahmslos in einer sehr schwierigen Lage, 
und zwar auch dadurch, daß sie unter einem un-
gleichen Wettbewerb stehen. Dadurch, daß wir die 
Lieferung von Stärkekartoffeln an die Stärkefa-
briken bezuschußt haben, dadurch, daß beispiels-
weise die Brennkontingente im Preise stabil ge-
halten werden, bleibt nur dieser eine Teil der Kar-
toffelverwertung übrig. und der hat gerade bei der 
Stabilisierung der Marktverhältnisse eine ganz be-
sondere Rolle zu spielen. Ich will nicht sa gen, daß 
auf diesem Wege der große Kartoffelüberhang be-
seitigt werden kann. Es ist ja nachgewiesen, daß 
nur etwa 215 000 t Kartoffeln getrocknet werden. 

*) Siehe Anlage 16 
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Aber diese Anlagen liegen gerade in den Gebieten, 
wo der Kartoffelbau vordringlich ist. Meine Damen 
und Herren, die Bauernwirtschaften auf leichten 
Böden können sich nicht ohne weiteres umstellen, 
können nicht vom Kartoffelbau umschalten; das 
würde ihre Wirtschaftlichkeit gefährden. 

So ist es kein Wunder, daß in der vergangenen 
Zeit, und zwar vor 50 Jahren, in diesen Gebieten 
solche Kartoffelflockenfabriken errichtet wurden. 
Diese Fabriken sind in keiner Weise ausgelastet, 
weil das Trocknen der Kartoffeln teurer kommt als 
das Einsilieren. Die Kartoffelflocke hat aber ihren 
besonderen Wert im Bauernhaushalt. Denn die ge-
trocknete Kartoffel, die verflockte Kartoffel kann 
man über Jahre erhalten. Wenn in einem Betriebe 
solche Überschüsse vorhanden sind, wie sie bei-
spielsweise in diesem Jahre — das wird ja den 
Mitgliedern des Hohen Hauses bekannt sein  — 
in  vielen Teilen Deutschlands vorhanden sind, dann 
ist es gut, diese Betriebe zu erhalten. 
Nun sagte Herr Dr. Horlacher, der Agraraus-

schuß des Bundesrates habe diese Forderung abge-
lehnt. Ich muß Ihnen sagen, dieser Antrag hat 
einen sehr merkwürdigen Weg genommen. Im Er-
nährungsausschuß hat man sich mit Mehrheit auf 
den Standpunkt gestellt, daß diese 2,6 Millionen DM 
eingesetzt werden sollten. Auch der Haushaltsaus-
schuß hat in einer Sitzung mit Mehrheit beschlos-
sen, diese 2,6 Millionen DM auszuwerfen. Darauf-
hin hat sich merkwürdigerweise der Agrarausschuß 
des Bundesrates mit dieser Angelegenheit befaßt 
und ist mit Mehrheit zu einer Ablehnung gekom-
men. Im Haushaltsausschuß ist entgegen unserer 
sonstigen Gepflogenheit dieses Problem wieder 
aufgegriffen und die Einsetzung dieses Betrages 
mit Mehrheit abgelehnt worden. 

Dadurch ist in der bäuerlichen Bevölkerung 
schon eine große Unruhe entstanden. Denn im 
„Ernährungsdienst" und in anderen landwirtschaft-
lichen Zeitungen war der erste Beschluß des Haus-
haltsausschusses schon publiziert worden, und man 
hatte sich bereits darauf eingestellt. Ich glaube, 
schon aus diesem Grunde täten wir gut daran, 
dieses Problem der Kartoffeltrocknung einmal an-
zufassen. Ich weiß, daß im Ministerium große 
Widerstände dagegen vorhanden sind. Das sollte 
uns als Volksvertreter aber nicht daran hindern, 
in dieser Frage einmal unsere Meinung zum Durch-
bruch zu bringen. 

Es ist Ihnen leicht gemacht worden, diesen An-
trag zuzustimmen; denn wir haben Ihnen auch 
einen Deckungsvorschlag gemacht. Wir haben Ih-
nen den Vorschlag gemacht, aus dem Tit. 580, wo 
unter Ziffer 2 für den Absatz von Obst, Gemüse 
und Kartoffeln 11,5 Millionen DM ausgeworfen 
sind, 'diese 2,6 Millionen DM zu entnehmen. Wir 
wissen ganz genau, daß dieser Titel sowieso sehr 
reichlich dotiert ist. 

Ich bitte Sie also, meine Damen und Herren, 
diesem Antrage zuzustimmen. Es ist ein Antrag, 
der von den Bauernverbänden und von den Agrar-
ministern der Kartoffelbauländer sehr unterstützt 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Schmidt (Gellersen). 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD): Meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie zunächst eine Vorbemerkung. 
Bei den bisherigen Beratungen dieses Haushalts  

war es üblich, daß der zuständige Ressortminister 
zu den Positionen und Anträgen Stellung nahm. 
Ich habe mir notiert: der Herr Finanzminister hat 
bisher viermal gesprochen, der Herr Ernährungs-
minister bisher kein einziges Mal. Ich hoffe, daß 
das nicht symbolisch ist für die Rolle, die der Herr 
Ernährungsminister im Kabinett spielt. 

(Lachen in der Mitte. — Zurufe von der 
Mitte: Geschwätz! — Das angesichts des 

Grünen Plans!) 

Nun eine Bemerkung zum Antrag Umdruck 1084*) 
und zu dem, was der Herr Finanzminister gesagt 
hat. Es war nicht anders zu erwarten, als daß Herr 
Schäffer wieder die alte Platte auflegen würde. 
Aber ich erinnere mich ganz genau der Rede des 
Herrn Ernährungsministers anläßlich der Einbrin-
gung des Grünen Plans hier im Plenum. Damals 
sagte er, er bedauere es, daß die Regierungen und 
die Parlamente zuwenig Verständnis für die Schul-
milchspeisung aufbrächten. Nun, mich wundert es, 
daß seine eigene Regierung und seine eigene 
Koalition wenig Verständnis für diese Dinge auf-
bringen; denn in diesem Jahr ergibt sich aus der 
Subventionierung der Milch beim Erzeuger eine 
andere Situation. Ich möchte meinen, aus Gründen 
der wirtschaftspolitischen Absicherung dieser Milch-
subvention ist es notwendig, daß für die Schul-
milchspeisung mehr Mittel ausgegeben werden. Ich 
bin mit der Mehrheit darin einig, daß die Milch-
subventionierung keine Erweiterung der Milchvieh-
bestände nach sich ziehen wird. Aber ich bin der 
Meinung, daß eine Mehrproduktion an Milch pro 
Kuh die Folge sein wird. Das wird sich dahin-
gehend auswirken, daß eines schönen Tages der 
Butter- und der Käsemarkt wieder sehr stark be-
lastet ist. Aus diesem Grunde wäre es notwendig, 
hier ein Ventil zu schaffen. Das einzige Ventil ist 
und bleibt die Erhöhung des Trinkmilchabsatzes 
und hierbei in erster Linie die Förderung der 
Schulmilchspeisung. 

Nun werden Sie vielleicht sagen: Woher soll man 
die Mittel nehmen? Ich könnte mir sehr leicht vor-
stellen, daß man aus dem Grünen Plan des Jahres 
1957 eine ganze Reihe von Positionen streicht, die 
sich bisher nicht gut oder höchstens nachteilig aus-
gewirkt haben. 

(Abg. Dr. Vogel: Machen Sie  einmal Vor

-

schläge!) 
— Ich habe diese Anträge auch im Ernährungsaus-
schuß gestellt, Herr Kollege Dr. Vogel; Sie können 
die Protokolle nachlesen. Ich habe z. B. beantragt, 
daß man den Zuschuß für den Bau von Kartoffel-
lagerhallen in den Verbrauchergebieten einfach 
streichen sollte, weil er mit dem Grünen Bericht 
nichts zu tun hat. Letzten Endes gibt es eine ganze 
Reihe solcher Positionen. Ich wäre dankbar, wenn 
man hier zu einem besseren Ergebnis käme. 
Zu den Anträgen Umdruck 1084 und Um-

druck 1087 nur eine Frage an den Herrn Minister. 
Wir haben uns bisher in drei Sitzungen des Er-
nährungsausschusses mit dem Problem der Kar-
toffeltrocknung befaßt. In diesen Sitzungen hat der 
Vertreter im Amt des Ernährungsministers, der 
Herr Staatssekretär Sonnemann, klar und eindeutig 
auseinandergesetzt, warum das nicht geht. Es wäre 
gut, wenn der Ernährungsminister hier selbst er-
klärte, warum das nicht geht, und ich habe die 
Frage, ob der Ernährungsminister dazu bereit ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

*) Siehe Anlage 10 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Der Herr Bun-
desernährungsminister hat sich schon seit geraumer 
Zeit zum Wort gemeldet, möchte aber am Schluß 
der Debatte sprechen, wenn ich recht verstanden 
habe. — Herr Abgeordneter Elsner zur Begründung 
des Änderungsantrags Umdruck 1060! 

Eisner (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der auf Umdruck 1060*) vorliegende 
Antrag meiner Fraktion erstrebt erstens die Wie-
derherstellung des Haushaltsansatzes der Bundes-
regierung im Tit. 571 b im Einzelplan 10, und zwar 
im außerordentlichen Haushalt, und zweitens eine 
Ergänzung der Erläuterung zu Tit. 571 a und b, und 
zwar dahingehend, daß Maßnahmen zur Betriebs-
festigung und zur Ablösung von kurzfristigen 
drückenden Verbindlichkeiten der Siedler künftig-
hin aus diesem Titelbedient werden können. 

Die Betriebsfestigung und die Sicherung der an-
gesetzten einheimischen und vertriebenen Siedler 
verdient eine besondere Beachtung und Pflege, 
wenn der bisherige Siedlungs- und Eingliederungs-
erfolg nicht in Frage gestellt werden soll. Die all-
gemeine Lage in der Landwirtschaft ist dem Hohen 
Hause aus dem Grünen Bericht und der Debatte 
über den Grünen Plan 1957 hinreichend bekannt. 
Die Lage der Siedler ist jedoch weit schwieriger. 
Sie sind gegenüber der alteingesessenen Landwirt-
schaft zusätzlich belastet durch hohe Renten- und 
Pachtleistungen, durch den Kapitaldienst für die 
Eingliederungskredite und nicht zuletzt durch das 
Fehlen einer eigenen Vermögensgrundlage, ohne 
die eine Aufnahme und Absicherung irgendeines 
Kredits nicht möglich ist. Trotzdem haben sich die 
vertriebenen Bauern und Siedler auf den Eingliede-
rungsbetrieben voll bewährt, ja, sie haben meist 
unter großen Entbehrungen ihre Betriebe zu er-
heblichen Leistungen gebracht. Das beweisen nicht 
zuletzt die Auswertungen der Betriebsberatungen, 
das beweisen die freiwilligen Kultivierungen, die 
freiwilligen Aufstockungen und schließlich der ter-
mingemäße Eingang der Leistungen aus den Ein-
gliederungskrediten. Trotzdem leiden viele Betriebe 
unter den Folgen einer unzulänglichen Inventar-
ausstattung, einer ungenügenden Finanzierung bei 
der Eingliederung. Andere Betriebe leiden unter 
einer ungenügenden Betriebsgröße. Hinzu kommen 
die Hochwasserschäden, die Hochwasserkatastro-
phen, die Ernteschäden. Alles das zusammen hat 
bei diesen Betrieben zu einer gefährlich hohen 
kurzfristigen Personalverschuldung geführt. Diese 
Betriebe sind in ihrer Wirtschaftsführung dauernd 
gefährdet undbedürfen einer schnellen und durch-
greifenden Hilfe. 
Meine Damen und Herren! Bereits in der Debatte 

zum Grünen Bericht habe ich auf diese besonderen 
Schwierigkeiten mit aller Deutlichkeit hingewie-
sen. Leider ist bisher von seiten der Regierung 
nach dieser Richtung hin nichts geschehen. Auch 
glaube ich nicht, daß der von dem Herrn Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten wiederholt in Aussicht gestellte umfassende 
Grüne Plan für die heimatvertriebenen Bauern 
noch in dieser Legislaturperiode zur Verabschie-
dung kommt; denn er liegt ja noch nicht einmal 
dem Hohen Hause vor. 

(Abg. Dr. Keller: Hört! Hört!) 
Aus diesem Grunde und im Hinblick auf die auf-

gezeigte schwierige Lage haben wir dem Hohen 
Hause diesen Antrag vorgelegt, mit dem wir eine 

*) Siehe Anlage 17  

Aufstockung des Tit. 571 b um 1,5 Millionen DM 
fordern. Mit einer solchen Erhöhung würde schließ-
lich der Haushaltsansatz der Regierungsvorlage in 
der Höhe von 56 Millionen DM wiederhergestellt. 
Ich bin der Meinung, daß diese Erhöhung um so 
notwendiger ist, wenn wir schnell und durch-
greifend dem zweiten Teil unseres Antrags, der Be-
triebsfestigung und Sicherung der Eingliederungs-
betriebe, Rechnung tragen wollen. 

Zum Schluß noch ein paar Sätze zur Verlagerung 
der Siedlungsmittel vom ordentlichen Haushalt 
zum außerordentlichen Haushaltsplan. Wir bedau-
ern, daß der Haushaltsausschuß entgegen der Re-
gierungsvorlage die Verlagerung der Siedlungs-
mittel nach dem außerordentlichen Haushaltsplan 
vorgenommen hat. Wir sehen darin eine ideelle und 
materielle Abwertung der volkswirtschaftlich und 
staatspolitisch so wichtigen Aufgabe der Eingliede-
rung der heimatvertriebenen Bauern. 

(Abg. Dr. Conring: Der ganze soziale Woh

-

nungsbau steht ja auch im außerordent

-

lichen Haushaltsplan! Eine Abwertung 
liegt darin nicht!) 

Unsere Bedenken und die der davon Betroffenen 
könnten jedoch behoben werden, wenn der Herr 
Bundesfinanzminister eine Erklärung hier vor dem 
Hohen Hause abgäbe, daß er entschlossen ist. den 
Ansatz der Siedlungsmittel im außerordentlichen 
Haushaltsplan voll zu bedienen. Diese Erklärung 
dürfte dem Herrn Bundesfinanzminister um so 
leichter fallen, als sie der Auffassung seiner eigenen 
Regierungsvorlage entspricht. 

Aus all diesen Gründen darf ich Sie bitten, unse-
rem Antrage zuzustimmen. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Rehs. 

Rehs (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bedaure sehr, Sie  noch mit einigen 
Worten aufhalten zu müssen. Aber die Bemerkun-
gen des Herrn Bundesfinanzministers zu der Frage 
der Erhöhung des Zuschusses für die Trakehner 
Pferde zwing en mich dazu. Es ist richtig — das ist 
unbestritten —, daß auf den letzten Auktionen der 
Trakehner Pferde beträchtliche Resultate erzielt 
worden sind. Aber wie liegen denn die Dinge? Der 
Trakehner-Verband i st ja nicht Eigentümer dieser 
Pferde, er ist die Betreuungsorganisation. Und wer 
sind die Eigentümer der Pferde, die diese Erlöse 
gebracht halben? Das sind die kleinen Siedler, die 
nicht eingegliederten Bauern, die zum Teil ihre ge-
retteten Trakehner Pferde irgendwo mietweise 
untergstellt haben, die mit diesen Erlösen — als 
dem ihnen allein verbliebenen restlichen Vermögen 
ausihrer früheren Existenz — be ginnen, hier eine 
neue bäuerliche oder sonstige Existenz aufzubauen. 

Von diesen Erlösen also unter dem Gesichtspunkt 
einer Wirtschaftlichkeit zu reden, die eine Unter-
stützung des Betreuungszwecks des Verbandes ent-
behrlich mache, heißt doch, das Problem und die 
Sachlage völlig verkehren. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sie sind doch nie Lauf den Gedanken gekommen — 
kein Bundesland und auch der Herr Bundesfinanz-
minister nicht —, den einheimischen Warmblut-
pferdezuchten, die seit Jahren immer wieder subven-
tioniert worden sind und subventioniert werden, 
deshalb die  Mittel  abzusprechen, weil dortauch ein-
mal gute Auktionserlöse für diesen oder jenen 
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Hengst erzielt worden sind. Sie können doch des-
halb die Notwendigkeit, gerade den Pferdezucht

-

verband zu unterstützen, der  sich paus schwer ge-
schädigten Vertriebenen zusammensetzt, nicht 
plötzlich mit derartigen wirtschaftlichen Überlegun-
gen abtun. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich bitte Sie, das Problem vor dem Hintergrund 
der Fragen und Sorgen, die soeben von meinem 
Vorredner bei der Darstellung des Komplexes „Ein-
gliederung der vertriebenen ostdeutschen Bauern" 
behandelt worden sind, zu sehen. Vor diesem Hin-
tergrund, vor der ungeheuren Not, die  Ida  noch vor-
handen ist, verschwinden die Auktionserlöse, die 
hierbei in Frage stehen, restlos. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Auf die Begrün-
dung des interfraktionellen Änderungsantrags auf 
Umdruck 1053*) wird verzichtet. Damit sind alle 
Änderungsanträge begründet. Es beginnt die allge-
meine Aussprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kriedemann. 

Kriedemann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe nicht die Absicht, die 
Gelegenheit zu benutzen, eine Agrardebatte in der 
nötigen Breite und Tiefe zu entfesseln. Ich möchte 
nur zur Abstimmung in  einigen Punkten klarstel-
len, warum meine Fraktion sich so und so verhält. 

Wir werden dem Antrag auf Umdruck 1103**), der 
ja von der CDU-Fraktion eingebracht worden ist 
und 2 Millionen DM für den Weinbau fordert, nicht 
zustimmen, um ganz deutlich zu machen, daß wir 
d as für kein geeignetes Mittel halten, um mit den 
Schwierigkeiten, die auch Herr Kollege Horlacher 
hier so beredt geschildert hat, in der nötigen Eile 
fertig zu werden. Wir glauben, :daß es besser ist, das 
deutlich zu machen, als hier durch eine Zustim-
mung .,der Ordnung halber" den Eindruck zu er-
wecken, als versprächen wir uns etwas davon. 

Die Schwierigkeiten im Weinbau sind im vergan-
genen Jahr eingetreten. Wir reden über ein Jahr 
darüber. Jetzt soll noch versucht werden, durch 
irgendwelcheZugeständnisse des Herrn Bundes-
finanzministers irgendwelche Kredite lockerzu-
machen. Wenn man auf diese Weise wirklich heute 
noch helfen könnte, würde damit nur eins klarge-
stellt werden: von Existenzgefährdung kann gar 
keine Rede sein. Weil wir aber ,davon überzeugt 
sind, daß van Existenzgefährdung geredet werden 
muß, daß es sich wirklich in soundsoviel Fällen 
d arum handelt, wollen wir unsere Haltung durch 
die Ablehnung dieses Antrags klarstellen. 

(Abg. Dr. Conning: Also 2 Millionen 
Zuschüsse ablehnen!) 

Ich darf eine Bemerkung zu dem Antrag auf Um-
druck 1064***) machen, eingebracht von der Deutschen 
Partei. Zu Ziffer 1: Ich kann eine gewisse Genug-
tuung darüber nicht unterdrücken, daß, nachdem 
Jahre hindurch unsere überlegten und wohldesier-
ten Anträge auf etwa 40 Millionen DM zur Bekämp-
fung der Rinder-Tbc leider auch mit Hilfe der jetzi-
gen Antragsteller abgelehnt worden sind, sich nun 
wenigstens bei einem Teil der Koalitionsparteien 

*) Siehe Anlage 18 
**) Siehe Anlage 11 
***) Siehe Anlage 9  

die Überzeugung 'durchgesetzt hat, daß wir uns, so-
weit es sich um den Einsatz der öffentlichen Mittel 
handelt, diese Angelegenheit doch wohl etwas zu 
leicht gemacht haben. Organisch, Herr Kollege Hor-
lacher, ist nicht das,  was sich aus den haushalts-
mäßigen Überlegungen des Bundesfinanzministers 
oder aus Ihrem Respekt vor seinen Überlegungen 
ergibt. Organisch ist etwas ganz anderes. Daß die 
Bekämpfung der Rinder-Tbc gerade die kleineren 
Betriebe, die das nicht auf mehrere Jahre verteilen 
können, weil sie eben nur einen Stall haben und 
die Tiere nicht trennen können, sondern sofort um-
stellen müssen, außerordentlich hart getroffen hat 
und daß es also wahrlich kein Glaubenssatz ist, daß 
wir vom Staat her nur mit 100 DM pro Tier helfen 
dürften, daß man deshallb, wenn man 100 Millio-
nen DM einsetzt, also erst einmal 1 Million gesunde 
Rinder haben muß, das werden Sie mindestens im 
stillen Kämmerlein mirebenfalls zugeben. Wie ge-
sagt, aus der Genugtuung darüber, daß es wenig-
stens auf einer Seite etwas Einsicht gibt, und weil 
wir jetzt mindestens dreimal hintereinander unsere 
40 Millionen DM nicht bewilligt lbekommen haben, 
während unserer Meinung nach 120 Millionen DM 
längst fällig sind, werden wir dieser Ziffer 1 zu-
stimmen. 

Wir werden der Ziffer 2 nicht zustimmen, weil 
wir glauben, daß das eine Vorwegnahme der Unter-
suchungen ist, die dem Grünen Plan des nächsten 
Jahres aufgegeben sind. Es ist ohne Zweifel, daß 
sich durch die Verteuerung des Brennstoffs auch 
die Kostenlage der Landwirtschaft verändert. Dar-
aüs werden sich, wenn nicht 'etwa Einnahmesteige-
rungen in bemerkenswertem Umfang zu verzeich-
nen sein werden, neue Defizite ergeben. Das festzu-
stellen ist Sache des Grünen Plans. Wir möchten 
auf unserer Seite dieses unserer Ansicht nach sehr 
wertvolle Instrument  des  Landwirtschaftsgesetzes 
und ,des Grünen Plans nicht dadurch ,entwerten, 
daß wir da vorzeitig etwas herausbrechen. 

Wir werden auch der Ziffer 3 unsere Zustim-
mung nicht geben, weil wir es bei all dem, was hier 
bei der Darlegung des Grünen Berichts und bei der 
Bewilligung  der  Mittel im Rahmen des Grünen 
Plans von der Qualitätsförderung und von dem 
Interesse gesagt worden ist, das die gesamte Volks-
wirtschaft, auch die Verbraucher, an der Be-
kämpfung :der  Tbc hat, gegenstandslos machen 
würden. Wir würden uns für mein Gefühl geradezu 
selbst widerlegen, wenn wir jetzt diese Bestimmun-
gen streichen würden. Außerdem hat meine Frak-
tion nicht das Bedürfnis, dem Bundesernährungs-
minister das anzutun, der ja hier mit so viel Nach-
druck immer wieder gerade darauf hingewiesen 
hat, daß diese Mittel zur Qualitätsförderung einge-
setzt werden. Ich möchte wiederholen, was ich 
schon im Ausschuß gesagt habe: man kann nicht 
gut beides tun, man kann nicht sagen: Das Wort 
„Subvention" wird gestrichen, und das Wort 
„Qualitätsförderung" wird auch gestrichen. Ent-
weder oder! 

Ich möchte e ine Bemerkung zu Umdruck 1087*) 
machen und mich hier darauf beschränken, zu 
sagen, daß wir es für unmöglichhalten, die für die 
Kartoffeltrocknung vorgesehenen Mittel — die 
übrigens in keiner Weise ausreichen, das Problem 
der  Kartoffeltrocknung in vollem Umfang anzu-
packen — aus dem Titel wegzunehmen, der der 
Verbesserung von Qualität und Absatz bei Obst, 

*) Siehe Anlage 16 
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Gemüse und Kartoffeln nach dem Grünen Plan 
dient. Das würde nämlich darauf hinauslaufen, daß 
wir einen weiteren Betrag ungezielt als Subvention 
ausgeben und um denselben Betrag all die Anstren-
gungen verkürzen, die wir gerade in dem Augen-
blick machen müssen — das kann heute gar nicht 
oft genug gesagt werden —, in dem wir uns  an-
schicken, in  den Gemeinsamen Markt einzusteigen. 
Mindestens wegen der Kürzung der Mittel, wie sie 
hier vorgeschlagen sind, werden wir dieser Ange-
legenheit nicht zustimmen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß ein paar Worte dazu sagen, wie sich meine 
Fraktion bei der Abstimmung über den Einzel-
plan  10 verhalten wird. Wenn dieseBemerkungen 
auch in einigen Punkten zweifellos kritisch sind, so 
habe ich doch das dringende Bedürfnis, mich zu-
nächst einmal von der Sorte unsachlicher, gehäs-
siger, destruktiver Kritik ausdrücklich abzusetzen, 
wie Sie sie an allen Ecken und Kanten heute und 
zweifellos unter dem Eindruck der bevorstehenden 
Wahlen an der Agrarpolitik ganz allgemein hören. 
Ich halte es — ich will hier keine Namen nennen —
für bedauerlich, daß in Blättern, die Anspruch dar-
auf erheben, für die Landwirtschaft zu sprechen, 
und ;die Anspruch darauf erheben müssen, ernst ge-
nommen zu werden, Raum für solche hemmungs-
lose Auseinandersetzungen mit den agrarischen 
Problemen geboten wird. Daß maßgebliche Ver-
bände sich da ebenfalls nicht zurückhalten, halten 
wir für ein ausgesprochenes Drama. 

Ich bin sehr stolz darüber, Herr Minister, daß ich 
'auch im Wahljahr feststellen kann: alles, was es 
auf diesem Niveau an Kritik gibt, an unsachlicher, 
an gehässiger Kritik, an 'Kritik, die die Tatsachen 
verdreht, die auf Bauernfängerei und auf Stim-
mungmache hinausläuft, die ankünpft an die 
großen Traditionen der schwarzen Fahnen, kommt 
glücklicherweise nicht aus den Reihen meiner 
Freunde, sondern kommt (ausnahmslos aus den 
Reihen Ihrer eigenen Freunde. Ich würde es für 
eine gute Sache halten, wenn sich im Kreise Ihrer 
Freunde genügend Männer zusammenfänden, um 
denen das Handwerk zu legen, die Agrarpolitik auf 
eine solche Weise betreiben; dadurch würde die 
Agrarpolitik an Glaubwürdigkeit nur gewinnen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Unsere Stellungnahme wird in erster Linie durch 
die Tatsache bestimmt, daß in der Agrarpolitik in 
einem ganz beachtlichen Umfang Auffassungen Ein-
gang gefunden haben, die unsere Auffassungen 
sind. Wir wissen genau — mindestens einige von 
Ihnen werden mir, vielleicht auch nur stillschwei-
gend, zustimmen —, daß das nicht ohne harte Aus-
einandersetzungen zum Schluß erreicht worden ist. 
Wenn ich daran denke, wie mühselig es gewesen 
ist, aus zwei sehr phantastischen Paritätsentwürfen 
ein meiner Ansicht nach brauchbares Landwirt-
schaftsgesetz zu machen, dann wissen Sie, was ich 
meine. Wenn ich sage, daß es gelungen ist, an Stelle 
der Globalrechnung über die Landwirtschaft nun 
doch einen Anfang mit der differenzierten Darstel-
lung zu machen — so differenziert, wie die Ver-
hältnisse innerhalb der Landwirtschaft sind —, 
dann wissen Sie weiter, was ich meine. Wenn ich, 
urn nur eines von vielen 'Beispielen zu nennen, 
daran erinnere, daß wir hier einmal ausgelacht 
werden sind, als wir einen Antrag einbrachten, 
öffentliche Mittel einzusetzen, um die Molkerei-
struktur zu verbessern — schließlich sind im 
Grünen Plan  zu diesem Zweck öffentliche Mittel  

eingesetzt worden; denn was ganz und gar nicht 
nötig erschien und sogar ganz falsch war, weil es 
die Sozialdemokraten beantragt hatten, ist zum 
Schluß auch. Ihre Weisheit gewesen —, dann wissen 
Sie ebenfalls, was ich meine. 

Ich darf also noch einmal ausdrücklich sagen: wir 
sind froh darüber, daß sich in der Agrarpolitik von 
heute immerhin solche Ansätze finden, die für die 
Zukunft Hoffnung geben. 

Andererseits (gibt es noch viele Tatbestände, mit 
denen wir nicht einverstanden sind, viele bittere 
Reste aus einer Agrarpolitik, deren Fehler und 
Versäumnisse uns ja überhaupt erst vor die Pro-
bleme stellen, mit denen wir heute ringen, wenn 
wir vorn Grünen Bericht reden. Ich denke dabei in 
erster Linie an die ungezielten Subventionen, an 
die verzweifelten Versuche, immer wieder zu ver-
tuschen, daß es in dieser Landwirtschaft sehr viel 
mehr Unterschiede gibt, als sie zwischen der Land-
wirtschaft und den übrigen Betriebszweigen und 
Wirtschaftszweigen bestehen. Es ist ganz klar, wer 
daran interessiert ist, und ich nehme es denen, die 
das tun, nicht übel; aber wir können die Antwort 
darauf nicht schuldig bleiben. 

Ich denke dabei im besonderen aber auch an die 
Erfolglosigkeit aller Bemühungen, im Bereich der 
Marktordnung Konsequenzen aus den Erfahrungen 
zu ziehen. Ich glaube, es ist eine schlechte Sache für 
die Marktordnung, wenn am Ende des 2. Bundes-
tages festgestellt werden muß, daß aus all dem, was 
dort an Erfahrungen zu konstatieren war, keine 
Konsequenzen gezogen 'worden sind, obwohl selbst 
der Herr Bundesminister für Ernährung mehr als 
einmal gesagt hat, es seien Änderungen auch orga-
nisatorischer Art nötig. Diejenigen, die stolz darauf 
sind, daß sie das verhindert haben, sollten sich min-
destens zu Hause eingestehen, daß sie damit der 

 Sache der Landwirtschaft einen schlechten Dienst 
erwiesen haben. Denn sie haben nicht dazu beige

-

tiagen, von der Marktordnung ein 'gewisses Odium 
 zu nehmen, das ihr mehr und mehr anhängt, näm-

lich daß es sich nicht um eine Marktordnung, son-
dern um eine Markt- und Preisstützung mit einer 
sehr einseitigen Zielsetzung handelt. Diejenigen, 
die das bestreiten wollten, würden in eine große 
Verlegenheit kommen, wenn ich sie fragte, wo denn 
in irgendeinem 'einzelnen Fall die Marktordnung 
einmal zum Schutze und im Interesse der Verbrau-
cher eingesetzt worden ist. 

Daß die Spannen zwischen den Erzeugerpreisen 
und den Preisen, die  die Hausfrauen für die 
Lebensmittel zahlen müssen, größer werden, ist 
keine sozialdemokratische Behauptung, sondern 
läßt sich an Zahlen beweisen. Und diejenigen, die 
das hier etwa bestreiten wollten, möchte ich vorher 
schon davor warnen. Ich könnte es aus einen Ihnen 
sicherlich absolut zuverlässig erscheinenden Quelle, 
aus den Mitteilungen des 'Berufsverbandes, des 
Bauernverbandes vorlesen. Mit den Mitteln der 
Marktordnung wäre es ;durchaus möglich gewesen, 
denjenigen eins ;auf die  Nase zu geben, die durch 
ihre Spannenausweitung dazu beitragen, daß in den 
breiten Kreisen unserer Bevölkerung, in den Ver-
braucherschichten die Freude an der Marktordnung 
immer kleiner wird; und das wäre durchaus zum 
Nutzen der Landwirtschaft gewesen. 

Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß wir 
auch in diesem Jahr wieder ein Getreidepreisge-
setz bekommen, so wie es schon Jahre hindurch 
unverändert hier vorgelegt wird, obwohl wir ge- 
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rade auf diesem Gebiet schon seit Jahren alle Ver-
anlassung gehabt haben, uns die Zweckmäßigkeit 
des heute geübten und  jetzt auch wieder fortge-
setzten Verfahrens genau zu überlegen. Sie  wissen 
genau, daß ich das nicht sage, um einen Angriff auf 
die Marktordnung zu führen, die wir mitgemacht 
haben und  die ich auch heute noch fürabsolut un-
entbehrlich halte, sondern daß ich das alles nur in 
dem Willen sage, die Marktordnung vor einem ein-
seitigen Mißbrauch zu schützen. 

Ich will nicht abwägen, ob das Positive, das 
Hoffnungsvolle, das in Zukunft Weisende, die 
neuen Ansätze schwerer wiegen als die alten Reste. 
Ich glaube, die Kräfte, die sich am alten festhalten, 
sind noch sehr aktiv. Eine genaue Aufrechnung 
würde wahrscheinlich zuungunsten der Aktiva aus-
gehen. Deshalb wird meine Fraktion diesem Haus-
haltsplan Einzelplan 10 nicht zustimmen, sondern 
sich der Stimme enthalten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesernährungsminister. 

Dr. h. c. Lübke, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Heute morgen 
ist angeregt worden, die Minister möchten in der 
Diskussion nicht zuletzt sprechen, weil damit die 
Aussprache wieder eröffnet würde. Es liegen aber 
Änderungsanträge vor. Sie werden begründet, und 
der Minister muß dann seine Meinung dazu sagen. 

Herr Kollege Kriedemann hat einiges Grund-
sätzliche hinsichtlich der Vertretung der Agrar

-

politik in der Öffentlichkeit ausgeführt. Die Aus-
sprache darüber, glaube ich, werden wir uns bis 
zur dritten Lesung aufsparen müssen. Es ist mir 
gar nicht unangenehm, daß Sie diese Dinge ange-
schnitten haben, Herr Kriedemann. Auch Herr 
Schmidt (Gellersen) hat eine grundsätzliche Frage 
angesprochen. Er hat nämlich erklärt, daß der 
Finanzminister in dieser Diskussion viermal, der 
Ernährungs- und Landwirtschaftsminister dagegen 
nur einmal das Wort ergriffen habe, und gefragt, 
ob das ein Zeichen für den Einfluß des Ernäh-
rungsministers im Kabinett sei. Nun, meine Damen 
und Herren, es ist doch ganz natürlich, daß der 
Finanzminister einen wesentlich größeren Einfluß 
als der Ernährungs- und Landwirtschaftsminister 
hat. Wenn Sie aber bedenken, daß die Beträge für 
den regelrechten Etat wie auch für den Grünen 
Plan seit 1954 von 540 Millionen DM auf 2,2 Milliar-
den DM angewachsen sind, werden Sie zugeben, 
daß der Finanzminister ein agrarfreundlicher Mann 
ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Heute war 

keine Rede davon!) 

Es ist doch offenbar, daß ihm das Zahlen für 
Agrarangelegenheiten leichter fällt, als allgemein 
angenommen wird. 

Nun zu den einzelnen Anträgen, zunächst zu den 
Ausführungen von Herrn Frühwald und zu seinem 
Antrag betreffend Wollbeimischung und Kartoffel-
trocknung. Ich will mit der Kartoffeltrocknung be-
ginnen. Nach den Ausführungen, die hier schon 
gemacht worden sind, kann ich mich kurz fassen. 
Die Stellungnahme des Bundesrates, die Herr 
Kollege Brese schon angeführt hat, ist insofern von 
ausschlaggebender Bedeutung, als unsere gesamte 

Herstellungskapazität für Trockenkartoffeln nur 
200 000 t beträgt. Glauben Sie wirklich, daß wir 
damit bei guten Ernten die Marktlage entscheidend 
beeinflussen könnten? Wir müßten doch mindestens 
das Zehnfache an Kapazität haben, die erst neu zu 
schaffen wäre. Niemand könnte das mit gutem 
Gewissen vertreten. Die Länder haben mit Recht 
gesagt: Wenn wir jetzt die Kartoffeltrocknung zur 
Deckung des Bedarfs im eigenen Betrieb fördern, 
müßten wir bald auch bei der Grünfuttertrocknung, 
bei der Silierung von Kartoffeln mithelfen und 
schließlich überall dort mitzahlen, wo auf dem Hof 
ein Überschuß entstünde. Ich glaube, das sollte der 
Selbsthilfe überlassen bleiben. Ich habe versucht, 
die Dinge über die Futtermittelindustrie zu lösen. 
Ich wäre mit ihr schon zu einer Einigung gekom-
men. Wenn aber von seiten der Interessenten kein 
Wert darauf gelegt wird, verfolge ich einen solchen 
Plan nicht weiter. 
Nun zum Antrag des Kollegen Gibbert auf Be-

reitstellung von 10 Millionen DM und zum weiter-
gehenden Antrag, die 10 Millionen DM um 30 Mil-
lionen DM zu erhöhen. Meine Damen und Herren, 
wenn wir uns von dem Antrag Gibbert abdrängen 
ließen, würden wir den Grundsatz verlassen, daß 
die Länder mit 50°/o an den Zahlungen für Ernte-
schäden bei Existenzgefährdung zu beteiligen sind. 
Es war schon immer gang und gäbe, daß bei 
Existenzgefährdung die Länder einzutreten haben. 
Der Bund hat 1954 — oder schon früher — den 
Modus eingeführt, daß 50 0/0 dieser Kosten der Bund 
trägt, wenn 50 0/o die Länder übernehmen. 

(Abg. Kriedemann: Darf ich eine Frage stellen?) 

—Bitte! 

Kriedemann (SPD): Herr Bundesminister, in 
unserem Antrag Umdruck 1091*) ist gar nicht die 
Rede davon, daß die Länder etwa anders behandelt 
werden sollten, als sie nach den Richtlinien über 
die Kostentragung bei Katastrophenfällen behan-
delt werden. Hier dreht es sich nur um einen 
höheren Bundeszuschuß, der dann eben auch einen 
höheren Landeszuschuß auslösen würde. 

Dr. h.  c.  Lübke, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Richtig, aber wir 
haben uns mit den Ländern bereits unterhalten. 
Die Verhandlungen waren außerordentlich schwer, 
einfach deswegen, weil eines der finanzschwächsten 
Länder, Rheinland-Pfalz, allein 63 % der gesamten 
Weinerzeugung in seinen Grenzen hat. Dieses Land 
ist außerstande, über die Summe, die Herr Staats-
sekretär Hartmann genannt hat, nämlich über 
6,3 Millionen DM Zuschüsse hinauszugehen. Das 
haben uns die Vertreter dieses Landes überzeugend 
dargelegt. Wir können also gar nicht die Summe 
von 10 Millionen DM überschreiten. Was wir vom 
Bund aus tun konnten, haben wir getan. Ich ver-
weise auf die Zinsverbilligung mit einem Betrage 
von 2 Millionen DM, die Sie eben ablehnen wollten. 
Wenn Sie das ablehnen, behindern Sie die Ver-
sorgung der Weinbaubetriebe mit billigem Geld. 

(Abg. Kriedemann: Die Leute, die in 
Schwierigkeiten sind, können mit Krediten 

keine Hilfe bekommen!) 

— Das können sie schon, denn gerade die schwä-
cheren Existenzen bekommen Kredite u n d Zu-
schüsse. Es wird also überhaupt kein anderer Weg 
als dieser möglich sein. Ich glaube, daß diejenigen, 

') Siehe Anlage 12 
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die an der Sache mitgearbeitet haben, durchaus den 
richtigen Weg gefunden haben. Ich meine auch, daß 
die Hilfe ausreichend sein wird. 

Es wurde gesagt, der Kapitalmarkt sei zu schwach 
und könne die Mittel gar nicht aufbringen. Nun, 
ganz so schwach scheint er nicht zu sein. Rheinland-
Pfalz z. B. hat für diesen Zweck meines Wissens 
Mittel in Höhe von 14,5 Millionen DM aus dem 
Kapitalmarkt bereitgestellt, in Baden-Württem-
berg sollen es 6 Millionen sein; also rund 20 Mil-
lionen von den 60 Millionen, über die hier ge-
sprochen wurde, sind schon beschafft. 

Frau Kollegin Keilhack und ein Kollege ihrer 
Fraktion haben die Frage der Schulmilchspeisung 
angeschnitten. Allen von uns in den Regierungs-
parteien liegt die Frage der Schulmilchspeisung 
sicher genau so sehr am Herzen wie Ihnen. Ich habe 
mir nicht nur beim Bund, sondern auch schon in 
Nordrhein-Westfalen damit die äußerste Mühe 
gegeben. Ich muß leider sagen, daß die Widerstände 
in den Gemeinden, ja sogar in den Familien und 
auch in den Ländern vielfach so groß sind, daß wir 
in diesem Jahre bei allem guten Willen nur 3,3 Mil-
lionen losgeworden sind. 

(Abg. Kriedemann: Wegen der 
Bedingungen!) 

— Ja, wenn wir es vom Bund allein bezahlten, uns 
etwa noch um die Räume in den Gemeinden be-
mühten oder das Geld für diejenigen bezahlten, 
die die Milch ausgeben, dann würde es wohl mög-
lich sein. Die Beteiligung der Länder und Ge-
meinden bei diesen Dingen ergibt sich aber einfach 
aus dem Grundsatz: Wohltun fängt zu Hause an. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es wurde dann gesagt, Abschöpfungsmittel stün-
den zur Verfügung. Wir haben im vorigen Jahr 
400 Millionen abgeschöpft und etwas über 200 Mil-
lionen an Vorratslagerkosten bezahlt. In diesem 
Jahre sind es 320 Millionen an Abschöpfung und 
205 Millionen Lagerkosten. Ich glaube, unsere 
Hausfrauen waren in der Sueskrise sehr froh, daß 
die Lebensmittelvorräte ausreichten und Angst-
käufe wirklich nicht notwendig waren. 

(Abg. Kriedemann: Aus der Einfuhr- und 
Vorratsstelle?) 

— Auch aus der Einfuhr- und Vorratsstelle. 
(Abg. Kriedemann: Was zum Beispiel?) 

— Wir hatten zum Beispiel bei Getreide einen 
Vorrat für 340 Tage! 

(Abg. Kriedemann: Was hat die Sueskrise 
mit den Getreidevorräten zu tun?) 

— Was die damit zu tun hat? Die Leute waren 
besorgt, es könnte kein Brot, keinen Zucker, kein 
Fleisch mehr geben, wenn die Sueskrise schwerere 
Folgen haben würde als vielleicht nur die Behin-
derung rd es Verkehrs im Sueskanal. 

(Abg. Kriedemann: Glauben Sie denn, daß 
die Leute an Krieg gedacht haben?) 

— Ich glaube, Sie wissen selber nur zu gut, wieviel 
Angstkäufe stattgefunden haben. Die Brotversor-
gung war  aber,  wie gesagt, für 340 Tage gesichert, 
der Vorrat an Margarinerohstoffen hätte min-
destens für 105 Tage gereicht. 

(Abg. Kriedemann: Aus der Einfuhr- und 
Vorratsstelle?) 

— Nein. 
(Abg. Kriedemann: In der Industrie!) 

Die Margarinerohstoffe lagen überhaupt nicht 
bei der Einfuhr- und Vorratsstelle. Die Regierung 
hatte ausdrücklich mit der Margarinefabrikation 
diese Vorratshaltung vereinbart. Diese Vorräte 
lagen schließlich nicht ohne unser Zutun bei den 
Fabriken. 

(Abg. Kriedemann: Das ist aber seit Jah

-

ren schon so und belastet uns überhaupt 
nicht mit Kosten!) 

Hinsichtlich der Margarinerohstoffe sicher nicht. 
Es belasten uns aber die sonstigen Vorratsläger. 

Nun zur Frage der Hochseefischerei. Es wurde 
beantragt, die Subventionen von 2,5 Millionen um 
3 Millionen auf 5,5 Millionen zu erhöhen. Ich 
glaube, daß alles, was darüber vorhin schon gesagt 
worden ist, Anlaß zu Überlegungen gibt, ob die 
Hochseefischerei die 3 Millionen wirklich braucht. 
Ich bin  nicht der Meinung, daß man aus der wirt-
schaftlichen Lage einer einzigen, dazu großen Firma 
der Hochseefischerei die Folgerung ziehen kann, 
die übrigen brauchten es nicht. Aber inwieweit sie 
es brauchen, wissen wir auch nicht. Ich habe 
gestern noch dem Geschäftsführer des Hochsee-
fischereiverbandes gesagt, daß wir nicht weiter 
beraten könnten, bevor nicht Untersuchungsergeb-
nisse über die Lage und die Strukturveränderungen 
in der Hochseefischerei vorlägen. Wenn wir diese 
Untersuchungsergebnisse haben und feststellen, 
daß die Hochseefischerei Hilfe braucht, können wir 
immer noch handeln. 

(Abg. Kriedemann: Wenn die Schiffe ange- bunden sind, ist das doch der klarste Beweis!) 

Von dem Geschäftsführer des Hochseefischereiver-
bandes habe ich eine derartige Erklärung nicht be-
kommen, daß etwa in diesem Jahr eine katastro-
phale Lage entstehen wird. 

Einer der vorliegenden Anträge bezieht sich auf 
eine Unterstützung zum Ausgleich für die Ver-
teuerung des Dieselöls. Nun, dafür wären vielleicht 
etwa 1 Million DM, nicht aber 3 Millionen erfor-
derlich. 
Ich komme jetzt zu den Anträgen des Kollegen 

Fassbender auf Umdruck 1064*). Es handelt sich da-
bei um verschiedene Positionen: 100 Millionen für 
die Tierseuchenbekämpfung, 35 Millionen DM für 
die Dieselkraftstoffverbilligung und die Prämien 
für Qualitätsmilch. 
Meine Damen und Herren, auch hierüber ist 

schon gesprochen worden. Insbesondere hat Herr 
Horlacher zu diesen Dingen eingehend Stellung 
genommen. Ich darf folgendes dazu sagen. Es 
stehen vom Bund rund 39 Millionen DM und von 
den Ländern 28 Millionen DM — das sind zu-
sammen 67 Millionen DM — zur Verfügung. Wenn 
wir darüber hinaus die 100 Millionen DM auf die 
Seuchenbekämpfung, insbesondere auf die Ausmer-
zungsbeihilfen, konzentrieren würden, bekämen 
wir soviel Rindfleisch auf den Markt, daß wahr-
scheinlich ein erheblicher Preisverfall eintreten 
würde. 
Zu dem Antrag bezüglich der Dieselkraftstoff-

verbilligung möchte ich sagen: auch diese 35 Mil-
lionen DM sind nicht nötig. Wir geben zur Zeit 
schon 130 Millionen DM für Dieselkraftstoffver-
billigung aus. Heute besteht gegenüber der Zeit 
vor der Sueskrise noch ein Mehrpreis von 3 Pf. 
Wenn wir solche Verteuerungen, unter denen 
schließlich alle leiden, einfach auf den Bundeshaus- 

*) Siehe Anlage 9 
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halt übernehmen wollten, wäre das geradezu ein 
Anreiz für manche Wirtschaftsgruppen, es bei den 
Preisen zu belassen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Nun zur Frage der Anmeldung, die erforderlich 
ist, um die 4 Pfennige Milchprämie zu bekommen. 
Es wurde gesagt, das sei nicht nur zu einfach; es 
würde auch zu einer Verflachung der Auffassun-
gen über die Seuchenbekämpfung führen. Dem 
muß ich entgegenhalten, daß die Anmeldung bei 
einem Veterinär erfolgt, der für eine ordnungs-
mäßige Durchführung des Verfahrens zu sorgen 
hat. So ist es bei allen Viehbeständen geschehen, 
die heute schon tuberkulosefrei sind. Wenn wir 
diese Verpflichtung künftig nicht auferlegen wür-
den, wäre das geradezu eine Benachteiligung der-
jenigen, die sich bis heute die größte Mühe gege-
ben haben. 

Ich habe die Frage der Stützung des Wollpreises 
noch nicht erörtert, die heute morgen Herr Kollege 
Frühwald angeschnitten hat. Kollege Horlacher hat 
vorhin vergessen, darauf einzugehen. Ich habe 
Ihnen schon im Haushaltsausschuß mitteilen kön-
nen, daß sich Herr Kollege Erhard damit einver-
standen erklärt habe, die in Frage kommenden 
Ressorts in die Lage zu versetzen, daß sie einen 
Beimischungszwang für deutsche Wolle in Höhe 
von 10 0/o anordnen können. 

Es hat lange gedauert, bis wir uns im Kabinett zu 
diesem Weg entschlossen haben. Aber ich glaube, 
die Maßnahme kommt noch nicht zu spät. Sie soll 
zu einer stärkeren Nachfrage nach deutscher Wolle 
führen. Aus dieser Nachfrage wird sich eine Preis-
aufbesserung entwickeln. Dabei weiß freilich kein 
Mensch, wie die  Wirkung wird. Ein Höchst- oder 

1 Mindestpreis kann daher noch gar nicht festgesetzt 
werden. 

Nun zur Frage der beliebten Trakehner Pferde. 
Ich gehöre selber zu ihren Liebhabern, genau wie 
der Herr Bundestagspräsident, der sich schon ein-
deutig dazu geäußert hat. Wir haben den Tra-
kehner Züchtern bei jeder Gelegenheit so gut ge-
holfen, wie wir konnten. Es handelt sich heute um 
8000 DM, die die Geschäftsstelle dieses Verbandes 
erhalten soll. Die Vertreter sind bei uns gewesen 
und ihre Ausgaben sind nachgeprüft worden. Dar-
auf ist ihnen angeraten worden, diese 8000 DM bei 
Ausgaben einzusparen, die wahrscheinlich entbehr-
lich sind. Ein Widerspruch ist nicht erfolgt. Darum 
wurden dann diese 8000 DM gestrichen. Wir unter-
scheiden uns in unserer gemeinsamen Auffassung 
hinsichtlich der Unterstützung dieses Verbandes in 
gar keiner Weise. Wenn uns nachgewiesen wird, 
daß der Verband die 8000 DM braucht, kommen 
wir auf die Sache zurück. 

(Zuruf vom GB/BHE: Aber noch im lau- 
fenden Haushaltsjahr, Herr Minister!) 

— Das wäre mit dem Haushaltsausschuß und dem 
Herrn Finanzminister zu besprechen und vielleicht 
noch in der dritten Lesung zu ordnen. Es handelt 
sich hier nicht um den Verkauf oder um die Hal-
tung der Pferde. Wir haben es dem Verband z. B. 
ermöglicht, ein großes Gut zu pachten und das 
Inventar zu übernehmen. Von all dem wird hier 
nichts erwähnt. 

Herr Elsner begründete den Antrag auf Wieder-
heraufsetzung der Siedlungsmittel von 54,5 auf 
56 Millionen DM. Er hat dazu erklärt, daß Schulden 
abgelöst werden müßten. Schulden können wir  

damit nicht ablösen, Herr Elsner; dazu sind die 
Siedlungsmittel nicht da. Sollten aber bei diesen 
Siedlern irgendwelche Schwierigkeiten dadurch 
entstehen, daß kurzfristige, hochverzinsliche Schul-
den aus anderen Gründen verbilligt werden 
müssen und daß Not am Mann ist, können wir das 
aus den Konsolidierungsmitteln bestreiten. 

(Abg. Kriedemann: Die Anmeldungsfrist 
ist ja vorbei; das geht ja nicht mehr!) 

— Dann wäre der Termin von den Siedlern eben 
einzuhalten gewesen. 

Ich glaube nicht, daß der Grüne Plan für Ver-
triebene noch in diesem Bundestag zum Tragen 
kommt. Die Ressorts müssen sich noch, bevor er 
dem Bundestag vorgelegt wird, darüber unter-
halten und über die Vorlage schlüssig werden. 

Herr Kriedemann erklärte dann, der Bundes-
ernährungsminister habe aus den Erfahrungen mit 
den Einfuhr- und Vorratsstellen keine Konsequen-
zen gezogen. Nun, Herr Kollege Kriedemann, harte 
Widerstände kommen aus allen ,Richtungen. Es gibt 
nicht nur hier im Hause zahlreiche Gegner dieses 
Umbaues, auch die Länder sind es fast geschlossen; 
die Hand elsverbände und die Genossenschaften sind 
dagegen, sogar die Gewerkschaften sind der  Geg-
nerschaft dringend verdächtig. 

(Abg. Kriedemann: Das hätten Sie einmal 
darauf ankommen lassen können!) 

— Wenn man einer solchen Mauer gegenübersteht 
und bei jeder Gelegenheit immer wieder  nur 
Widerstände aus dem Wege räumen soll, wird 
man müde. 

Wir haben auch versucht, ohne Gesetzesänderun-
gen auszukommen. Aber auch das scheint auf eine 
geschlossene Ablehnung zu stoßen. Ich glaube, es 
müssen da andere Ereignisse eintreten, um auf 
diesem Gebiet vorwärtszukommen. 

(Abg. Kriedemann: Ich fürchte auch, wenn 
;die Katastrophe erst da ist!) 

Meine Damen und Herren, wir haben früher die 
Möglichkeit gehabt, uns bei der ersten oder der 
dritten Lesung des Haushalts sehr eingehend über 
Arbeit und  Aufgaben der einzelnen Ressorts, auch 
über die Agrarpolitik, gründlich auszusprechen. 
Dazu ist bei der zweiten Lesung keine Gelegenheit. 
Aber ich würde mich freuen, wenn es, gerade vor 
den Wahlen, wenigstens bei der dritten Lesung 
möglich wäre, die Agrarpolitik der letzten vier 
Jahre zur Erörterung zu stellen. Ein wenig wird 
sich der Bund es e rnährungs- und Landwirtschafts-
minister dabei auch beteiligen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Kriede

-

mann: Herr Lübke, und Sie werden es 
vielleicht gut finden, wenn ich alles vor

-

lase, was Mitglieder des Hauses in anderer 
Eigenschaft sagen!)  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
,der Herr Bundesfinanzminister. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe nur 
eine kurze Erklärung zu dem Antrag Um-
druck 1060) abzugeben. Ich darf 'bemerken, daß ich 
diese Erklärung fast jährlich abzugeben habe. Es 
handelt sich um den Antrag auf Förderung der 

*) Siehe Anlage 17 
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(Bundesfinanzminister Schäffer) 
ländlichen Siedlung. Ich möchte feststellen: Der Be-
trag, der im außerordentlichen Haushalt vorge-
sehen ist, wird sicherlich bedient; darüber können 
keine Zweifel bestehen. 

Falls wider Erwarten entgegen den Erfahrungen 
der Vorjahre ein höherer Bedarf bis zu etwa 
anderthalb Millionen DM wirklich auftreten sollte, 
wird die Aussicht bestehen, daß er in diesem Jahr 
noch bedient werden kann. 

Ich bitte es also so wie in den früheren Jahren 
zu machen: sich mit dieser Erklärung zu begnügen 
und den Antrag selbst infolgedessen als überflüssig 
abzulehnen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Frühwald. 

Frühwald (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Keine Bange: ich werde den Weih-
rauchkessel der Opposition nicht weiter schwenken, 
aber auch nicht das Gegenteil tun. Ich möchte nur 
noch ganz kurz auf ein paar Dinge hinweisen, die 
sich unserer Auffassung nach im Vollzug als not-
wendig erweisen. 

Zu Tit. 603 a und b bitte ich dringend, in Voll-
zug dieses Titels, der die Beratung usw. betrifft, 

 ihn nicht dazu zu benutzen, über diese Zuschüsse 
eine laufende Stellenvermehrung herbeizuführen, 
die natürlich zu einer immer größeren Aufspaltung 
und Zersplitterung dieser Beratung führen würde. 
Es erscheinen immer mehr Sonderberater; der eine 
weiß nicht, wieweit seine Zuständigkeit geht, und 
die  allgemeine betiebswirtschaftliche Beratung 
wird dadurch keineswegs gefördert. 

Zu den Ausführungen über das Thema „Wolle" 
möchte ich kurz bemerken: eine rechtsverbindliche 
Verordnung über einen Zwang zur Beimischung 
deutscher Wolle ist noch nicht vorhanden. 

(Abg. Conring: Ist auch gar nicht nötig!) 

-- „Ist gar nicht nötig." Aber die Wolle aus der 
Schur 1957 drängt jetzt ständig auf den Markt. 
Wir werden ja die weitere Entwicklung sehen. Ich 
habe keinen Zweifel, daß die Mehrheit dieses Hau-
ses diesen Antrag auch heute ablehnen wird. 

Zu den Anträgen selbst noch ganz kurz: Herr 
Fassbender hat wortwörtlich erklärt: Wir haben 
keine Hilfestellung nötig. Ich habe ihm diese Hilfe-
stellung auch gar nicht angeboten, und ich will 
mich nicht aufdrängen. Ich habe nur gesagt, wir 
werden ihn bei ;der Abstimmung nicht hindern. 
Aber wir haben ja auf diesem Gebiet bereits aller-
hand gehört, und wenn die Deutsche Partei mit 
oder ohne ihre Koalitionsfreunde diesen Antrag 
durchbringt, so werden wir dem neidlos zusehen 
können. Wir werden unsere Hilfestellung niemand 
aufzwingen. Allerdings besteht die Gefahr, daß 
sich die Deutsche Partei, ähnlich wie es im Haus-
haltsausschuß geschehen ist, bei ihren eigenen An-
trägen heldenhaft der Stimme enthält. Dann ist die 
Stellung, die man ihr anscheinend einräumen will, 
auf jeden Fall gewahrt. Mir  war  es wirklich neu, 
daß, nach den Ausführungen von Herrn Fassbender 
zu schließen, innerhalb einer Regierungskoalition 
bereits eine eigene Opposition vorhanden ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Herr Abgeord-
neter Kriedernann! 

Kriedemann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als ich mich zum Wort mel-
dete, geschah es eigentlich nur, um das gute Vor-
recht des Parlaments nicht in Vergessenheit ge-
raten zu lassen, die Debatte fortzusetzen, wenn ein 
Mitglied der Regierung gesprochen hat. Es könnte 
sonst der Eindruck entstehen, als hätte die Regie-
rung immer das letzte Wort, und es ist nicht ein 
Anliegen der  Opposition, sondern ein Anliegen des 
ganzen Hauses, diesen Eindruck nicht entstehen zu 
lassen. 

Ich möchte mich darauf beschränken, zu sagen, 
daßauch wir es wegen eines wirklich objektiven, 
fairen Wahlkampfes begrüßen würden, wenn im 
Rahmen der dritten Lesung zeitlich die Möglichkeit 
bestünde, grundsätzliche Auseinandersetzungen 
über die Agrarpolitik der letzten vier Jahre zu füh-
ren. Ich wiederhole, was ich Ihnen vorhin schon zu-
gerufen habe —der  eine oder andere mag es viel-
leicht ,als Warnung auffassen —: ich würde dann, 
abgesehen von der Vertretung unseres eigenen 
Standpunkts, es übernehmen, hier in diesem Hause 
alles das vorzulesen, was Mitglieder dieses Hauses, 
wenn sie sich nicht in 'diesem Hause befinden, über 
die Agrarpolitik ihrer eigenen Regierung zum 
besten geben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Gibbert! 

Gibbert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe zu dem Änderungs-
antrag auf Umdruck 1103*) eine Erklärung abzu-
geben. Der Antrag Umdruck 1103 Ziffer 2 hat den 
Zweck, die in Kap. 1002 Tit. 975 ausgewiesenen 
10 Millionen DM als Zuschußmittel für den deut-
schen Weinbau zu 'deklarieren. Wir müssen auf 
dieser Klarstellung bestehen. Wir müssen klären, 
welche Mittel Zuschiußmittel und welche Kredit-
mittel sind; das ist ja wohl der  wesentliche Unter-
schied zwischen unserem Antrag und dem Antrag 
der SPD. Nachdem in der Zwischenzeit der Herr 
Finanzminister die Erklärung abgegeben hat, daß 
diese 10 Millionen DM Zuschußmittel sind, sind 
die Antragsteller in der Lage, ihren Änderungs-
antrag Umdruck 1103 Ziffer 2 zurückzuziehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Dr. Gülich! 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Erschrecken Sie nicht, wenn ich ein 
paar Worte zu den Trakehner Pferden sage. 
Ich habe mich ein paar Jahre lang mit der Sache 

befaßt. Ich habe dem Vorstand Vorschläge zur Ein-
sparung seiner Verwaltungskosten gemacht. Ich 
habe mich jetzt aufs neue davon überzeugt, daß die 
Trakehner eine ganze Reihe von Fürsorgeempfän-
gern unter ihren Mitgliedern haben, die ihre Mit-
gliedsbeiträge zahlen, und ich habe auch im Haus-
haltsausschußgesagt, daß es  sich 'hier nicht um eine 
Dauermaßnahme handeln kann. Man sollte dem 
Trakehner-Verband noch einige wenige Jahre bei-
springen, bis er auf eigenen Füßen stehen kann. 
Aber man sollte um die 8000 DM, die der Trakeh-
ner-Verbiand wirklich benötigt, nicht mehr Worte 
machen. Ich habe den Organisations- und Wirt-
schaftsplan und die Rechnung angesehen und 
schlage danach vor, dem Antrag zuzustimmen. 

*) Siehe Anlage 11 



2. Deutscher Bundestag — 211. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Mai 1957 	 12301  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frau Dr. Lüders! 

Frau Dr. Dr. h. c. Lüders (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte einmal einen 
Appell an alle richten, ob Männer oder Frauen, 
Lehrer, Lehrerinnen oder wer immer es sei, doch 
ihre Aufmerksamkeit stärker darauf zu richten, 
daß nicht mehr so ungeheure Mengen von Brot ver-
geudet werden, weil Kinder das Brotachtlos fort-
werfen. Es ist im höchsten Grade bedauerlich, daß 
die Reinmachefrauen und die Pedelle körbe- und 
eimerweise das Brot aus den Klassen und vom 
Schulhof tragen, und zwar nicht etwa trockenes 
Brot, sondern auch noch gestrichenes und belegtes 
Brot. Ich glaube, eine Bevölkerung, die das Gebet 
kennt: „Unser täglich Brot gib uns heute", hat 
allen Anlaß, darauf zu achten, daß Brot nicht ver-
geudet wird. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Schoettle! 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe meinem Freunde Gülich ver-
sprochen, daß ich, wenn er für die Trakehner redet, 
eine Rede 'dagegen halten werde, 

(Abg. Niederalt: Sehr gut!) 

und dieses Versprechen werde ich einläsen. 

Ich mache es kurz. Ich glaube nicht, daß es sich 
bei diesen 8000 DM Zuschuß für die Trakehner-
zucht um etwas handelt, was in erster Linie die 
Züchter interessiert, sondern es handelt sich um 
einen Zuschuß ian einen Verband, und das scheint 
mir in diesem Stadium der Haushaltsberatungen 
wie überhaupt nicht nötig und nicht zweckmäßig zu 
sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und in 
der Mitte. — Rufe und Gegenrufe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, der Präsident darf überhaupt nichts 
sagen. Ich bin für die Pferde, vielleicht darf ich das 
noch sagen. 

(Heiterkeit und Zurufe.) 
— Über die  Geschäftsstelle habe ich nicht gespro-
chen. Ich bin für den Naturschutz und bin deshalb 
für die Trakehner Pferde. Das werde ich vielleicht 
auch noch sagen dürfen. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Kriedemann: 
Für die Pferde sind wir alle!) 

Die allgemeine Aussprache ist beendet. Wir kom-
men jetzt zu den Abstimmungen, und zwar zu-
nächst zu dem Änderungsantrag der Fraktion der 
DP (FVP) Umdruck 1042*). Wer dafür ist, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Abgeord-
neten Dr. Vogel und Genossen auf Umdruck 1053**). 
Wer (dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Der Antrag ist angenommen. 

Umdruck 1055***), Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD! Wer dafür ist, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Das letzte war die 

Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

*) Siehe Anlage 15 
**) Siehe Anlage 18 

***) Siehe Anlage 13 

Zum Umdruck 1060*), Änderungsantrag der 
Fraktion des GB/BHE, bin ich gebeten worden, ge-
trenntabstimmen zu lassen. Zunächst Ziffer 1 zu 
Tit. 571. Wer zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die Mehr-
heit; der Antrag ist abgelehnt. 

Änderungsantrag Umdruck 1060 Ziffer 2! Wer 
dafür ist,  den  bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das ist die Mehrheit; der Antrag 
ist abgelehnt. Damit ist der ganze Änderungsan-
trag 1060 abgelehnt. 

Änderungsantrag der Fraktion der DP (FVP) auf 
Umdruck 1064**)! 

(Abg. Kriedemann: Bitte  getrennt 
 abstimmen!) 

— Zunächst Umdruck 1064 Ziffer 1! Wer dafür ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Der Antrag ist abgelehnt. 

Umdruck 1064 Ziffer 2! Wer dafür ist, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist 
die Mehrheit; abgelehnt. 

Ziffer 3! Wer dafür ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Der ganze Antrag 
ist abgelehnt. 

Umdruck 1082***), Änderungsantrag der Abge-
ordneten Rehs, Dr. Gülich und Genossen! Das sind 
ja unsere Trakehner. 

(Heiterkeit.) 

Also, meine Damen und Herren, wer ist nun da-
für? — Wer ist dagegen? — Das ist doch nach der 
Optik die Minderheit, meine ich. 

(Heiterkeit.) 

Ich wiederhole: Wer für die Trakehner, für den 
Antrag auf Umdruck 1082 ist, den bitte ich, sich 
vom Platz zu erheben. — Wer ist dagegen? — 
Meine Damen und Herren, ich habe mich nicht 
getäuscht; das zweite ist die Minderheit. 

(Beifall.) 

Also 8000 DM mehr für die Trakehner! 

Umdruck 1083****), Änderungsantrag der Abge-
ordneten Kriedemann, Frau Keilhack, Hermsdorf, 
Peters und Genossen! Wer dafür ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Umdruck 1084*****), Änderungsantrag der Frak-
tion der FDP! Wer dafür ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist abgelehnt. 

Umdruck 1087******), Änderungsantrag der Abge-
ordneten Brese, Lermer, Bauknecht, Schulze-Pel-
lengahr, Schwarz und Genossen! Wer dafür ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Das ist abgelehnt. 

Umdruck 1091*******), Änderungsantrag der Abge-
ordneten Odenthal, Müller (Worms), Frau Herklotz, 
Jacobs und Genossen! Wer dafür ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist 
die Mehrheit, ist abgelehnt. 

*) Siehe Anlage 17 
**) Siehe Anlage 9 
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(D. Dr. Gerstenmaier) 
Umdruck 1103*) Änderungsantrag der Fraktio-

nen der CDU/CSU, DP (FVP)! Da ist die Ziffer 2, 
wenn ich recht verstanden habe, zurückgezogen 
worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!) 

Wir stimmen also allein über Ziffer 1 ab. Wer da-
für ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; der 
Antrag ist angenommen. 

Das waren alle Änderungsanträge. Nun kommt 
der Einzelplan 10 im ganzen in der durch die ange-
nommenen Änderungsanträge veränderten Fas-
sung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die 
SPD enthält sich. Der Einzelplan 10 ist angenom-
men. 

Meine Damen und Herren! Jetzt schlage ich dem 
Hohen Hause vor, daß wir uns einmal mit dem 
eigenen Haus beschäftigen und den Einzelplan 02 
vornehmen. Wir müssen nachher unbedingt eine 
Sitzung des Ältestenrats abhalten. 

(Abg. Krammig: Ziff. 2 des Ausschußantrags!) 

— Darüber wollen wir doch in der dritten Lesung 
abstimmen. 

(Abg. Krammig: Gestern haben wir es 
anders gemacht!) 

— Das hat ja sonst keinen Zweck. Es ist nicht ganz 
korrekt. Sehen Sie sich den Text an! Wir müssen 
nach der dritten Lesung darüber abstimmen. — 
Das Haus ist einverstanden. 

Ich rufe den Einzelplan 02 auf: 

Deutscher Bundestag (Drucksache 3451). 

Frau Abgeordnete Rösch als Berichterstatterin! 

Frau Rösch (CDU/CSU), Berichterstatterin: Herr 
Präsident! Meine Herren und Damen! Auf Druck-
sache 3451 finden Sie die Beschlüsse des Haushalts-
ausschusses zum Einzelplan 02. In Anbetracht der 
vorgeschrittenen Zeit möchte ich mich ganz kurz 
fassen und Sie nur darauf hinweisen, daß die 
Erhöhung der Ausgaben in erster Linie einen sehr 
erfreulichen Grund hat, nämlich den, daß unser 
Haus sich um die zehn Abgeordneten aus dem 
Saarland vermehrt hat, und deren Bezüge und 
Fahrkosten machen einen Teil der Erhöhung un-
seres Haushaltsplans aus. Die Erhöhung ist zu 
einem weiteren Teil darauf zurückzuführen, daß 
die am Ende der Legislaturperiode ausscheidenden 
Abgeordneten noch für drei Monate ihre Bezüge 
bekommen. 

Die Zahl der Beamtenstellen im Stellenplan ist 
erhöht worden. Der Vorstand des Deutschen Bun-
destages, der den Haushaltsplan aufgestellt hat, 
hält es im Einvernehmen mit dem Haushaltsaus-
schuß für tunlich, das Dienstverhältnis einer erheb-
lichen Anzahl bewährter Leute, die uns bereits seit 
acht Jahren behilflich sind, hier unsere Arbeit zu 
tun, vom Arbeiterverhältnis in das Beamtenver-
hältnis umzuwandeln. Auch einige Angestellte sind 
in das Beamtenverhältnis überführt worden. 

Die weiteren Änderungen bitte ich Sie, wie 
gesagt, der Drucksache 3451 zu entnehmen und 
dem Haushaltsplan in der vorgeschlagenen Form 
zuzustimmen. 

*) Siehe Anlage 11 

Gleichzeitig darf ich Sie auf den Umdruck 1094*) 
hinweisen. Dieser Änderungsantrag zum Einzel-
plan 02 ist von allen Fraktionen dieses Hauses ein-
gebracht worden. Es wurde beschlossen, die Kosten, 
die mit der Berufung des Wehrbeauftragten ent-
stehen, im Haushalt des Deutschen Bundestages zu 
etatisieren. Der Umdruck 1094 enthält den Stellen-
plan und die durch die Berufung voraussichtlich 
entstehenden Kosten. Ich bitte Sie, auch diesem 
Änderungsantrag zum Einzelplan 02, der, wie ge-
sagt, ein interfraktioneller Antrag ist, zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke der 
Frau Berichterstatterin und eröffne die allgemeine 
Aussprache. 
Das Wort hat Frau Dr. Lüders. 

Frau Dr. Dr. h. c. Lüders (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Als erstes möchte ich 
gerne dem Herrn Bundestagspräsidenten Dr. Ger-
stenmaier sehr herzlich dafür danken, daß er 
jederzeit für Wünsche oder für Fragen, die man in 
bezug auf das Bundeshaus an ihn richtet, aufge-
schlossen ist und zu tun versucht, was er nur irgend 
tun kann. Es steht aber nicht alles in seiner Macht, 
und es tut mir sehr leid, daß ich doch, wie man so 
sagt, eine ganze Latte von Wünschen vorbringen 
muß, die nach einiger Zeit vielleicht doch einmal 
erfüllt werden müssen, damit das Leben der Ab-
geordneten auch physisch etwas erleichtert wird. 
Wir erleben es ja oft genug, daß Abgeordnete 
wegen körperlicher Zumutungen von uns gehen 
müssen oder krank werden. Diesen Zumutungen 
sind, wie mir scheint, bald nur noch die trainierten 
ganz Alten gewachsen. 

(Heiterkeit.) 

Ich möchte mir einige Vorschläge erlauben und 
hoffe, daß der Herr Vizekanzler, der eben mit 
Recht mahnte: „Wenn sich doch alle auf das We-
sentliche beschränken möchten!" — ich stimme ihm 
zu —, nicht nachher zu mir sagt: Na, Sie haben 
aber eine Latte von Kleinigkeiten vorgebracht. 

(Erneute Heiterkeit.) 
Unser Leben setzt sich eben nicht nur aus Dingen, 
die ganz groß sind, zusammen, sondern wir werden 
durch viele Kleinigkeiten in einem Maße bean-
sprucht und überbeansprucht, das es uns überaus 
schwermacht, unsere Verpflichtung als Abgeordnete 
zu erfüllen. 

(Zustimmung.) 

Ich möchte einmal bei einem Gegenstand an-
fangen, für den ich großes Interesse habe,  weil ich 
in meinem hohen Alter nicht mehr gerne so viele 
Treppen klettere. Die Fahrstühle sind für Abgeord-
nete zu Beginn des Plenums, bei namentlichen Ab-
stimmungen und während des Hammelsprungs frei-
zuhalten. Es sind zu diesen Zeitpunkten im Fahr-
stuhl alle möglichen Personen, denen ich ihn sonst 
ebenfalls sehr gönne, und wir müssen draußen 
stehen und warten, bis Platz wird. 

Zweitens. Es müßte vor Schluß der namentlichen 
Abstimmung genügend Zeit gegeben werden, her-
unterzukommen. Wir haben ein Haus, das heißt 
Hochhaus, das ist ein gutes Kilometer vom Brief-
kasten und vom Plenum entfernt. Wir sind nicht 
alle Hexen und können nicht alle durch den Schorn-
stein rutschen. 

(Heiterkeit. — Abg. Sabel: Dann würden 
ja sogar Sie schwarz!) 

*) Siehe Anlage 20 
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(Frau Dr. Dr. h. c. Lüders) 
— Gott behüte mich davor! 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Mein lieber Kollege, Vorsicht mit den Zwischen-
rufen! — Wir können also nicht schnell genug her-
unterkommen, und neulich haben wir es erlebt, daß 
verschiedene Abgeordnete zur Abstimmung zu spät 
nach unten gekommen sind; sie konnten einfach 
nicht schnell genug hier sein. Dabei ist auch noch 
zu bemerken, daß die Lautsprecheranlage höchst 
unterschiedlich funktioniert, so daß man oft gar 
nicht in der Lage ist, rechtzeitig genug die Ab-
stimmungstute oben zu hören. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : Also 
durch den Schornstein!) 

— Nein, nicht durch den Schornstein! Also, bitte, 
genügend Zeit geben vor Schluß der namentlichen 
Abstimmung, damit die Abgeordneten zur Zeit 
kommen können; sonst ist es nicht ihre Schuld, 
daß sie die namentliche Abstimmung versäumen, 
wofür sie nachher recht unangenehm bestraft 
werden. 

Dann möchte ich bitten — verschiedene Kollegen 
haben mir das gesagt —, ein Abstellbord für Akten 
auch in dem Hochhausaufzug anzubringen. Unsere 
Kollegen stehen da, rechts und links bepackt oder 
mit Handtaschen und noch vielen Sachen im Arm, 
und wissen nicht, wohin damit. Meist müssen sie 
sie erst einmal auf die Erde legen, damit sie nach-
her wenigstens wieder aus dem Aufzug heraus-
kommen; sie müßten sonst der Tür einen Tritt 
geben, was diese Tür nicht verschönern würde. 
Solche Abstellborde sind vor allem für Akten an-
zubringen, vorausgesetzt, daß nicht wie früher 
Abgeordnete diese Abstellborde für Sitzplätze 
halten, sich darauf setzen und dann, wie es anfangs 
passiert ist, damit zusammenkrachen. 

Nun etwas, was von großer Bedeutung für die 
Schonung der Abgeordneten und für das Arbeits-
resultat ist. Das ist die Frage der Arbeitszimmer. 
Ich weiß, Herr Bundestagspräsident, daß es eine 
ganz schwierige Situation für Sie ist, der Sie ein 
Gebäude haben übernehmen müssen, das, milde 
ausgedrückt, zu 90 °/o für einen parlamentarischen 
Betrieb absolut ungeeignet ist. 

(Abg. Baur [Augsburg]: Sehr richtig!) 

Aber nun hat sich der Herr Präsident und haben 
wir alle uns mit dieser Tatsache herumzuschlagen. 
Es wäre doch eigentlich eine ganz normale Sache, 
daß jeder Abgeordnete wenigstens ein kleines 
Zimmer für sich hätte, in dem außerdem noch eine 
Schreibkraft sitzen kann. Heute ist es so, daß man 
sehr oft zu dreien in einem Zimmer sitzt, dazu 
noch eine Sekretärin und eine klappernde Schreib-
maschine. Meine verehrten Kollegen, dabei zu 
arbeiten ist vollkommen unmöglich. 

Ferner fehlt der Schrankraum, der über das Not-
dürftigste zur Unterbringung von Akten hinaus-
geht. Es scheint mir keine gute Sache zu sein, daß, 
während man allerdings in Schulgebäuden dafür 
sorgt, daß die nassen Mäntel der Schulkinder nicht 
mehr wie zu meiner Jugendzeit im Klassenzimmer 
trocknen, wir unsere nassen Sachen in unserem 
Zimmer aufhängen oder trockensitzen müssen, da-
mit sie beizeiten wirklich wieder trocken sind. Es 
ist also dringend notwendig, den Schrankraum in 
den Zimmern zu vermehren. 

Eine andere Frage im Interesse der Putzfrauen! 
Meine lieben Kollegen, es scheint mir allgemein  

nicht sehr angenehm zu sein, daß diese Frauen 
auch noch nach 9 Uhr morgens hier durch sämt-
liche Korridore herumgeistern und man wie zu 
Ostern und Pfingsten über Eimer und Besen stol-
pern muß. Aber was mir immer sehr unangenehm 
auffällt, ist, daß diese Frauen dazu verurteilt sind, 
ihr Frühstück im Vorraum eines gewissen anderen 
ganz kleinen Raums einzunehmen. Verehrte An-
wesende, ich glaube, es ist des Hauses nicht würdig, 
wenn die Putzfrauen auf diesen Raum zur Ein-
nahme ihres Frühstücks angewiesen sind; Sie ver-
stehen ja alle, was ich meine. 

(Beifall.) 

Als weiteres möchte ich darauf aufmerksam 
machen, daß nach Aussagen von verschiedenen 
Abgeordneten verschiedener Parteien die Park-
platzfrage durch eine Erweiterung der Anlage ge-
regelt werden muß. Es handelt sich um die Abge-
ordneten, die von außerhalb kommen und die ihre 
Autos manchmal tagelang hier im Freien stehen 
haben oder nicht wissen, wo sie sonst damit hin 
sollen. Man müßte versuchen, durch Verhandlun-
gen mit der Stadt eine Möglichkeit zu finden, daß 
der Parkplatzraum vergrößert wird und daß für 
die Autos wenigstens ein Wellblechdach auf Stän-
dern errichtet wird. Ich bin kein Autofahrer, aber 
ich glaube nicht, daß Autos davon besser werden, 
wenn sie bei jeder Temperatur und Witterung 
stundenlang draußen herumstehen. 
Ferner scheint mir bemerkenswert zu sein, daß 

auch andere Personen und auch Behörden ihre 
Automobile mit Fahrer dort abstellen und die Ab-
geordneten für ihre Wagen dann keinen Platz fin-
den, weil die Herren Behördenvertreter mit Fahrer 
ihre Fahrer da draußen im Wagen sitzen lassen. 
Die Abgeordneten-Parkplätze sind für die Abge-
ordneten und für niemanden sonst! 

(Abg. Sabel: Sehr richtig!) 

Nun möchte ich noch ein Wort zur Frage der 
Kraftfahrer sagen. Meine verehrten Anwesenden, 
die Entlohnung und der Arbeitseinsatz der Kraft-
fahrer des Deutschen Bundestags gibt mir schon 
lange zu denken. Ich habe versucht, mir sehr ge-
naue Unterlagen dafür zu verschaffen. Die Ent-
lohnung der Fahrer beruht auf einer Tarifverein-
barung von 1952 nebst Nachträgen, geschlossen 
zwischen der „Gewerkschaft öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr" und der „Bundesrepublik 
Deutschland, vertreten durch den Herrn Bundes-
finanzminister". Danach erhalten die Kraftfahrer 
des Bundes mit Ausnahme der sogenannten Chef-
kraftfahrer für die Normalarbeitsstunden, das sind 
208 Stunden im Monat, den Normallohn und ge-
wisse Dienstalterzulagen. Darüber hinaus wird als 
Abfindung für geleistete Überstunden — bis höch-
stens 312 Monatsstunden — eine Überstunden-
pauschvergütung vierteljährlich im voraus festge-
setzt, und zwar nach dem Ergebnis der drei voran-
gehenden Monate. Sie wird aus der regelmäßigen 
Arbeitszeit — also bis höchstens 312 Stunden 
monatlich — aller beteiligten Kraftfahrer errech-
net. Die monatliche Durchschnittsarbeitsleistung 
wird, wie bereits bemerkt, mit 208 Stunden zu dem 
Normallohn von 378,56 DM voll vergütet. Darüber 
hinausgehende Arbeitszeit wird unter Abzug von 
20 °/o für anzurechnende Arbeitsbereitschaft — für 
die die Fahrer gar nichts können — der Berechnung 
der Überstundenpauschale zugrunde gelegt. Auch 
in der Berechnungszeit geleistete Sonntagsarbeit 
wird bei der Überstundenpauschalvergütung mit 
berücksichtigt. 
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Nun heißt es in den Bestimmungen: die Über-

stundenpauschvergütung wird während der Dauer 
des Urlaubs weitergezahlt. Das klingt wunder-
schön, das dicke Ende kommt aber am Schluß der 
nächsten Zahlungsperiode durch Abzug rückwir-
kend. Eventuelle Feiertagszuschläge mit 100 % und 
Nachtdienstzuschläge von 25 Pfennig werden jedem 
Fahrer individuell nach seiner Leistung berechnet. 
Der Sonntagsdienst wird mit 1,08 DM pro Schicht 
zusätzlich vergütet. Die über die in der Tarifver-
einbarung festgelegte Höchstbeschäftigungszeit von 
312 Monatsstunden „etwa hinausgehende" Arbeits-
zeit — das ist etwas summarisch ausgedrückt — ist 
durch Gewährung von Freizeit auszugleichen; für 
diese Arbeitszeit ist jedoch der normale Überstun-
denzuschlag zu zahlen. 

Nun, meine verehrten Anwesenden, ein Wort zu 
dem Arbeitseinsatz. Wir haben einen Einsatz in 
sitzungsfreien Wochen, die die Fahrer gar nicht 
verschulden. Da gibt es eine Schicht mit 12 Wagen 
von 7 bis 17 Uhr — macht 10 Stunden —

Schicht 2 mit 11 Wagen von 12 bis 23 Uhr — 
macht 11 Stunden —, einen Einsatz an Ausschuß-
sitzungs- und Plenartagen in folgender Weise: 
Schicht 1 mit 12 Wagen von 7 bis 21 Uhr — macht 
14 Stunden —, Schicht 2 mit 11 Wagen von 8 bis 
23 Uhr — macht 15 Stunden! —. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Verehrte Kollegen, unser Leben ist in der Hand 
der Fahrer. Außerdem ist es eine alte Tatsache. 
daß, wenn etwas passiert, der Fahrer nicht die 
Möglichkeit hat, auch nicht, wenn der Tatbestand 
für ihn spricht, sich darauf zu berufen, daß einer 
von uns, der transportiert worden ist, eine Forde-
rung an ihn gestellt hat, die ihn zu einem weit 
mehr als D-Zugs-Tempo veranlassen mußte. Ich 
glaube, wir müssen so viel Rücksicht auf die Fah-
rer nehmen, daß wir sie nicht in die Lage bringen. 
wie wild durch die Landschaft rasen zu müssen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Das geht einfach nicht an. Andererseits müssen 
wir schon aus reinem Egoismus daran denken, daß 
derartige Arbeitszeiten unser eigenes Leben ge-
fährden. 

(Zustimmung bei der FDP und SPD.) 

Ich glaube, es liegt in unser aller Interesse, daß 
man daran denkt. 

Nun haben die Fahrer allerdings eine Freizeit 
von zwei Stunden. In dieser Zeit müssen sie essen 
und etwas Ruhe haben. Zum Essen werden wohl 
viele von ihnen nach Hause fahren. Vielleicht ha-
ben sie da etwas Ruhe. Hier haben sie ganz be-
stimmt keine Ruhe. 

Nun kommt die Freizeit. Sie erstreckt sich in der 
Schicht 1 von 10 Uhr 30 bis 12 Uhr 30. Das sind 
zwei Stunden Freizeit. Nachher ist von 13 bis 15 
Uhr noch einmal Freizeit für die anderen Fahrer. 
Nach Bedarf, heißt es in den Abmachungen. wird 
der Dienst gegebenenfalls über 23 Uhr hinaus 
verlängert! Das ist eine ganz vage Angabe. Die 
Überstunden werden allerdings in Form von 
Nachtarbeitszuschlägen mit vergütet. Zu diesem 
verlängerten Dienst über 23 Uhr werden vornehm-
lich natürlich die Fahrer herangezogen, die am 
nächsten Vormittag planmäßig dienstfrei haben  

und die Schichteinteilung wird wöchentlich ge-
wechselt. Zu jeder Schicht der Wagen. die ich 
nannte, und den Stundenzeiten kommt noch ein 

VW-Bus, der nach der Reutersiedlung fährt. Er 
macht auch Wirtschaftsfahrten und im Notfall 
Fahrten für Abgeordnete. Es ist der Autobus, der 
gegebenenfalls einen ganzen Schub Abgeordnete 
zum Flugplatz fährt. 

Nun kommt der Nachtdienst. Bei ihm stehen 
je nur zwei Wagen von 13 Uhr mittags bis zum 
nächsten Morgen um 9 Uhr bereit. Diese enorme 
Zeit von 20 Stunden wird damit begründet, daß 
sie in der Hauptsache Bereitschaftsdienst sei. Be-
reitschaftsdienst heißt natürlich nicht, daß ich in 
der Zeit Ruhe habe, schlafen kann usw. 

Dann kommt der Samstagsdienst mit je nur zwei 
Wagen, mehr nicht. Ich glaube, wir haben es alle 
schon erlebt, daß wir samstags draußen stehen 
und warten, bis ein Wagen kommt. Bereitschafts-
dienst von 14 bis 8 Uhr bedeutet 18 Stunden für 
je zwei Wagen. 

Der Sonntagsdienst dauert im Bereitschaftsdienst 
mit auch nur zwei Wagen 23 Stunden! 

In der Regel hat jeder Fahrer im Monat dreimal 
Nachtdienst und einmal Samstags- oder Sonntags-
dienst, d. h. 18 Stunden bzw. 23 Stunden. Verehrte 
Kollegen, bitte, addieren Sie diese Zahlen, dann 
wissen Sie, was verlangt wird. Die Spitze der Ar-
beitszeit liegt bei 340 Stunden. Ich glaube, wir 
sollten uns auch dieser Angelegenheit etwas an-
nehmen. 

Nun noch ein Wort zu meinem „Lieblingsplatz" 
hier im Hause, zum Restaurant. Ich habe das Ver-
gnügen gehabt, mit Hilfe des Herrn Bundestags-
präsidenten, dem ich dafür sehr dankbar bin, den 
Vertrag in die Hand zu bekommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um die Geräuschstärke 
zu messen?!) 

— Geräuschstärke? Ja, die können wir in diesem 
Zusammenhang auch gleich abmachen. — Der Herr 
Bundestagspräsident ist, wie Sie wissen, so freund-
lich gewesen, meiner Bitte zu entsprechen und zu 
veranlassen, daß hier Phon-Geräte aufgestellt wor-
den sind. Sie haben ja von dem Resultat gehört. 
Hier im Saal können wir ja leider die Phonstärke 
nicht vermindern. Bei manchen Stimmgewaltigen 
aus verschiedenen Gegenden wäre es vielleicht ganz 
angebracht. 

(Heiterkeit.) 

Der Lärm im Bundestagsrestaurant ist einfach 
katastrophal. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Kein Mensch kann dabei in Ruhe essen, kein 
Mensch kann sich auch nur einen Augenblick ent-
spannen. Denn diese Zeit wird von Hinz und Kunz 
und jedermann benutzt, um den Abgeordneten am 
Eßtisch anzusprechen: „Ach, entschuldigen Sie 
einen Augenblick! Ich wollte Sie gar nicht stören, 
aber ... ". Ich habe mir angewöhnt, so liebenswür-
dig wie irgend möglich zu lächeln und dann zu 
sagen: „Entschuldigen Sie, Sie haben mich bereits 
gestört! Aber bitte, fahren Sie fort!" Es ist men-
schenunmöglich, in dieser Umgebung auch nur 
halbwegs eine halbe Stunde zur Ruhe zu kommen; 
alle unsere Kollegen wissen das. Man wird halb 
verrückt bei diesem Radau. Ich denke an keinen 
einzelnen, der Gesamtlärm bringt es mit sich, daß 
jeder, der sich mit einem anderen noch nicht ein-
mal am Nachbartisch, sondern auch nur vis-à-vis 
verständigen will, wie ein Zinshahn schreien muß, 
damit er vernehmlich ist. So wird der Radau na- 
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türlich immer noch größer. Wir müssen uns aber 
verständigen können. Viele von uns machen es 
schon so, daß sie sagen: Ruhe ist hier unmöglich; 
die Ärzte sagen, wir sollen beim Essen Ruhe ha-
ben — na, wenn die Ärzte hier wären! —; dann 
gehen wir eben hinüber in die Parlamentarische 
Gesellschaft, da haben wir erstens Ruhe und zwei-
tens bekommen wir unser Essen innerhalb einer 
normalen Zeit geliefert. 

Einer der Tatbestände, die mir im Restaurant un-
angenehm auffallen, ist zunächst die Einförmigkeit 
des Menüs. Ich kann es schon auswendig, denn es 
ist seit vier Jahren dasselbe. Mal steht es eine 
Zeile höher, mal eine Zeile tiefer. Darauf kommt 
es aber nicht an. 

(Zustimmung links.) 

Das zweite ist die Qualität dessen, was hier ge-
liefert wird. Was nach dem Vertrag geliefert wer-
den soll, ist eine „Stufe 3". Ich weiß nicht, 
was das im Restaurationsgewerbe bedeutet, ich 
kann es nicht beurteilen. — Ich bin kein Fein-
schmecker, aber ich kann einigermaßen unterschei-
den, auch mit der Nase, mit welchen Ingredien-
zien die Gerichte zubereitet worden sind und ob 
sie mit einiger Sorgfalt zubereitet worden sind 
oder nicht. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Ich glaube, daß alle Hausfrauen, aber auch viele 
unserer männlichen Kollegen, die sehr wohl wis-
sen, was gut und was schlecht schmeckt, darüber 
einiges zu sagen wissen. 

(Zuruf von der SPD: Meist schlecht!) 

Ein Wort zu den Preisen! Mir stehen alle Haare 
zu Berge, wenn ich mir die Preise ansehe und sie 
mit der Qualität vergleiche. 

(Lebhafter Beifall rechts und bei der SPD.) 

Wir haben soundso viele Gasthäuser in Großstäd-
ten, die besseres Essen zu weit geringeren Preisen 
liefern, als es in diesem Hause der Fall ist. 

Sehr unangenehm für uns und mir als Frau be-
sonders auffallend ist der ewige Kellnerwechsel. 
Woher er kommt, weiß ich nicht. Ich habe meine 
eigenen Gedanken darüber und vermute, verschie-
dene Kollegen haben die gleichen Gedanken. Ich 
weiß nicht, ob hier eine Kellnerlehrlingsschule ist 
oder auf welche Weise es zustande kommt, daß — 
mit Ausnahme einiger weniger sehr guter Leute — 
die Kellner fortgesetzt wechseln. 

Dann möchte ich ein Wort an uns selber richten. 
Ich bin der Meinung, auch wir müßten ein bißchen 
Rücksicht auf das Bedienungspersonal nehmen. 
Das Personal wird ja manchmal durch das Lokal 
gehetzt, daß es nicht mehr schön ist. Vor allen 
Dingen finde ich es nicht recht, wenn verschiedene 
von uns — „ich sehe niemanden an", sagte meine 
Schulvorsteherin immer, und dann guckte sie auf 
mich, wenn sie etwas zu tadeln hatte; 

(Heiterkeit) 

aber ich sehe hier wirklich niemanden an —, ver-
schiedene von uns, ohne nachzudenken, welche Fol-
gen es für das Bedienungspersonal hat, hier sitzen 
und sitzen bleiben bis in die sinkende Nacht hin-
ein. Ich bin der Meinung, auch wir müssen behilf-
lich sein, hier Ordnung zu schaffen. 

Nun, meine lieben Kollegen, möchte ich Ihnen 
allen raten, Ihre Abgeordnetenmandate niederzu-

legen und sich darum zu bewerben, diesen Betrieb 
pachten zu dürfen. 

(Heiterkeit.) 

Erstens kann der Pächterin erst Ende März 1959 
gekündigt werden — uns geht das ganz anders —, 

(Heiterkeit) 

zweitens hat sie das Recht, den Vertrag immer 
wieder auf drei Jahre zu verlängern. Ob das Bun-
destagspräsidium nach dem Vertrag Rechte hat, ist 
mir höchst zweifelhaft. Ich habe es nicht heraus-
finden können. Der andere hat jedenfalls dieses 
Recht. Es ist doch eine famose Sache, wenn ich 
dann immer noch drei Jahre bleiben kann. Außer-
dem war der Pächter zwei Jahre pachtfrei. Das 
liegt nun hinter uns; aber es ist immerhin schon 
ganz nett. Die Pächter zahlen für Heizung. Strom. 
Reinigung, Wasser usw. pauschal 600 DM an den 
Bund. — Und wie hoch ist die Pacht?  Nach dem 
Etat, den Sie vor sich haben, beträgt sie per anno 
15 000 DM, das heißt monatlich 1250 DM ein-
schließlich des Inventars, das der Bundestag ge-
stellt hat, einschließlich Licht, Strom — auch Stark-
strom für Geräte —, Heizung und Reinigung. 
Wenn das kein Geschäft ist, dann will ich wirklich 
Max heißen. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

1250 DM Pacht im Monat und das alles dazu 
das ist doch immerhin ein ganz schönes Geschäft. 

Dann kommt noch die peinliche Art, in der auch 
heute noch trotz der dankenswerten Bemühung 
des Herrn Bundestagspräsidenten die Freigabe des 
Restaurants für die Öffentlichkeit gestattet ist. 
Von der Freigabe des Bundeshauses für die Leute 
will ich überhaupt gar nicht reden. Da, liebe 
Freunde, sind wir nicht unschuldig. Immer wieder 
trifft man auf Besuchergruppen in Schlangenform. 
so eine halbe Division, die hier durch Gegenden 
geschleust werden, durch die sie jedenfalls an 
Parlamentstagen gar nicht gehen sollten. Die Amts-
gehilfen sind nicht in der Lage, dagegen aufzu-
treten. weil irgendein Bundestagsmitglied sich an 
die Spitze dieser Kolonne gesetzt hat. Der Ange-
stellte wäre in der peinlichen Lage, zu sagen: 
Bitte. Herr Abgeordneter. drehen Sie einmal mit 
der Kolonne um: das geht nicht. Der Herr Bundes-
tagspräsident ist außerstande, seine berechtigte 
Forderung durchgeführt zu sehen. wenn wir selber 
ihm dabei nicht helfen. Es  gibt immer wieder 
Kollegen — einerlei, aus welcher Landesgegend 
sie stammen —, die glauben. daß sie sich eine 
Extrawurst braten lassen können. Die Freigabe 
des Restaurants für die Öffentlichkeit erfolgt also 
in einer für uns geradezu unerträglichen Weise. 
Selbst wenn es noch recht kühl ist. kommen die 
Leute zu zweien. zu vieren. Ehepaare mit und ahne 
Kinder, durch die Türen aus dem Garten direkt 
ins Bundestagsrestaurant. in dem wir sitzen sollen. 
Das erhöht natürlich die Ruhe bedeutend. Sie 
treten in dem Zustand, in dem sie von der Straße 
kommen, herein, knallen die Türen hinter sich zu 
oder lassen sie eine Weile offen. damit wir mal 
durchgelüftet werden. Mir scheint. das sind Zu-
stände, die eines Parlaments absolut unwürdig 
sind. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Ich glaube, daß wir alles Interesse haben, das 
Ansehen des Parlaments in der Öffentlichkeit so 
hoch wie nur irgend möglich zu halten, und zwar 
nicht allein durch unsere mehr oder weniger emo- 
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tionalen Reden, sondern auch durch solche Dinge. 
Diese Dinge waren im Deutschen Reichstag absolut 
unmöglich. Hier kann man sich den Mund fusselig 
reden, und der Herr Präsident kann sich mühen, 
und es kommt und kommt nicht vorwärts. Das 
Bundestagsrestaurant ist kein Bahnhofsrestaurant; 
wer das möchte, soll eben ins Bahnhofsrestaurant 
gehen. 

Vom Verkauf außer Haus will ich weiter nichts 
sagen. Daß hier Getränke in Flaschen verkauft 
werden können, soll mir auch gleichgültig sein. 

Die Pächterin ist verpflichtet, „das bundeseigene 
Inventar pfleglich zu behandeln". Das wäre ja 
noch schöner, wenn sie das nicht tun müßte! Die 
Beschaffung und Instandhaltung des für das 
Pachtobjekt erforderlichen kleinen Inventars ob-
liegt der Pächterin; das große bezahlen allerdings 
wir. 

Verehrte Kollegen, ich will Sie nicht weiter 
damit behelligen, glaube aber, wir haben allen 
Anlaß, uns dieser Sache mit Aufmerksamkeit zu 
widmen und — da werden Sie wohl alle mit mir 
einstimmen — vor allen Dingen den Herrn Bun-
destagspräsidenten und das Präsidium in diesen 
Dingen zu unterstützen. 

Noch ein Wort zu zwei Dingen, die für kriegs-
verletzte Mitglieder des Hauses und für sehr alte 
Leute, die heute auch nicht mehr alle so wie Nurmi 
durch die Landschaft rennen können, nicht unge-
fährlich sind. Das ist einmal die Tatsache, daß die 
Zufahrtsstraße zum Bundestag als Rennstrecke be-
nützt wird, daß man beim besten Willen nicht 
weiß, wie man sich ungefährdet über den Fahr-
damm begeben soll. Die andere Sache ist die un-
geheure Glätte vieler Fußböden. Ich bin sehr für 
die Sauberkeit; aber es geht nicht an, daß man 
immer erst mit dem Fuß versuchen muß, ob man 
eigentlich auf der Eisbahn oder im Bundeshaus 
ist. Die Glätte der Fußböden ist so stark, daß man 
— das gilt besonders, wenn einer kriegsverletzt 
und gar Beinamputierter ist — immer in Sorge 
ist, was einem im nächsten Augenblick passieren 
kann. 

Nun noch ein paar Wünsche, aber nicht für 
meine Person. Uns scheint not zu sein, daß wir im 
Bundeshaus einen Sportraum bekommen. Im 
Reichstag ist der Sportraum sehr stark benützt 
worden. Manche überschüssige Kraft, die sich in 
ungeeigneten Redewendungen im Bundestag aus-
tobt, würde wahrscheinlich bereits im Sportraum 
etwas gedämpft werden. 

(Heiterkeit.) 

Sodann scheint es mir leider notwendig zu sei n 
 daß wir in das Haus eine Krankengymnastin be-

kommen, nicht weil wir alle krank sind, sondern 
weil eben sehr viele Mitglieder an irgendwelchen 
arthritischen oder ischiasartigen oder ähnlichen 
Erkrankungen leiden und es ihnen dringend not 
tut, in gewissen Intervallen im Hause behandelt 
zu werden. Es ist unmöglich, aus dem Haus zu 
rennen, bestrahlt oder massiert zu werden und 
dann in dem Zustand wieder in die Kälte hinaus-
gehen zu müssen. 

Ich weiß nicht, Herr Bundestagspräsident, ob 
die Abgeordneten gegen 'Unfälle im Hause ver-
sichert sind. Notwendig wäre dies. 

Wir haben im Hause einen ganz wunderschönen 
Sitzungsraum. Die Kollegen des Familienrechts-

unterausschusses kennen ihn. Er liegt hinter dem  
Presseraum. Ich weiß nicht, wie er bezeichnet wird: 
P und irgendwas sonst noch, 01 oder so. Dieser 
Raum hat kein einziges Fenster. Er ist also ein 
besseres Verlies. Er hat aber eine merkwürdige 
Heizungsanlage; die ist so konstruiert, das immer 
ein — wie heißen die Herren hier? — Angestellter 
herangeklingelt werden muß; er muß sich dann 
über den Heizungsschacht stürzen, der im Zimmer 
ist, und muß abwechselnd alle Viertelstunde ein-
mal auf- und zudrehen. Die Mitglieder des Fami-
lienrechtsunterausschusses kamen sich dabei immer 
wie Leute vor, die um 12 Uhr in der Sahara und 
um 12 Uhr 30 am Nordpol sitzen. Schließlich hat 
sich der Familienrechtsunterausschuß geweigert, 
dort überhaupt noch Sitzungen abzuhalten. Solche 
Räume sind doch absolut unmöglich. Da können 
Sie meinetwegen Akten, aber nicht Abgeordnete 
abstellen. 

(Heiterkeit.) 

Alle diese Dinge müssen wir im Auge behalten. 
Wenn wir alle zusammenstehen und uns unserer 
Verpflichtung gegenüber den hier angestellten Per-
sonen entsprechend den Bemühungen des Bundes-
tagspräsidiums bewußt werden, werden wir einen 
Schritt vorwärtskommen. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ritzel. 

Ritzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Unsere verehrte Alterspräsidentin hat sehr 
vieles von dem gesagt, was ich sagen wollte. Ich 
werde das nicht wiederholen. 

Ich möchte mit einem Dank an das Personal des 
Bundestags beginnen. Die Etatberatung ist der 
Augenblick, in dem wir Abgeordneten Gelegenheit 
haben, dem Personal im ganzen für die ausge-
zeichnete Arbeit, die es jahraus jahrein im Dienste 
des Hauses leistet, herzlichen Dank zu sagen. 

(Allseitiger Beifall.) 

Dieses Personal nimmt hundertprozentig an der 
tiberlastung teil, unter der dieses Hohe Haus 
leidet. 

Es werden sich auf die Dauer schwierige Fragen 
ergeben; ich möchte nur eine Frage anschneiden. 
Nehmen Sie an, wir kommen im öffentlichen 
Dienst zur 40-Stunden-Woche. Niemand glaubt wohl 
mehr daran, daß der Deutsche Bundestag mit einer 
40-Stunden-Woche arbeiten könnte. Hält man es 
für möglich, das Personal nur 40 Stunden zu be-
anspruchen, wenn der Bundestag selber viel 
länger, täglich zehn, zwölf und noch mehr Stunden 
in Plenum und Ausschüssen tätig ist? 

Wir wissen aus dem Studium des Haushalts-
plans 1957, daß personalpolitisch einige Verbesse-
rungen erfolgt sind, von denen hier andeutungs-
weise schon die Rede war. Noch immer aber be-
steht die schlechte und unbefriedigende Einstufung 
der Amtsgehilfen. Ich glaube, wir haben alle Ver-
anlassung, in dem kommenden Jahr für eine Bes-
serung zu sorgen. Das wird dieser Bundestag nicht 
mehr tun können. Aber der neue, der 3. Bundes-
tag hat die ehrenvolle Aufgabe, für eine anstän-
dige Bezahlung der Amtsgehilfen einzutreten. 

Ein Problem, das zum Teil mit dem zusammen-
hängt, was Frau Kollegin Dr. Lüders bereits ge- 
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sagt hat, sind die Zustände in der Fahrerkantine 
und im kleinen Restaurant. Wie kommt es eigent-
lich — vielleicht könnte sich die Bundestagsver-
waltung dazu einmal verantwortlich äußern — , 

daß die Angestellten des Bundestags, die in der 
Fahrerkantine ihr Mittagbrot einnehmen wollen, 
bis zu einer halben Stunde warten müssen, bis sie 
Platz bekommen, weil die Besucher — die wir 
gerne sehen — irgendwie systematisch in diese 
Fahrerkantine dirigiert werden. Solche Dinge 
sind auf die Dauer einfach unmöglich. Sie beein-
flussen auch den Betrieb im Haus und die Gesund-
heit der beteiligten Abgeordneten. 

Zum Thema großes Restaurant möchte ich im 
Interesse der vielen Magenkranken hier im Haus, 
mehr noch im Interesse der an Kreislaufstörungen 
leidenden Abgeordneten, Frauen und Männer, dem 
Herrn Bundestagspräsidenten herzlich nahelegen, 
alle Möglichkeiten zu erschöpfen, eine Diätküche 
zu schaffen. Das ist eine zwingende Notwendig-
keit. Ich werde Ihnen nachher noch Zahlen 
nennen, die das schlüssig beweisen. 

Frau Kollegin Dr. Lüders hat sich mit den Por-
tionen und Preisen im großen Restaurant des Bun-
destages befaßt und auf die Ziffer 7 des Vertrags 
hingewiesen, der am 5. März 1953 von dem damals 
amtierenden Herrn Bundestagspräsidenten, unserem 
verehrten und unvergeßlichen Dr. Ehlers, abge-
schlossen worden ist. In dieser Ziffer 7 des Vertrags 
heißt es: 

Der bisherige Zuschnitt der Gaststätte soll auf-
rechterhalten bleiben. Das Preisniveau soll das-
jenige in  Gaststätten gleichen Zuschnitts (Preis-
gruppe 3 im großen Restaurant) nicht über-
steigen. 
Ich weiß nicht, was Preisgruppe 3 ist. Ich lasse 

mich von einem anwesenden Sachverständigen 
unter den Kollegen gerne belehren. Aber ich wei ß . 

was gut ist, und ich weiß auch, was teuer ist. Ich 
habe unserem Herrn Bundestagspräsidenten schon 
vor längerer Zeit einige Speisekarten überreicht. 
die ich mir schenken ließ, und ich habe nun in 
der Zwischenzeit noch ein paar Speisekarten ge-
sammelt und einige Gegenüberstellungen gemacht. 
Ich bin auch bereit, die Namen der Restaurants zu 
nennen, wenn ich danach gefragt werde. 

Ein Frankfurter Hotel — ein Hotel, in das ein 
Abgeordneter geht und in das viele gehen —, zwei 
Raststätten an der Bundesautobahn und das Bun-
deshausrestaurant habe ich mit Speisen und Prei-
sen einmal gegenübergestellt. Ich will Ihnen aus 
Zeitgründen nicht die ganze Aufstellung verlesen; 
aber einige kleine Beispiele möchte ich Sie doch 
bitten mir zu gestatten: Russische Eier auf Kar-
toffelsalat oder Brot: Frankfurter Hotel 1,80 DM. 
Raststätte 1,40 DM, Bundeshausrestaurant 2 DM. 
Fleischsalat garniert: Frankfurter Hotel 1,80 DM. 
Raststätte 1,50 DM, Bundeshausrestaurant 2,75 DM. 
Tartarsteak mit Ei, Butter und Brot: Frankfurter 
Hotel 2,75 DM, Raststätte 3,20 DM, eine andere 
Raststätte 3 DM, Bundeshausrestaurant 3,50 DM. 
Gemischte Aufschnittplatte mit Butter und Brot: 
Frankfurter Hotel 3 DM, beide Raststätten 3,25 
DM, Bundeshausrestaurant 3,75 DM. Hausmacher

-

Blut- und -Leberwurst, Butter und Brot — wobei 
ich sage, daß die Qualität anderswo in der Regel 
eine entschieden bessere zu sein pflegt als hier —: 
Raststätte 1,25 DM, Bundeshausrestaurant 2 DM. 
Frankfurter Würstchen mit Kartoffelsalat — das 
ist ja so eine Art Standardessen —: Raststätte 2,10 

DM, Raststätte 2 DM, Bundeshausrestaurant 2,75 
DM. Hühnerbrühe mit Einlage: Frankfurter Hotel 
1 DM, Raststätte 1,25 DM, Bundeshausrestaurant 
1,50 DM. Filetbeefsteak mit Kartoffeln und Salat: 
Frankfurter Hotel 4,50 DM, Raststätte 4.75 DM, 
und 4,50 DM, Bundeshausrestaurant 5,50 DM. Wie-
ner Schnitzel mit gemischtem Salat und Kartoffeln: 
3,50 DM in Frankfurt, 3,75 in der Raststätte, 5 DM 
im Bundeshausrestaurant. 

Und so geht's weiter. Interessenten stelle ich 
meine Statistik gern zur Verfügung. 

Nun, meine Damen und Herren, ein Wort zu 
dem Vertrag. Frau Kollegin Dr. Lüders hat auf 
einige Einzelheiten hingewiesen. Ich habe mir 
einen Auszug gemacht und halte es für nützlich — 
auch im Hinblick auf meinen Vorschlag, daß sich 
der Haushaltsausschuß dieses oder des kommenden 
Bundestages einmal den Vertrag vorlegen lassen 
soll —, einiges daraus zur Kenntnis zu geben. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen]: Wer hat den 
denn gemacht?) 

— Der Herr Bundestagspräsident von 1953, Herr 
Kollege Dr. Ehlers. — Dieser Vertrag kann mit 
sechs Monaten Frist gekündigt werden zum 
31. März jedes Jahres, erstmalig jedoch zum 
31. März 1959. Der Vertrag läuft also bis zum 
31. März 1959. Er geht automatisch weiter, wenn 
er nicht gekündigt wird. Die Kündigungsfrist be-
trägt sechs Monate. Die Pächterin hat das Recht, 
die Verlängerung des Pachtvertrages über den 
31. März 1959 hinaus um weitere drei Jahre zu 
verlangen. Damit hat sich der Bundestag bis zum 
31. März 1962 gebunden. 
(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : Na also!) 

Aber, meine Damen und Herren, wenn die Wieder-
vereinigung endlich gelingen und der Bundestag 
nach Berlin übersiedeln sollte, dann hat der heu-
tige Pächter das Recht, auch das Restaurant im 
Deutschen Reichstag — oder wie es heißen mag, 
in der Nationalversammlung — zu betreuen und 
dort seine Geschäfte weiterzuführen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Verteidigen Sie diesen Vertrag oder verteidigen 
Sie den Pächter? 

(Abg. Huth: Wir können aber nicht daran rütteln, 
Herr Ritzel!) 

— Wir können nicht daran rütteln? Sie können 
untersuchen, ob der Vertrag nach jeder Richtung 
hin vom Pächter innegehalten wird! 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 
Es gibt eine juristische Möglichkeit, an dem Ver-
trag zu rütteln, Herr Kollege Huth, wenn der 
Nachweis geführt wird, daß er nicht innegehalten 
wird. 
Nun einige weitere Bemerkungen. Vor kurzem 

fand ich in der Presse eine Notiz, die nach dieser 
Verlautbarung — ich nehme an, es stimmt — von 
einem verehrten Kollegen dieses Hauses, Herrn 
Kollegen Josef Brönner von der CDU, ausgeht. 
Darin heißt es, er habe in einer Pressekonferenz 
in seinem Wahlkreis Crailsheim die Öffentlichkeit 
davon unterrichtet, daß Anträge auf Reisekosten-
zuschüsse für Schülerreisen nach Bonn beim Bun-
destag wegen der großen Nachfrage gegenwärtig 
keine Aussicht hätten. Wenn dem so ist, dann ist 
es sehr bedauerlich; es kann aber im jetzigen Etat-
jahr geändert werden. Dagegen — so heißt es in 
der Notiz weiter, und deswegen bringe ich die 



12308 	2. Deutscher Bundestag — 211. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Mai 1957 

(Ritzel) 
Sache vor — sei ihm auf Anfrage vom Bundes-
verteidigungsministerium mitgeteilt worden, daß 
dieses solche Zuschüsse — ich zitiere — „dann be-
willigen könnte, wenn Interesse für die Besichti-
gung von Einrichtungen der Bundesverteidigung 
besteht". 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ich möchte wünschen, daß noch viel mehr lunge 
Menschen als bisher zum Besuch dieses Hohen 
Hauses Gelegenheit haben. Ich möchte aber nicht 
wünschen, das der Bundestag durch den Etat des 
Verteidigungsministeriums alimentiert wird, 

(Beifall bei der SPD) 

indem dieser die Ausgabe übernimmt. 

(Abg. Frau Rösch: Es ist eine Platzfrage!) 

Ein Wort zu dem Problem, das Frau Dr. Lüders 
schon angesprochen hat, zur Arbeitsökonomie des 
Bundestages. Ich habe von Anfang an und auch 
damals, als ich als Ausschußvorsitzender zu der 
Sitzung des Altestenrates eingeladen worden war , 

 vor der Einführung des heutigen sogenannten 14-Ta-
ge- oder, wenn Sie wollen, 3-Wochen-Arbeitsturnus 
gewarnt. Vierzehn Tage sollen wir tätig sein und 
eine Woche frei haben, und damit glaubte man 
damals entgegen der Warnung derer. die die Dinge 
im Leben vielleicht schon etwas gründlicher ken-
nengelernt haben, durchzukommen. Das Ergebnis 
sehen wir hier und heute vor uns, meine Damen 
und Herren. Die sitzungsfreie Woche ist eine Illu-
sion. Unerledigte Vorlagen sind in Fülle vorhan-
den. Das Fallbeil des § 126 der Geschäftsordnung 
wird bei einer großen Zahl von Vorlagen in Er-
scheinung treten; denn alle Vorlagen. die dieser 
Bundestag nicht mehr wird verabschieden können 
werden dann nicht mehr existent sein. 

Meine Damen und Herren! Nicht nur die heutige 
und die gestrige Etatberatung weist viele leere 
Sitze auf. Sehr oft ist das Haus so schwach besetzt 
daß wir Erlebnisse gehabt haben, die absolut nicht 
erfreulich gewesen sind. Ich erinnere an die 
Pressebilder mit den vielen leeren Sitzen. Ich bitte 
den Herrn Präsidenten um seine Zustimmung 
dazu, daß ich einen kurzen Auszug aus einem Brief 
verlese, der im Anschluß an die Veröffentlichung 
einer Photographie des Sitzungssaales mit vielen 
leeren Sitzen entstanden ist. Diese Photographie 
ist vor fast einem Jahr in der Zeitschrift des 
Bundes der Steuerzahler erschienen. Ich habe mich 
betroffen gefühlt: denn ich habe festgestellt, daß 
auch mein Sitz leer gewesen ist. Da ich meine 
Pflichten ernst zu nehmen pflege, hat mich das 
wirklich betroffen. Ich bin der Angelegenheit nach-
gegangen und habe nach Klärung des Sachverhal-
tes dem Bund der Steuerzahler einen Brief ge-
schrieben. der von ihm — das muß ich anerken-
nen — loyalerweise in seiner Zeitschrift veröffent-
licht worden ist. Ich habe darin ausgeführt, daß 
viele Gesetze — es war auch von der Gesetzes-
inflation die Rede — nicht von den Bundestags-
abgeordneten. auch nicht von der Regierung ge-
wollt sind, aber von irgendwelchen Interessenten 
gefordert werden. 

(Abg. Dr. Stammberger: Sehr richtig!) 

Ich habe dann weiter geschrieben: 

Es ist eine sich darauf gründende unabweisbare 
Tatsache, daß durch diese Vielfalt der Aufgaben 
auch eine Vielzahl von Ausschüssen 

— das war auch beanstandet worden —  

entstanden ist, denen es meistens an der erfor-
derlichen Zeit fehlt, um außerhalb der Plenar-
sitzungen ihre Aufgaben zu erfüllen. So kam es 
an diesem Tag auch zu der von mir selbst be-
dauerten Tatsache, daß die Mitglieder des Haus-
haltsausschusses — nur ein Beispiel — nicht an 
den Beratungen des Plenums teilnehmen konn-
ten, weil ihre Anwesenheit im Haushaltsaus-
schuß unbedingt erforderlich war. Es war nicht 
nur der Haushaltsausschuß, der in dieser Zeit 
tagen mußte, sondern es waren meines Wissens 
noch zahlreiche andere Ausschüsse, die ihre Mit-
glieder beanpruchten und sie dem Plenum fern-
hielten. 

Hinzu kommt die von mir von der ersten Stun-
de an kritisierte und bedauerte Zeiteinteilung 
des Bundestags. Der Bundestag tagt heute 14 
Tage hintereinander und hat dann eine Frei-
woche. Diese Freiwoche steht für zahlreiche Ab-
geordnete auf dem Papier. Der Haushaltsaus-
schuß des Deutschen Bundestags hat nach mei-
nen Notizen in der Zeit von Januar 1956 bis 
Ende Mai 1956 die sechs sitzungsfreien Wochen 
sämtlich preisgegeben und im Interesse der Fer-
tigstellung des Etats zugunsten der parlamenta-
rischen Arbeit geopfert. 

Welches Ergebnis eine solche Belastung, die 
auch andere Ausschüsse trifft, hat, läßt sich 
aus den zahlreichen Erkrankungen von Abge-
ordneten ersehen. Allein an einem Tage der 
ersten Juliwoche 

— vorigen Jahres — 

mußte der vom Bundestag bestellte Arzt vier-
zehnmal eingreifen, um Abgeordnete und auch 
Angestellte des Bundestags vor dem Zusam-
menbruch zu bewahren. Nicht selten müssen die 
Abgeordneten, die frühmorgens kommen, um 
die eiligsten Diktate zu geben, und dann nach 
9 Uhr in Sitzungen festgehalten sind, die sich 
bis zum Abend hinziehen und dann noch oft  in 

 Nachtsitzungen ihre Fortsetzung erfahren, eine 
Belastung akzeptieren, die sich weder mit dem 
Achtstundentag noch mit der 40-Stunden-Woche 
vereinbaren läßt und die letzte Kraft aller Be-
teiligten in Anspruch nimmt. 

Dann habe ich geschlossen: 
Das sollte der deutsche Wähler und Steuerzah-
ler auch beachten. 

Meine Damen und Herren, diese verkehrte Ar-
beitsökonomie und die furchtbare Belastung der 
Mitglieder dieses Hauses haben zu Ergebnissen ge-
führt. Ich nenne Ihnen die allerletzten: Montag. 
20. Mai 1957, bis einschließlich Donnerstag, den 
23. Mai 1957, vor drei Stunden, durchschnittlich 
20 bis 25 Betreuungsfälle hier; am Haupttag, Mitt-
woch, den 22. — gestern —, 27 Betreuungsfälle. 
Die Hauptbelastungstage sind erfahrungsgemäß die 
Plenartage. 
Nun, wir haben gerade im Bereich der Aufgaben 

der Geschäftsordnung in den bald vollendeten vier 
Jahren eine ganze Fülle von Anregungen aus dem 
Hause selbst geschaffen. Der Herr Bundestagspräsi-
dent hat meinem Vorschlag zugestimmt, wenn ir-
gendmöglich noch durch den jetzigen Ausschuß für 
Geschäftsordnung diese Anregungen verarbeiten zu 
lassen, damit dem kommenden Bundestag mit den 
Problemen der Geschäftsordnung ein leichterer 
Start gegeben wird, als es uns bisher möglich ge-
wesen ist. Dazu zählen einige Dinge. Ich will die 
Debatte damit nicht beschweren, aber noch eines 
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erwähnen, auch mit Rücksicht auf gewisse Beobach-
tungen, die ich von meinem Platz aus mit dem 
Blick nach der Regierungsbank, und zwar nach den 
hinteren Rängen der Regierungsbank, sehr gut 
machen kann. Es ist einfach unerträglich — Herr 
stellvertretender Bundeskanzler, vielleicht leiten 
Sie das einmal an die Bundesregierung weiter — . 
bei gewissen politischen Situationen, bei gewissen 
Auseinandersetzungen den Hohn zahlreicher Be-
amter, die hinter der Regierungsbank sitzen, von 
ihren Gesichtern ablesen zu können. 

(Zurufe von der SPD und von der Mitte.) 

Wenn es eine Möglichkeit gäbe, würde ich gern 
einmal eine photogranhische Aufnahme machen. 
um diese Tatsache festzuhalten. 

In der kommenden Geschäftsordnung wird auch 
die Frage der Ordnungsgewalt des Bundestagsprä-
sidenten gegenüber Nicht-Miteliedern des Hohen 
Hauses, als da sind Mitglieder des Bundesrats und 
Minister, einer besseren Regelung entgegenzufüh-
ren sein. 

(Abg. Baur [Augsburg] : Auch in den Aus

-

schüssen, bitte!) 

— Auch in den Ausschüssen. Die Sache ist ja so 
nicht wahr: Wenn ein Minister dem Parlament 
nicht jene Achtung entgegenbringt, auf die das 
Parlament einen Anspruch hat, dann überträgt sich 
das vom Herr aufs Gescherr, wie wir in Hessen 
zu sagen pflegen. Das ist eine Situation. die man 
in manchen Ausschußsitzungen mit peinlichem Be-
fremden konstatieren kann. 

Auf der anderen Seite — ich erinnere an einen 
Vorgang der letzten Tage —: Die Anwesenheit 
oder Nichtanwesenheit von Bundesministern. ins-
besondere jene Situation bei Beratung des Haus-
halts des Herrn Bundeskanzlers, wo alle Disposi-
tionen über den Haufen geworfen worden sind. ob-
wohl der Herr Bundeskanzler gewußt hat. daß sein 
Haushalt auf der Tagesordnung stand, und er das 
Haus nicht darüber informierte, daß er abwesend 
sein werde, veranlassen mich zu der Feststellung: 
dieses Haus ist kein Orchester. das von dem Herrn 
Bundeskanzler als Dirigenten irgendwie dirigiert 
und geleitet werden kann. Dieses Haus ist eine sou-
veräne Institution, und die Herren Bundesminister 
haben alle, auch verfassungsrechtliche Veranlas-
sung, dem Hohen Hause entsprechende Rechnung 
zu tragen. 

Meine Damen und Herren! Ich schließe mit einer 
traurigen Feststellung. Das Hetztempo, dem dar 
Haus unterliegt, die Inanspruchnahme der Abge-
ordneten durch Fraktionen. Arbeitskreise, Aus-
schüsse, Plenum und wer weiß was alles noch. die 
Durcharbeitung der Riesenmengen von Drucksa-
chen die Durcharbeitung der täglichen Post  und  
ihre Erledigung bewirken eine Situation. die , sehr 
nachdenklich stimmen muß. Meine Damen und 
Herren, im 1. Deutschen Bundestag zählte dieser 
Haus 14 Tote. Der 2. Deutsche Bundestag zählt hic 
heute. bis zu dieser Stunde, 28 Tote. Ich glaube 
das sollte uns zu denken geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Bundestagspräsident Dr. Gerstenmaier. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich bedanke mich 
bei dem Herrn amtierenden Präsidenten, daß er 
im Augenblick nicht den Abgeordneten aufgeru-

fen hat, obwohl er nach der Geschäftsordnung — 
das ist eine Kuriosität unserer Geschäftsordnung 
— nichts anderes tun kann, als den Abgeordneten 
aufzurufen. 

Meine Damen und Herren! Natürlich spreche 
ich jetzt eben als der Abgeordnete, dem das Haus 
die Ehre angetan hat, die Last und Bürde, nicht 
nur die Würde, wie es in § 6 der Geschäftsord-
nung heißt, sondern auch die Last und Bürde 
dieses Hauses in erster Linie zu tragen. 

Ich bedanke mich für die Anregungen, die so-
wohl Frau Kollegin Dr. Lüders wie der Herr 
Kollege Ritzel hier vorgetragen haben. Die mei-
sten dieser Anregungen sind mir aus Gesprächen 
mit den beiden Abgeordneten und mit einer Reihe 
von geschätzten Kollegen und Kolleginnen des 
Hauses sehr wohl vertraut. Sie wissen ja auch, 
wie wir uns alle mühsam durch das Provisorium 
hindurchwinden, in dem wir uns befinden. 

Natürlich ist es nicht immer ganz leicht, in die-
sen Dingen gerecht zu sein. Man sieht die Dinge, 
je nachdem man von ihnen unmittelbar mehr oder 
weniger betroffen ist. Man sieht sie von der Last 
der Arbeit aus, und meine Pflicht ist es natür-
lich immer wieder, abzuwägen. Ich werde nach-
her noch in diesem Zusammenhang ein Wort zum 
Restaurant zu sagen haben. Ich möchte aber doch 
im ganzen sagen, daß ich mit dem, was meine bei-
den Vorredner im übrigen hier gesagt haben, im 
wesentlichen einverstanden bin. 

Mein erstes Wort hier ist ein Wort des Dankes 
an meine Kollegen im Vorstand des Deutschen 
Bundestages, dem es ja in erster Linie zukommt, 
sich mit den Mühen dieses Hauses und mit seinen 
Organisationsproblemen zu befassen. Zum zweiten 
möchte ich mich für eine außerordentlich attrak-
tive Ausschußsitzung bedanken, an der ich teil-
genommen habe, nämlich für die Sitzung des Haus-
haltsausschusses, in der unser Einzelplan 02 be-
raten wurde. Ich muß sagen, mehr Augen sehen 
noch mehr als die Mitglieder, die im Vorstand 
vereinig  L sind. Wir haben dur ch die Beratungen 
des Haushaltsausschusses zweifellos noch manches 
hinzugelernt, und wir haben auch bereits die Mög-
lichkeit gehabt, einiges von den Anregungen, die 
wir in den Beratungen des Haushaltsausschusses 
bekommen haben, in die Tat umzusetzen. 

Immerhin, meine Damen und Herren, ich stoße 
natürlich immer wieder bei allen unseren Ver-
suchen und Bemühungen, die technische Organi-
sation unseres Hauses im breitesten Sinn des Wor-
tes zu verbessern, auf die Tatsache, unter der wir 
alle gemeinsam leiden, daß wir uns eben in einem 
Provisorium befinden. Dieses Haus ist offenbar 
eben einmal als Pädagogische Akademie angelegt, 
und so sehr viel darüber hinaus gibt es nun ein-
mal nicht her. Natürlich könnten wir hergehen 
und sowohl im Bundestagsvorstand wie im Haus-
haltsausschuß einen großartigen Beschluß fassen 
und dem Haus vorschlagen, daß wir jetzt end-
lich einmal gründlich Remedur schaffen und mit 
dem ewigen Flickwerk aufhören wollen, daß wir 
jetzt wirklich etwas tun wollen, um bei der In-
anspruchnahme, die ein modernes Parlament heute 
an seine Mitglieder stellt, auch die erforderlichen 
Gegenleistungen seitens des Parlaments an seine 
Mitglieder zu erbringen. 
Ich denke dabei nicht nur an die Diäten. Auch 

auf die Gefahr hin, etwas völlig Unpopuläres zu 
sagen, bin ich der Meinung, daß auch ein Parla-
ment darüber von Zeit zu Zeit nachdenken darf. 
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Ich denke aber in diesem Augenblick nicht an die 
Diäten, sondern wirklich nur an den Raum, und 
zwar an den Arbeitsraum der Mitglieder des Hau-
ses. Wir befinden uns hier immer noch in außer-
ordentlich mißlichen Verhältnissen, 

(lebhafte Zustimmung bei allen Fraktionen) 

und es ist für mich kein sehr großer Trost — das 
muß ich sagen —, wenn gelegentlich einige meiner 
nächsten Mitarbeiter aus dem Vorstand von einer 
Auslandsreise zurückkommen und mir sagen: Wis-
sen Sie, Herr Präsident, drüben — ich will die 
Länder vorsichtigerweise nicht nennen — geben 
sie ihren Abgeordneten auch nicht sehr viel mehr 
Raum.  
Das ist für mich kein sehr großer Trost; denn 

diese Parlamente sind zum großen Teil völlig an-
ders organisiert als wir. Wir müssen uns jeden-
falls nach unseren Erfordernissen richten, und 
diese Erfordernisse sind von der Art, daß ich es 
nun wirklich nicht für eine übertriebene Forderung 
halte, wenn aus dem Hause der Wunsch laut 
wird — den Frau Dr. Lüders mit beredten Wor-
ten vorgetragen hat —, wir mögen doch dazu kom-
men, für jeden Abgeordneten wenigstens ein klei-
nes, aber ein einzelnes Arbeitszimmer zu be-
schaffen. 

(Beifall.) 

Sie wissen, daß wir einen schüchternen Versuch 
gemacht haben, zwar nicht für jeden ein einzelnes, 
aber für zwei zusammen eine ausreichende Ar-
beitsmöglichkeit in diesem Hause zu schaffen. Das 
Ergebnis wird im Volksmund „Abgeordnetensilo" 
genannt und ist jedem von uns geläufig. 

So prachtvoll sich unser „Abgeordnetensilo" 
auch für einige Beobachter, die von außen kom-
men, ausnimmt, auch er kann uns noch nicht 
wirklich glücklich machen, und vor allem deshalb 
nicht, weil er gar nicht in der Lage ist, den tat-
sächlichen Erfordernissen des Hauses ausreichend 
Rechnung zu tragen. 

Dasselbe gilt auch für die Ausschußsitzungs-
zimmer. Darüber könnten wir uns ja alle gegen-
seitig ein Lied erzählen. Ich lasse das sein. Ich 
hoffe, meine Damen und Herren, daß Sie der Vor-
lage im großen und ganzen zustimmen, jedenfalls 
nicht den Betrag streichen, der  z. B. vorsieht, daß 
diese Ausschußzimmer ein etwas menschlicheres 
und kultivierteres Gesicht bekommen; denn 
schließlich müssen doch die meisten von uns einen 
großen Teil ihrer Zeit in den Ausschußzimmern 
zubringen. Sie haben dabei zwar keinen Anspruch 
auf einen besonderen Komfort, aber sie haben doch 
Anspruch auf eine menschlich gestaltete Um-
gebung. Dem soll ein Betrag dienen, den der Haus-
haltsausschuß auf unseren Antrag genehmigt hat 
und von dem ich doch hoffe, daß ihn auch das 
Haus heute akzeptieren wird. 

Aber darüber hinaus stehen wir natürlich vor 
Organisationsproblemen ganz grundsätzlicher Art, 
über die auch im Plenum einmal zu reden nütz-
lich wäre. Nur hat das jetzt keinen Zweck und 
Sinn; denn wir sind mit unserer Zeit in einer sehr 
mißlichen Situation, und wir könnten das, was 
wir jetzt auch beschließen würden, schließlich nur 
als Material oder als Vorbereitung für den 3. Bun-
destag verwerten. Immerhin bin ich der Meinung, 
daß wir auf diesem Gebiet in diesem Sommer noch 
einiges arbeiten müssen. Vor allem der Bundes-
tagsvorstand muß sich darüber noch ernsthaft Ge-
danken machen, und auch der Haushaltsausschuß  

und vor allem der Geschäftsordnungsausschuß 
werden sich damit noch große Mühe geben müssen, 
um im 3. Bundestag verhältnismäßig früh etwas 
präsentieren zu können, was es uns ermöglicht, 
eine durchgreifende Verbesserung in unserem alten 
Provisorium zu schaffen. Wir haben 100 Abgeord-
nete mehr als im Jahre 1949. Das wirkt sich na-
türlich aus. Wir werden auch im Herbst 1957 min-
destens 100 Abgeordnete mehr haben, und das 
stellt uns hier vor außerordentliche Schwierigkei-
ten. Wir haben außerdem im Jahre 1956 433 900 
Besucher hier im Hause gehabt. Diese Besucher 
sind im allgemeinen nicht nur durch das Bundes-
tagsrestaurant gegangen, sondern sie haben auch 
unsere Ausschußzimmer in Anspruch genommen. 
Die meisten von diesen Besuchern sind Gott sei 
Dank von den Abgeordneten aller Fraktionen an-
gesprochen worden; die Abgeordneten aller Frak-
tionen haben mit diesen Besuchern, in Gruppen 
aufgeteilt, gesprochen. Was für eine enorme zu-
sätzliche Beanspruchung des Hauses auch in räum-
licher Hinsicht das bedeutet — von der Arbeit noch 
ganz zu schweigen —, das möchte ich hier nur an-
gedeutet haben. 

Meine Damen und Herren, es sind hier weiter 
eine ganze Reihe von Organisationsproblemen an-
gesprochen worden wie z. B. der Turnus. Wie oft 
haben wir uns im Ältestenrat über den Vorteil 
und den Nachteil dieses Turnus unterhalten! Sicher 
ist — und darin muß ich dem Herrn Ritzel zu-
stimmen —, daß unsere dritte sitzungsfreie Woche 

 für die meisten Mitglieder unseres Hauses in der 
Tat eine Illusion ist. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 

Der Bundestagspräsident, dessen Pflicht es ist, un-
ter allen Umständen die freie Zeit seiner Mitar-
beiter zu schützen, d. h. dafür einzutreten, daß die 
Mitglieder des Hauses Termine außerhalb des 
Hauses fest verabreden können, sah sich von einer 
Schwierigkeit in die andere gestürzt, einfach des-
halb, weil er dem berechtigten und dem stürmi-
schen Verlangen einer ganzen Reihe von Ausschüs-
sen auf Einräumung von sitzungsfreien Wochen 
und auf die Inanspruchnahme von sitzungsfreien 
Tagen oft nicht mehr widersprechen konnte, wenn 
er nicht die Abwicklung auch nur der notwendig-
sten parlamentarischen Arbeit seinerseits gefähr-
den wollte. Infolgedessen war ich ein Mann, der 
in dieser Sache sich selten zwischen Szylla und 
Charybdis hindurchwinden konnte, sondern der 
von der Szylla in die Charybdis und von der Cha-
rybdis in die Szylla geschleudert wurde. Das ist 
natürlich ein unbefriedigender Zustand nicht nur 
für das Plenum des Bundestags, sondern für alle 
Betroffenen. 
Wir stehen also hier vor ganz grundlegenden 

Organisationsproblemen, die man hauptsächlich in 
zwei Punkten formulieren könnte: erstens Arbeits-
zeitturnus des ganzen Hauses, zweitens die Orga-
nisation in den Ausschüssen. Ich hoffe, meine 
Kompetenz nicht zu überschreiten, wenn ich sage, 
daß ich den Eindruck habe, daß wir zu viele Aus-
schüsse haben und daß unsere Ausschüsse unnötig 
groß sind. In Tat und Wahrheit sind sie nicht zu 
groß, weil sie in der Regel verhältnismäßig vor-
sichtig besetzt sind, so daß man froh sein muß, 
daß überhaupt ein Ausschuß beschlußfähig beiein-
ander ist. Aber der Anlage nach sind die meisten 
Ausschüsse nach meinem Eindruck zu groß. Es ge-
nügt, daß eine Auffassung in einem Ausschuß 
zwei- oder dreimal vertreten und verfochten wird, 
aber es ist überflüssig, daß sich zur gleichen Sache, 
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um dasselbe zu sagen, fünf oder sechs Mitglieder 
melden. Ich bin deshalb der Meinung, daß man 
über die Organisation der Ausschußarbeit entschie-
den mehr nachdenken müßte. Ich bin auch der 
Meinung, daß man im übrigen über die Abwick-
lung, über die Handhabung der Arbeit im ganzen 
noch etwas nachdenken müßte und daß man sich 
vielleicht auch über das Zusammenspiel der Arbeit 
der Fraktionen mit der Arbeit der Ausschüsse und 
des ganzen Hauses neu verständigen muß. 

Lassen Sie mich noch ein paar Worte zu den 
technischen Fragen sagen, auch auf die Gefahr 
hin, daß ich damit Ihre Geduld überfordere. Sie 
haben freundlicherweise darauf verzichtet, etwas 
zu kritisieren, was ich versucht habe im Zeitalter 
der Automation wenigstens einmal versuchs- und 
probeweise hier einzuführen: das ist unsere Ab-
stimmungsmaschine. Von dem weitergehenden 
Versuch, der probeweisen Einführung der Zähl-
anlage an der Wand, von der einige von uns in 
Kalkutta außerordentlich beeindruckt waren, habe 
ich Abstand genommen. Ich habe mir gedacht, es 
ist vorsichtiger, wir schleichen uns in das Zeitalter 
der Automation langsam ein. Deshalb habe ich 
diese Abstimmungsmaschine einmal probeweise 
für einige Monate mit dem Zweck gemietet, in 
diesem Bundestag noch einen gewissen Eindruck 
vom Funktionieren solcher Maschinen zu erlangen, 
um dann im nächsten Bundestag gewisse Vor-
schläge darüber machen zu können. Ich weiß nicht, 
meine Damen und Herren, ob dieser Versuch wirk-
lich geglückt ist. Die Klagen über das schnelle Lau-
fen und die Folgen, wenn man zu spät kommt, 
haben Sie ja hier gehört. Ich war neulich in der 
mißlichen Situation, ausgerechnet zwei, drei ver-
dienten Damen des Hauses sagen zu müssen: 
Erstens gilt Ihre Stimme nicht, und zweitens müs-
sen Sie auch noch bezahlen! Das ist natürlich 
bitter. So etwas könnte vielleicht noch das Haus 
veranlassen, von weiteren Versuchen zur Automa-
tion Abstand zu nehmen. 

Immerhin, meine Damen und Herren, in irgend-
einer Weise müssen wir uns natürlich modernisie-
ren und müssen auch darüber nachdenken, wie 
wir unseren Betrieb etwas flüssiger machen kön-
nen. Deshalb glaube ich, daß uns  auch die Frage 
der Technisierung der Abstimmung mit der Aus-
zählmaschine noch weiterhin in den zuständigen 
Organen beschäftigen wird. 

Eine mißliche Geschichte ist in der Tat die Fahr-
dienstangelegenheit. Ich stehe hier vor der Situa-
tion, daß ich dem Hause eigentlich nur das vortra-
gen kann, was der Herr Bundesfinanzminister, der 
dafür zuständig ist, mit der Gewerkschaft öffent-
liche Dienste, Transport und Verkehr vereinbart 
hat. Ich möchte, da Frau Dr. Lüders die Freund-
lichkeit hatte, darauf einzugehen, wenigstens zwei 
Worte dazu sagen. Wir haben eine Zusammenset-
zung des Monatslohns, die auf der Grundlage von 
208 Monatsstunden basiert. Wir haben eine Über-
stundenpauschvergütung von 208 bis 312 Monats-
stunden. Wir haben die Feiertagszuschläge, die 
Nachtdienstzuschläge und die Überstundenzuschläge 
für 312 übersteigende Arbeitsstunden. Der Brutto-
lohn eines verheirateten Kraftfahrers beträgt 
durchschnittlich 556 Mark. Ich sage das alles nicht, 
um damit den Wünschen, die Frau Dr. Lüders vor-
getragen hat, entgegenzutreten, sondern ledig-
lich, um dem Hause die Möglichkeit zu geben, sich 
ein Urteil zu bilden. Denn die meisten von uns 
sind ja auf die Inanspruchnahme unseres Fahr-
dienstes angewiesen. 

Nun lassen Sie mich noch ein Wort zum Restau-
rant sagen! Ich habe hier zu vertreten, was meine 
Herren Vorgänger im Amt abgeschlossen haben. 
Ich muß gestehen, daß es  mir  in vieler Hinsicht 
an anderen Stellen leichter gefallen ist, dieses Erbe 
zu vertreten, als akkurat bezüglich des Vertrages, 
den wir mit dem Pächter des Restaurants abge-
schlossen haben. Ich bin nicht der Meinung, Herr 
Kollege Ritzel, daß wir den Vertrag unter allen 
Umständen so in extenso auslegen müssen, daß 
wir einigen unserer Kollegen, die sich offenbar 
nicht gern mit diesem Restaurant befreunden, 
auch noch in Aussicht stellen müssen, im Falle 
der Wiedervereinigung dieses Restaurant auch im 
Reichstag zu Berlin wiederzufinden. Das glaube 
ich nicht. Ich meine, daß der Übergang nach Ber-
lin immerhin ein so einschneidendes politisches und 
wahrscheinlich auch rechtliches Ereignis wäre, daß 
wir in diesem Fall auch über diese Sache neu 
reden und neu beschließen könnten. Aber einst-
weilen steht dieses Haus natürlich im ganzen auf 
dem Standpunkt: pacta sunt servanda, Verträge 
sind zu halten. Das gilt nicht nur von den völker-
rechtlichen Verpflichtungen, mit denen wir uns in 
diesem Hause befassen, sondern es gilt eben auch 
von  den  kleinen Verträgen, mit denen wir es hier 
gelegentlich zu tun haben. 

Aber lassen Sie mich statt einer nach meiner 
Überzeugung unfruchtbaren rechtlichen Erörte-
rung diesem Punkt etwas anderes hinzufügen. Wir 
stehen vor einer Frage, die ich aufgenommen habe, 
weil sie im Haushaltsausschuß schon angeschnit-
ten worden ist: der Herr Kollege Dr. Gülich hat 
schon im Haushaltsausschuß für die Einrichtung 
einer Diätküche plädiert. Ich habe daraufhin ei-
nige Prüfungen veranstaltet. Nun, meine Damen 
und Herren, wir schneiden damit einen ganzen 
Komplex an, der nicht nur die Erledigung der 
vertragsrechtlichen Frage, sondern vor allem eine 
Grundsatzentscheidung des Hauses voraussetzen 
würde, nämlich die, ob das Haus sich bereit fin-
det, für einen eigenen Betrieb einzutreten. Wenn 
das Haus dafür eintritt, dann würden wir vor der 
Notwendigkeit großer baulicher Veränderungen 
stehen. Wir müßten einige Küchen bauen, wir 
müßten eigene Räume haben. 

(Abg. Frau Rösch: Nein!) 

— Doch, gnädige Frau, ich glaube sehr wohl, daß 
wir das müßten; denn wir müssen auf jeden Fall 
für unsere Besuchergruppen noch besonders ein 
Restaurant haben. Es ist ausgeschlossen — darüber 
sollten wir uns gar keine Illusionen machen —, 
hier 500 000 Menschen im Jahr durchzuschleusen. 
Das Restaurant wird von noch mehr Menschen in 
Anspruch genommen. Wir müssen hier 500 000 
Menschen durchschleusen und sie irgendwie abfüt-
tern lassen und gleichzeitig 520 Abgeordnete in 
einer solchen Weise unterbringen, daß die berech

-

tigten Wünsche von Frau Dr. Lüders wirklich er-
füllt werden, d. h. daß sie in Ruhe essen können. 
Nun komme ich leider zu einem Punkt, zu dem 

ich eigentlich kein Wort sagen wollte. Ich will es 
andeuten mit einem Blick auf den Kollegen Ritzel, 
weil er für die Geschäftsordnung dieses Hauses 
zuständig ist, hier für die Frage: was kann man 
für die Verbesserung der Ordnungsgewalt des 
Bundestagspräsidenten tun? Meine Damen und 
Herren, ich rede in diesem Punkt nicht für mich, 
sondern ich denke an meine Nachfolger. Aber ich 
möchte ihnen wünschen, daß sie nicht in der lei-
digen Situation sind, die Würde des Hauses nur 
mit gutem Zureden an alle zu vertreten, sondern 
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daß sie, wenn sie einmal einen ganz Widerbor-
stigen haben, sagen können: Lieber Freund, wenn 
du jetzt nicht parierst, dann müssen wir andere 
Saiten aufziehen! Dafür gibt es in unserer Ge-
schäftsordnung keine Möglichkeiten. Bitte, meine 
Damen und Herren, denken Sie darüber nach oder 
nicht, aber unterstellen Sie mir nicht, daß ich 
machtsüchtig sei. Ich bin bis jetzt so durchgekom-
men und werde auch weiter so durchkommen. 
Aber die Tatsache, daß wir im Hause Kollegen 
haben, die denken: „Der kann lange reden da dro-
ben, ich mache doch, was ich will, und vor allem 
muß ich mal zeigen, wer ich bin, wenn ich gerade 
150 Mann aus meinem Wahlkreis hier habe", der-
lei zwingt mich festzustellen: es hat keinen Zweck, 
wenn der Bundestagspräsident mit seinen blauen 
Dienern kommt und sagt: „Nein, da dürfen Sie 
allein wohl herein, aber nicht mit 150 Mann." Der 
Betreffende würde entgegenhalten: „Wie wirkt 
das auf meinen Wahlkreis?" 

(Heiterkeit.) 
Nun schön, der Herr Kollege Ritzel möge dar-

über nachdenken, wie man diesen Zustand ver-
bessern und allen gerecht werden kann. Der Bun-
destagspräsident ist jedenfalls im gegenwärtigen 
Augenblick in diesem Punkt am Ende seiner 
Kunst, was nicht bedeutet, daß wir alle Hoffnung 
fahren lassen und alles so laufen lassen müßten. 
Zum Restaurant sind die Stimmen der Kritik 

laut erschallt. Ich glaube, er war das erste, was 
ich erlebt habe, nachdem ich mit Ach und Krach 
Bundestagspräsident geworden war, daß am an-
deren Tag gleich einer kam und sagte: „Herr Prä-
sident, zeigen Sie mal, was Sie können; mit dieser 
Geschichte muß es jetzt anders werden! Erstens 
müssen Sie andere Menüs auffahren. Zweitens 
müssen die Preise gesenkt werden. Drittens muß 
die Qualität verbessert werden." Da habe ich ge-
sagt: „Ich will mich mal nach dem Vertrag um-
sehen." Damals habe ich — ich glaube, am ersten 
oder zweiten Tag meines Daseins als Bundestags-
präsident — diesen Vertrag durchgeblättert. 
Meine Damen und Herren, was tut man in einer 

parlamentarischen Demokratie? Wir sind keine 
Leute, die an das Ein-Mann-System glauben, der 
Bundestagspräsident ganz bestimmt nicht. Der 
Bundestagspräsident hat deshalb von den Mög-
lichkeiten Gebrauch gemacht, die die parlamen-
tarische Demokratie bietet, und hat gesagt: „Hier 
gehe ich zu meinem Ausschuß, der dafür zuständig 
ist. Das ist der Bundestagsvorstand." Aber im 
Bundestagsvorstand ist es mühsam zu untersuchen, 
ob der Spinat heute gut oder nicht gut, ob die 
Spiegeleier zu billig oder zu teuer sind. Infolge-
dessen kommt der Bundestagsvorstand zu dem fa-
belhaften Beschluß, eine Kommission einzusetzen, 

(Abg. Frau Rösch: Ohne Frauen!) 
die die Qualität, die Preise usw. untersucht. Die 
Kommission hat das getan. Das Ergebnis kennen 
Sie, meine Damen und Herren. Das Ergebnis war 
von der Art, daß sich einer unserer besonders ini-
tiativreichen Kollegen veranlaßt gesehen hat, den 
Kadi zu Hilfe zu rufen. Ich weiß nicht, ob er die 
Gerichtskosten zahlen mußte Jedenfalls hat er 
keinen Erfolg gehabt. 
Nun sprach die Frau Kollegin Dr. Lüders von 

der Einförmigkeit des Menüs. Gnädige Frau, hier 
bin ich am Ende meiner Kunst. Der Bundestags-
präsident hat keinerlei Möglichkeiten, darauf ein-
zuwirken. Er könnte es hinsichtlich der Preise, 
aber hinsichtlich der Preise war der Versuch, den 
einer der Kollegen unternommen hat, wie Sie  

wissen, unergiebig. Ich könnte Ihnen in der Tat 
wissen, unergiebig. Hinsichtlich der Qualität gehen 
die Meinungen auseinander. Ich könnte Ihnen in 
der Tat Briefe vorlesen, aus denen klar zu entneh-
men ist, daß es Mitglieder dieses Hauses gibt, die 
Wert darauf legen, dem Bundestagspräsidenten 
gegenüber zum Ausdruck zu bringen, daß sie hier 
ausgezeichnet frühstücken und Abendbrot essen 
können. 

(Abg. Petersen: Die haben zu Hause eine 
schlechte Küche! — Heiterkeit.) 

Ich bin fest davon überzeugt, wenn wir jetzt dar-
über abstimmen könnten, gäbe es endlich einmal 
eine Abstimmung quer durch alle Fraktionen; 
denn streiten Sie einmal über den Geschmack! 

(Abg. Petersen: Herr Präsident, die essen 
vielleicht zu Hause schlecht!) 

— Aber Herr Kollege Petersen, wie können Sie 
das sagen! Wir sind im Zeitalter der Gleichberech-
tigung; seien Sie froh, daß Sie gleichberechtigt 
sind! Wie können Sie unterstellen, daß die zu 
Hause schlecht essen! Das dürfen Sie absolut nicht, 
das ist ein ganz gefährliches Argument, auch für 
Sie; nein, nein! 

(Heiterkeit.) 
Ich will nur sagen: es gibt solche und es gibt an-

dere, und der Bundestag kann darüber nicht mit 
Mehrheit entscheiden. Es gibt erst recht für den 
Bundestagspräsidenten keine Möglichkeit, hier 
etwas wirklich Durchgreifendes zu tun. Die durch-
greifende Lösung wären nach meiner Überzeugung 
bauliche Maßnahmen, eine eigene Regie und ein 
eigener Betrieb. Aber das steht in diesem Bun-
destag nicht zur Debatte. Denn das verbindet uns 
mit einem Grundkomplex, vor dem wir uns — ent-
schuldigen Sie, wenn ich das so sage — immer ein 
bißchen gescheut haben. Wir haben uns in diesem 
Hause gescheut und scheuen uns bis zu diesem 
Tage, große bauliche Veränderungen vorzuneh-
men, große Neubauten zu erstellen. Warum tun 
wir denn das? Wir scheuen uns doch nicht etwa 
deshalb, weil wir den Eindruck haben, das ist nicht 
sehr populär. Wenn es für ,den Bundestag und für 
das Funktionieren der obersten Vertretung des 
deutschen Volkes unerläßlich ist, dann wird ge-
schehen, was notwendig ist. Aber wir scheuen 
uns, weil wir zwei Dinge ernst nehmen: Erstens 
nehmen wir das Wort vom Provisorium bis zu die-
ser Stunde bitter ernst, 

(Beifall auf allen Seiten des Hauses) 

und zweitens möchten wir kein schlechtes Beispiel 
geben. Nicht ohne Grund kann man sagen: wenn 
der Bundestag anfängt, großmächtig zu bauen . , 
was wird dann bei der Bundesregierung, bei den 
obersten Vertretungen, bei der Exekutive ge-
schehen? 

(Zurufe von der SPD.) 
— Ja, ich weiß auch, daß das gefährlich ist. Im-
merhin, was sein muß, muß sein. Wir waren des-
halb auch in dieser Hinsicht immerfort in der 
Lage, daß wir uns hätten sagen können: wieso, 
Blank bzw. der Bundesverteidigungsminister baut 
doch, — warum sollen denn wir so zurückhaltend 
sein? Nein, meine Damen und Herren, der Vor-
stand des Bundestages hat sich nach meiner Über-
zeugung ganz weise verhalten, als er in dieser An-
gelegenheit höchst zurückhaltend war und sich 
durch keine Neubauten, auch nicht durch den Neu-
bau des Auswärtigen Amtes dazu hat verleiten las-
sen, große Projekte in die Welt zu setzen, 

(Beifall) 



2. Deutscher Bundestag — 211. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Mai 1957 	12313 
(D. Dr. Gerstenmaier) 
die selbstverständlich eine durchgreifende Ver-
besserung zu unseren Gunsten und damit zugun-
sten unserer Arbeit bewirkt hätten. Wir haben 
das nicht getan und haben mit diesem Verzicht 
eine zusätzliche persönliche Last auf uns genom-
men, und ich möchte mich bei den Mitgliedern des 
Hauses dafür bedanken, daß sie das getan haben. 
Ich geniere mich nicht, das einmal offen auszu-
sprechen. Es ist eine zusätzliche persönliche Last, 
die jeder einzelne dadurch auf sich nimmt, daß 
wir uns, weil wir an die Notwendigkeit glauben, 
hier nur ein Provisorium bestehen zu lassen, weil 
wir glauben, daß darin unser Verlangen und unser 
Willen zur Wiedervereinigung zum Ausdruck kom-
men, vorgenommen haben, denkbar zurückhaltend 
mit Erweiterungen und Neubauten aller Art im 
Bundestag zu sein. 
Ich kann nun leider dem Hause nicht in Aussicht 

stellen, daß es dabei auch unter allen Umständen 
bleiben wird. Wir stehen einfach vor der Notwen-
digkeit, noch eine Reihe von Büros zu schaffen. 
Ich sehe noch nicht, wie wir jedem Abgeordneten 
im neuen Bundestag ein eigenes kleines Zimmer 
geben können; das ist einfach noch nicht drin. 

Aber wir müssen trotzdem einige Erweiterun-
gen durchführen. Wir müssen zum Beispiel Platz 
für den Wehrbeauftragten und seinen Stab schaf-
fen. Ich glaube, es ist richtig, daß wir uns neulich 
in einer Besprechung dahin geeinigt haben, daß 
dieser Mann mit seinen Mitarbeitern möglichst 
unter dem Dach des Bundestags sein soll und daß 
er nicht irgendwo draußen mit einem Schild vor 
der Tür: „Wehrbeauftragter des Deutschen Bun-
destages" sitzen soll. Es ist wichtig, daß man die 
Leute hier im Hause hat. Wir werden aber dafür 
einfach zusätzlichen Raum schaffen müssen. Ich 
sehe selbst nicht, wie wir uns noch mehr zusam-
menquetschen und zusammendrängen könnten, um 
diese Leute auch noch unterzubringen. 

Damit hängt eine weitere Frage zusammen, die 
heute hier noch nicht angesprochen worden ist, 
die mich aber seit Jahren immer wieder be-
schwert: das sind die Räume für die Presse. Was 
uns bitter not tut, ist in der Tat ein jederzeit für 
Pressekonferenzen verfügbarer Raum, also ein 
Raum im Hause, der als Pressekonferenzraum sei-
ner Bestimmung zugeführt werden könnte und der 
jederzeit für die Einberufung von nicht routine-
mäßigen Pressekonferenzen zur Verfügung stünde. 
Welche Mühe haben wir uns gemacht! Wir haben 
uns überlegt, ob wir diesen Durchgangssaal links 
oben durchbrechen und daraus etwas machen 
könnten. Das ist aber aus statischen Gründen ein-
fach nicht möglich. Ebensowenig können wir auf 
den Mitteltrakt im Süden oder auf den Trakt im 
Norden noch aufstocken, da das Fundament das 
nicht mehr trägt. Vor solchen Schwierigkeiten 
stehen wir. Wo sollen wir eigentlich unsere Räume 
gewinnen? Auch in den Pressehäusern wäre noch 
einiges zu verbessern. Hier liegen Wünsche vor, 
die ebenfalls uralt sind und die wir endlich ein-
mal erfüllen sollten. 

Aber das alles ist nur möglich, wenn wir uns zu 
einigen baulichen Maßnahmen entschließen, die 
aber  nichts an der Stetigkeit und an der Festigkeit 
unseres Willens ändern sollen, es hier beim Aller-
notwendigsten sein Bewenden haben zu lassen, 
und die nichts an unserem Willen ändern sollen, 
die Sache hier im Ganzen als ein Provisorium 
anzusehen. Aber man kann nicht sagen: alles oder 
nichts, sondern man muß versuchen, eine mög-
liche Lösung zu finden, die selbstverständlich, so-

lange wir uns hier im Provisorium befinden und 
auch nichts anderes als ein Provisorium wollen, 
eben nur eine Erweiterung des Provisoriums sein 
kann. 
Meine Damen und Herren, verzeihen Sie, daß 

ich Ihre Zeit so lange in Anspruch genommen 
habe. Ich bedanke mich bei meinen beiden Vor-
rednern, insbesondere beim Herrn Kollegen Ritzel, 
der den Dank an die Mitarbeiter dieses Hauses 
schon ausgesprochen hat. Ich möchte nicht ver-
säumen, das auch meinerseits zu tun. 
Ich kann mir nicht ganz verkneifen, eine schüch-

terne Anmerkung zum Personaletat zu machen. 
Ich bin nicht restlos mit allem glücklich, was der 
Haushaltsausschuß und der Vorstand beschlossen 
haben. Aber der Bundestagspräsident tut gut dar-
an, dem Hause das Beispiel zu geben, in einen 
Kompromiß einzuwilligen. In Deutschland gilt der 
Kompromiß als eine Untugend. In anderen Län-
dern war der Kompromiß eine Tugend. So ver-
zuckere ich mir die etwas bittere Pille, daß meine 
Wünsche hinsichtlich des Personaletats nicht in 
allen Punkten in Erfüllung gegangen sind. Ich will 
meinen Kollegen Dr. Vogel hier im besonderen an-
sehen. 

(Heiterkeit.) 
Das ist das eine. 

Das andere ist, daß wir doch auch bei diesen 
Debatten über die Kleinigkeiten unseres eigenen 
Hauses eines nicht vergessen sollten. Im Vergleich 
zu den großen Fragen, mit denen sich dieses Haus 
hier in diesem Saal befaßt hat und die das Schick-
sal und das Wohl und Wehe des deutschen Volkes 
betreffen, sind es kleine Fragen, mit denen wir 
uns , in diesem Zusammenhang beschäftigen 
müssen. Aber ich wäre dankbar, wenn über diesen 
Saal hinaus auch draußen erkannt würde, daß es 
uns im einzelnen wie im ganzen um nichts an-
deres geht, als um  die Verwirklichung des Wun-
sches, mit unserer Arbeit und der dazu notwen-
digen Organisation das Beste zu leisten für das, 
was das deutsche Volk von seiner obersten gesetz-
gebenden Körperschaft erwarten kann. Wir ver-
binden damit den Wunsch, dieses Provisorium 
sobald als möglich verlassen und in der Haupt-
stadt des Deutschen Reichs neu beginnen zu 
können. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen zur allgemeinen 
Aussprache liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Wir treten in die Einzelberatung zur zweiten 
Lesung ein. Ich rufe den Umdruck 1094 *) auf. Die 
Frau Berichterstatterin war so liebenswürdig, den 
Antrag im Namen aller Fraktionen, die unter-
schrieben haben, zu begründen, wenn ich das recht 
verstanden habe. Das Haus verzichtet auf eine 
weitere Begründung? — Wird das Wort zu Um-
druck 1094 gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann kommen wir zur Abstimmung. Da es, wie 
ich glaube übersehen zu können, ein einheitliches 
Sachgebiet ist, ist das Haus wohl damit einver-
standen, daß ich eine Gesamtabstimmung über 
diesen Umdruck vornehme? — Das Haus ist da-
mit einverstanden. Wer dem Änderungsantrag Um-
druck 1094 zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

*) Siehe Anlage 20 
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Ich komme zur Abstimmung über den Einzel-

plan 02, ,wie er sich durch die Annahme des Um-
drucks 1094 verändert hat, im übrigen nach dem 
Vorschlag des Ausschusses, wie Sie ihn auf Druck-
sache 3451 finden. Wer in der zweiten Lesung zu-
zustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig 
verabschiedet. 

Ich rufe nunmehr auf: 

Einzelplan 11 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
(Drucksachen 3460, zu 3460). 

Ich erteile das Wort zur Berichterstattung dem 
Abgeordneten Krammig. 

Krammig (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Obwohl der Ihnen vorliegende Schriftliche Be-
richt *) erst am 6. Mai abgeschlossen worden ist, 
ist er durch Beschlüsse dieses Hauses von gestern 
früh schon wieder in 'zwei Punkten überholt. Dar-
auf möchte ich jetzt eingehen. 

In den Nrn. 3 und 32 des Schriftlichen Berichts 
war von den Mitteln die Rede, die benötigt wür-
den, um die 6. Novelle zum Bundesversorgungs-
gesetz finanziell zu bedienen. Ich hatte im Schrift-
lichen Bericht in den genannten Nummern aus-
geführt, daß durch eine Erhöhung des Ansatzes in 
Kap. 11 10 Tit. 300 um 105 Millionen DM und durch 
Hinzunahme von Ersparnissen im Kriegsopfer-
haushalt von 275 Millionen DM insgesamt 380 Mil-
lionen DM zur finanziellen Bedienung der 6. No-
velle des Bundesversorgungsgesetzes zur Verfü-
gung stünden. Die inzwischen gefaßten Beschlüsse 
des Hauses gehen weit über diesen Betrag hinaus, 
und zwar um einen Betrag von 117 Millionen DM. 
Dazu muß noch etwas gesagt werden. 

Der Haushaltsausschuß hat sich in seiner 230. 
Sitzung vom 9. Mai mit der Frage der Deckung 
der Ausgaben, die durch die 6. Novelle verursacht 
werden, beschäftigt und ist zu dem Ergebnis ge-
kommen, daß die 117 Millionen DM auch noch jetzt 
in Tit. 300 des Kap. 1110 vorhanden seien, weil 
bei diesem Titel mehr Ersparnisse erwartet wer-
den dürften, als ursprünglich angenommen wor-
den sei. Insoweit muß der Schriftliche Bericht er-
gänzt werden; es handelt sich nicht mehr um 380 
Millionen DM, sondern um 497 Millionen DM, mit 
denen das Rechnungsjahr 1957 durch die 6. No-
velle belastet wird. 

Im übrigen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, darf ich mich auf den Ihnen vorliegenden 
Bericht beziehen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache über Ein-
zelplan 11. Ich erteile das Wort dem Herrn Ab-
geordneten Seidel (Fürth). 

Seidel (Fürth) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Einzelplan 11 schließt 
diesmal mit der hohen Summe von rund 9 Milliar-
den DM ab. Im Jahre 1956 waren es 4,1 Milliarden 
DM. Um Irrtümern zu begegnen, muß, wie schon 
aus der Berichterstattung hervorgeht, darauf hin- 

*) Siehe Anlage 21  

gewiesen werden, daß erstmalig aus dem Einzel-
plan 40 das Kap. 40 09 — Kriegsopferversorgung 
und gleichartige Leistungen — in Höhe von rund 
4,1 Milliarden DM in den Einzelplan 11 über-
nommen wurde. Vielleicht genügt dieser Hinweis, 
um manchen Redner im Wahljahr vor irrtümlicher 
Auslegung des neuen Zahlenspiegels im Einzel-
plan 11 zu bewahren. 

An der Gesamtveränderung des Bundeshaus-
halts vom Entwurf, 34,3 Milliarden DM, zum vor-
läufigen Gesamtabschluß in Höhe von 37,3 Mil-
liarden DM ist der Einzelplan 11 mit 224 780 000 
DM beteiligt. Das beruht im wesentlichen auf 
neuen Ausgaben für die Sechste Novelle zum Bun-
desversorgungsgesetz, die wir gestern verabschie-
det haben, und auf der veränderten Mindest-
erhöhung der Renten, die zuerst mit 15 DM und 
10 DM veranschlagt war und dann auf 21 DM und 
14 DM festgelegt wurde. Ich sage das, um den Er-
zählern „sozialer Märchen" im Lande zu begegnen, 
die da behaupten, der Löwenanteil der vermehr-
ten Haushaltsausgaben von 3 Milliarden DM 
gegenüber dem Haushaltsentwurf entfalle auf die 
sozialen Leistungen. 
Es wird anerkannt, daß sich die Personal- und 

Sachausgaben des Einzelplans 11 — Geschäfts-
bereich Arbeitsministerium — gegenüber 1956 nur 
wenig verändert haben. Vielleicht kommt aus der 
Durchführung des zivilen Ersatzdienstes, der erst-
malig mit 1 000 000 DM im Kap. 11 01 ausgewiesen 
wird, noch eine Personalvermehrung auf uns zu. 
Die SPD-Bundestagsfraktion möchte in diesem 
Zusammenhang nochmals daran erinnern, daß sie 
dafür ist, daß die Zuständigkeit des Arbeitsmini-
steriums für den zivilen Ersatzdienst in jedem 
Fall aufrechterhalten bleibt. In der Gesetzgebung 
für den Ersatzdienst braucht keine große Eile an 
den Tag gelegt zu werden. Denn wenn die Wähler 
es wollen, verschwindet die Wehrpflicht noch in 
diesem Jahr. Dann ist der zivile Ersatzdienst so-
wieso überflüssig. 

(Abg. Pelster: Da werden Sie sich aber 
irren!) 

— Warten wir ab! 

Ein unerfreulicher Tatbestand ergibt sich aus 
den Vorbemerkungen zu den Kap. 11 05 und 11 07. 
Hier wird berichtet, daß sich bei dem Bundes-
arbeitsgericht in Kassel die Rückstände der Rechts-
streitigkeiten von Jahr zu Jahr vermehren und 
daß das gleiche in noch größerem Ausmaß sich 
beim Bundessozialgericht in Kassel zeigt. Wenn 
die Zahl der Rückstände in Revisionsfällen z. B. 
beim Bundessozialgericht am 31. 12. 1954 833 be-
tragen hat und daß sie am 31. 12. 1955 auf 1 641 
und am 31. 12. 1956 auf 2 141 Fälle angestiegen 
sind, dann muß im Interesse der Rechtsuchenden 
und zur Wahrung des Ansehens der Rechtspre-
chung in Sozialsachen hier Abhilfe geschaffen wer-
den. Schließlich wollen die Rechtsuchenden nicht 
jahrelang warten, bis ihnen Recht geworden ist. 
Wir bedauern es sehr, daß der Antrag der SPD 

auf Vermehrung der Richterstellen beim Bundes-
sozialgericht im Haushaltsausschuß abgelehnt 
wurde. Mit der Ankündigung des Arbeitsministe-
riums, daß noch in dieser Legislaturperiode mit 
einem Gesetz zur Beschränkung des Umfangs der 
Revisionsmöglichkeiten zu rechnen sei, ist denen 
kein Trost gegeben, die jetzt auf die Erledigung 
ihrer Revision warten. Nach unserer Auffassung 
hätte die Vermehrung der Richterstellen und die 
Änderung des geltenden Rechts gleichzeitig er- 
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folgen müssen; besteht doch die Gefahr, daß bei 
der vorhandenen Sachlage weder das eine noch das 
andere im Haushaltsjahr 1957 wirksam wird. Das 
Hohe Haus würde heute ein gutes Werk tun, wenn 
es dem interfraktionellen Antrag — Umdruck 
1044 — auf Vermehrung der Richterstellen beim 
Bundessozialgericht in Kassel noch seine Zustim-
mung gäbe. 

Meine Damen und Herren! Seit dem Jahre 1955 
haben wir im Einzelplan 11 das wichtige Kapitel 
1109: Sozialreform. Die interessanteste Note in 
diesem Kapitel ist nicht die geringfügige Verän-
derung der Personal- und Sachausgaben gegen-
über 1956, sondern sind die Terminvorbemerkun-
gen zur Sache selbst. Da hat es z. B. im Jahre 
1955 geheißen: „Um die Vorarbeiten zur Sozial-
reform zu fördern und binnen Jahresfrist die Er-
stellung von Gesetzentwürfen zu ermöglichen, 
werden zusätzliche Arbeitskräfte ... aus ver-
schiedenen Ministerien zur Verfügung gestellt." 
1956 heißt es an der gleichen Stelle: „Um die Vor-
arbeiten zur Sozialreform zu fördern und im 
Laufe des Jahres 1956 die Erstellung von Gesetz-
entwürfen zu ermöglichen ..." usw. Und 1957, 
also im jetzigen Haushaltsplan, heißt es im Vor-
wort: „Um die Vorarbeiten zur Sozialreform zu 
fördern und kurzfristig die Erstellung von Gesetz-
entwürfen zu ermöglichen, werden ..." usw. 
Also, meine Damen und Herren: 1955 „binnen 
Jahresfrist", 1956 „im Laufe des Jahres" und 1957 
„kurzfristig". 

Ich muß schon sagen, ein etwas merkwürdiger 
Terminkalender, der uns da seit drei Jahren offe-
riert wurde. Aus diesen Terminankündigungen 
sind konkret die Gesetzentwürfe zur Rentenver-
sicherung der Arbeiter und Angestellten, zur 
Knappschaftsversicherung und zur Unfallversiche-
rung herausgekommen. Angesichts der Regierungs-
erklärung von 1953, die auf die Vorarbeiten der 
ersten Bundesregierung zur Sozialreform Bezug 
nahm und dann eindeutig erklärte: 

Die neue Bundesregierung wird diese Vor-
arbeiten energisch fördern und ein um-
fassendes Sozialprogramm vorlegen, 

ist das, was heute vorliegt, ein etwas enttäuschen-
des Ergebnis. Nach der etwas großspurigen Art der 
Terminangaben früherer Jahre ist heute eine an-
dere Zeiteinteilung für die weitere Gesetzesarbeit 
zur Sozialreform vorgesehen. Jetzt wird von „meh-
reren Jahren" und „in verstärktem Umfang" ge-
sprochen, was dann auch als Begründung für die 
Vermehrung der Zahl der Planstellen bei diesem 
Kapitel angeführt wird. 

Meine Damen und Herren! Das in der Regie-
rungserklärung von 1953 angekündigte umfassen-
de Sozialprogramm fehlt aber heute noch. Weder 
vom Arbeitsministerium noch vom Bundeskabinett 
ist der Öffentlichkeit Derartiges vorgelegt worden. 
Weil dem so ist, muß sich die Bundesregierung 
dem Vorwurf aussetzen: sie hat gar keinen solchen 
Gesamtplan, sondern schlägt sich von Sozialgesetz 
zu Sozialgesetz über die Runden, ohne aus einem 
einheitlichen Gesamtbild die einzelnen sozialen 
Teilgebiete neu zu schaffen. Nachdem allgemein 
eingesehen wurde, in welch einem unübersicht-
lichen und uneinheitlichen Sozialwesen wir uns be-
finden, war und bleibt es die Aufgabe der Bundes-
regierung, °nicht nur Korrekturen vorzunehmen, 
sondern zur Durchführung der Sozialreform sozial-
politisches Neuland zu betreten. Zum letzten hat 
die SPD-Bundestagsfraktion in den vergangenen  

sechs Jahren Entscheidendes beigetragen. Wer das 
Gesamtergebnis sozialpolitischer Gesetzentwürfe, 
von der Bundesregierung geschaffen, in den letz-
ten drei Jahren betrachtet, kann feststellen, daß 
die Bundesregierung bei der Gewinnung sozialpo-
litischen Neulandes wohl einigen Gedanken der 
SPD nahekam, kaum aber einmal über das Ge-
dankenfeld der SPD hinausgestoßen ist. Niemand 
bestreitet das ernste Wollen und die guten Ab-
sichten in der Sache. Doch wenn man sich fragt, 
warum man so schwerfällig neuen sozialpolitischen 
Gedanken gegenübersteht, obwohl die Regierung 
und die stärkste Regierungspartei unter den ge-
wichtigen Vorzeichen von „christlich" und „sozial" 
den politischen Kampf führen, dann kommt man 
nur zu einem Ergebnis: In dieser Bundesregierung 
und in der größten Regierungspartei gibt es zu 
viele Kräfte vom Geiste Hugenbergs, 

(Widerspruch in der Mitte) 

des Politikers der Weimarer Zeit, der sich gegen 
die Erfüllung fortschrittlicher sozialer Forderun-
gen deswegen wendete, weil er darin die Gefahr 
der Weckung der Begehrlichkeit der Masse sah. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Gewiß, meine Damen und Herren, mit solchen 
Worten wird heute nicht mehr argumentiert, aber, 
wie die Ergebnisse zeigen, vielfach danach gehan-
delt. Die Gewerkschaftler und die anderen So-
zialpolitiker in der CDU/CSU hatten im Jahre 
1956/57 in der eigenen Fraktion gewiß eine schwie-
rige Position. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

Die Ergebnisse der Sozialgesetzgebung offenbaren, 
daß sie sich leider nicht in vollem Umfang durch-
setzen konnten. 

Nun, weil kein Gesamtplan zur Sozialreform 
besteht, kann es geschehen, daß die Bundesregie-
rung dringendste soziale Zeitprobleme nicht be-
rücksichtigt. Ich denke dabei an das Problem der 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall für die Arbei-
ter. Das ist doch ein Teilstück der umfassenden 
Sozialreform. Von der Regierung seit Jahr und 
Tag kein Entwurf dazu! Der Entwurf der SPD 
vom September 1955 wird zuerst mit taktischen 
Mittelchen auf Eis gelegt und dann kurz nach dem 
1. Mai 1957 im Sozialpolitischen Ausschuß abge-
lehnt. Vordem aber spielte man am Ende des 
Jahres 1956 den „Überraschten" und den „Empör-
ten", als sich in Schleswig-Holstein in dieser Frage 
ein langer und harter Arbeitskampf entwickelte. 
Die volkswirtschaftlichen Kosten dieses Streikes 
in Schleswig-Holstein gehen auf das Schuldkonto 
der Bundesregierung, die sich anmaßte, soziale 
Probleme, die längst einer Lösung bedürfen, zu 
ignorieren. Wenn man sich schon, meine Damen 
und Herren von der CDU, die Konzeption der 
Opposition in der Frage nicht aufdrängen lassen 
will, dann muß man von seiten der Bundesregie-
rung eine eigene aufbringen und es nicht dem 
zuständigen Bundestagsausschuß überlassen, wie 
er nach der Ablehnung des SPD-Entwurfs auf 
eine mehr oder weniger schlechte Lösung des Pro-
blems hinkommt. Es ist doch töricht, zu meinen, 
wenn die Bundesregierung das Problem nicht auf-
nehme, sei es nicht existent. Wir werden uns je-
denfalls dafür einsetzen, daß in der Frage der 
Lohnfortzahlung für die Arbeiter eine Lösung er-
reicht wird, die jegliche Benachteiligung und Dis-
kriminierung des Arbeiters gegenüber anderen Be-
rufsgruppen ausschließt. 
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Eine gleiche Art, die Sache so am Rande zu be-

handeln, war die Angelegenheit mit der 6. No-
velle. Obwohl die Regierung die Auswirkung des 
neuen Rentengesetzes von Anfang an kannte, hat 
sie von sich aus in der Sache selbst nicht die Initia-
tive ergriffen, und wenn man sich fragt, warum 
wohl, da kann man nur sagen — wie es gestern 
hier schon zum Ausdruck gebracht wurde —, man 
wollte Zeit gewinnen und damit Geld sparen. Das 
ist vielleicht fiskalisch sehr schlau gedacht, doch 
politisch und menschlich völlig fehl am Platze. 
Was heute Herr Arbeitsminister Storch, auf den 
Gesamtkomplex Sozialreform angesprochen, ant-
worten wird, kann man sich schon vorstellen. In 
früheren Protokollen konnte man ja auf solche 
Fragen die Antwort nachlesen. Da  heißt es oft: 
Es hat sich manches schwieriger in seiner Lösung 
herausgestellt, als vorher angenommen, und daher 
konnten die  Termine nicht eingehalten werden, 
und dann konnte nur eine allmähliche Anpassung 
der sozialen Absichten an die wirtschaftlichen 
Möglichkeiten vorgenommen werden; soweit die 
Bemerkungen von Herrn Arbeitsminister Storch. 
Nun, was  die  Schwierigkeiten betrifft, so entstan-
den sie wohl weniger aus der Sache selbst als aus 
dem latenten Widerstand, der vom Finanz- und 
vom Wirtschaftsministerium her gekommen ist. 
Und die wirtschaftlichen Möglichkeiten, Herr Ar-
beitsminister? Seit Jahren weist die Bundesregie-
rung im Bundeshaushalt 9 Milliarden DM als Ver-
teidigungslasten aus, ohne daß sie vor Jahr und 
Tag die wirtschaftlichen Möglichkeiten als eine 
Begründung für eine geringere Ausgabe genutzt 
hätte. Nicht einmal die zwangsläufigen Einspa-
rungen aus dem Verteidigungshaushalt ließ die 
Bundesregierung im vergangenen Jahre dem lau-
fenden Gesamthaushalt zugute kommen. Nachdem 
jetzt das finanzielle Ausmaß der Rentengesetzge-
bung feststeht, werden Sie, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, wohl zugeben: das hätte 
der Haushalt 1955 oder 1956 ebensogut vertragen, 
wie es dem Haushalt 1957 zugemutet wird. Für 
manche mag dieser Zeitunterschied, ob Rentenge-
setze 1955 oder 1957, nicht viel bedeuten; für die 
betroffenen Rentner war es eine harte Wartezeit, 
die nicht so lang hätte sein müssen. 

Als nun die Rentengesetzgebung für Arbeiter 
und Angestellte abgeschlossen war, wollte die Bun-
desregierung ihr Licht nicht unter den Scheffel 
stellen und bemühte sich, das Regierungslicht hell 
leuchten zu lassen. Die Bundesregierung gab eine 
Rentenfibel und einen Rentnerbrief heraus, um, 
wie Bundesarbeitsminister Storch erklärte, „durch 
eine gute Aufklärung die politisch zersetzenden 
Kräfte zurückzudrängen". Damit die Opposition 
diese Redewendung nicht falsch versteht, fügte er 
noch hinzu, „dies sei ein ebenfalls im Sinne der 
Opposition liegendes Ziel". Herr Kollege Horn von 
der CDU/CSU unterstützte die Bemerkung des 
Arbeitsministers, indem er sagte, „die Opposition 
sollte der Bundesregierung zubilligen, über ihre 
Tätigkeit eine objektive Aufklärung zu geben". 

Wer die Fibel und den Rentnerbrief bekam, 
mußte den Eindruck gewinnen, als sei das ganze 
Rentnerwerk die Leistung von zwei Männern in 
der Bundesrepublikallein: Bundeskanzler Dr. 
Adenauer und Arbeitsminister Storch. Sie meinen 
vielleicht, daß ich hier übertreibe; leider nicht. 
Aus den Reihen Ihrer politischen Gesinnungs-
freunde, meine Damen und Herren von der CDU/ 
CSU, stammt die große geschichtsbildende Weis-
heit in sozialen Fragen in folgenden Sätzen: 

Wissen Sie schon? Die Renten werden nicht 
bloß erhöht. An die Stelle des alten Renten-
systems tritt etwas völlig Neues. 

(Abg. Schüttler: Sehr richtig!) 

Seit Bismarcks Zeiten war die Rente nur eine 
kleine Unterstützung für ganz arme Leute. 
Das blieb bis heute so. Wer nicht auf die Hilfe 
seiner Kinder rechnen konnte, der mußte sich 
damit begnügen. 

Und jetzt kommt das Entscheidende: 

Der Staatsmann Adenauer und der Gewerk-
schaftler Storch haben nun an die Stelle des 
Almosens den ausreichenden Versicherungs-
schutz für alle Arbeitnehmer gestellt. 
(Sehr gut! und Bravo! bei der CDU/CSU.) 

Das kann man dem Flugblatt entnehmen, das der 
Verein Arbeiterwohl E. V. Soziale Ordnung, Kö-
nigswinter, herausgegeben hat. 

Zu einer solchen Art von Propaganda und sozia-
ler Geschichtsklitterung kann man nur sagen: das 
kann nur passieren, weil die objektive Aufklärung 
der Bundesregierung entsprechend aussieht. Wenn 
es der Bundesregierung, meine Damen und Herren 
von der CDU/CSU, trotz der besten Absichten 
und der brauchbarsten Vorschläge der Opposition 
zur Neuordnung der Rentengesetze bei keiner 
amtlichen Publikation über die Feder kam, diese 
Leistung der SPD mit anzuerkennen, dann ver-
stehe ich das angesichts der Abneigung gegen die 
SPD sehr wohl. Nicht aber verstehe ich, daß die 
Bundesregierung den Rentnern einen Rentnerbrief 
überreichte, ohne auf die entscheidende Solidari-
tätsleistung der Arbeitnehmer zur Finanzierung 
der neuen Rentengesetze hingewiesen zu haben. 
Im Rentnerbrief wird auf den Mehraufwand für 
das Jahr 1957 in Höhe von 5 Milliarden DM auf-
merksam gemacht. Woher diese Milliardenbeträge 
kommen, das lassen Sie, Herr Arbeitsminister, in 
diesem Rentnerbrief völlig offen. Glauben Sie 
nicht, daß es zur objektiven, wie Herr Horn sagte, 
und zur guten Aufklärung, wie Sie, Herr Arbeits-
minister, sagten, der Bundesregierung gehört 
hätte, gerade bei diesem Punkt auf die finanzielle 
Leistung der Versicherten einzugehen, zumal die 
Beitragserhöhung ohne wesentlichen Einspruch 
hingenommen worden ist? 

Die Bundesregierung hat hier wieder einmal, 
wie in anderen Fällen auch, bei ihrer Propaganda 
jeden Maßstab, der zu einer objektiven Aufklä-
rung gehört, verloren. Vielleicht sind Sie, meine 
Damen und Herren von der CDU/CSU, der Mei-
nung: Nur immer feste druff; die Bevölkerung wird 
Leistung und Propaganda doch nicht so recht aus-
einanderhalten können. 

Nun, was im Jahre 1953 noch wirksam war, 
reicht 1957 nicht aus. Dafür haben Sie durch Ihre 
sozialen Halbheiten und Versäumnisse selbst ge-
sorgt. 

(Lachen in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben zu den 
bereits verabschiedeten Sozialgesetzen keine An-
träge im Rahmen der Haushaltsberatung gestellt. 
Wir wollen aus einer gewissen Probezeit Erfah-
rungen gewinnen, um die Auswirkungen der Ge-
setze richtig kennenzulernen. Wir wünschen nur, 
daß die Träger der Versicherungen ihrer gesetz-
lichen Aufklärungspflicht gegenüber den Rentnern 
und Versicherten in großzügiger Weise nachkom-
men. 
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es wohl wenig Sinn, Wünsche wegen der Dring-
lichkeitsstufe in der weiteren Gesetzesarbeit zur 
Sozialreform an die jetzige Regierung zu richten; 
denn nach dem 15. September kann vieles anders 
sein. Trotzdem werden die Arbeiten im Arbeits-
ministerium bis dahin nicht ruhen, und da liegt 
es uns am Herzen, auszusprechen, daß die Neufor-
mung des Fremd- und Aulandsrentengesetzes und 
die Reform der Gesundheitssicherung mit Vorrang 
behandelt werden sollten. 

Meine Damen und Herren! Der Gesamtpolitik 
des Herrn Arbeitsministers können wir auf Grund 
der vorliegenden Ergebnisse unsere Zustimmung 
nicht geben. Dem Sozialhaushalt des Einzelplans 
11 gegenüber werden wir uns wegen der eigenen 
Mitarbeit an der materiellen Leistung für Rentner 
und Kriegsopfer der Stimme enthalten. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Becker [Pir

-

masens]: Das war eine „großartige" 
Leistung!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich erteile das 
Wort dem Abgeordneten Krammig als Bericht-
erstatter. 

Krammig (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich muß etwas, was Herr Kollege Seidel gesagt 
hat, richtigstellen. Er sprach davon, daß der Haus-
halt des Bundesarbeitsministers in diesem Jahre 
nur einen Betrag von 200 und einigen Millionen 
Mark mehr aufweisen würde als im Rechnungs-
jahre 1956. 

(Zuruf von der SPD: Aus der Vermeh

-

rung von 3 Milliarden seit dem Entwurf!) 

— Aus der Vermehrung von 3 Milliarden seit dem 
Entwurf. Der ganze Unterschied liegt darin, daß 
der Zuschuß des Rechnungsjahrs 1956 8,2 Milliar-
den betrug und daß der Zuschuß für das neue 
Rechnungsjahr 1957 8,9 Milliarden ausmacht, wo-
bei berücksichtigt ist, daß die aus dem Kriegs-
opferversorgungshaushalt 40 09 nunmehr in den 
Einzelplan 11 10 übertragenen Mittel hier hinzu-
gerechnet werden. Wenn Sie nun das Abfallen 
der Mittel für die Arbeitslosenhilfe und die Er-
höhung der Ausgaben im Rahmen der Sozialver-
sicherung betrachten, dann können Sie nach dem 
Endergebnis der hier vorliegenden Zahlen nicht 
zu der Meinung kommen, es liege nur eine Ver-
mehrung des Zuschußbedarfs um 200 und etliche 
Millionen DM vor. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundesarbeitsminister. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
An und für sich habe ich geglaubt, daß wir uns in 
der zweiten Lesung eines Etats nur mit den Tat-
beständen im einzelnen beschäftigen und daß keine 
allgemeine Aussprache stattfindet; nachdem aber 
Herr Kollege Seidel in dieser Breite auf den Etat 
des Arbeitsministeriums eingegangen ist, werden 
Sie es wohl verstehen, wenn ich ihm auch Antwort 
auf einiges gebe, was er angesprochen hat. 

Wir müssen uns doch darüber klar sein, daß jede 
Regierung an erster Stelle die Aufgabe hat — sie 
wird durch ihr Arbeitsministerium wahrgenom-
men —, in den Wechselfällen des Lebens die so-

ziale Sicherheit für die arbeitenden Menschen zu ge-
währleisten, eine Aufgabe, die wohl in allen Län-
dern, vor allem in allen industriellen Ländern der 
Erde, zu erfüllen ist. 

Herr Seidel hat gesagt, wir hätten mit der neuen 
Rentengesetzgebung Propaganda gemacht, aber da-
bei versäumt, zu sagen, daß der größte Teil der 
hierfür aufzuwendenden Gelder von den Versi-
cherten selbst in Form von Beiträgen aufgebracht 
wird. Herr Seidel, etwas Derartiges werden Sie 
von mir und meinen politischen Freunden über-
haupt noch nicht gehört haben. Wir haben immer 
auf dem Standpunkt gestanden, daß das bisherige 
Verhältnis der Solidarität unter den Arbeitneh-
mern in der Sozialversicherung in Zukunft durch 
unsere Gesetzgebung noch mehr gefestigt werden 
muß. Wir haben das getan, indem wir eine Solida-
rität der Generationen der Arbeitnehmer unter-
einander in den Vordergrund gerückt haben. Das 
ist also absolut nicht der Versuch, die Menschen 
draußen glauben zu machen, wir hätten nur aus 
Bundesmitteln eine grundsätzliche Umstellung in 
unserer Fürsorge für die arbeitenden Menschen 
vorgenommen. 

Letzten Endes ist aber doch notwendig und auch 
wichtig, die Zahlen, wie sie sich in den letzten Jah-
ren entwickelt haben, zu sehen. Wenn Sie die 
Leistungen des Bundes zur Sozialversicherung aus 
den Jahren 1952 bis 1957 verfolgen, ergibt sich — 
wenn alle Versicherungsträger zusammengefaßt 
werden — folgendes: Im Jahre 1952 haben wir an 
Bundesmitteln für die Aufrechterhaltung der so-
zialen Leistungen in der Rentenversicherung 
1 723 000 000 DM ausgegeben. Im Jahre 1953 haben 
wir diese Summe auf 1 939 000 000 DM erhöht. 1954 
waren es 2 613 000 000 DM, 1955 2 963 000 000 DM 
und 1956 3 466 000 000 DM. Im Jahre 1957 kommen 
wir nach dem Ihnen vorliegenden Haushalt auf 
eine Summe von 4 678 000 000 DM. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Sie sehen: eine Entwicklung, die nach oben gegan-
gen ist. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wir sind uns doch wohl alle darüber klar — vor 
allen Dingen diejenigen aus diesem Hohen Hause, 
die sich in der Nachkriegszeit um die soziale Si-
cherheit in unserem Volke Mühe und Gedanken 
gemacht haben —, daß wir eben aus einer Zeit 
herauskommen, in der man aus dem Sozialprodukt 
nur gewisse Teile herausnehmen konnte, um die 
soziale Sicherheit zu festigen. 

Aber der Vollständigkeit halber möchte ich Ih-
nen auch sagen, was die Arbeitnehmer und Arbeit-
geber auf diesem Gebiet in der Form der Bei-
tragsleistung geleistet haben. Im Jahre 1952 wa-
ren das ungefähr 4 800 Millionen DM, 1953 waren 
es 5 300 Millionen DM, 1954 waren es 5 600 Millio-
nen DM, 1955 waren es 6 800 Millionen DM, und 
im Jahre 1956 hatten wir 7 700 Millionen DM er-
reicht. Die genauen Zahlen für 1957 sind noch nicht 
vorhanden, aber wir können ohne weiteres damit 
rechnen, daß sich dabei eben durch die 2 %ige Er-
höhung der Beitragsleistung noch ein wesentlicher 
Mehrbetrag gegenüber dem vergangenen Jahr er-
gibt. Wenn Sie sich einmal die Mühe machen, diese 
Zahlen für die einzelnen Jahre genauer anzusehen, 
dann finden Sie, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, daß wir uns alle Mühe gegeben haben, die  
sozialen Leistungen der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit unseres Volkes anzupassen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 
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Das kann meines Erachtens niemand, der solche 
Zahlen ganz trocken auf sich wirken läßt, bestrei-
ten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
alle in diesem Hohen Hause haben uns in den ver-
gangenen Jahren immer und immer wieder bei der 
Beratung der Gesetze über die Frage unterhalten 
müssen, was tragbar, was möglich ist. Ich will Ih-
nen in aller Offenheit sagen: was dieses Hohe Haus 
in Verbindung mit der Regierung auf dem sozialen 
Gebiet in den letzten Jahren geleistet hat, das 
müßte eigentlich in unserem Volk zumindest die-
selbe Anerkennung finden, wie es die Anerken-
nung im Ausland findet. Sie wissen, daß in der 
vergangenen Woche der englische Arbeitsminister 
und die Staatssekretärin aus dem dortigen Pen-
sionsministerium, d. h. nach unseren Begriffen dem 
Ministerium für soziale Sicherheit, bei mir gewe-
sen sind. Wir haben uns nicht über das schöne 
Wetter unterhalten — glauben Sie mir's —, son-
dern darüber, wie die Menschen in diesen beiden 
großen Völkern Europas ihre soziale Sicherheit in 
der Zukunft vorwärtstreiben wollen, und zwar 
möglichst auf einer einheitlichen Basis. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, glauben Sie mir: 
diese Leute interessieren sich für das, was bei uns 
geschaffen worden ist, und haben das auch in aller 
Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht. 

Auf unserem Parteitag in Hamburg hatte ich Ge-
legenheit, mit Herrn Schuman aus Frankreich zu 
sprechen. Er sagte: Ich habe Sie auf Ihrem letzten 
Parteitag in Stuttgart gehört und habe damals ge-
glaubt, daß das verwirklicht werden könnte, was 
Sie damals sagten. Jetzt haben Sie es verwirklicht, 
und das ist für Ihr Volk sehr gut. Nur für unser 
Volk ist es nicht gut. Dann habe ich ihn gefragt: 
warum? und dann sagte er: Weil wir es nicht nach-
machen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch 
bei einer Etatberatung, wenn wir uns über 
Grundsätzlichkeiten unterhalten, sollten wir ver-
suchen, das, was geleistet worden ist, und zwar 
in dem Zusammenspiel von Bundestag und Regie-
rung, in unserem Volk nicht immer und immer 
wieder herabzusetzen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

unserem Volk nicht immer wieder zu sagen: Es ist 
nichts getan worden. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, wir haben eine Demokratie damit 
zugrunde gerichtet, daß wir selbst alles, was wir 
getan haben, durch die Gosse gezogen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Davor sollte sich eine jede Demokratie hüten. 

Ich bin der allerletzte, der nicht eine Kritik ver-
tragen kann. Ich weiß, daß die  Opposition in den 
vergangenen Jahren manchmal zu Recht gesagt 
hat: Die Termine, die von Ihnen angesagt worden 
sind, sind nicht eingehalten worden. Sie haben es 
vorhin selber gesagt, Herr Seidel. Ich habe Ihnen 
nur sagen können: die Schwierigkeiten, die mit der 
Größe des Problems gewachsen waren, waren 
manchmal stärker, als ich und mein Haus es sein 
konnten. Warum soll ich das nicht in aller Offen-
heit sagen? Bedenken Sie selber, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, wie schwierig die Dinge 
in Ihrer Arbeit in den Ausschüssen manchmal 
waren! Denken Sie nur einmal an die Novelle zum 
AVAVG! Da hat doch der Ausschuß neun Monate  

für notwendig gehalten. Und als wir in meinem 
Ministerium anfingen im Sozialbeirat die Neuord-
nung zu beraten — welche Meinungsverschieden-
heiten haben sich dabei aufgetan! Nun sind die 
Dinge zu einem guten Abschluß gebracht worden. 
Sehr viele Menschen, die in diesem Beirat mit-
gearbeitet haben, haben ,anerkannt, daß eine offene 
Aussprache zwischen den Leuten, die aus der 
Theorie kamen, denen, die in der Praxis der Sozial-
versicherung standen, und den Männern des Par-
laments, der Gewerkschaften und der Arbeitgeber-
verbände stattgefunden hat. Da haben wir doch so 
viel Meinungsverschiedenheiten ausgeräumt, daß 
überhaupt die gedankliche Voraussetzung für die 
neue Ordnung bei uns in Deutschland erstellt wer-
den konnte. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Dann haben Sie, Herr Se idel, gesagt: Es ist über-
haupt keine Konzeption in  der  ganzen Sache. Den-
ken Sie nur einmal darüber nach, was wir jetzt 
bekommen haben! Wir haben uns zuerst die Ren-
tenversicherung der Arbeiter und  der  Angestellten 
vorgenommen. Wir haben damit mehr oder weni-
ger Grundsätze festgelegt, die wir nachher in der 
Gesetzgebung für die knappschaftliche Versiche-
rung ebenfalls zur Grundlage genommen haben. 
Wir haben dem Hohen Hause einen Gesetzentwurf 
über die Neuordnung der zu zahlenden Renten auch 
für die Unfallversicherung gegeben und wären 
damit an und für sich auf den Gebieten der Ren-
ten, die sich aus der Sozialversicherung ergeben, zu 
einem gewissen Abschluß gekommen. 
Sie wissen ganz genau, daß zur Zeit mit dem Bei-

rat  in  meinem Hause sehr ernste Verhandlungen 
wegen der Neuordnung des Rechtes unserer Kran-
kenversicherung geführt werden. Auch diese Frage 
wird in meinem Ministerium mit einem Ernst und 
einer Gewissenhaftigkeit behandelt, daß dieses 
Haus, wenn es die Regierungsvorlage bekommen 
wird, wohl anerkennen muß, daß der soziale Geist, 
der aus den ersten Gesetzen sichtbar geworden ist, 
sich durch die gesamte soziale Gesetzgebung hin-
durchzieht. 

(Sehr gut! bei der  CDU/CSU.) 

Mehr möchte ich im jetzigen Moment zu den  Din-
gen nicht sagen. Bitte, sagen Sie es aber ruhig, 
wenn Sie meinen, Kritik üben zu müssen! Aber 
konstruieren wir keine Kritik, die letzten Endes 
nur zum Schaden unserer Demokratie ausschlagen 
könnte! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Jentzsch. 

Dr. Jentzsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zu dem allgemei-
nen Haushalt des Herrn Bundesarbeitsministers 
haben meine politischen Freunde und ich keine 
weiteren Bemerkungen zu machen. Aber, Herr 
Bundesarbeitsminister, die sozialpolitische Linie,. 
die Sie vertreten und die von Ihren politischen 
Freunden in der CDU getragen wird, ist es, die uns 
ganz besondere Sorgen macht. Wir sehen — und 
wir haben das bei vielfachen Gelegenheiten in die-
sem Hohen Hause schon dargelegt — eine ganz 
klare Tendenz in  Richtung auf den Versorgungs-
staat. Mit Genugtuung stellen wir fest, daß aus 
Ihren Reihen ein so bedeutsamer Mann wie der 
Herr Bundestagspräsident auf Ihrem Bundespar- 
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teitag in Hamburg diese Linie mit einer großen 
Sorge aufgezeichnet und davon gesprochen hat — 
ich darf ihn wörtlich zitieren —, „daß wir auf der 
äußersten Grenze stehen, die den Sozialstaat vom 
Wohlfahrtsstaat, vom haltlosen Gefälligkeitsstaat, 
ja, vom Versorgungsstaat hochsozialistischer Prä-
gung unterscheidet." Meine Damen und Herren, 
wir haben diesen bemerkenswerten Ausführungen 
des Herrn Bundestagspräsidenten nichts hinzuzu-
fügen; sie decken sich vollauf mit dem, was wir 
immer vertreten haben. 

Herr Bundesarbeitsminister, die Sozialreform ist 
das Stück Arbeit, das nun durch viele Jahre hin-
durch in Ihrem Hause in Angriff genommen ist 
und von dem wir von Jahr zu Jahr erwartet haben, 
daß es abgeschlossen wird. Leider müssen wir fest-
stellen, daß wir von Jahr zu Jahr weiter vertröstet 
werden. Wir müssen aber auch feststellen, daß die 
Initiative zu großen sozialpolitischen Gesetzen im 
wesentlichen von den politischen Parteien dieses 
Hauses und nicht, wie es wünschenswert und not-
wendig gewesen wäre, von Ihrem Hause, Herr 
Bundesarbeitsminister, ausgegangen ist. Sie haben 
nach dem Verteidigungsetat den größten Etat zur 
Verfügung. Wir müssen mit Bedauern feststellen, 
daß die Arbeit und die Ergebnisse, die  bisher aus 
Ihrem Hause gekommen sind, nicht der Bedeutung 
dieses großen Etats zu entsprechen vermögen. 

(Abg. Pelster: Das, was kommt, haben Sie 
bekämpft!) 

Lassen Sie mich als eines der jüngsten Ereignisse 
die Rentenreform noch etwas kritisch beleuchten. 
Sie ist an Umfang das größte Gesetzgebungswerk, 
das von diesem Bundestag verabschiedet worden 
ist. Sie ist oft als Beginn der Sozialreform dar-
' gestellt worden. Aber sie ist, wie wir ja alle wissen, 
ein kleiner, bescheidener Sektor aus dem gesamten 
Bereich der Sozialreform, auf die wir noch immer 
warten. 

(Abg. Horn: Aber ein wichtiger!) 

Durchaus ein wichtiger, lieber Herr Horn, 'aber 
in dem Bereich der Sozialreform als solcher ist sie 
immerhin doch nur ein kleiner Sektor. Denn die 
Sozialreform erstreckt sich auf weitere Bereiche 
und sollte nach unserer Meinung auch mit  anderen 
Reformen auf steuerlicher, soziologischer Basis 
gekoppelt sein. Aber Ansatzpunkte dieser Art ver-
missen wir in der Tätigkeit des Herrn Bundes-
arbeitsministers. 

Ich möchte Ihnen, Herr Minister, noch einmal mit 
Nachdruck einen Grundsatz ins Gedächtnis zurück-
rufen, der in Ihrem Hause aufgestellt worden ist 
und das Leitmotiv der Rentenreform sein soll: die 
Unterstreichung des Unterschiedes zwischen nomi-
nal-stabil und real-stabil. Ich glaube, daß die 
Maxime, die hier aufgestellt worden ist, sich nicht 
halten läßt und daß sie das Gefährlichste beinhal-
tet, was man überhaupt von verantwortlicher Seite 
her verlauten lassen kann, nämlich den  Zweifel in 
die Beständigkeit einer unteilbaren Währung. Man 
darf hier keinen Unterschied machen wollen und 
keine Konstruktion entwerfen, nach der ein Teil 
der Bevölkerung einen besonderen Schutz genießen 
soll, weil die für ihn gültige Währungseinheit 
real-stabil bleibt, während alle andern sich mit 
nominal-stabilen Einheiten abzufinden haben. 

Wir sehen unsere Befürchtungen und unsere Kri-
tik auf dem Gebiet der Rentenreform in vollem 
Umfang bestätigt. Ich freue mich auch wiederum 
feststellen zu können, daß diese Bestätigung aus  

den Reihen der größten Regierungspartei kommt. 
Der Herr Kollege Stücklen hat in einem Brief an  den 

 Herrn Bundeskanzler darauf 'aufmerksam gemacht, 
daß sehr große Härten in der Rentenreform enthal-
ten seien. In der Rentenreform, die — wenn ich das 
auch einmal ins Gedächtnis zurückrufen darf — 
Sie, Herr Kollege Ho rn , von dieser Stelle aus als 
ein Ereignis von weltepochemachender Bedeutung 
gefeiert haben. Ich habe mir damals am Schluß der 
Grundsatzdebatte in der dritten Lesung zu sagen 
erlaubt, daß die Reform der reformbedürftigen 
Rentenreformbevorstehe. Ich habedamals aller-
dings nach nicht zu hoffen gewagt, daß nur drei 
Monate später aus den Reihen derjenigen, die im 
wesentlichen dazu beigetragen haben, daß die Ren-
tenreform in der vorliegenden Form verabschiedet 
wurde, eine solche Schützenhilfe kommen würde. 

Wir sind uns alle miteinander darin einig, daß 
die Härten, die  ein Viertel aller Rentner treffen, 
nicht nur aLs ein Schönheitsfehler anzusehen sind, 
sondern daß sie einen grundsätzlichen, einen struk-
turellen Fehler darstellen. Jeder in diesem Hause, 
der sich mit sozialpolitischen Dingen zu befassen 
hat, wird gleich mir einen Stoß von Zuschriften 
aus Rentnerkreisen bekommen haben, in denen auf 
diese Ungerechtigkeiten, auf diese Härten aufmerk-
sam gemacht wird. 
Meine Damen und Herren, wir haben eine sehr 

scharfe Kritik üben müssen. Sie ist in der Sache 
begründet. Trotzdem sind wir bereit — wenn auch 
nut den schwersten Bedenken —, dem Haushalt 
des bundesarbeitsministers unsere Zustimmung 
nicht zu versagen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Herr 
Bundesmmister tür Arbeit. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Ausführungen des Herrn Jentzsch zwingen 
mich, noch einmal zu einigen Dingen Stellung zu 
nehmen. Am Anfang seiner Austunrungen hat er 
davon gesprochen, daß wir am Beginn eines Ver-
sorgungsstaates stunden, und zum Schluß be-
schwerte er sich daruber, daß sich in der neuen 
Gesetzgebung das Versicherungsprinzip durch-
gesetzt hat,  daß also denjenigen, die sehr wenig 
oder gar keine Beiträge gezahlt haben, nicht das

-

selbe gegeben wurde wie denjenigen, die 40 und 50 
Jahre lang ihre Pflicht im Wirtschaftsleben getan 
haben. Das ist doch der Unterschied zu einem Ver-
sorgungsstaat, der alle, die in eine gewisse wirtschaft-
liche Lage kommen, gleichmäßig behandelt. Wir 
haben durch unsere Gesetzgebung jedem die Mög-
lichkeit gegeben, durch die mit seiner Arbeitslei-
stung verbundene Beitragsleistung sich eine indivi-
duelle Rente zu sichern, die ihn in die Lage ver-
setzt, möglichst den Lebensstandard, den er sich 
erarbeitet hat, nachher im Alter beizubehalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Jentzsch, es ist Ihnen auch sonst noch ein 
Fehler unterlaufen. Sie haben von der großen 
Sozialreformgesprochen. Ich habe niemals behaup-
tet, daß die Rentenreform eine Sozialreform sei; 
sie ist eine Vorstufe dazu. Eine Sozialreform, Herr 
Dr. Jentzsch, liegt dann vor, wenn die Menschen, 
die sich im Wirtschaftsleben ,als Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer gegenüberstehen. sich gegenseitig 
hochachten und ihre Leistungen restlos anerken- 
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nen. Die Sozialreform bedeutet eine gedankliche 
Umstellung, das Zueinanderfinden der Menschen, 
die Anerkennung der menschlichen Würde bei dem 
anderen, aber auch das Recht des einen, von dem 
anderen zu verlangen, daß eine gerechte Verteilung 
des Ertrages der gemeinsamen Arbeit vorgenom-
men wird. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Aber dazugehören einige Voraussetzungen. 

Wenn der eine in seinem ganzen Arbeitsleben 
Angst vor der  Not im Alter haben muß, dann kann 
er kein vollwertiger Partner des anderen sein. 
Durch die Maßnahmen, die wir getroffen oder an-
gestrebt haben, haben wir den Versuch unternom-
men, den Menschen innerlich frei und von sich sel-
ber überzeugt zu machen, damit er ohne Furcht 
und ohne Minderwertigkeitskomplexe im wirt-
schaftlichen Zusammenspiel mit seinem Arbeit-
geber als freier Mensch auftreten kann. Wenn Sie, 
Herr Dr. Jentzsch, die Dinge so  ansehen, dann ver-
stehen wir uns besser. 
Es gibt heute Gott sei Dank eine ganz große An-

zahl von Unternehmern, die wissen, daß wir uns 
hier im mitteleuropäischen Raum gegen gewisse 
Geistesströmungen aus dem Osten überhaupt nur 
halten können, wenn auch der Arbeitnehmer weiß, 
daß er sozial gerecht behandelt und seine mensch-
liche Würde vom Arbeitgeber voll und ganz aner-
kannt wird. Wenn wir das erreicht haben, Herr 
Jentzsch, dann sind wir am  Ende einer Sozial-
reform. Meines Erachtens ist die Sozialreform ab-
solut keine rein gesetzgeberische Arbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Arndgen. 

Arndgen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Herr Kollege 
Seidel von der SPD-Fraktion und der Herr Kollege 
Dr. Jentzsch von der FDP-Fraktion glaubten, aller-
dings aus entgegengesetzten Gründen, an der sozial-
politischen Arbeit des Bundesarbeitsministeriums 
Kritik üben zu müssen. Ich möchte aber heute die 
Gelegenheit der Etatberatung benutzen, dem Herrn 
Bundesarbeitsminister und seinen Mitarbeitern von 
dieser Stelle aus herzlichen Dank für die Arbeit 
zu sagen, die sie im vergangenen Jahr auf sozial-
politischem Gebiet geleistet haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien 
und beim GB/BHE.) 

Die sozialpolitische Arbeit des Bundesarbeits-
ministeriums hat es, verbunden mit der wirtschafts-
politischen Arbeit des Wirtschaftsministeriums, er-
möglicht, daß alle die sozialpolitischen Einrichtun-
gen und Gesetze der letzten Jahre geschaffen wer-
den konnten. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Ich glaube, daß eine andere Politik kaum das Er-
gebnis gehabt hätte, daß die Zahl der Beschäftig-
ten auf rund 19 Millionen gestiegen ist und daß es 
fast keine Arbeitslosen mehr gibt. Auch daß die 
Tarif- und Lohnpolitik der Gewerkschaften in den 
letzten Jahren erfolgreich sein konnte, ist der so-
zialen und der Wirtschaftspolitik zu verdanken, 
die die Bundesregierung betrieben hat. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

In der Aussprache sind die Rentengesetze ange-
sprochen worden. Ich wiederhole, was dazu mein 

Kollege Horn in der Grundsatzauseinandersetzung 
seinerzeit ausgeführt hat. Die Verabschiedung der 
Rentengesetze war eine große soziale Tat. Wir 
sind froh darüber, daß dieses Haus mit Ausnahme 
der FDP diesen Gesetzen einmütig zugestimmt hat. 
Deswegen sind wir etwas erstaunt, Herr Kollege 
Seidel, daß wir heute von Ihnen diese Kritik an 
den von der SPD-Fraktion mit verabschiedeten 
Rentengesetzen hören mußten. Es scheint fast so, 
als ob es Ihnen nicht paßt, daß diese Gesetze bei 
den Rentnern so gut angekommen sind. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Rasch: Das 
haben Sie noch nicht kapiert!) 

— Herr Kollege Rasch, ich komme so viel in Rent-
ner- und Kriegsopferversammlungen wie Sie. 
Wenn man die Dinge den Menschen draußen objek-
tiv darstellt, werden sie auch abgenommen und be-
grüßt. Aber wenn man die Dinge verzerrt darstellt 
und nur halbe Wahrheiten sagt, kommen Resolu-
tionen zustande, wie wir sie manchmal zu sehen 
bekommen. 

(Sehr gut! in der Mitte. — Zurufe von der 
SPD.) 

Wenn wir von der Sozialarbeit reden, meinen 
wir nicht nur die gesetzgeberische Tätigkeit, die in 
diesem Hause geleistet worden ist, sondern denken 
auch an die Tarif- und Lohnpolitik der Gewerk-
schaften und ebenso an die Arbeiten des Bundesar-
beitsministeriums. 

Für eine rechnerische Betrachtung der Dinge 
will ich jetzt nur einmal die im Jahre 1956 erziel-
ten Fortschritte ins Auge fassen. Auf die Gesetz-
entwürfe, die wir jetzt noch verabschieden wollen, 
hoffe ich im einzelnen bei einer anderen Gelegen-
heit noch eingehen zu können. Da können wir also 
feststellen, daß die Mittel für die Arbeiter und 
sozial Schwachen durch all die von mir angespro-
chenen Maßnahmen im Verlaufe eines Jahres um 
rund 6 1 /2 Milliarden DM erhöht warden sind. 
Diese Steigerung der Finanzmittel um  61/2 Mil-
liarden DM macht also rund 8 % des Lohn- und 
Gehaltsvolumens aus, und das im Verlaufe eines 
Jahres! Das Lohn- und Gehaltsvolumen liegt bei 
etwas über 80 Milliarden DM. Das ist eine Lei-
stung, die sich sehen lassen kann. Das Bundesar-
beitsministerium hat dazu geholfen, daß dies er-
reicht werden konnte. Daher war es berechtigt, 
wenn ich zu Anfang meiner Ausführungen dem 
Herrn Bundesarbeitsminister und seinen Mitarbei-
tern unseren herzlichen Dank abgestattet habe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Jentzsch. 

Dr. Jentzsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Bundesarbeitsminister hat 
in einer sehr scharfen Form auf meine kritischen 
Bemerkungen reagiert. 

(Zuruf von der Mitte: Aber es war not

-

wendig!) 

Ich nehme es dem Herrn Bundesarbeitsminister 
absolut nicht übel. Auf der anderen Seite wird er 
es mir auch nicht verargen, wenn ich von meinem 
Recht Gebrauch mache, sachliche Kritik zu üben. 

Aber, Herr Minister, darf ich Ihnen eine Antwort 
auf Ihre Bemerkung hinsichtlich des Versorgungs-
staates geben. Herr Minister, ich glaube, es ist 
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nicht ganz richtig, wenn Sie mir unterstellen wol-
len, ich hätte mit der Kritik, daß ein Viertel aller 
Rentner keine ausreichende Versorgung bekommt, 
gerade das bestätigt, was ich selber kritisiere. Herr 
Minister, Sie, Ihr Haus und die CDU haben die 
Rentenreform verkündet unter der Überschrift, 
daß — so weit, so gut — eine ausreichende Rente 

 gegeben werden soll für diejenigen, die sich nicht 
selber schützen und nicht selber helfen können. 
Dabei ist ein großer Kreis von fast zwei Millionen 
unberücksichtigt geblieben, gleichgültig, aus wel-
chen Gründen auch immer, die Sie nun nicht mit 
einbeziehen wollen. 

Ich erinnere Sie auch an die Ausdehnung der 
Versicherungspflicht. Bekanntlich hatte die Regie-
rungsvorlage in der Rentenversicherung der Ange-
stellten zunächst eine unbegrenzte Versicherungs-
pflicht vorgesehen. Das sind doch Gedankengänge, 
die in Ihrem Hause geboren worden sind. Wenn 
das nicht eindeutig auf den Versorgungsstaat zu-
geht, dann weiß ich nicht mehr, wie Sie versor-
gungsstaatliches Denken überhaupt charakterisie-
ren wollen; dann weiß ich auch nicht, was viel-
leicht den Herrn Bundstagspräsidenten Dr. Ger-
stenmaier dazu veranlaßt hat, gerade auf diesen 
Punkt ganz besonders hinzuweisen. Ich bin aber 
der Überzeugung, daß seine Gründe sich durchaus 
mit unseren decken. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Dresbach: Eine Frage!) 

— Bitte sehr! 

Dr. Dresbach (CDU/CSU): Zum konkreten Thema 
des Versorgungsstaates: Herr Jentzsch, treten Sie 
für die Zwangsaltersversorgung der Landwirte 

) ein? 

Dr. Jentzsch (FDP): Ich denke gar nicht daran, 
für die Zwangsaltersversorgung der Landwirte ein-
zutreten. 

(Abg. Dr. Dresbach: Ich möchte das Thema 
des Versorgungsstaates etwas konkretisiert 

haben!) 

— Ich habe Ihre letzte Bemerkung nicht ganz ver-
standen, Herr Dresbach, stehe Ihnen aber nachher 
für eine Unterhaltung gern zur Verfügung; es wäre 
ja nicht die erste, die wir zusammen haben. 

Das hat mit der Problematik, die Herr Minister 
Storch hier aufgerissen hat, gar nichts mehr zu 
tun. 
Ich möchte mich mit den weiteren Bemerkungen 

des Herrn Bundesarbeitsministers auseinander-
setzen. Herr Minister, Sie haben davon gesprochen, 
Sie wollen die Angst vor der Not im Alter beseiti-
gen, Sie wollen die Menschen innerlich frei machen. 
Auf der anderen Seite aber lähmen Sie durch die 
von Ihnen begonnene gesetzgeberische Arbeit und 
die Tendenzen, die Sie verfolgen, jede Initiative, 
eine eigene Vorsorge zu treffen. Sie nutzen damit 
ein Phänomen aus, das heute ein allgemeines ist: 
die Daseinsangst, in der der Mensch einen Schutz 
einzig und allein dort finden zu können glaubt, wo 
der Staat wie eine Schutzmantelmadonna seinen 
Mantel öffnet und ihn in seinen Schutz nimmt. Das 
ist es, was wir in erster Linie kritisieren und was 
unserer Meinung nach den Menschen innerlich un-
frei macht. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Ob Sie damit einen festgefügten demokratischen 
Staat schaffen und weiter ausbauen können, wage 
ich sehr energisch zu bezweifeln. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Niederalt? 

Dr. Jentzsch (FDP): Bitte sehr! 

Niederalt (CDU/CSU): Herr Kollege, erinnern 
Sie sich daran, daß Ihre Fraktion einmal einen Ge-
setzentwurf eingebracht hat, wonach bei Unwetter-
schäden eine allgemeine Hilfe des Staates gewährt 
werden soll? Wie stehen Sie .dazu? 

Dr. Jentzsch (FDP): Dabei handelte es sich um 
einen Katastrophenschutz, und das dürfte wohl 
ganz etwas anderes sein, als ,die Ausschöpfung der 
Möglichkeiten, die der Mensch aus eigenen Kräften 
erbringen kann. Ich weiß  also  nicht, was Ihre Zwi-
schenfrage eigentlich soll. 

(Abg. Dr. Vogel: Die war schon sehr be

-

rechtigt!) 
Herr Minister, es gibt dann noch etwas, wozu 

ich von Ihnen gern eine deutlichere Interpretation 
hätte. Sie haben darauf aufmerksam gemacht, daß 
es darauf ankomme, seine Arbeitnehmer gut zu be-
handeln. Sprachen Sie mich ,damit persönlich an, 

 oder was war damit gemeint? Selbstverständlich 
gehört zu einer richtigen sozialen Behandlung die-
ser Dinge die Wahrung von Gerechtigkeit und Ob-
jektivität. Ich glaube, daß nirgendwo ein Anlaß ge-
geben ist, hier einen Zweifel zu setzen. Ich weiß 
also  nicht, was ich mit der Wendung, die  Sie ge-
braucht haben, anfangen soll, und wäre Ihnen sehr 
dankbar, wenn sie dazu noch etwa Konkreteres 
sagen würden. 

Meine Damen und Herren, zu der Behauptung, 
allein die Verabschiedung der Rentengesetze in die-
ser Form sei eine soziale Tat: Es ist ein Weg ge-
wesen, den  Sie aufgezeigt haben. Es hat einen an-
deren Weg gegeben, den wir aufgezeigt haben. Wir 
sind der Meinung — und wir finden uns darin in 

 einer vielfachen Form bestätigt —, daß unser Weg 
der richtige ist. 

(Beifall bei der  FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist in den letzten Monaten immer 
sehr schwer gewesen, festzustellen, was die FDP 
in den einzelnen politischen Bereichenwirklich will. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Man weiß nicht recht, was sie in der Außenpolitik 
will;  aber auch bei dem, was wir heute diskutieren, 
bei der Sozialpolitik und beim Arbeitsrecht, wird 
es mir jeden Tag schwerer festzustellen: Was wol-
len die Leute eigentlich? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 
Die Meinungen widersprechen sich zu stark. Der 

eine verspricht sehr viel, und ,der andere wirft u m 
 vor, wir täten zu viel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Reinhold Maier!) 

So  ist die Situation. 
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Nun wird in neuerer Zeit so sehr viel vom „Ver-

sorgungsstaat" und vom „Wohlfahrtsstaat" gespro-
chen. 

(Zuruf von der SPD: Hamburg!) 

— Darauf komme ich noch; dazu werde ich nachher 
noch etwas sagen. — 

(Zuruf von der SPD: Seien Sie vorsichtig!) 
Ich habemanchmal den Verdacht, daß Leute, die 
dieses Wort allzu oft gebrauchen, damit eigent-
lich eine Diffamierung der Sozialarbeit wollen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Der Kenner unserer Sozialpolitik, lieber Herr 
Dr. Jentzsch, weiß doch, daß unsere gesamte So-
zialversicherung auf Beitragsleistung beruht. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Das heißt, daß der Mensch in der Zeit, wo er ar-
beitsfähig ist, wo er Arbeit hat, unter Verzicht 
auf einen Teil seines Einkommens Vorsorge für 
die Zeit trifft, wo er sozialer Hilfe bedarf. Man soll 
doch die Dinge nicht immer so darstellen, als wür-
den hier Almosen verteilt! 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Soweit im Haushalt Mittel stehen, die nicht aus der 
Beitragsleistung stammen, sind damit Aufgaben zu 
erfüllen. die von der Allgemeinheit zu tragen sind. 
Nehmen wir nur einmal das Beispiel der Kriegs-
opferversorgung. Das sind doch Aufgaben,  die  von 
der Allgemeinheit zu tragen sind. Und soweit im 
Haushalt Staatszuschüsse für die Rentenversiche-
rung stecken, sind sie im wesentlichen für die 
Fremdrenten und dafür da. die besonderen Bela-
stungen durch Kriegsfolgen abzudecken. Dias  sind 
doch Dinge, die  man  wissen muß. Ich möchte wirk-
lich bitten, mit dem Stichwort „Versorgungsstaat" 
etwas vorsichtiger umzugehen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Nun sage ich in  aller Offenheit: Selbstverständ-
lich. auch wir sind der Meinung, daß immer wieder 
abgetastet werden muß, wo die Grenzen des Mög-
lichen liegen. Wer unsere Arbeit. Ruch  in den zu-
ständigen Ausschüssen, verfolgt hat, der weiß. wie 
ernsthaft wir um die Artwort auf die Frage ge-
rungen haben: Wo liegt die Grenze? Da haben wir 
oft mit Ihnen (zur SPD) Krieg g ehabt. weil Sie sag-
ten, die Grenze könne weiter gesteckt werden, 
und mit Ihnen (nach rechts) Krieg gehabt, weil Sie 
sagten, wir könnten uns enger begrenzen. So war 
die Situation. Aber auch hier liegt, wie so oft im 
Leben. das Vernünftige in  der Mitte. Ich sage Ihnen 
noch einmal: Wir haben immer versucht. das Ver-
nünftige anzustreben. Jeder echte Freund  der So-
zialversicherun muß sich bemühen. Mißbräuche 
zu verhüten. Das muß unsere gemeinsame  Auf-
gabe sein. Allerdings gibt es auch hier Dinge die 
eben nicht zu meistern sind. Wer im sicheren Port 
sitzt. sollteetwas vorsichtiger sein mit sogenerel-
len Vorwürfen gegen andere 

(Beifall bei der CDU/CSU und beim 
GB/BHE.) 

Nun ist Herr Präsident Gerstenmaier wegen seiner 
Ausführungen auf dem Parteitag der CDU in Ham

-

burg hier erwähnt worden. Herr Kollege Dr. 
Jentzsch, ich habe sie gehört. Ich habe sie nur an

-

ders verstanden ,als Sie. Man sollte diese Ausfüh

-

rungen nicht als eine Kritik an der sozialen Arbeit 
verstehen, die wir in diesem Hause geleistet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Ausführungen sind so zu verstehen, daß 
auch Herr Gerstenmaier auf die  Grenzen hinwes-
sen wollte, die wir alle nicht ignorieren können, 
wenn wir der Gesamtheit nicht schaden wollen. — 
Bitte, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Abgeordneter Dr. 
Jentzsch zu einer Zwischenfrage! 

Dr. Jentzsch (FDP): Herr Kollege Sabel, Sie 
sagen, Sie hätten den Herrn Bundestagspräsidenten 
anders verstanden. Ich darf Sie fragen: Haben Sie 
auch die Äußerung gehört, die der Herr Bundes-
tagspräsident auf Ihrem Parteitag in Hamburg in 
diesem Zusammenhang gemacht hat: „CDU, hic 
Rhodos, hic salta!"? 

Sabel (CDU/CSU): Ja, ich habe Ihnen ja gesagt: 
Er hat auf die Gefahren hingewiesen, auf die Gren-
zen, die hier gegeben sind. Aber ich empfehle Ih-
nen, Herr Dr. Jentzsch — Herr Präsident Gersten-
maier ist im Hause zu erreichen —, ihn um einen 
Kommentar zu bitten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Ich darf noch auf einen Fall hinweisen. Gerade 
in der Frage der Rentenversicherung wollten Sie, 
Herr Dr. Jentzsch, doch eine Schematisierung. Sie 
haben einige Vorschläge gemacht, die eine Schema-
tisierung bedeutet hätten und die eher den Vor-
wurf verdienten, den Sie uns machen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Hätten wir das getan, was Sie wollten, dann hätten 
wir eine Nivellierung geschaffen, die unbedingt 
die Bedürftigkeitsprüfung zur Folge gehabt hätte. 
Darüber wollen wir uns im klaren sein. Wir haben 
uns hier — das müßte Ihnen doch eigentlich Freude 
machen — an das Versicherungsprinzip gehalten, 
und ich glaube, es war  gut,  daß wir das getan ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, es liegen keine Wortmeldungen mehr vor. 
Wir kommen jetzt zur Begründung der Anträge. Wer 
meldet sich zu Wort? — Herr Abgeordneter Witt-
rock! 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe namens der Unterzeichner 
den Antrag Umdruck 1044 *) zu begründen. Es han-
delt sich um einen Antrag, der von den Mitglie-
dern des Rechtsausschusses des Bundestags gestellt 
worden ist. Der Antrag hat eine Vergrößerung der 
Zahl der Richter am Bundessozialgericht zum Ziel. 
Der Haushaltsausschuß hat zwar bereits, wenn ich 
mich recht erinnere, entsprechend den Vorschlägen 
der Bundesregierung, die Zahl der Richter von 20 
auf 23 erhöht. Dieser Antrag hier zielt auf eine 
noch stärkere Erhöhung hin, nämlich von 20 auf 
insgesamt 26 Bundesrichter. Die Stellen sollen, wor-
auf ich besonders hinweisen möchte, kw-Stellen 
sein. Diese Stellen sollen für die Zeit bis zum 1. 
April 1961 geschaffen werden. 

Ich hielt es für sachdienlich, Ihnen zunächst den 
Inhalt des Antrags zu erläutern. Denn ich kann 
mir vorstellen, daß viele Kollegen bei dem Wust 
von Papieren den Antrag nicht gerade zur Hand 

*) Siehe Anlage 22 
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haben.  Die  Mitglieder des Rechtsausschusses haben 
diesen Antrag gestellt. Er stimmt überein mit den 

 Wünschen des Präsidenten des Bundessozialge-
richts. Dieser hatte Gelegenheit, im Rechtsausschuß 
ein Bild zu entwickeln über die Arbeitslage des 
obersten Gerichts für die Streitigkeiten, die sich 
im Bereich der Sozialversicherung, der Kriegs-
opferversorgung, der Arbeitslosenversicherung 
usw. ergeben. Das Bild ist sehr eindrucksvoll. Ich 
möchte Ihnen die Zahlen nicht im einzelnen vor 
Augen führen. In der allgemeinen Aussprache sind 
bereits einige Zahlen genannt worden. Ich darf 
nur, um Ihnen ein Gesamtbild zu geben, darauf 
hinweisen, daß im Durchschnitt des Jahres 1956 
die Zahl der Neueingänge um ein Drittel höher 
war als die Zahl der Erledigungen während dieses 
Jahres 1956. Auch in den bisherigen drei Monaten 
des Jahres 1957 hat die Zahl der beim Bundesso-
zialgericht anhängigen Sachen weiter zugenommen, 
und zwar von etwa 2200 auf insgesamt 2450 Sachen. 
Die Tatsache, daß die Zahl der Neueingänge 

um ein Drittel höher ist als die Zahl der Erledi-
gungen, könnte eigentlich dazu führen, daß man, 
um hier eine gewisse Ausgeglichenheit herzustel-
len, die Zahl der Richterstellen ebenfalls um ein 
Drittel erhöht. Die hier geforderte Erhöhung be-
trägt aber in  Relation zu der Zahl der bestehenden 
Richterstellen nur ein Viertel. 
Namens der Unterzeichner des Antrags — es 

sind Mitglieder aller Fraktionen des Hauses — 
empfehle ich demnach, daß sich der Bundestag zur 
Annahme dieses Antrags entschließt. Die Dauer von 
Revisionen auf diesem Gebiet geht angesichts der 
Arbeitslage in die Jahre. Wir meinen, daß sich der 
Bundestag dieser Tatsache nicht verschließen sollte. 
Ich kann mir vorstellen, daß der Herr Staatssekre-
tär des  Bundesfinanzministeriums, der sich vorhin 
bereits zu dieser Sache zu Wort gemeldet hat, dr-
auf hinweisen wird, daß dem Bundestag ein Ge-
setzentwurf vorliegt, der eine gewisse Entlastung 
der Sozialgerichtsbarkeit zum Ziel hat. Es handelt 
sich um den morgen auf der Tagesordnung stehen-
den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Sozialgerichtsgesetzes. Ich habe auf Grund ar-
beitsmäßiger Verpflichtungen in einem der Aus-
schüsse, denen ich angehöre, Veranlassung gehabt, 
mich mit diesem Entwurf näher zu befassen. In 
Übereinstimmung mit den Landesbehörden, die 
sich als oberste Landesbehörden mit diesem 
Rechtsgebiet zu beschäftigen haben, glaube ich sa-
gen zu können, daß dieser nun in den Gesetzge-
bungsgang gehende Gesetzentwurf keineswegs eine 
wesentliche Entlastung der Sozialgerichte bringen 
wird. Das ist, wie sich aus seiner Begründung er-
gibt, auch gar nicht der Sinn dieses Gesetzent-
wurfs. Es besteht die übereinstimmende Auffas-
sung aller, die mit diesen Gebieten befaßt sind, 
daß die vielleicht im Laufe der Zeit spürbare Ent-
lastung in jeder Weise aufgewogen wird, vielleicht 
sogar noch eine neue Arbeitslast entsteht durch die 
Rechtsstreitigkeiten, die sich naturgemäß aus den 
Rentengesetzen ergeben werden. Gerade im Hin-
blick auf diese Sachlage sollte sich der Bundestag 
dem Anliegen dieses Antrags nicht verschließen. 
Es wäre eine schlechte Sache, wenn der Antrag aus 
rein fiskalischen Erwägungen abgelehnt würde. Es 
handelt sich hier durchweg um Rechtsstreitigkeiten 
von Personen, die sich in einer sehr erheblichen 
wirtschaftlichen Notlage befinden. Gerade für die-
ses Rechtsgebiet ist es nach der Struktur aller Ver-
fahrensgesetze notwendig, so schnell wie möglich 
eine zügige Entscheidung herbeizuführen. Das gilt  

für das Gebiet der Arbeitsgerichtsbarkeit ebenso-
gut wie für das Gebiet der Sozialgerichtsbarkeit. 
Wenn es aber so ist — es ist unbestreitbar, daß es 
den Gesetzen entspricht, im Interesse der Personen, 
um die es hier geht, schnell und zügig zu entschei-
den —, dann sollte der Bundestag auch die perso-
nellen Voraussetzungen für schnelle Entscheidun-
gen schaffen, und damit ist die Zustimmung zu die-
sem Antrag unabweisbar. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
zunächst feststellen: Das richterliche Personal zählt 
zur Zeit einen Präsidenten, einen Vizepräsidenten, 
sechs Senatspräsidenten und 20 Bundesrichter. Die-
ses Gericht ist infolgedessen eines der größten und 
am stärksten besetzten Gerichte, die wir im Bun-
degebiet haben. Im Hinblick auf die aufgelaufenen 
Rückstände hat der Haushaltsausschuß in sehr sorg-
fältiger Erwägung der Umstände zusätzlich die Be-
willigung von Personal für einen weiteren Senat 
vorgeschlagen, also einen Senatspräsidenten, drei 
Bundesrichter, dazu als Vorberichterstatter einen 
Oberregierungsrat und zwei Regierungsräte, ganz 
abgesehen von den erforderlichen Beamten des 
mittleren Dienstes und den Bürokräften. Die dar-
über hinaus beantragte Verstärkung um weitere 
drei Bundesrichter kann nicht als sachlich notwen-
dig anerkannt werden. 

(Sehr richtig! in  der Mitte.) 
Ich möchte bemerken, daß einer Arbeitsüber-

lastung der obersten Bundesgerichte nicht immer 
durch eine Personalvermehrung abgeholfen werden 
kann, 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

sondern daß es sehr häufig darum geht, die Ar-
beitsweise — wenn ich den Ausdruck gebrauchen 
darf — den Verhältnissen anzupassen. 

(Sehr richtig! in  der Mitte.) 

Die Ursache der Arbeitsüberlastung liegt einerseits 
ganz gewiß in der nach den gesetzlichen Vor-
schriften zur Zeit nach meiner Überzeugung zu 
leicht zugelassenen Revisionsmöglichkeit. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Andererseits muß nach Fühlungnahme mit dem 
Präsidenten des Bundessozialgerichts der Gedanke 
geäußert werden, daß unter Umständen mit einer 
Vermehrung der  Zahl die Vermehrung der Quali-
tät oder der Stärke der Qualität der betreffenden 
Richter nicht ohne weiteres verbunden ist. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Ein zügigeres Arbeiten des Bundessozialgerichts 
wird daher kaum durch eine Vermehrung der Rich-
terstellen erreicht werden. Es kann aber durch eine 
Änderung des Sozialgerichtsgesetzes erreicht wer-
den, wobei man die Frage aufwerfen müßte, ob 
nicht die Einlegung von Revision grundsätzlich 
kostenpflichtig gemacht werden sollte. 

Weiterhin könnte die Rechtsprechungspraxis et-
was einfacher gestaltet werden. Ich kenne oberste 
Gerichtshöfe, die sich dadurch ausgezeichnet ha-
ben, daß sie sich in Fällen, die sich immer wieder- 
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) holen, mit einfachen, nicht langatmigen Begrün-
dungen geholfen haben. 

Wie der Herr Bundesarbeitsminister bereits vor 
dem Haushaltsausschuß erklärt hat, ist auch beab-
sichtigt, alsbald den Entwurf eines Änderungsge-
setzes zum Sozialgerichtsgesetz einzubringen, um 
dadurch eine Verringerung der Zahl der Revisions-
anträge zu erreichen. Meine Damen und Herre n 

 ich würde hier den Weg zu einer Besserung sehen 
und eine Besserung nicht durch eine rein schema-
tische Erhöhung der Personenzahl erwarten. Ich 
sehe mich für meine Person gezwungen, zu bitten, 
den Antrag abzulehnen. 

(Sehr gut! und Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort als Bericht-
erstatter hat der Abgeordnete Krammig. 

Krammig (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Nachdem der Herr Bundesfinanzminister so 
liebenswürdig war, mir einen Teil meiner Aufgabe 
abzunehmen, kann ich es ganz kurz machen. Der 
Haushaltsausschuß hat sich in der 205. Sitzung am 
28. Februar sehr eingehend mit dem Wunsch des 
Rechtsausschusses befaßt, den Sie jetzt auf Um-
druck 1044*) wieder vor sich liegen haben. Auch 
der Herr Präsident des Bundessozialgerichtes hatte 
Gelegenheit, während der Beratungen des Haus-
haltsausschusses zu dem Vorbringen des Rechtsaus-
schusses Stellung zu nehmen. Er hat sich natürlich 
dahin ausgesprochen, daß bei den Revisionsmöglich-
keiten, die die Gesetze zur Zeit vorsehen, die Zahl 
der Richter nicht ausreiche. Er hat aber am Schluß 
seiner Ausführungen einen sehr beachtenswerten 
Satz gesagt: er habe die größten Schwierigkeiten, 
überhaupt geeignete Kräfte zur Besetzung der 
Richterstellen zu finden. 

(Abg. Pelster: Sehr richtig!) 

Wir müssen uns darüber klar sein, daß sich nicht 
jeder zum obersten Bundesrichter eignet. Die Her-
ren, die dazu geeignet sind, sind verhältnismäßig 
dünn gesät. Wir haben uns in der Zwischenzeit 
auch im Haushaltsausschuß der Mühe unterzogen, 
nachzuprüfen. ob überhaupt noch geeignetes Per-
sonal vorhanden ist. Es ist glaubhaft nachgewiesen 
worden, daß das nicht der Fall ist. Schaffen wir die 
Stellen, wäre nichts gewonnen, wenn sie nicht be-
setzt werden können. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat darauf hin-
gewiesen — in dieser Richtung gingen auch die Er-
örterungen im Haushaltsausschuß — , daß diesem 
Problem nur durch eine Beschränkung der Revi-
sionsmöglichkeiten, durch eine Vereinfachung des 
Verfahrens vor dem Gericht und vor allem auch 
dadurch beizukommen sei, daß man bei den ver-
hältnismäßig einfachen Fällen auf unendlich lange 
Begründungen verzichtet und auf vorgängige Ur

-

teile Bezug nimmt. Dann würde auch verhältnis-
mäßig schnell gearbeitet werden können. 

Der Haushaltsausschuß hat sich sehr eingehend 
mit diesem Problem befaßt und ist nicht der Mei-
nung, daß den Sorgen des Gerichts durch eine Per-
sonalvermehrung abgeholfen werden könne. Ich 
bitte Sie deshalb, dem Beschluß des Haushaltsaus-
schusses beizutreten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Siehe Anlage 22 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Rasch. 

Rasch (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich hätte mich nicht zum Wort gemeldet. 
wenn der Herr Bundesfinanzminister nicht davon 
gesprochen hätte, man müsse sich überlegen, ob 
man Revisionssachen nicht kostenpflichtig machen 
solle. Ich glaube, man muß sich über die jetzige 
Verfahrensart in der Sozialgerichtsbarkeit klar 
sein, wenn man so etwas ausspricht. 

Das Bundessozialgericht in Kassel ist keine Tat

-

sacheninstanz. Revisionen werden ja nur zugelas

-

sen, wenn das Landessozialgericht die Revisions-
möglichkeit im Urteil ausdrücklich eröffnet. Es ist 
doch eine Tatsache, daß in 50% der Fälle die Ver-
waltung von der Revisionsmöglichkeit Gebrauch 
macht, 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

und es ist weiterhin Tatsache, daß doch schon bei 
der Zweitinstanz, beim Landessozialgericht, heute 
nicht mehr der Kläger — der Rentner oder ein 
sonstiger Kläger auf dem sozialen Rechtsgebiet — 
Berufung einlegt, sondern auch in  der Zweitinstanz 
sind gerade in der Kriegsopferversorgung die Lan-
desversorgungsämter mit über 50 % der Berufun-
gen beteiligt. Herr Finanzminister, wenn Sie auf 
der Kostenpflicht bestehen, würde das bedeuten. 
daß die Verwaltungen die Kosten tragen müssen 
und nicht etwa der Kläger, der ja nur in ganz we-
nigen Fällen die Möglichkeit zur Revision hat. 
Darüber hinaus glaube ich doch grundsätzlich sa-

gen zu müssen: wir sollten es uns überlegen, ob 
wir in den wenigen Fällen, wo der Kläger — der 
Rentner — die Möglichkeit zur Revision hat  — 
von  den zur Zeit anstehenden 1600 Fällen sind dies 
100 —, diesen doch zum großen Teil armen Men-
schen Kosten auferlegen sollten, die sie niemals 
bezahlen können. Dann würde dieser Personenkreis 
von dem Anspruch auf Armenrecht Gebrauch 
machen, und wir ständen vor der gleichen Situa-
tion. Herr Bundesfinanzminister. meine Damen und 
Herren, ich weiß genau, daß diese Novelle zum 
Sozialgerichtsgesetz uns hier noch beschäftigen 
wird. Aber von dieser Frage der Kostenpflicht soll-
ten wir uns grundsätzlich distanzieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wittrock. 

Wittrock (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In Anknüpfung an die letzten Worte 
des Herrn Berichterstatters möchte ich zunächst fol-
gendes bemerken. Sie  haben darauf hingewiesen, 
es sei auch ein Personenproblem. Sicherlich ist es 
ein Personenproblem; das bestreitet niemand. Aber 
glauben Sie denn, daß man der Bundesrepublik ein 
solches Armutszeugnis ausstellen sollte, zu unter-
stellen, in der Bundesrepublik gäbe es keine zu-
sätzlichen drei Personen, die die Qualifikation für 
eine Tätigkeit als Bundesrichter am Bundessozial-
gericht haben?  Es  auf die Frage des Vorhanden-
seins oder Nichtvorhandenseins qualifizierter Per-
sonen abzustellen, das ist eine Gesprächsbasis, die 
der Lage in der Bundesrepublik wohl kaum ent-
spricht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wittrock, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 
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Wittrock (SPD): Bitte sehr, natürlich! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Vogel! 

Dr. Vogel (CDU/CSU): Es ist Ihnen doch genauso 
wie uns bekannt, daß dieses Problem sich nicht 
allein auf dieses obere Bundesgericht beschränkt 
sondern daß es für fast alle anderen oberen Bun-
desgerichte genauso gilt. Wir haben das gleiche 
Problem beim Bundesverwaltungsgericht und bei 
den anderen Gerichten. Es geht nicht darum, ob 
wir diese drei Herren, die hier mehr verlangt wor-
den sind. finden, sondern es handelt sich darum 
daß in dieser Rangklasse eben ein derartiger Man-
gel herrscht. Ich möchte Sie bitten, auch diesen Um-
stand anzuerkennen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Vogel, ich darf Sie bitten, Fragen zu stellen und 
nicht Ausführungen zu machen. 

Wittrock (SPD): Wir haben von den tatsächlichen 
Verhältnissen auszugehen. Ob sie uns gefallen oder 
nicht, spielt gar keine Rolle. Ob wir sie für glück-
lich halten oder nicht, interessiert in diesem Zu-
sammenhang nicht. Wir stehen vor der Tatsache 
daß die Zahl der Rückstände beim Bundessozial-
gericht laufend zunimmt. Vom 31. Dezember 1956 
bis zum 30. April 1957, Herr Kollege Vogel, hat sie 
von 2241 auf 2450 zugenommen. Jetzt steht das 
Parlament vor der ganz einfachen Frage: Soll man 
den allgemeinen rechtspolitischen Überlegungen 
folgen, die von dem Herrn Bundesminister der 
Finanzen vorgetragen worden sind und die auch 
der Herr Berichterstatter vorgetragen hat. Über-
legungen, die wahrscheinlich einen völligen Umbau 
des Verfahrens zur Voraussetzung hätten. Über-
legungen. deren Realisierung aber. Herr Bundes-
minister Schäffer, wahrscheinlich Jahre erforderte? 

Auch der dem Parlament vorliegende Entwurf 
beschränkt sich ausdrücklich auf das Allernotwen-
dieste und sieht nicht die rechtspolitischen Lösungs-
möglichkeiten vor, die Sie — wie ich dazu Stellung 
nehme, will ich dahingestellt sein lassen; das inter-
essiert jetzt nicht — für realisierbar halten. Davon 
wird keine Silbe geredet. Eine Reform in dem Sin-
ne, wie Sie und auch der Herr Bundesminister der 
Finanzen sie im Auge haben, könnte als praktisch 
frühestens Ende 1959 verwirklicht werden. 

(Abg. Krammig: Wie sie der Haushaltsausschuß 
im Auge hat, nicht ich persönlich!) 

— Ich rede Sie selbst ja jetzt nicht an. Ich möchte 
Sie nur auf die Schwierigkeiten hinweisen, Herr 
Kollege, die entstehen würden, wenn wir uns dar-
auf beschränkten, zu sagen: Das ganze Problem kann 
dadurch gelöst werden, daß wir das Verfahren 
grundsätzlich umgestalten. Eine derartige Über-
legung — ich bitte, das nicht als persönlichen Vor-
wurf anzusehen — erfolgt letzten Endes auf Kasten 
derer, die ein Revisionsverfahren laufen haben und 
jahrelang auf eine Entscheidung warten müssen. Es 
ist die Frage, ob man  das in Kauf nehmen will und 
in Kauf nehmen kann. Die Mitglieder des Rechts-
ausschusses des Bundestages sind der Auffassung. 
daß man es auch um des Rechts willen, das schnelle 
Entscheidungen erheischt, nicht in Kauf nehmen 
kann. 

Manches von dem, Herr Kollege, was Sie gesagt 
haben, ist überhaupt gar nicht zu verwirklichen. 
Ich möchte nur ein Beispiel anführen. Sie haben 
ausgeführt: die Richter mögen sich kürzer fassen, 
die Begründungen brauchen nicht so lang zu sein. 
Wir haben uns in diesem Hause anläßlich der Er-
örterung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
mit diesem Problem befaßt. So etwas können Sie 
einfach nicht gesetzlich dekretieren! Jeder — auch 
Sie, wenn Sie einen Prozeß führen — hat einen 
Anspruch auf eine Begründung, die Hand und Fuß 
hat. Solange Sie es auf die Gewissensentscheidung 
des Richters mit abstellen, können Sie dem Richter 
in dieser Beziehung keine Schranken und Bindun-
gen, keine Hemmungen und Bremsen auferlegen. 

Das ist letzten Endes, wenn Sie so wollen. ein 
Erziehungsproblem. Aber können Sie derartige Er-
ziehungsprobleme auf Kosten derer lösen. die seit 
Jahren auf Entscheidungen warten? Wir meinen 
diese Frage verneinen zu müssen. Ich bestreite 
nicht — ich will es hier ausdrücklich anerkennen 
—, daß sich der Haushaltsausschuß mit Ernst und 
Gründlichkeit mit diesem Problem befaßt hat. 
Aber Sie können versichert sein, daß sich auch der 
Bundestagsausschuß für Rechtswesen und Verfas-
sungsrecht mit Ernst und Gründlichkeit damit be-
faßt hat; er hat sich einmütig — diese Auffassung  
ist von allen Vertretern aller Fraktionen geteilt 
worden — zu diesem Antrag entschlossen. Vielleicht 
mögen sich die Kollegen, die sich mit der Proble-
matik in keinem der Ausschüsse eingehend befaßt 
haben. auch die Tatsache. daß diesem Antrag eine 
echte Gewissensüberlegung zugrunde liegt. durch 
den Kopf gehen lassen. Wir hoffen. daß der Antrat 
in diesem Hause eine Mehrheit findet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Arbeit. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn wir die nötige Anzahl von hochgualifizier-
ten Richtern dieser Art hätten. würde ich sofort für 
den hier gestellten Antrag stimmen. Aber ich weiß 
ja aus dem Richterwahlausschuß, wie eminent 
schwer es ist, für die oberen Gerichte — für das 
Bundesarbeitsgericht und das Bundessozialgericht 
— die geeigneten Menschen zu finden. Und wenn 
wir den einen oder anderen finden. müssen wir ihn 
aus der sogenannten mittleren Gerichtsbarkeit her-
ausnehmen. wo wir genau dieselben Verhältnisse 
haben wie beim Bundessozialgericht: die Rück-
stände dort sind in  einem Umfang gestiegen. daß 
wir uns auf den Tagungen und Zusammenkünften 
der Länderarbeitsminister mehrfach mit diesem 
Problem beschäftigt haben. 

Ich habe momentan eine Liste von fünf Mann, 
die für das Bundessozialgericht in Frage kämen. 
Wir haben vier neue zu wählen: einen einzigen 
hätte ich also noch in Reserve. Hoffentlich sa sen 
mir nachher die Herren im Richterwahlausschuß 
nicht: Der und der erfüllt überhaupt nicht die Vor-
aussetzungen, die im Gesetz bindend festgelegt 
sind. 
Wir sollten alles tun, um die Arbeit bei diesen 

beiden oberen Gerichten zu beschleunigen. Wenn 
ich auch nur im entferntesten sehe, daß wir geeig-
nete Leute bekommen, werde ich mich mit meinem 
Kollegen Schäffer in Verbindung setzen und dafür 
eintreten, daß er mir drei weitere Stellen freigibt. 
Aber es hat keinen Sinn, daß wir hier Stellen be- 
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schließen, die wir mit vollwertigen Richtern zur 
Zeit einfach nicht besetzen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Petersen. 

Petersen (GB/BHE): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Problematik. 
die hier angeschnitten wurde, ist sehr ernst und 
ihre Lösung sozial vordringlich. Die Häufung der 
unerledigten Fälle beim Bundessozialgericht in 
Kassel spiegelt sich in zahlreichen Briefen von 
Menschen wider, die dort nicht irgendeinen beliebi-
gen Rechtsstreit austragen, sondern die dort seit 
Jahren auf eine Entscheidung über ihre lebensnot-
wendige Rente warten. Deswegen sollten wir diese 
Frage vielleicht doch etwas mehr von der sozial 
ernsteren Seite sehen. als sie hier zum Teil behan-
delt wurde. Man kann dieses Problem nicht da-
durch lösen, daß man sagt: Wir wollen in Zukunft 
die Revision nicht mehr kostenlos durchführen. son-
dern an Gebühren binden und damit die Revisions-
freudigkeit zurückdämmen. Damit kann dieses Pro-
blem nicht gelöst werden. Das kann natürlich von 
seiten des Staates weitgehend gefördert werden , 

indem die Verwaltung von dem Revisionsrecht 
möglichst wenig Gebrauch macht, wenn das Lan-
dessozialgericht entschieden hat. Aber noch sind 
über 50% der Fälle solche, die von der Verwaltung 
in die Revision hineingebracht werden. 

Den Gedanken des Herrn Bundesarbeitsminis-
ters, daß wir in der Bundesrepublik Deutschland 
keine drei hochwertigen Richter für das Bundes-
sozialgericht fänden, nehme ich nicht ab. Er würde. 
ich möchte sagen, eine völlige Verkennung des gu-
ten Menschenmaterials unseres Richterstandes be-
deuten. Selbstverständlich würden manche von 
ihnen die Chance, an das Bundessozialgericht zu 
kommen, wahrnehmen, wenn sie gegeben wäre. 

Der Gedanke des Herrn Bundesfinanzministers 
die Revision mit Kosten zu verbinden, würde auch 
eine Ungleichheit der Rechtschancen der Prozeß-
gegner schaffen. Die Verwaltung würde dann die 
Revision immer durchführen können, auf der Seite 
der Versorgungsberechtigten oder der Anwärter 
auf eine Versorgungsberechtigung würde aber nur 
derienige in die Revision gehen können, der das 
Geld dazu hat. Der Bundestag war einmal sehr 
glücklich beraten, als er sich auf den Standpunkt 
stellte, in rechtlichen Grundsatzfragen solle die 
Möglichkeit, eine letzte Entscheidung herbeizufüh-
ren, nicht an finanzielle Voraussetzungen gebun-
den werden. Dabei sollten wir bleiben! 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Will noch jemand zum 
Antrag Umdruck 1044 sprechen? — Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Aussprache zu die-
sem Antrag. Es ist wohl zweckmäßig, gleich unter 
dem frischen Eindruck der Argumente und Gegen-
argumente über diesen Antrag abzustimmen. — 
Widerspruch erfolgt nicht. 

Wer dem Änderungsantrag Umdruck 1044) der 
Abgeordneten Hoogen, Dr. A rndt, Frau Dr. Dr. h. c 
Lüders, Dr. Schneider (Lollar) und Genossen zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei

-*) Siehe Anlage 22  

chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Es läßt 
sich nicht feststellen, wo die Mehrheit ist; wir müs-
sen auszählen. Ich bitte den Saal zu verlassen. — 
Ich bitte die Türen zu schließen. 

Wir treten ein in die Abstimmung über den An-
trag Umdruck 1044 der Abgeordneten Hoogen, Dr. 
Arndt, Frau Dr. Dr. h. c. Lüders, Dr. Schneider 
(Lollar) und Genossen. Ich bitte die Türen zu öff-
nen. — Ich bitte die Türen zu schließen. Die Ab-
stimmung ist geschlossen. 

Ich gebe das Ergebnis der Auszählung über den 
Änderungsantrag Umdruck 1044 bekannt. Mit Ja 
haben gestimmt 143 Mitglieder des Hohen Hauses. 
mit Nein 158 bei einer Ehthaltung; der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir fahren in der Beratung der Anträge fort. 
Das Wort zur Begründung des Antrags auf Um-
druck 1062 hat der Abgeordnete Petersen. 

Petersen (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Fraktion 
des Gesamtdeutschen Blocks/BHE legt Ihnen mit 
dem Umdruck 1062 *) einen Antrag vor, der eine 
Erhöhung des Tit. 300 in Kap. 1110 um einen Be-
trag von 20 Millionen DM vorsieht. Diese 20 Millio-
nen DM sollen für die Kapitalabfindungen einge-
setzt werden. Wir sind der Meinung, daß der im 
Haushalt stehende Betrag von 95 Millionen DM 
nicht ausreicht, um die auszahlungsreifen Anträge 
zu erledigen. Wir stützen uns bei dieser Erkenntnis 
auf die Erfahrungen des letzten Jahres. Im letzten 
Haushalt waren 60 Millionen DM eingesetzt. Diese 
60 Millionen waren bereits im August an alle Län-
der verteilt. Auch die Nachbewilligung von 25 Mil-
lionen DM war Ende des Jahres verbraucht, so daß 
weitere auszahlungsreife Anträge nicht mehr be-
arbeitet werden konnten. 

(Große Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf Sie trotz der fortgeschrittenen Zeit 
dringend um Ruhe bitten. Die Anstrengung ist für 
den Redner immer noch größer als für die Zuhörer. 
Ich bitte Sie doch, auf den Redner Rücksicht zu 
nehmen. 

Petersen (GB/BHE): Es wird miteinem Mehr-
bedarf aus dem vergangenen Jahr von 20 Millio-
nen DM gerechnet. Schon die Rückstände des ver-
gangenen Jahres würden, auch wenn die Höhe der 
Anträge nur gleich bliebe, einen höheren Ansatz 
rechtfertigen. 

Wir sind der Meinung, daß die Kapitalabfindun-
gen für die Kriegsbeschädigten und Kriegerwitwen 
eine sehr dringliche Angelegenheit sind, weil da-
mit den Menschen die Gelegenheit gegeben wird, 
Wohnungseigentum zu erwerben. Dieses Anliegen 
wurde von der Bundesregierung doch immer sehr 
stark vertreten. 

Das Geld ist auch nicht verloren, sondern die Ka-
pitalabfindungen sind nur Vorauszahlungen. Der 
Haushalt wird jährlich dadurch um einen etwa 
40 Millionen DM geringeren Ansatz bei den Grund-
renten entlastet. Wir würden aber auf der anderen 
Seite die Möglichkeit haben, die Unterbringung von 
Schwerbeschädigten zu fördern. Das Land Nord-
rhein-Westfalen hat zahlreiche Schwerbeschädigte 
aufgenommen; es hat aber keine Wohnungen für 

*) Siehe Anlage 23 
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sie. Wenn durch die Bereitstellung von mehr Gel-
dern den Kriegsbeschädigten und Kriegerwitwen 
Gelegenheit gegeben würde, über die Kapitalisie-
rung ihrer Rente Wohnungseigentum zu erlangen, 
würde hier erheblich geholfen werden können. In 
der Vergangenheit haben die Mittel keinesfalls 
ausgereicht. Die Kriegsbeschädigten mußten Zwi-
schenkredite aufnehmen. Diese Zwischenkredite 
sind sehr teuer. Deshalb macht sich allgemein eine 
abfallende Tendenz für die Kapitalisierung be-
merkbar. Dem sollten wir uns mit der Bereitschaft 
zu einem höheren Ansatz entgegenstellen. Der in 
dem Antrag genannte Betrag von 20 Millionen DM 
entspricht den Berechnungen des zuständigen Mini-
steriums. 

Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung zu diesem An-
trag. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort zur Begrün-
dung des Antrags 1054 *) hat der Abgeordnete 
Pohle. 

Pohle (Eckernförde) (SPD): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Ich verfüge leider nicht 
über die biblische Posaune von Jericho, die die 
Mauer Ihrer schon gebauten Ablehnung zum Ein-
sturz bringen könnte. Ich will deshalb nur noch 
wenige Worte sagen und nichts wiederholen, was 
zu diesem Problem schon gesagt worden ist. 

Der Herr Bundesarbeitsminister hat vor einigen 
Monaten auf meine Anfrage, ob er glaube, daß die 
Mittel für die Kapitalabfindung ausreichten, mit 
Nein geantwortet und gesagt, er stehe mit dem 
Herrn Finanzminister in Verbindung. Er stand also 
auf dem Standpunkt, daß diese Mittel erhöht wer-
den müßten. 
Es geht darum, eine schon gestörte Lebensfreude 

in etwa dadurch zu ersetzen, daß man den Kriegs-
beschädigten diese Mittel zur Verfügung stellt. Es 
ist eine Vorwegbewilligung von Haushaltsmitteln, 
die ja später wieder hereinkommen. Wir würden es, 
weil die Mittel bisher nicht ausgereicht haben, 
dankbar begrüßen, wenn dieser Ansatz wenigstens 
um den Betrag von 10 Millionen DM erhöht würde. 
Mit diesen einmaligen Beihilfen haben die Ver-

sorgungsämter viele Notstände bei den Kriegsbe-
schädigten und den Kriegereltern beheben können, 
die unverschuldet in eine Notlage gekommen waren 
und sich aus eigener Kraft daraus nicht befreien 
konnten. Versuchen Sie, meine Damen und Herren, 
auch in vorgerückter Stunde Ihrem Herzen noch 
einen Stoß zu geben; Sie würden damit vielen Men-
schen eine Freude bereiten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf zu-
nächst betonen, daß es sich bei den Kapitalabfin-
dungen nach dem Bundesversorgungsgesetz grund-
sätzlich um Kann-Leistungen handelt. Ich möchte 
dazu feststellen, wie die  Entwicklung  wirklich ge-
wesen ist. 
Es ist ganz selbstverständlich, daß sich die Wün-

sche und Forderungen immer mehr steigern; ob mit 

*) Siehe Anlage 24  

Grund, will ich hier nicht untersuchen. Die Bundes

-

regierung hat, um den Anträgen der Länder we-
nigstens größtenteils zu entsprechen, den Ansatz 
für die Kapitalabfindung in den letzten Jahren 
laufend erhöht. Für 1955 waren 45 Millionen DM 
bereitgestellt. Die Länder sind — nach meinem Da-
fürhalten, wie ich ganz offen aussprechen muß, 
ohne Rechtsgrundlage — über diesen Betrag weit 
hinausgegangen, dabei die einzelnen Länder sehr 
verschieden weit, das eine Land weit, das andere 
Land nicht oder nur wenig. Ich will auf die Un-
zulässigkeit dieser Haushaltsilber chreitungen hier 
nicht eingehen. Ich stelle nur fest: der Bund hat, 
nachdem im Jahre 1955 45 Millionen DM bereitge-
stellt waren, im Jahre 1956 60 Millionen DM be-
reitgestellt und im Laufe des Rechnungsjahres die-
sen Ansatz auf 85 Millionen DM erhöht. Für 1957 
hat die Bundesregierung 95 Millionen DM vorge-
schlagen, was vom Haushaltsausschuß auch bewil-
ligt worden ist. 
Ich kann angesichts der Verschiedenartigkeit der 

Handhabung dieser Bestimmungen in den einzel-
nen Ländern nicht verhehlen, daß man sich veran-
laßt sehen sollte, die ganze Handhabung zu ändern 
und zu einer gleichartigeren Verteilung dieser Hil-
fe im gesamten Bundesgebiet zu kommen. Ich be-
finde mich deshalb zur Zeit auch in Verhandlun-
gen mit dem Herrn Bundesarbeitsminister. Die 
Bundesregierung sieht die Pflicht ein, für die Be-
lange der Gesamtheit der Kriegsopfer und der Hin-
terbliebenen in allen Ländern des Bundesgebietes 
möglichst gleichmäßig Sorge zu tragen. Das scheint 
mir im Rahmen des jetzt auf 95 Millionen DM er-
höhten Ansatzes auch wirklich möglich zu sein. 

Ich möchte deshalb bitten, die beiden Anträge 
Umdruck 1054 *) Ziffer 1 und Umdruck 1062 **), die 
zu einer zusätzlichen Belastung des Bundeshaus-
halts führen, für die ein Deckungsvorschlag von 
keiner Seite gemacht warden ist, abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Hütter. 

Frau Hütter (FDP): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Herr Minister, trotz Ihrer Ablehnung 
muß ich noch einmal für die gestellten Anträge das 
Wort ergreifen. 

Ich komme aus einem Land, in dem der Bauwille 
stärker ausgeprägt ist als in den meisten anderen 
Ländern der Bundesrepublik. Dem Landesversor-
gungsamt in Stuttgart liegen allein 4878 unerle-
digte Anträge auf Kapitalabfindungen aus dem 
Jahre 1956 vor. 2000 Erstanträge und 1500 Nach-
holanträge, die sich aus den Erhöhungen der 5. 
und 6. Novelle ergeben, kommen für das Jahr 1957 
hinzu. Der geschätzte Betrag zur Deckung dieser 
Anträge beläuft sich auf 34 Millionen DM. 

Man weiß sich in dieser Lage nicht mehr recht 
zu helfen; denn auch die Einführung von Dring-
lichkeitsstufen zur Regelung der vorliegenden An-
träge ist keine Lösung des Problems, sondern ledig-
lich ein Weg zur Vertröstung der Antragsteller. 
Dieser Zustand ist unerträglich. Die Kriegsopfer 
müssen der Meinung sein, daß man ihnen die viel

-

gepriesenen Leistungen des Bundesversorgungsge-
setzes in diesem Punkte vorenthält, und sie haben 
begonnen, bei den zuständigen Beamten aufsässig 
zu werden. Dabei ist zu bedenken, daß der erfor- 

*) Siehe Anlage 24 
**) Siehe Anlage 23 
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derliche Betrag nicht so hoch ist, daß man diesem 
Wunsch nicht entsprechen könnte, um so mehr als 
es sich, wie Herr Kollege Pohle schon sagte, ledig-
lich um eine Vorauszahlung handelt, die im Laufe 
der Jahre wieder hereinkommt. 

Wir bitten Sie deshalb, Herr Minister, durch Be-
reitstellung von genügend Mitteln in den Ländern, 
in denen besonders viel gebaut wird, wie gerade in 
Baden-Württemberg, dem Bauwillen der Kriegs-
opfer zu entsprechen. 

Dem Antrag des BHE stimmen wir zu. 

(Beifall bei der FDP und dem GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Krammig. 

Krammig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Im Namen mei-
ner Freunde mache ich Ihnen folgenden Vermitt-

dungsvorschlag. 

Wir erhöhen den Ansatz bei Tit. 300 in Kap.  11 10 
nicht, sondern wir ändern die Erläuterung zum 
Tit. 300, in der es heißt: „Es entfallen auf 5. Kapi-
talabfindungen 95 000 000 DM." Diesen Betrag 
stocken wir auf 105 Millionen DM auf. Diese zehn 
Millionen DM, die hier aufgestockt werden, werden 
anteilmäßig an den Anschlägen zu den Ziffern 1 
bis 4 gekürzt; d. h. Beschädigtenrenten, Witwen-
und Waisenrenten, Elternrenten und Bestattungs-
geld werden entsprechend anteilmäßig gekürzt. 
Dann haben wir das erreicht, was Sie mit Ihrem 
Antrag bezwecken wollen. Wir haben aber vermie-
den, den Bundeshaushalt zusätzlich mit 10 Millio-
nen DM zu belasten. 

Ich bitte Sie, diesem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Kollege Kram-
mt, ist dies ein Änderungsantrag zum Antrag der 
SPD, oder wie muß ich das geschäftsordnungsmäßig 
verstehen? 

(Abg. Krammig: Eigener Antrag!) 

— Sie wollen es als eigenen Antrag haben. Und 
das gilt nur für Ziffer 1; für Ziffer 2 gilt das nicht? 

(Abg. Krammig: Für Ziffer 2 nicht!) 

Meine Damen und Herren, ich ,schlage Ihnen vor, 
daß wir den Umdruck 1062*) —Antrag des GB/BHE 
— und den Umdruck 1054**) Ziffer 1 — Antrag der 
SPD — gemeinsam diskutieren und zur Abstim-
mung stellen und uns erst dann der Aussprache 
zu. Ziffer 2 des Antrags der SPD zuwenden. Ist das 
zweckmäßig? 

(Abg. Petersen: Herr Präsident, die An

-

träge sind in  der Höhe verschieden!) 
Sind Sie damit .einverstanden? — Wird zu den 

Anträgen Umdruck 1062 und Umdruck 1054 Zif-
fer 1 sowie zu dem Antrag, den Herr Kollege Kram-
mig soeben eingebracht hat, noch das Wort ge-
wünscht? — Herr Bazille! 

Bazille (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Argumente, die der Herr Bundes-
finanzminister hier zum Thema  der Kapitalabfin-
dung für Kriegsbeschädigte vorgetragen 'hat, kön-
nen nicht unwidersprochen bleiben. Es ist zwar rich- 

*) Siehe Anlage 23 
**) Siehe Anlage 24  

tig, daß nach dem Wortlaut des Gesetzes die Kapital-
abfindung eine Kann-Leistung ist; aber auf der an-
deren Seite schreibt das Gesetz vor, daß 'der  Be-
schädigte den Anspruch auf einen Arbeitsplatz hat, 
den er noch ausfüllen kann. Nun ergibt sich aus der 
Verschiedenartigkeit der  Wirtschaftsstruktur im 
Bundesgebiet, daß einige Gebiete nicht imstande 
sind, ihre Beschädigten in den Arbeitsprozeß ein-
zugliedern; sie müssen deshalb in Gebiete umge-
siedelt werden, in denen Arbeitsplätze vorhanden 
sind. Das ist nur in Verbindung mit der Schaffung 
von Wohnraum möglich. 
Aus diesem Grunde ist es völlig unmöglich, so 

zu verfahren, wie der Herr Bundesfinanzminister 
dem Hause glaubt vorschlagen zu müssen, d. h. eine 
gleichmäßige Streuung der Kapitalabfindung auf 
das ganze Bundesgebiet vorzunehmen. Zwangs-
läufig werden diejenigen Wirtschaftsgebiete, die 
dem beruflichen Einsatz von Schwerbeschädigten 
besonders entgegenkommen, auch diejenigen Ge-
biete sein, in denen die Kapitalabfindung in beson-
derem Maße beansprucht wird. 
Eine Notwendigkeit, den Ansatz zu erhöhen, er-

gibt sich auch aus der Verabschiedung der 6. No-
velle zum Bundesversorgungsgesetz. Denn mit der 
Erhöhung der Leistungen ist der Anspruch auf eine 
Nachkapitalisierung in den Fällen verbunden, in 
denen früher bereits eine Kapitalabfindung ge-
währt worden ist. Angesichts der ständigen Er-
höhung der Baukosten ist zu erwarten, daß die 
Mehrzahl derer, die eine Kapitalabfindung bekom-
men  haben, von dieser gesetzlichen Möglichkeit der 
Nachkapitalisierung Gebrauch machen wird. 

Auch wäre es vom Staatshaushalt her gesehen 
kurzsichtig, wollte man auf 'den Versuch verzich-
ten, die Beschädigten in  geeignete Arbeitsstätten 
einzuweisen; denn einmal werden durch Vermitt-
lung geeigneter Arbeitsplätze Ausgleichsrenten ein-
gespart, und zum anderen wird die wirtschaftliche 
Grundlage der Beschädigten durch die Schaffung 
von Eigentum gestärkt, ein, wie ich meine, erklär-
tes Ziel insbesondere auch der CDU-Fraktion. 

Ich vermag also nicht einzusehen, weiche Gründe 
gegen eine Erhöhung dieses Ansatzes sprechen, 
nachdem durch die Praxis deutlich geworden ist, 
daß entsprechende Mehranforderungen im laufen-
den Haushaltsjahr an den Bund gestellt werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird zu den aufgerufenen drei Anträgen 
noch das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall; 
ich kann also insoweit die Aussprache schließen. 

Am weitesten geht meines Erachtens der Antrag 
der Fraktion des GB/BHE .auf Umdruck 1062*). 
Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das letzte isst die Mehrheit; der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Ich komme zum Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Umdruck 1054**) Ziffer 1. Wer ihm 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
letzte ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme jetzt zu dem Antrag des Herrn Ab-
geordneten Krammig und darf ihn bitten, diesen 
Antrag, da er noch nicht verteilt ist, noch einmal 
vorzulesen. 

*) Siehe Anlage 23 
**) Siehe Anlage 24 
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Krammig (CDU/CSU): Meine Damen und Herren, 
den Kopf des Antrags kann ich mir wohl schenken. 
Der Text müßte dann lauten: 

Zu Kap. 11 10 — Kriegsopferversorgung — 
gleichartige Leistungen —. 
In Titel 300 — Versorgungsbezüge — 

a) werden in den Erläuterungen die Ansätze 
für Kapitalabfindungen von insgesamt 95 
Millionen DM auf insgesamt 105 Millionen 
DM erhöht; von dem erhöhten Betrag ent-
fallen auf das Bundesgebiet 103 Millionen 
DM, auf das Land Berlin 2 Millionen DM, 

b) werden die  Ansätze in den Erläuterungen 
in den Ziffern 1 bis 4 entsprechend anteil-
räßig um 10 Millionen DM gekürzt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, es ist Ihnen also bekannt, worüber abge-
stimmt wird. Wer dem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um  ein Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Einstimmig angenom-
men. 

Wir kommen nunmehr zu dem Antrag Umdruck 
1054*) Ziffer 2. Er ist bereits begründet durch den 
Abgeordneten Pohle. Wird dazu noch das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann komme 
ich zur Abstimmung. Wer dem Antrag Umdruck 
1054 Ziffer 2 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das zweite war die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Es folgt der Antrag Umdruck 1106**) der Fraktio-
nen der CDU/CSU, SPD. Wird hierzu das Wort zur 
Begründung oder zur Aussprache gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Ich komme zur Abstimmung. 
Wer dem Antrag Umdruck 1106 zuzustimmen 
wünscht, den  bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Einzelplan 11. Wer dem Einzelplan mit den  beiden 
Änderungen, die beschlossen wurden, zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei 
zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 20: Bundesrechnungshof (Druck-
sache 3465 [neu]). 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Dr. Conring. 

(Abg. Dr. Conring: Ich verweise auf mei

-

nen Schriftlichen Bericht***!) 

— Verzichtet das Hohe Haus, wie es der Herr Be-
richterstatter vorschlägt, auf einen mündlichen Be-
richt? — Das ist der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Abgeordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zum Einzelplan 20 keine 
Polemik über die Tätigkeit des Bundesrechnungs-
hofs entfesseln. Der Bundesrechnungshof ist, vom 

*) Siehe Anlage 24 
**) Siehe Anlage 25 
**') Siehe Anlage 26 

Standpunkt des Parlaments aus gesehen, eine der 
wichtigsten Institutionen für die Kontrolle der 
Verwaltung, die ja auch die Aufgabe des Parla-
ments sein sollte. Der Bundesrechnungshof mit 
seiner umfassenden Aufgabe im Bereich der 
öffentlichen Verwaltung, soweit sie den Bund und 
seine Organe betrifft sowie die Mittel, die aus der 
Bundeskasse in andere Bereiche fließen, ist eine 
nicht bloß sympathische, sondern eine notwendige, 
eine wichtige, ja geradezu eine lebenswichtige In-
stitution für die demokratische Ordnung. Wovon 
ich sprechen möchte, meine Damen und Herren, ist 
ein besonderes Kapitel, das weniger die Institution 
als vielmehr diejenigen angeht, die die Personal-
politik des Bundesrechnungshofs, vor allem an der 
Spitze, machen. 

(Abg. Mellies: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, der Bundesrechnungs-
hof hat zu Beginn dieses Jahres seinen Präsiden-
ten • durch Erreichen der Altersgrenze verloren. 
Der Präsident Mayer war eigentlich längst über 
die normale Altersgrenze hinaus. Seine Amtszeit 
ist mehrmals verlängert worden, und im Januar 
ist er endgültig aus dem Amt geschieden. Sein 
Vizepräsident, der auch Meyer hieß, allerdings aber 
etwas anders geschrieben wurde, ist schon einige 
Zeit vorher ausgeschieden. Das Amt des Vizepräsi-
denten war zwei Jahre lang verwaist. Daß es nicht 
besetzt wurde, lag weniger daran, daß niemand 
vorhanden wäre, der es hätte besetzen können, als 
an einer Reihe von anderen Umständen; vielleicht 
auch daran, daß man die jetzt so oft bei Personal-
besetzungen mitwirkenden konfessionellen Gründe 
nicht hatte, um eine Besetzung vorzunehmen. Aber 
das nur am Rande. 
Es hat lange genug gedauert, bis endlich eine Ent-

scheidung über die Besetzung der Stelle dies  Präsi-
denten des Bundesrechnungshofs fiel. Nicht ohne 
guten Grund ist gesagt worden — ich zitiere hier 
nur, ohne die Autoren zu nennen —, daß im 
Grunde genommen der Bundesrechnungshof von 
Ende 1956 bis zur Besetzung des Präsidenten-
postens praktisch nicht existent gewesen sei; weil 
er nämlich infolge des Fehlens der Spitze nicht 
wirklich funktionsfähig war. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Warum es so lange gedauert hat, bis die Bundes-
regierung endlich zu Stuhl kam mit der Bestellung 
eines neuen Präsidenten in der Person des Herrn 
Professor Dr. Oeftering, den eine Reihe von Damen 
und Herren aus diesem Hause aus unmittelbarer 
Berührung mit seiner Arbeit kennen, das entzieht 
sich der Kenntnis des Sprechers. 'Man kann sich 
vieles vorstellen. Jedenfalls war auch diese Bestel-
lung eines Präsidenten nur eine sehr kurze Epi-
sode. Daran hat nicht die Bundesregierung schuld, 
wie ich offen zugeben muß. Da der Tod eingegrif-
fen und einen für die Nachfolge des Präsidenten 
der Bundesbahnverwaltung prädestinierten Mann 
dahingerafft, so daß dort eine Vakanz entstand 
und Herr Präsident Oeftering wieder ins Gespräch 
kam als ein Nachfolger für den ausscheidenden 
Professor Dr. Frohne, an dessen Stelle ursprünglich 
der uns allen bekannte ehemalige hessische Finanz-
minister Dr. Hilpert hätte treten sollen. Aber daß 
Herr Oeftering dann gleich aus der Stelle des  Prä-
sidenten des Bundesrechnungshofs in die des Präsi-
denten der Bundesbahn hinübergewechselt ist 

(Abg. Ritzel: Hinübersprang!) 

— „hinübersprang" kann man auch sagen; denn 
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es war eine beinahe im Zeitraffertempo erfolgte 
Aktion —, ist eine Sache für sich. Ich will darüber 
nicht rechten. Man kann es schließlich einem 
Manne, der eine solche Chance hat, nicht übel-
nehmen, daß er diese Chance wahrnimmt, und die 
Regierung war vielleicht in einer Zwangslage, 
wenn sie einen solchen Wechsel für richtig hielt. 

Worüber ich aber reden möchte, ist nicht nur 
und nicht in erster Linie das Personelle bei der 
Sache, obwohl inzwischen, wie man weiß, eine 
Kabinettsentscheidung gefallen ist und man einen 
neuen Präsidenten kreiert hat. Ich bin ein viel zu 
braver Parlamentarier und auch ein guter Demo-
krat — ich hoffe, daß mir das bestätigt wird — 
und möchte deshalb weder den Namen nennen noch 
hier eine Charakterisierung des neuen, des Favo-
riten der Bundesregierung zum besten geben, ob-
wohl sie mir auf der Zunge liegt. 

(Abg. Blachstein: Es steht doch in der 
Zeitung!) 

— Es steht schon in der Zeitung? Ich bin so mit 
dem Haushalt beschäftigt gewesen, daß ich noch 
nicht dazu kam, diese Nachricht zu lesen. Immer-
hin weiß man, wer der neue Mann sein wird, und 
ich kann nur so viel sagen — und das will ich 
sagen —: diese neue Bestellung ist geradezu sym-
ptomatisch und typisch für die Personalpolitik der 
Bundesregierung. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Das Gesangbuch scheint wieder einmal eine ent-
scheidende Rolle gespielt zu haben, und weniger 
die Qualifikation. 

(Beifall bei der SPD und dem GB/BHE.) 
Da möchte ich doch jetzt die prinzipielle Frage auf

-

werfen — ich weiß, daß sie heute nicht entschieden 
werden kann —, ob es richtig ist, daß die Regierung 
— sie mag im übrigen heißen, wie sie will — ihre 
eigenen Chefkontrolleure selber bestellt. 

(Erneuter Beifall  bei  der SPD und dem 
GB/BHE.) 

Es gibt eine Reihe von Ländern in der Bundes-
republik, in denen die Mitwirkung des Parlaments 
bei der Bestellung der Präsidenten der Rechnungs-
höfe gesetzlich begründet ist. Weder im Grund-
gesetz noch im Gesetz über den  Bundesrechnungs-
hof, noch in der Reichshaushaltsordnung, die für 
unsere Zwecke hier gilt, gibt es eine Bestimmung, 
die die Bundesregierung notwendigerweise zum 
Besteller ihrer eigenen Kontrolleure macht. Ich bin 
der Meinung — und ich spreche im Namen meiner 
Fraktion —, daß die jetzige Praxis auf die Dauer 
ein unerträglicher Zustand ist. 

(Beifall bei der SPD.) 
Wir werden alles ins Werk setzen, um in der Zu-
kunft dafür zu sorgen, daß das Parlament bei der 
Bestellung des Präsidenten und des Vizepräsiden-
ten des Bundesrechnungshofes beteiligt ist. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Da soll man nicht etwa mit der berühmten Aus-
rede kommen, daß das ein Verstoß gegen den 
Grundsatz der Gewaltenteilung sei. Das hat damit 
überhaupt nichts zu tun, denn der Bundesrech-
nungshof ist eine Figur für sich in unserem staat-
lichen Aufbau, und die Gewaltenteilung kann da 
nicht strapaziert werden, weil der Bundesrech-
nungshof nach dem Gesetz und nach der Reichs-
haushaltsordnung eine unabhängige, der Bundes-
regierung gegenüber selbständige und nur dem 

Gesetz unterworfene oberste Bundesbehörde ist. 
Wenn das einen Sinn haben soll, dann müssen 
seine Präsidenten auch im vollen Umfange von der 
Bundesregierung unabhängig sein und dürfen nicht 
durch die Art ihrer Bestellung in eine mindestens 
innere Abhängigkeit geraten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Bei den Personalbe-
setzungen, die in der letzten Zeit erfolgt sind, 
könnte man den Eindruck gewinnen, als ob es 
sich bei den beteiligten Herren um eine Flucht 
nach vorn handele: heraus aus dem Bundesfinanz-
ministerium, an dessen Politik sie ja unmittelbar 
beteiligt waren. 

Ich möchte in aller Form ankündigen, daß wir den 
gegenwärtigen Zustand nicht auf die Länge ertra-
gen und daß wir — das wird eine Aufgabe des 
kommenden Bundestags sein — eine gesetzliche 
Änderung der Zuständigkeit für die Bestellung 
der obersten Persönlichkeiten des Bundesrech-
nungshofs betreiben werden. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, glaube 
ich, daß das Parlament selber ein unmittelbares 
Interesse daran haben müßte, daß eine solche Än-
derung erfolgt. Denn schließlich haben wir ja gute 
Vorbilder. Wir haben für die obersten Gerichte 
der Bundesrepublik die Richterwahl durch Richter-
wahlausschüsse, und wir glauben, daß es kein Hin-
dernis in der rechtlichen Grundlage unseres 
Staatswesens gibt, das verhindern könnte, daß die 
leitenden Persönlichkeiten des Bundesrechnungs-
hofs derselben Prozedur unterworfen würden, ohne 
daß sie dadurch in die Abhängigkeit von den Par-
teien geraten. Ich möchte also hier mit aller Deut-
lichkeit ankündigen, daß wir den gegenwärtigen Zu-
stand ändern werden, sobald wir dazu die Mög-
lichkeit und eine Mehrheit in diesem Hause ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
der Herr Kollege Schoettle wird mit mir einig 
sein, wenn ich als Grundsatz auch für die Perso-
nalpolitik der Bundesregierung aufstelle, daß sie 
sich nach den bestehenden Gesetzen zu richten hat. 
Die Ernennung des Präsidenten des Bundesrech-
nungshofes erfolgt nach § 119 der Reichshaushalts-
ordnung. Hier heißt es: „Der Reichspräsident er-
nennt unter Gegenzeichnung des Reichsministers 
der Finanzen den Präsidenten und den Vizepräsi-
denten sowie die Direktoren und die Minister ial-
räte." Danach wird verfahren, und an das be-
stehende Gesetz hat sich die Bundesregierung ge-
halten. Wenn Wünsche auf eine Änderung des Ge-
setzes bestehen, so ist das Sache des Parlaments. 
Wenn das Parlament die bestehenden Gesetze ge-
ändert hat,  wird sich eine treue Bundesregierung 
an das nunmehr bestehende Recht halten. 

(Zuruf von der SPD: So kann man an der 
Sache vorbeireden!) 

Sie hat sich aber jeweils an das geltende Recht 
zu halten. 

Ich darf noch etwas feststellen. Herr Kollege 
Schoettle, Sie haben in Ihrer Begründung das 
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Wort „Gesangbuch" erwähnt. Ich möchte ausdrück-
lich feststellen, daß die Konfession — also das „Ge-
sangbuch" — bei allen Vorschlägen, die ich mache, 
wirklich nicht die geringste Rolle spielt. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 
Bei dem Betreffenden kann man gar nicht von 
„Gesangbuch" sprechen, weil der Mann der Kon-
fession, wo man dieses Wort gebrauchen kann, 
gar nicht angehört. 

(Erneute Zurufe von der SPD.) 

Wenn ich einen Vorschlag mache, mache ich den 
Vorschlag nach der Eignung der betreffenden Per-
sönlichkeit, 

(Beifall in der Mitte) 

ganz gleichgültig, welches „Gesangbuch" sie hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Mellies: Die ganze Personalpolitik 
des Ministeriums ist Beweis genug! — 

— Weitere Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe der Bundesregierung keines-
wegs vorgeworfen, daß sie gegen die Gesetze ge-
handelt hat. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Wenn Sie das geschmerzt hat, tut mir das 
furchtbar leid. 

(Heiterkeit.) 

Man kann auch an die Stelle des Gesangbuchs das 
richtige Parteibuch setzen; aber das ist eine an

-

dere Frage. Die habe ich hier gar nicht erörtert. 

Im übrigen sage ich noch einmal: ich habe der 
Bundesregierung nicht vorgeworfen, daß sie gegen 
die bestehenden Gesetze verstoßen hat. Ich habe 
erklärt, daß uns die gegenwärtige Regelung nicht 
gefällt, weil wir sie für sachlich falsch und un-
zweckmäßig halten, und daß wir sie zu ändern 
wünschen. Das ist unser gutes Recht, und wir wer-
den diese Änderung betreiben. Darauf können Sie 
sich verlassen. 

(Abg. Krammig: Sie hatten acht Jahre 
Zeit, um den Antrag zu stellen!) 

— Wer? 

(Abg. Krammig: Sie haben ihn bis heute 
noch nicht eingebracht!) 

sear 

— Lieber Herr Kollege Krammig, das ist ein Ar-
gument, das eigentlich unterhalb Ihres Niveaus 
liegt. Sie wissen ganz genau, daß wir nicht acht 
Jahre Zeit hatten, die Besetzung — — 

(Abg. Krammig: Sie wissen ja gar nicht, 
ob wir nicht mitmachen!) 

— Es wäre wunderbar, wenn Sie mitmachten. Ich 
könnte mir keine bessere Gelegenheit wünschen. 
Dann wollen wir es doch gleich beschließen, Herr 
Krammig! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schoettle, dazu bedarf es erst eines schriftlichen 
Antrags. 

(Heiterkeit.) 

Schoettle (SPD): Ja, ich weiß, das geht nicht. 
Soviel kenne ich mich aus. 

Aber noch einmal zur Sache! Der Herr Bundes-
finanzminister hat hier nachdrücklich erklärt, daß 
nur sachliche Gesichtspunkte eine Rolle spielen. 
Ich bin nicht ganz so sicher, ob der Herr Bundes-
finanzminister überhaupt den Vorschlag für die 
jetzige Besetzung des Amtes gemacht hat. Das 
wage ich sogar zu bezweifeln. Ich glaube, der Vor-
schlag ist von höherer Stelle gekommen und ist 
dann im Kabinett akzeptiert worden. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Sie sprechen davon, Herr Bundesfinanzminister, 
daß nur die Eignung und nicht das Gesangbuch 
entscheidend sei. Ich sage Ihnen, daß ich gerade 
in diesem speziellen Fall die Eignung bezweifle. 
Angesichts der Tatsache, daß es sich hier um eine 
Besetzung auf Jahre hinaus handelt, bedeutet das 
praktisch eine Festlegung an einer Stelle, wo man 
wünschen muß, daß einmal ein gewisser Fortschritt 
erzielt wird, der weiß Gott gerade im Bundes-
rechnungshof — und das ist das einzige Wort der 
Kritik, das ich gegenüber dem Bundesrechnungs-
hof zu sagen habe — seit langem fällig ist. 

Ich denke nur daran, wie lange jetzt die Reform 
unseres Haushaltsrechts in der Schwebe ist, und 
das liegt doch auch daran, daß die Dinge an be-
stimmten Stellen nicht vorwärtsgegangen sind. 
Schließlich, meine Damen und Herren — und das 
geht das Parlament an —, vergessen Sie doch eines 
nicht: der Präsident des Bundesrechnungshofes ist 
in Personalunion auch Beauftragter für die Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung, und da eine ener-
gische, eine zielbewußte, 

(Abg. Dr. Gülich: Unabhängige!) 

— eine von der Regierung völlig unabhängige 
Persönlichkeit zu haben, ist doch ein elementares 
Interesse des Parlaments. Ich bezweifle, daß wir 
das bei den personalpolitischen Entscheidungen 
des Bundeskabinetts bekommen haben, und ich 
sage noch einmal, wir werden Ihnen Gelegenheit 
geben, zu dieser Frage auch auf dem Wege der 
Gesetzgebung Stellung zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
gegenüber den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Schoettle nur eines feststellen: ich habe, durch die 
Bestimmungen dazu berufen, dem Kabinett den 
Vorschlag gemacht, und das Kabinett hat meinen 
Vorschlag gebilligt. Ich übernehme die Verant-
wortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. 
Schoettle: Danke schön, das genügt mir 
auch! — Abg. Mellies: Das ist ja wohl 

selbstverständlich!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird zum Einzelplan 20 weiter das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich schließe 
die Aussprache. Änderungsanträge liegen nicht vor. 
Wer dem Einzelplan 20 in der Ausschußfassung 

zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal- 
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tungen? — Der Einzelplan ist einstimmig an-
genommen. 

(Abg. Dr. Gülich: Dem Bundesrechnungs

-

hof stimmen wir zu!) 

— Wie bitte? 

(Abg. Dr. Gülich: Verzeihen Sie, Herr Prä

-

sident! Ich habe auf einige Gesten von der 
Regierungsbank hin gesagt: dem Bundes

-

rechnungshof stimmen wir zu, nicht der 
personellen Besetzung!) 

— Das Hohe Haus nimmt Ihre Bemerkung zur 
Kenntnis. 

Ich rufe auf: 
Einzelplan 24: Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für wirtschaftliche Zusammenar-
beit (Drucksachen 3466, zu 3466). 

Das Wort als Berichterstatter hat der Ab-
geordnete Heiland. — 

(Abg. Schoettle: Auf Berichterstattung 
wird verzichtet!) 

— Verzichtet das Hohe Haus auf eine Berichterstat-
tung? — Das ist der Fall. Ein Schriftlicher Be-
richt*) liegt vor. 
Meine Damen und Herren, es liegen Änderungs-

anträge vor auf den Umdrucken 1072**), 1085***) 
und 1086****). 

Wird zu diesen Umdrucken eine Begründung ge-
geben oder das Wort gewünscht? — Herr Abgeord-
neter Dr. Vogel! 

Dr. Vogel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte die 
Anträge Umdrucke 1085 und 1086 begründen. Dem 
Haushaltsausschuß waren zwei Kapitel vorgelegt 
worden, die zwei Bundesbeauftragte, einen zur 
Förderung der Mittelstandsfragen und einen zwei-
ten zur Förderung der wasserwirtschaftlichen Maß-
nahmen, mit einem entsprechenden Stab von Be-
amten, Angestellten, Sachausgaben, allgemeinen 
Ausgaben usw. vorsahen. Im Haushaltsausschuß 
sind diese beiden Kapitel gestrichen worden. Ein 
Änderungsantrag, den ich selbst idem Haushalts-
ausschuß vorgetragen hatte, ist nicht angenommen 
worden. 

Ich möchte diesen Änderungsantrag hier erneut 
einbringen. Sie werden gebeten, den folgenden 
beiden neuen Titeln zuzustimmen. Ich möchte aus-
drücklich zur Klarstellung betonen, daß es sich 
nicht um die Wiederherstellung der beiden Kapitel 
in dem Änderungsvorschlag der Bundesregierung 
zum Einzelplan 24, sondern um die Wiederherstel-
lung der ursprünglichen Regierungsvorlage Druck-
sache 2900, Seite 11 und Seite 12, handelt. In dieser 
ursprünglichen Regierungsvorlage war unter 
Tit. 310 ein Betrag in einer Höhe von 600 000 DM 
ausgebracht worden. Wir wünschen nicht, daß er 
in der alten Höhe ausgebracht wird, sondern wir 
wollen, daß dieser Tit. 310 in einer Größenordnung 
von 320 000 DM und der Tit. 311 in einer Größen-
ordnung von 215 000 DM wiedererstehen, weil wir 
glauben, daß diese beiden Geldtitel ausreichen 
werden, die Aufgaben, die mit diesen Titeln ver- 

*) Siehe Anlage 27 
**) Siehe Anlage 28 
***) Siehe Anlage 29 
****) Siehe Anlage 30  

bunden sind, zu lösen. Ich möchte allerdings der 
Ordnung halber diesen beiden Anträgen hinzu

-

fügen, daß folgender Satz eingebaut werden soll: 

Aus dem Titel dürfen auch Personal- und 
Sachausgaben bestritten werden. 

Diese beiden Zusätze darf ich dem Herrn Präsi-
denten mit einer Änderung des Antrags zu seiner 
Vervollständigung überreichen. 

Ich glaube, daß mit diesen beiden Geldtiteln tat-
sächlich auch dem Verlangen der Bundesregierung 
entgegengekommen wird. Die Mehrheit des Haus-
haltsausschusses und meine Freunde im Haus-
haltsausschuß haben sich stets seit Jahren dagegen 
gewandt, daß zusätzliche Ministerien entstehen. 
Wir haben immer geglaubt, daß auch mit der Aus-
bringung von Geldtiteln die gleichen Aufgaben er-
füllt werden können durch Abordnung von Beam-
ten und durch Bestreitung von Personalausgaben 
aus diesen Geldtiteln. Wir haben niemals die Not-
wendigkeit eingesehen, hier zusätzlich einen Per-
sonalaufwand durch Planstellen zu verankern, der 
nicht absolut notwendig ist. Im Grunde genom-
men wäre eine solche Handlungsweise auch schon 
deshalb nicht zulässig, weil es sich hier um zeit-
gebundene Aufgaben und nicht um Daueraufgaben 
handelt. Für die Bestreitung von zeitgebundenen, 
temporären Aufgaben genügen auch die Titel und 
kann im Wege von Abordnungen das dafür not-
wendige Personal gewonnen werden. 

Ich möchte mich hier nicht noch näher über diese 
Dinge auslassen; sie sind hinreichend genug, glaube 
ich, auch schon in den vergangenen Jahren erörtert 
worden. Ich betone im Auftrage meiner Freunde, 
daß wir die Bewältigung dieser beiden Aufgaben 
— Förderung des ,Mittelstandes und vor allen Din-
gen Förderung der Wasserwirtschaft — nach wie 
vor wünschen, daß wir aber den Ergänzungsvor-
schlag der Regierung nicht für zweckmäßig gehal-
ten haben. Wir glauben, Ihnen mit diesen beiden 
neuen Änderungsvorschlägen etwas vorlegen zu 
können, was den Bedürfnissen absolut entspricht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Haben Sie die Ände-
rungen schriftlich? 

(Abg. Dr. Vogel: Sie sind hier auf

-

gezeichnet!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Ritzel! 

Ritzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die sozialdemokratische Fraktion des 
Deutschen Bundestages möchte zwei amtierenden 
Bundesministern eine Freude bereiten. Zuerst dem 
verehrten Herrn Bundesfinanzminister; er hat 
heute morgen in bezug auf die Sparanträge der 
bösen Opposition ein schlechtes Gedächtnis gehabt. 
Herr Bundesfinanzminister, wir offerieren Ihnen 
aus Anlaß der soeben von Herrn Kollegen Dr. 
Vogel begründeten beiden Änderungsanträge eine 
Ersparnis von 500 000 DM. Die beiden Anträge, die 
von Herrn Dr. Vogel begründet wurden, erfordern 
rund 535 000 DM. Wir haben im Haushaltsausschuß 
bereits darauf hingewiesen, ,daß man die Sache 
auch mit etwa 35 000 DM machen kann. Die Was-
serwirtschaft kann durchaus mit etwa zwei oder 
drei Angestellten in den Bereich des Bundesver-
kehrsministeriums — ohne neue Beamtenbestel-
lungen — eingebaut werden. Die Frage des Mit-
telstandes kann ohne jede Beamtenvermehrung im 
B'eredch des Wirtschaftsministeriums bearbeitet 



2. Deutscher Bundestag — 211. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Mai 1957 	12333 
(Ritzel) 
werden. Diese Sparmaßnahmen also als Offerte an 
die Adresse des Herrn Bundesfinanzministers! 

Eine zweite Freude möchten wir unserem ver-
ehrten Herrn stellvertretenden Bundeskanzler 
bereiten, der sich ja ohnedies nicht wohlfühlt in 
bezug auf die Zuweisung, ich möchte es höflich 
sagen, zweier im Augenblick nicht verwendeter 
Bundesminister. Er hätte sie nicht gerne in seinem 
Bereich, aber er soll sie nun 'im Bereich des  Bun-
desministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit bekommen. Ich verstehe sehr gut, daß er 
sich den Kabinettsbeschlüssen beugen muß; der 
Herr Bundeskanzler ist da stärker als sein Vertre-
ter. Aber wir machten ihm helfen, auf die gleiche 
Weise! 
Herr Kollege Dr. Vogel, Sie haben bei Ihrer 

Argumentat ion übersehen, daß Teile Ihrer Frak-
tion im Haushaltsausschuß dem Sparantrag zuge-
stimmt haben. Ich bin nun auf die Haltung dieser 
Mitglieder der CDU-Fraktion begierig — ich will 
keinen Namen nennen —, die im Haushaltsaus-
schuß dem Sparantrag der sozialdemokratischen 
Fraktion zugestimmt haben und die jetzt Gelegen-
heit haben, zu ihrer Haltung zu stehen. 

Nun, meine Damen und Herren, ich habe noch 
eine kleine Aufgabe: wie alljährlich — die Dinge 
wiederholen sich, Herr Minister — beantragen wir. 
den Einzelplan 24 überhaupt zu streichen, weil wir 
der Auffassung sind, daß ,die Organisation der 
Bundesregierung und die Zahl der Bundesminister
ausreichen und daß der Geschäftsbereich des Bun-
desministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
auf die  im übrigen vorhandenen zahlreichen Bun-
desministerien ohne Schaden für die Sache auf-
geteilt werden kann. 

Herr Bundesfinanzminister, da Ihr ,Gedächtnis 
Sie heute morgen verlassen hat, bitte ich Sie aus-
drücklich, davon Kenntnis zu nehmen, daß wir 
Ihnen auf diese Weise eine weitere Sparmöglichkeit 
dankbar offerieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird zum Einzel-
plan 24 sonst noch das Wort gewünscht? — Dann 
schließe ich die Aussprache zum Einzelplan 24. 

Wir kommen zur Abstimmung. Gemäß der 
Übung dieses Hauses kann der Antrag Umdruck 
1072*) auf Streichung des Einzelplans als solcher 
nicht zur Abstimmung gestellt werden, sondern es 
wird über den Einzelplan selber abgestimmt; wird 
er abgelehnt, so ist damit Ihrem Streichungs-
begehren entsprochen. So ist es bisher in allen der-
artigen Fällen gemacht worden. 

Wir kommen damit zuerst zum Antrag Um-
druck 1086**) in der soeben berichtigten Form. Wer 
diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das erste war die 
Mehrheit; ,angenommen. 

Ich komme zum Änderungsantrag Umdruck 
1085***) in der ebenfalls berichtigten Form. Wer 
ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um 'die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Das erste war die Mehrheit; der 
Antrag ist angenommen. 

*) Siehe Anlage 28 
**) Siehe Anlage 30 
***) Siehe Anlage 29 

Nunmehr kommen wir zur Abstimmung über 
den Einzelplan 24 mit ,den vorgenommenen beiden 
Änderungen. Wer dem Einzelplan 24 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das 
erste war die Mehrheit; der Einzelplan 24 ist ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 25: Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wohnungsbau (Drucksachen 
3467, zu 3467). 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Hilbert. Es 
liegt ein Schriftlicher Bericht*) vor; auf eine Er-
gänzung wird verzichtet. 

Ich rufe zusammen mit dem Einzelplan die An-
träge Umdrucke 1061, 1092, 1068, 1067, 1059, 1063 
(neu) und 1049 auf. Ich schlage vor, zuerst die An-
träge ,auf ,den Umdrucken zu begründen. — Herr 
Dr. Hesberg! 

Dr. Hesberg (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Haushalt und der Bericht 
des Haushaltsausschusses zum Etat des Wohnungs-
bauministeriums geben Anlaß zu einigen Feststel-
lungen und Bemerkungen. Unter Berücksichtigung 
der höheren Ansätze der Regierungsvorlage und 
der Beschlüsse des  Haushaltsausschusses ergibt sich 
bei Außerachtlassung der Maßnahmen für den Alt-
wohnraumbestand, daß im Jahre 1957 im Haushalt 
des Bundeswohnungsbauministeriums für die För-
derung der Neubautätigkeit 550 Millionen DM 
mehr als im Jahre 1956 zur Verfügung stehen. 
Hierin manifestieren sich die Folgerungen aus 
dem Wohnungsbaugesetz, das wir im Sommer ver-
gangenen Jahres verabschiedet und  in  dem wir 
höhere Mittel aus dem Bundeshaushalt vorgesehen 
haben, und zwar zunächst 200 Millionen DM und 
40 Millionen DM weitere Gelder für die Sparprä-
mien. Wir haben in diesem Gesetz sodann vorge-
sehen, daß die Zins- und Tilgungsrückflüsse eben-
falls der Wohnungsbauförderung zufließen sollen. 
Ferner resultieren ,diese höheren Ansätze der Mit-
tel für 'die Wohnungsbauförderung im Wohnungs-
bauhaushalt laus der Novellierung des Bergarbei-
terwohnungsbaugesetzes. Wir kommen also im 
Etat des Wohnungsbauministeriums auf insgesamt 
13/4 Milliarden DM Wohnungsbauförderungsmittel 
für 1957. 

Es muß hinzugefügt werden, daß weitere Mittel 
für die Wohnungsbauförderung in den übrigen 
Etats enthalten sind, und zwar Mittel von über 
1 Milliarde DM, die gegenüber dem vergangenen 
Jahr durch die Kürzung der ,Aufbaudarlehen aller-
dings einen gewissen Rückgang erfahren haben. 
Hier ist aber festzustellen, daß dieser Ausfall bei 
den Aufbaudarlehen zum Teil durch die Zahlung 
der Hauptentschädigung wettgemacht werden 
dürfte, soweit diese für die Eigentumsförderung 
durch Wohnungsbau zur Verfügung stehen wird. 

Insgesamt kommen wir daher zu dem Ergebnis, 
daß im Jahre 1957 für die Wohnungsbauförderung 
über 3 Milliarden DM aus Bundesmitteln, und zwar 
mindestens 250 Millionen DM mehr ,als im Jahre 
zuvor, zur Verfügung stehen werden, ungeachtet 
der Tatsache, daß für die Zwecke der Vorfinanzie-
rung erststelliger Hypotheken Millionenbeträge be-
reitgestellt warden sind. Daher steht fest, daß auch 
im Jahre 1957 ein Drittel des Finanzierungsbedarfs 

*) Siehe Anlage 31 
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für ein Wohnungsbauvolumen im Umfang des ver-
gangenen Jahres bereitsteht. Damit ist das Woh-
nungsbauvolumen des Vorjahres gewährleistet. 

Hieran wird nun Kritik geübt. Die eine Seite be-
mängelt die Höhe des Einsatzes von Steuergeldern 
und bezeichnet sie als übersteigerten Staatskapita-
lismus: sie fordert mit Rücksicht auf die Steuer-
zahler andere Methoden. Die andere Seite fordert 
eine wesentliche Erhöhung. Hiermit befaßte sich 
vor kurzem die Wohnungsbaudebatte. Der Opti-
mismus, der  von seiten des Herrn Wohnungsbau-
ministers  und auch von der Seite der Regierungs-
koalition bei dieser Wohnungsbaudebatte obwal-
tete, ist durch den neuesten Bericht der Bank deut-
scher Länder vollinhaltlich bestätigt worden. 

(Beifall in der Mitte.) 

Daher ist äußerste Zurückhaltung bei dem Einsatz 
zusätzlicher Mittel geboten, zumal, da wir durch 
die neuen, elastischeren Methoden der Finanzierung 
im Wohnungsbaugesetz die Möglichkeit gegeben 
haben, Aufgaben gerecht zu werden, die eine 
höhere Anforderung mit  sich bringen. 
Gleichwohl sind wir der Meinung, daß es in der 

Übergangszeit, in der wir uns jetzt befinden, wo 
der Kapitalmarkt erst lallmählich ergiebiger wird, 

 notwendig ist, höhere Mittel für die Behebung der 
Notstände bei der wohnungsmäßigen Unterbrin-
gung der Aussiedler einzusetzen. Deswegen legen 
wir Ihnen von seiten der Koalitionsparteien auf 
Umdruck 1092 den Antrag vor, in Kap. 25 03 — 
Förderung des Wohnungsbaues — die im Haus-
haltsvermerk bei Tit. 532 erteilte Ermächtigung 
von 200 Millionen DM um 170 Millionen DM auf 
370 Millionen DM heraufzusetzen. Damit soll dieser 
schon vom Haushaltsausschuß heraufgesetzte Be-
trag abermals erhöht und einer schwierigen Situa-
tion Rechnung getragen werden, die dadurch ein-
getreten ist, daß in diesem Jahr zusätzlich 85 000 
Aussiedler aufzunehmen sind. Ihnen durch den 
Wohnungsbau eine Heimat zu schaffen, ist das An-
liegen, das diesem Antrag zugrunde liegt. Wir bit-
ten urn Ihre Zustimmung hierzu. 

Darüber hinaus wollen wir eine stärkere Berück-
sichtigung der Evakuierten gewährleistet wissen, 
deren Wohnungsversorgung uns besonders am 
Herzen liegt. Daher wird unter Ziffer 2 dies  An-
trags Umdruck 1092*) beantragt, als Tit. 534 einen 
Leertitel für Darlehen an  die Länder zur Finanzie-
rung  dies  Wohnungsbaus zugunsten von Evakuier-
ten  einzusetzen. Es wird die Ermächtigung erteilt, 
mit Zustimmung des Bundesministers der Finan-
zen für das Rechnungsjahr 1958 bis zur Höhe von 
30 Millionen DM vertragliche Bindungen einzu-
gehen. Diese Bindungserächtigung soll ermög-
lichen, daß die Mittel auch zur Restfinanzierung 
zugunsten der Evakuiertenrückführung von außer-
halb des Bundesgebietes, namentlich aus der so-
wjetisch besetzten Zone, eingesetzt werden. Das be-
deutet eine erhebliche Erleichterung der Woh-
nungsbaufinanzierung zugunsten dieses Personen-
kreises; diese Finanzierung erfolgt im übrigen 
nachstellig aus den für Zuwanderer aus der so-
wjetisch besetzten Zone bestimmten Mitteln. 

Wenn wir im übrigen zu den höheren Ansätzen 
im Wohnungsbauhaushalt stehen, wie sie sich aus 
dem Wohnungsbau- und Familienheimgesetz er-
geben, dann bestimmen uns dabei nach wie vor 
die wohnungspolitischen Grundsätze des Woh-
nungsbaugesetzes, nämlich die bevorzugte Förde- 

*) Siehe Anlage 32  

rung der Eigentumsbildung unter gleichzeitiger 
Förderung der Wohnungsuchenden mit geringem 
Einkommen. Es ist daher im Zusammenhang mit 
der Erörterung des Wohnungsbauhaushaltes darauf 
aufmerksam zu machen, daß an uns zahlreiche Be-
richte gelangen, die uns Anlaß zu der Sorge geben, 
daß 1957 mit dem Wohnungsbaugesetz nicht das er-
reicht wird, was wir uns bei dessen Verabschie-
dung vorgestellt hatten. 

(Abg. Lücke: Sehr gut!) 

Das ist darauf zurückzuführen, daß die Vorverpla-
nung der Mittel für 1957 im Herbst 1956 mit zum 
Anlaß genommen worden ist, die Darlehen nach 
den Richtlinien des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
zu vergeben, so daß dadurch die Bewerber für Fa-
milienheime ins Hintertreffen gekommen sind. 

Wir haben den Eindruck, daß in den Länder-
verwaltungen hier am Alten festgehalten wird und 
daß man dort vielfach konträr zu den Grundsätzen 
eingestellt ist, die wir im Wohnungsbaugesetz auf-
gestellt haben. Man tut oft so, als wenn die Grund-
sätze des Wohnungsbaugesetzes betreffend die 
Förderung des Familienheimes von Ideologen auf-
gestellt worden wären, die von der Wohnungs-
politik nichts verstehen. Dem steht entgegen, daß 
wir mit den im Wohnungsbaugesetz niedergelegten 
wohnungspolitischen Grundsätzen zugleich mit dem 
Anliegen der Wohnungsuchenden übereinstimmen, 
die auf breitester Linie das Familienheim erstre-
ben. Diese Wünsche der Verbraucher haben sich 
schon in der Vergangenheit trotz der Hemmungen 
von seiten der Verwaltungen durchsetzen können. 
Die Wohnungsbaustatistik der letzten Jahre gibt 
uns darüber einen interessanten Aufschluß. 1952 
waren 28 % der erstellten Gebäude Familienheime 
im Sinne unseres Gesetzes, und 1956 machten die 
geförderten Familienheime 42 % des gesamten 
Wohnungsbauvolumens aus. Wie stark der Wille 
der Bevölkerung zum Eigentum ist, zeigt uns auch 
die Statistik der Bausparkassen. Sie läßt eine stän-
dig steigende Beteiligung zwecks Erwerbs eines 
Eigenheims gerade in den Kreisen der Arbeit-
nehmer erkennen. 

Wir haben also zu beklagen, daß die Förderung 
des Familienheims nicht die Ausmaße angenom-
men hat, die wir erwartet haben. Ich darf der  Hof f-
nung Ausdruck geben, daß die vom Wohnungsbau-
minister und der Bundesregierung vorgelegte Ver-
ordnung zur Ablösung der öffentlichen Mittel für 
Familienheime bald verabschiedet wird. Wir sind 
davon überzeugt, daß die Bauherren der Familien-
heime angesichts der Vergünstigungen, die die Ab-
lösungsverordnung vorsieht, die öffentlichen Mittel 
in großem Umfange zurückzahlen werden. Es sei 
hier angeregt, diese Rückflüsse bevorzugt für 
Eigentumsmaßnahmen im Sinne des Familienheim

-

gesetzes einzusetzen. 

(Abg. Lücke: Sehr gut!) 

Ich habe noch eine weitere bemerkenswerte Tat-
sache dieses Haushalts hervorzuheben, nämlich das 
Bestreben, die Förderung der Eigentumsbildung 
durch Förderung der Eigentumserhaltung zu er-
gänzen, und zwar durch den Ansatz von Zins-
zuschüssen und die Bereitstellung von Mitteln für 
die Gebäudeinstandsetzung, zur Finanzierung des 
Nachholbedarfs im Altwohnraumbestand, soweit 
dieser erhaltenswürdig ist. Hierfür sprechen volks-
wirtschaftliche, soziale und wirtschaftspolitische 
Erwägungen. Indirekt wird damit auch eine Ent-
lastung der Ansprüche an den Neubau bezweckt. 
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Nach dem Auslaufen der ersten Bundesmaßnah-
men von 1952 wurde im vergangenen Jahr der 
Versuch gemacht, mit Hilfe von Zinszuschüssen in 
Höhe von 7,5 Millionen DM für fünf Jahre der 
Lage der Bundesfinanzen Rechnung zu tragen und 
mit diesem Kapitalbetrag Gelder des Kapital-
marktes in einem Umfang von 150 bis 180 Mil-
lionen DM zu erschließen. Die Kapitalmarktent-
wicklung und die verspätete Herausgabe der Richt-
linien für diese Zinszuschüsse haben diese Maß-
nahme im vergangenen Jahre nicht zur praktischen 
Auswirkung kommen lassen. Zwischenzeitlich sind 
wir aber auch zu der Erkenntnis gekommen, daß 
ein großer Teil der Grundeigentümer nicht in der 
Lage ist, das Kapital für die Finanzierung des 
Nachholbedarfs innerhalb von fünf Jahren zu til-
gen; die Zinszuschüsse werden nur für einen Zeit-
raum von fünf Jahren gewährt. 

Die Situation der Hausbesitzer ist folgende. Nach 
den Erfahrungen in der Vergangenheit ist bei der 
Finanzierung des Nachholbedarfs an Gebäude-
instandsetzungen im Durchschnitt ein Zweijahres

-

betrag der Miete erforderlich. Bei fünfjähriger Til-
gung ergibt sich, daß im Schnitt alljährlich 45 bis 
50 % der Miete für die Verzinsung und Tilgung 
aufgewandt werden müssen. Das ist bei den Mieten 
im Altwohnraumbestand, die den Preisbindungen 
unterliegen, nicht aufzubringen. 

Diese Situation gab den Koalitionsparteien An-
laß, zunächst im Haushaltsausschuß einen Betrag 
von 50 Millionen DM anzusetzen. Nunmehr stellen 
wir auf Umdruck 1063 den weiteren Antrag, diesen 
Betrag auf 100 Millionen DM zu erhöhen. Mit die-
sen Mitteln soll es Hausbesitzern in bedrängter 
wirtschaftlicher Lage ermöglicht werden, ihr Eigen-
tum instand zu setzen und den Nachholbedarf aus-
zugleichen. Dazu sollen ihnen Darlehen mit einer 
Laufzeit bis zu 15 Jahren gewährt werden. Was 
die Zinsgestaltung anlangt, so muß — nach den 
Verhandlungen im Haushaltsausschuß — unter 
Umständen die Möglichkeit gegeben werden, auf 
die Verzinsung dieser Darlehen zu verzichten. 
Mit den Zinszuschüssen und mit diesem im An-

trag auf Umdruck 1063 (neu)*) vorgesehenen Fonds 
von 100 Millionen DM wird es möglich sein, Wohn-
gebäude mit 200- bis 250 000 Wohnungen instand 
zu setzen und den Altwohnraumbestand in einem 
erheblichen Umfang zu verbessern. Zwar ist das 
im Vergleich zum gesamten Altwohnraumbestand 
ein bescheidener Betrag. Gleichwohl möchte ich 
hier sagen, daß nach Auffassung der Regierungs-
koalition im 3. Bundestag ein großzügiges Pro-
gramm dieser Art gestartet und hierbei vor allen 
Dingen eine Sanierung bestimmter Wohnviertel in 
Großstädten, die heute als unwürdig anzusehen 
sind, vorgesehen werden muß. Ich nenne hier nur 
das Wohnviertel des Wedding in der Stadt Berlin. 

So ist die Aufgabe, die wir uns hier gestellt 
haben, nicht nur eine solche der Eigentumserhal-
tung, sondern wir dienen hier den mittelstän-
dischen Schichten, die Träger des Wohnraum-
bestandes sind. Vor allen Dingen aber sehen wir 
hierin ebensosehr einen Beitrag zur Hebung des 
Wohnungsstandards im Altwohnraumbestand. 

Darum darf ich Sie bitten, dem Änderungsantrag 
Umdruck 1063 ebenso Ihre Zustimmung zu geben 
wie dem Antrag Umdruck 1092. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

s) Siehe Anlage 33 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich erteile das Wort 
dem Abgeordneten Kunz zur Begründung des Än-
derungsantrags Umdruck 1061. 

Kunz (Schwalbach) (GB/BHE): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und  Herren! Der von 
der Fraktion des Gesamtdeutschen Blocks/BHE 
eingebrachte Antrag auf Umdruck 1061*) beinhaltet 
eine Erhöhung der in Kap. 25 03 Tit. 532 vorgese-
henen Mittel für Darlehen an die Länder zur 
Finanzierung des Wohnungsbaues zugunsten von 
Sowjetzonenflüchtlingen und  Aussiedlern aus den 
Gebieten östlich der Oder und der Neiße von den 
vorgesehenen 458 Millionen auf 520 Millionen DM, 
also um rund 62 Millionen DM. 

Zur Begründung des Antrags darf ich darauf hin-
weisen, daß nach den bisherigen Erfahrungen auch 
in diesem Jahr mit 250 000 Flüchtlingen aus der 
sowjetisch besetzten Zone gerechnet werden muß. 
Wenn man berücksichtigt, daß davon ungefähr zwei 
Drittel familiengebunden sind. so handelt es sich 
um 160 000 Personen, für die unbedingt Wohnun-
gen hergestellt werden müssen. Dazu kommen vor-
aussichtlich 100 000 Aussiedler aus den Gebieten 
östlich der Oder und der Neiße, nachdem im ersten 
Vierteljahr 1957 bereits 25 000 bei uns in der Bun-
desrepublik eingetroffen sind. Außerdem muß mit 
der Aufnahme von 6000 bis  8000 Volksdeutschen 
aus Jugoslawien und aus Ungarn gerechnet wer-
den, für die ebenfalls Wohnraum 'erstellt werden 
soll. 

Bekanntlich sind die bisherigen Durchgangslager 
überfüllt. Die Städte und Gemeinden, für die An-
träge auf Zuschußgenehmigung gestellt wurden, 
sind nicht mehr aufnahmefähig. Eine Errichtung 
von neuen Lagern ist nach unserer Meinung nicht 
zu verantworten. Es ist viel sinnvoller, dieses Geld 
zum Bau neuer Wohnungen zu verwenden. 

Zur Durchführung des Wohnungsbauprogramms 
für 260 000 Personen werden bei Zugrundelegung 
einer Kopfquote von 2000 DM Darlehen an die 
Länder in Höhe von 520 Millionen DM benötigt. 
Daher verlangt unser Antrag die Aufstockung von 
458 auf 520 Millionen DM. 

Mir ist bekannt, daß einzelne Länderregierungen 
heute schon behaupten, es sei unmöglich, mit  2000 
DM pro Person Wohnraum zu erstellen. Die Länder 
stellen sich auf den Standpunkt, daß zur Erstel-
lung neuen Wohnraums pro Person mindestens 
2500 bis 3000 DM notwendig sind. 

Die nunmehr in die Bundesrepublik einströmen-
den deutschen Menschen aus der sowjetisch besetz-
ten Zone und aus unseren deutschen Ostgebieten 
haben zwölf Jahre 'in Unfreiheit und oft auch in 
bitterster Not leben müssen. Es ist meiner Ansicht 
nach eine Verpflichtung des Parlaments, dafür zu 
sorgen, daß sie so rasch wie möglich menschen-
würdig untergebracht werden. 

(Zustimmung beim GB/BHE.) 

Aus diesen Gründen 'bitte ich Sie, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, dem von der Frak-
tion des Gesamtdeutschen Blocks/BHE gestellten 
Antrag zuzustimmen. 

(Beifall ,beim. GB/BHE.) 

1 Siehe Anlage 34 



12336 	2. Deutscher Bundestag — 211. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Mai 1957 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich erteile das Wort 
zur Begründung des Antrags Umdruck 1068*) dem 
Abgeordneten Stierle. 

Stierle (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Kollege Hesberg 
hat einleitend bemerkt, es sei mehr Geld für den 
sozialen Wohnungsbau im Jahre 1957 verfügbar, 
und das Volumen könne gehalten werden. Und 
daran wird nun Kritik geübt. Er meinte, die letzte 
Äußerung der Bank deutscher Länder habe die 
Wohnungsbaupolitik des Ministeriums bestätigt; 
und er kam zu dem Schluß, es sei äußerste Zurück-
haltung gegenüber den Forderungen nach neuen 
Mitteln langebracht. 

Sie kamen, Herr Czaja, dann zu einer kurzen 
Stellungnahme zu Ihren Änderungsanträgen. Bei 
Titel 532, wo es um den Bau von Wohnungen für 
Sowjetzonenflüchtlinge geht, sind Sie sehr groß-
zügig und gehen dazu über, ;die Ermächtigungs-
summe, die von ursprünglich 150 Millionen DM auf 
200 Millionen DM erhöht wurde, um weitere 
I 70 Millionen auf 370 Millionen zu erhöhen. 
Nun, diesen Mut schätze ich nicht sehr. Da ist 
mir der Antrag des Gesamtdeutschen Blocks/BHE 
schon sympathischer, der  die Summe von 458 Mil-
lionen DM für zu niedrig erklärt und 520 Millionen 
DM beantragt. Da hat man echt letwas in der Hand 
und kann wissen, was ,daraus wird. Was aus Ihrer 
Ermächtigung wird, weißkein Teufel. 

(Abg. Dr. Czaja: Wieso? Woher wissen 
Sie das?) 

Nun sagen Sie  in Ihrem Antrag Umdruck 1063 
(neu)*), die 50 Millionen DM, die für Instandset-
zungsdarlehen vorgesehen sind, seien zu wenig, die 
wollen Sie auf 100 Millionen DM erhöhen. Sie 

 kamen selber zu der Erkenntnis, das sei ein ver-
hältnismäßig bescheidener Betrag. 

Nun, ich muß Ihnen gestehen: wir von der sozial-
demokratischen Fraktion können nicht so beschei-
den an diesen Haushalt herangehen. Wie ist denn 
praktisch ,die Situation? In einem der letzten Hefte 
der „Gemeinnützigen Wohnungswirtschaft" wird 
in einem sehr gründlichen Aufsatz untersucht, wie 
es eigentlich mit dem Fehlbestand an Wohnungen 
bei uns aussieht; und man kommt zu dem Ergebnis, 
daß selbst dann, wenn wir intensiv weiter bauen 
wie etwa bisher, wir Ende 1962 mach optimistischer 
Auffassung noch einen Fehlbestand von 2 Millionen 
Wohnungen haben werden. Eine pessimistischere 
Auffassung kommt zu dem Ergebnis, daß es sogar 
4,2 Millionen sein werden. 

(Abg. Dr. Hesberg: Das wird uns ja die 
Wohnungsstatistik zeigen, Herr Kollege!) 

Es ist also allenfalls eine Entspannung, in kei-
nem Falle ein voller Marktausgleich erreichbar. 
Denn für diesen wäre erforderlich, daß 3 bis 5 % 
des Wohnungsbestandes als leerstehende Wohnun-
gen verfügbar wären. Dann könnten wir von einem 
ausgeglichenen Markt sprechen. Überlegen Sie sich, 
was das bei unseren heutigen Verhältnissen be-
deuten würde. Wir rechnen mit einem Bestand von 
etwa 12 Millionen Wohnungen Ende 1955. 5 % da-
von  als leerstehend und als Reserve anzusehen 
würde bedeuten, daß 600 000 Wohnungen frei ver-
fügbar dasein müßten. Vergleichen Sie diese Zahl 
mit dem tatsächlich heute noch vorhandenen Fehl-
bestand von mindestens 2 1/2 bis 3 Millionen, dann 

*) Siehe Anlage 35  

sehen Sie die unendliche Größe der Aufgabe, die 
noch vor uns steht. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : Ja, . 
das wissen wir!) 

— Das wissen Sie; das freut mich. 

Nun wollen wir uns aber mal ansehen, wie es 
draußen wirklich aussieht. Sie glauben, es seien 
genügend finanzielle Mittel da, und man müsse also 
der Forderung nach neuen Mitteln äußerst zurück-
haltend gegenüberstehen. Wir sind der Auffassung, 
daß die 700 Millionen, die jetzt im Haushalt vorge-
sehen sind, zuwenig sind. Wir beantragen deshalb 
die  Erhöhung dieser 700 Millionen auf 1000 Mil-
lionen. Ich will Ihnen aber auch Gründe angeben, 
die Sie hoffentlich überzeugen und Sie dazu brin-
gen, sich unserem Antrag anauschlteßen. 

Wie sieht es denn draußen aus, gerade beim Bau 
von Familienheimen? Wenn ein Bauwilliger — 
im vorliegenden Fall  ein Polizeikommissar — auf 
seinen Bewilligungsantrag vom Januar 1957 vom 
Regierungspräsidium mitgeteilt bekommt, daß sein 
Antrag in die Rangstufe 1 der Förderungsbestihm-
mungen 1957 eingereiht und vorgemerkt worden 
sei, dann freut er sich. Dann geht es aber in dem 
Schreiben der Regierung wie folgt weiter: 

Der Antrag muß jedoch wegen Mangels an  Mit-
teln vorerst leider zurückgestellt werden. Es 
müssen weitere Mittel durch die  oberste Bau-
behörde im Staatsministerium des Innern in 
entsprechender Hähe zugeteilt werden. Wann 
das der Fall ist, ist der Regierung zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht bekannt. Möglicherweise 
muß das Landesprogramm 1958 abgewartet 
werden, wobei es durchaus ungewiß ist, ob des-
sen Zuteilungen ausreichen, um auch nur die 
jetzt schon vorliegenden Staatsbaudarlehens-
anträge der Rangstufe 1 zu befriedigen. 

(Abg. Lücke: So wird in einigen Län

-

dern das Familienheimgesetz behan

-

delt, Herr Stierle!) 
— Nun, was ich hier zitiere, ist z. B. aus Bayern. 

Sollten Sie Ihren Antrag dennoch aufrechter-
halten, 

— heißt es dann in diesem Schreiben — 

dürfen Sie erst nach Zustellung des  Bewilli-
gungsbescheides mit den Bauarbeiten begin-
nen. Sonst ist jede weitere Förderung ausge-
schlossen. 

(Abg. Kemmer [Bamberg] : Das ist ein 
böser Brief,  der  in  Bayern  geschrie

-

ben wird!) 

— Diesen Brief haben aber Tausende von Bau-
willigenbekommen. Sie sehen, wie das mit Ihrer 
Auffassung übereinstimmt, nach der ja angeblich 
genügend öffentliche Mittel dia seien und man der 
Forderung nach neuen Mitteln vorsichtig und zu-
rückhaltend ,gegenüberstehen müsse. 

Die Hoffnungen der Bauwilligen auf das Zweite 
Wohnungsbaugesetz werden zerstört. Das ist die 
Wirklichkeit. Wenn es  in  einem Kommentar zum 
Zweiten Wohnungsbaugesetz, der  aus dem Bundes-
wohnungsbauministerium selbst stammt,  in  den Er-
läuterungen zu § 30 des Zweiten Wohnungsbauge-
setzes in Anmerkung 6 heißt: 

Die zur Entsprechung aller Anträge dieser Art 
erforderlichen Mittel muß die oberste Landes-
behörde zuteilen, 
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dann empfinden die enttäuschten Bauwilligen, die 
solche Briefe,  wie zitiert, erhalten, das als bittere 
Ironie. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Stierle (SPD): Ja, bitte schön. 

Leukert (CDU/CSU): Herr Kollege Stierle, 
stammt der Brief vom Regierungspräsidium Ober-
franken? 

(Abg. Kemmer [Bamberg] : Freilich, ge

-

zeichnet: Bachmann!) 

Stierle (SPD): Der stammt aus Oberfranken, aus 
der Coburger Ecke. 

(Abg. Leukert: Dann wundert es uns gar 
nicht! — Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

— Verehrter Kollege, ich werde Ihnen gleich  an 
anderen Beispielen nachweisen, daß es woanders 
ganz genauso ist und daß das keineswegs etwa 
eine Erscheinung aus einer Ecke ist, die Sie viel-
leicht in Verdacht haben, sie sei rot. 

(Abg. Lücke: Man will nicht, daß das Ge

-

setz zum Tragen kommt! Das ist der ganze 
Grund! — Abg. Leukert: Wir haben nicht 

den Verdacht!) 

Wer von den Bauwilligen eine erste Hypothek 
zugesagt bekommen hat, steht vor der schweren 
Entscheidung, zu verzichten oder hohe Bereitstel-
lungsprovisionen auf unbestimmt lange Zeit zu 
zahlen. Die oberste Baubehörde hat die Auffassung 
des Regierungspräsidiums bestätigt und ergänzend 
mitgeteilt, daß der Bund nicht annähernd genug 
Mittel zur Jerfügung stellen könne, um die Erwar-
tungen zu erfüllen, die von den Bauwilligen mit 
Recht an das Zweite Wohnungsbaugesetz geknüpft 
worden seien. 

(Abg. Lücke: Herr Stierle, hat die Bau

-

behörde gesagt, was Bayern in diesem 
Jahr zum Wohnungsbau gegeben hat?) 

Man spricht von verbitterten Bauwilligen und Bau-
interessenten. Die haben kostenreiche Vorarbeit 
geleistet, um zum Bauen zu kommen. Ihnen mutet 
man jetzt zu, daß sie unter Umständen noch auf 
Jahre in ihren schlechten Wohnverhältnissen aus-
harren sollen, und ihnen droht noch eine nicht un-
beträchtliche Erhöhung der Baukosten, die sie dann 
auch noch verkraften müssen. Die Werbung, die 
man mit dem Zweiten Wohnungsbaugesetz betrie-
ben hat, darf dann aber nicht in einem solchen Ge-
gensatz zur Wirklichkeit stehen, daß keine oder nur 
unzureichende Mittel vorhanden sind. 

Mir liegt eine Entschließung aus derselben Ecke, 
vom Kreistag Coburg vor, wo in der gleichen 
Sache bittere Klage geführt wird, und Sie können 
mir nicht sagen, daß die Menschen, die dort zu-
sammensaßen und diese Entschließung angenom-
men haben, etwa alle nun unserer Auffassung 
wären, auch vom Politischen her gesehen. Ich darf 
Ihnen vielleicht mit freundlicher Erlaubnis des 
Herren Präsidenten einiges aus dieser Entschlie-
ßung des Kreistags Coburg zur Kenntnis bringen: 

Der Kreistag nimmt mit ernster Besorgnis da-
von Kenntnis, daß sämtlichen Antragstellern 
auf Staatsbaudarlehen, die von der Regierung 
in die Rangstufe I eingereiht worden waren 

und für die das Landratsamt die Anträge frist-
gerecht eingereicht hatte, von der Regierung 
mitgeteilt worden ist, daß ihre Anträge aus 
Mangel an Mitteln vorerst zurückgestellt wor-
den seien. Das Zweite Wohnungsbaugesetz als 
sogenanntes Familienheimgesetz hatte in der 
Bevölkerung große Erwartungen über den 
Umfang der staatlichen Förderung des Eigen-
heimbaus erweckt, die nun in eine außeror-
dentliche Enttäuschung und Verbitterung der 
Bauinteressenten umgeschlagen sind. 

(Abg. Lücke: Weil die Länder die Mit

-

tel überwiegend in den Mietwohnungs

-

bau geben!) 

Es waren vom Landratsamt Coburg nur An-
träge vorgelegt worden, die die Voraussetzun-
gen der Dringlichkeitsstufe I a erfüllen und 
für die bis auf die staatlichen Mittel die Finan-
zierung, vor allem der ersten Hypotheken, voll 
nachgewiesen war. Wenn die Antragsteller 
nun auf das Jahr 1958 vertröstet werden, so 
wird damit unter Umständen die gesamte 
Vorbereitungsarbeit beim einzelnen sowohl 
als auch bei der unteren Verwaltungsbehörde 
wertlos. Bei erneuter Einreichung im kom-
menden Jahr muß evtl. eine Erhöhung der 
Baukosten und damit die vollständige Über-
arbeitung aller Unterlagen in Kauf genom-
men werden. Aber nicht genug damit: Es 
können zahlreiche Wohnungselendsfälle jetzt 
nicht beseitigt werden, obwohl ihre Bereini-
gung erst in einem Jahr kaum zu verantwor-
ten ist. Die untere Verwaltungsbehörde und 
die Mitglieder des Kreistages werden von den 
verbitterten Bauinteressenten bestürmt, Ab-
hilfe zu schaffen. 

Der Kreistag fordert deshalb die verantwort-
lichen Stellen mit allem Nachdruck auf, um-
gehend die erforderlichen Mittel zur Befrie-
digung wenigstens des größten Teiles der vor-
liegenden Anträge auf Bewilligung von Staats-
baudarlehen bereitzustellen. 

Nun, ich darf Sie immer wieder daran erinnern, 
verehrter Herr Kollege Hesberg: Halten Sie diese 
Dinge zu Ihrer optimistischen Auffassung, daß ge-
nügend Geld da sei! Es reicht nicht einmal für 
den Bau von Familienheimen, und wenn jetzt ge-
sagt wird: die Länder verteilen die Mittel,  die  sie 
vom Ministerium bekommen, einseitig, dann ist 
zahlenmäßig nachzuweisen, daß das auch nicht 
stimmt. 

(Zurufe von der Mitte: Beispiele!) 

— Die Presse bringt zu dieser Sache einen Aufsatz 
„Baulustige erleben arge Enttäuschungen". Dar-
aus will ich Ihnen nur einige Zahlen vorlesen, die 

 zeigen, daß das eine ganz allgemeine Erscheinung 
ist. Von 21 vorliegenden Anträgen, die am 15. Fe-
bruar 1957 vorlagen, konnten nur 3 genehmigt 
werden. Inzwischen — laut Auffassung des Kreis-
baumeisters — liegen weitere 60 Anträge vor. Sie 
können nicht an das Regierungspräsidium weiter-
gegeben werden, „weil dort bereits Tausende von 
termingemäß eingereichten Anträgen liegen, und 
von diesen nachträglich eingegangenen 60 Anträ-
gen wird sehr wahrscheinlich kaum noch einer 
genehmigt werden." 

Bei dem Regierungspräsidium in Bayreuth lie-
gen zur Zeit viermal soviel Anträge auf Darlehen 
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vor, als nach den zur Verfügung stehenden Mitteln 
bewilligt werden können. 

(Abg. Lücke: Ist das derselbe Regierungs

-

präsident?) 

Wenn wir also zu der Auffassung kommen, daß 
diese 700 Millionen nicht reichen, dann haben wir 
nicht etwa einseitig den Bau von Genossenschafts-
und Mitwohnungen im Auge, sondern gleicher-
maßen den Bau von Familienheimen, der Ihnen 
ja so am Herzen liegt. Sie sollten also durchaus 
unserem Antrag zustimmen können. 

(Zuruf von der Mitte: Wie steht es in 
München?) 

Nun, verehrte Damen und Herren, von zehn 
vorliegenden Anträgen — das sind jetzt Beispiele 
aus anderen Landkreisen — wird einer genehmigt, 
von 43 vorliegenden 13, von 59 sechs, von 9 drei. 
Dazu kommt noch, daß die Berücksichtigung des 
Überhangs von 1956 nach 1957 ja noch durchaus 
zweifelhaft ist, denn es ist ja in vielen Fällen eine 
Prüfung notwendig, ob die Antragsteller noch in 
die erste Rangstufe nach dem Zweiten Wohnungs-
baugesetz einzureihen sind. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Verzeihen Sie, 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Frage? 

Stierle (SPD): Ja, bitte schön. 

Leukert (CDU/CSU): Herr Kollege Stierle, wären 
Sie so nett, uns einmal mitzuteilen, wieviel Mil-
lionen in die Regierungsbezirke gekommen sind 
und für welche Zwecke man diese Millionen nach 
dem Zweiten Wohnungsbau- und Familienheimge-
setz in  diesen von Ihnen genannten Regierungs-
bezirken ausgegeben hat? 

(Zuruf von der SPD: Mehr als zur Hälfte 
für Familienheime!) 

Stierle (SPD): Nach meinen Unterlagen ist es so, 
daß von den 10 Millionen Förderungsmitteln rund 
5,5 Millionen für den Bau von Familienheimen, 
von Eigenheimen zur Verfügung standen 

(Abg. Lücke: Warum nicht mehr?) 

und daß diese Mittel gegenüber der Fülle von 
vorliegenden Anträgen einfach nicht ausreichen. 
Ihre Behauptung, daß die Mittel einseitig, etwa zu-
gunsten des Miet- und Genossenschaftswohnungs-
baus, verteilt worden seien, stimmt also nicht. — 
Bitte schön! 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Kollege Stierle, ist 
Ihnen klar, daß in diesem Regierungsbezirk dann 
nicht den bindenden Weisungen des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes, zunächst die Anträge in Dring-
lichkeitsstufe 1 zu befriedigen, nachgekommen 
worden ist? 

wohnung!) 

Stierle (SPD): Nun, über die Dringlichkeitsstufe, 
wie sie im Zweiten Wohnungsbaugesetz vorgesehen 
ist, kann man ja durchaus streiten. 

(Abg. Lücke: Ist aber Gesetz!) 

— Das ist Gesetz, natürlich. Aber nach diesem 
Gesetz ist es so, daß der Neubau von Familien

-

heimen nicht generell einen Vorrang vor dem Neu-
bau anderer Wohnungen hat, 

(Abg. Lücke: Aber der für Einkommens

-

schwache!) 
sondern daß der Neubau von Familienheimen für 
Wohnungssuchende mit geringem Einkommen 
gleichrangig mit dem Neubau für Familienheime 
für Wohnungssuchende ist, die durch den Bezug 
des Familienheimes eine andere für Wohnungs-
suchende mit geringem Einkommen geeignete 
Wohnung frei machen. 
Auch dazu kann ich Ihnen gleich ein kritisches 

Wort sagen, das Sie auch irgendwie berühren 
müßte. Ist es nicht ein Wahnsinn, daß derjenige, 
der über genügend Geld verfügt und sich aus 
eigenen Mitteln ein Eigenheim schaffen. könnte, 
nun Anspruch auf öffentliche Mittel hat, weil er 
seine billig erworbene Wohnung einem Minder-
bemittelten zur Verfügung stellt? Ist das gerecht? 
Ich kann Ihnen Fälle nachweisen, wo Leute mit 
einem Jahreseinkommen zwischen 24 000 und 
25 000 Mark dieses durch allerhand Kunststücke so 
heruntermanipuliert haben, daß sie in den Kreis 
der Bevorzugten gekommen sind. 

(Zuruf von der Mitte: Das fällt doch nicht 
in  die  öffentliche Wohnungsbauförderung!) 

Ich wollte Ihnen nur nachweisen, daß man  über 
 die Rangfolge noch durchaus streiten kann. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
daß es anderswo nicht anders ist, zeigt Ihnen eine 
andere Notiz: „Wohnungsbau in Schwierigkeiten" 
— Nordrhein-Westfalen erhält weniger Bundes-
mittel als erwartet. Trotz großer Anstrengungen 
der Landesregierung wird das Bauvolumen des 
sozialen Wohnungsbaus 1957 nicht die Höhe des 
Vorjahres erreichen. Dies erklärte der nordrhein-
westfälische Wiederaufbauminister. Die Haupt-
ursache sieht er in den Schwierigkeiten auf dem 
Kapitalmarkt, der Baupreisentwicklung und den 
nicht ausreichenden Bemühungen der Bundesregie-
rung. Nordrhein-Westfalen wird nach Angabe des 
Ministers aus dem Lastenausgleich und anderen 
Bundesmitteln rund 100 Millionen Mark weniger 
als erwartet für den sozialen Wohnungsbau erhal-
ten. Im Jahre 1956 wurden in Nordrhein-Westfalen 
im sozialen Wohnungsbau 113 000 Wohnungen neu 
geschaffen. Für 1957 wird nur mit etwa 87 000 
neuen Wohnungen zu rechnen sein, obwohl die 
nordrhein-westfälische Landesregierung die Etat-
mittel für den Wohnungsbau erheblich aufgestockt 
hat. 

(Abg. Dr. Hesberg: Zahlen nennen!) 
Sie sehen also, meine Damen und Herren, daß es 
anderswo in dieser Sache nicht anders steht. 
Mit diesen Beispielen soll es aber zunächst sein 

Bewenden haben. Nicht das allein aber  hat uns zu 
unserem Antrag auf Erhöhung der Mittel für den 
sozialen Wohnungsbau gebracht. Die angeführten 
Beispiele zeigen auf, daß die 700 Millionen, die in 
Tit. 530 aufgeführt sind, zu gering sind, um die 
geweckten Hoffnungen zu erfüllen. Verschiedene 
andere Umstände aber führen außerdem noch dazu, 
daß die Förderungsmittel in Höhe von 700 Millio-
nen gekürzt werden können. 
Sie finden unter Tit. 532 die 458 Millionen für 

ein Wohnungsbauprogramm für Sowjetzonen-
flüchtlinge. Danach sollen aus diesem Titel Förde-
rungsmittel im Höchstbetrag von 8000 Mark für 
eine Wohneinheit zur Verfügung stehen. 

(Zuruf von der Mitte: Wo steht das denn?) 
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— Das können Sie sich selbst ausrechnen. Rechnen 
Sie bitte mit: Die Wohnung wird insgesamt — nicht 
zu hoch gerechnet — 20 000 Mark kosten. Die erste 
Hypothek wird nicht höher als etwa 7000 Mark sein. 
Dazu kommen die vorgesehenen Förderungsmittel 
in Höhe von 8000 Mark. Es bleibt also ein Rest von 
5000 Mark. Wenn von den Ländern aus ihren Mit-
teln kein Zuschuß geleistet werden kann — und 
das wird fast überall der Fall sein —, dann kommt 
die Abwicklung dieses Wohnungsbauprogramms 
für Sowjetzonenflüchtlinge ins Stocken. Oder — 
und jetzt fängt es wieder an für uns interessant 
zu werden — man geht dazu über und nimmt die 
pro Wohneinheit fehlenden 5000 Mark aus dem 
Topf, in dem die an sich schon zu geringen all-
gemeinen Förderungsmittel für den sozialen Woh-
nungsbau in Höhe von 700 Millionen liegen. Das 
würde bedeuten, daß von den rund 55 000 Woh-
nungen, die man mit diesen 458 Millionen — um-
gerechnet auf 8000 Mark — bauen könnte, jeweils 
5000 Mark — das wären 275 Millionen von den 
700 Millionen — wieder wegnimmt. Ob es bei den 
5000 Mark, die pro Wohneinheit fehlen, bleiben 
wird, ist noch sehr fraglich. 20 000 Mark für eine 
Wohneinheit ist kein feststehender Betrag. Die 
Preise gehen leider nach oben. 

Darum also unser Antrag, wonach die Wohnun-
gen für Sowjetzonenflüchtlinge nur aus den 
458 Millionen finanziert werden sollen. Wenn Sie 
dem Antrag des BHE, diese 458 Millionen auf 
520 Millionen zu erhöhen, zustimmen, werden auch 
wir mit Freude dabeisein, weil das eine Sache 
wäre, mit der wir wirklich weiterkommen. Mit 
Ihrer Ermächtigung zur Verfügung über 370 Mil-
lionen ist uns nicht geholfen. 
Ich sprach von verschiedenen Umständen. Einer 

I ist jetzt erwähnt worden. Aber eine weitere dro-
hende Gefahr für die sowieso zu geringen all-
gemeinen Förderungsmittel in Höhe von 700 Mil-
lionen steckt in dem Tit. 620, in den Prämien-
beträgen nach dem Wohnungsbauprämiengesetz. 
Hier sind 100 Millionen vorgesehen. In den Erläu-
terungen zu Tit. 620 und auch zu Tit. 530 finden 
Sie, daß die Prämienmittel, die über 100 Millionen 
hinausgehen, von den Ländern aus den ihnen ge-
mäß § 18 Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
zugeteilten Mitteln zu entnehmen und demgemäß 
aus den Mitteln dieses Titels aufzubringen sind. — 
So  heißt es dort wörtlich. 
Nach den Erfahrungen der letzten Jahre sind die 

Haushaltsansätze für Prämienmittel um mehr als 
das Doppelte überschritten worden. 1955 waren es 
129,8 Millionen. Im Jahre 1956 waren es 60 Mil-
lionen DM. In Wirklichkeit sind es über 120 Mil-
lionen DM, also mehr als 60 Millionen DM, die 
von den 700 Millionen DM abgehen, also von den 
Mitteln, die man den Ländern zur Förderung des 
allgemeinen Wohnungsbaues zur Verfügung stellt. 
Deswegen sagen wir mit Recht: wenn man jetzt, 
im Jahre 1957, 100 Millionen DM für diesen Zweck 
einsetzt, kann mit Sicherheit gesagt werden, daß 
in Wirklichkeit über 200 Millionen DM gebraucht 
werden. Mit anderen Worten: Von den 700 Mil-
lionen DM allgemeiner Förderungsmittel werden 
wieder 100 Millionen DM den Ländern abgezogen. 
Erhöhen wir also die 100 Millionen DM Prämien-
mittel nicht um mindestens weitere 100 Mil-
lionen DM, dann geht dieser Betrag, sicherlich so-
gar noch ein höherer, von den 700 Millionen DM 
an Förderungsmitteln verloren. Daß das stimmt, 
kann ich mit einer Äußerung des Herrn Wohnungs-
bauministers belegen. Er hat in der 197. Sitzung  

am 14. März 1957, als es um die Mittel ging, die 
verfügbar sind, selbst erklärt: Es stehen für 1957 
700 Millionen DM minus 125 Millionen Prämien-
mittel zur Verfügung, so daß von den 700 nach 
dieser Rechnung nur noch 575 Millionen DM übrig-
geblieben wären. Darum beantragen wir zu Tit. 620, 
den Ansatz von 100 Millionen DM auf 200 Mil-
lionen DM zu erhöhen. 

Bei dem Förderungsprogramm für Landarbeiter

-

Werkswohnungen droht den 700 Millionen DM eine 
ähnliche Gefahr wie bei dem Programm für die 
Wohnungen für Sowjetzonenflüchtlinge. Auch hier 
reicht der Ansatz nicht aus, und es droht, daß der 
Mehrbetrag der notwendigen Förderungsmittel 
von den 700 Millionen DM weggenommen wird. 
Vorsichtig gerechnet, gingen damit wieder 50 Mil-
lionen DM in ein Sonderprogramm. Die gleiche Ge-
fahr droht vom Bergarbeiter-Wohnungsbaupro-
gramm. 

Ich rechne zur Verdeutlichung einmal zusammen, 
was von den 700 Millionen DM unter Umständen 
noch übrigbleibt und womit man dann den So-
zialen Wohnungsbau noch allenfalls fördern könnte. 
Es droht und ist in vielen Fällen sogar sicher ein 
Abzug bzw. eine Anrechnung für den Wohnungs-
bau für Sowjetzonenflüchtlinge zwischen 250 und 
275 Millionen DM, bei den Prämienmitteln von 
100 bis 150 Millionen DM, bei dem Landarbeiter-
und Bergarbeiterwohnungsbau zwischen 50 und 
75 Millionen DM. Zusammengerechnet sind das im 
günstigsten Falle 400, im ungünstigsten Falle 
500 Millionen DM, die von den 700 Millionen DM 
abgehen, so daß dann noch lächerliche 200 bis 
250 Millionen DM allgemeine Förderungsmittel 
zur Verfügung blieben. 

Ich hoffe, daß dieser Beweis Sie nachdenklich 
macht und vielleicht dahin bringt, daß Sie unserem 
Erhöhungsantrag zustimmen. Wenn wir so ver-
fahren, daß wir die 700 Millionen DM auf eine 
Milliarde DM erhöhen, dann retten wir, selbst 
wenn noch einiges angerechnet oder abgezogen 
werden sollte, immerhin noch die 700 Millionen DM, 
die dann echt zur Förderung des Sozialen Woh-
nungsbaus verfügbar sind. 

(Abg. Leukert: Dann stimmt Ihre Rech

-

nung auch noch nicht!) 

Verehrte Kollegen, wir sind nicht die einzigen, 
die mehr Geld fordern. Der Gesamtvorstand des 
Deutschen Volksheimstättenwerkes hat durch 
seinen Vorsitzenden, unseren Kollegen Pünder, 
ein Schreiben an den Bundesminister für Woh-
nungsbau gerichtet und darin gebeten, sich für eine 
wesentliche Erhöhung der im Bundeshaushaltsplan 
1957 Einzelplan 11 Kap. 11 10 Tit. 300 für Kapital-
abfindungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
vorgesehenen Etatmittel in Höhe von 95 Mil-
lionen DM einzusetzen. 

(Abg. Lücke: Das ist eine andere Sache!) 

— Es ist genau dieselbe Geschichte. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

Es wird gesagt, für diese Zwecke müßten mehr 
Gelder zur Verfügung stehen. 

(Abg. Lücke: Das hat mit Ihrem Antrag 
nichts zu tun!) 

Es geht dem Gesamtvorstand des Deutschen Volks

-

heimstättenwerks darum, daß den Leuten dies( 
Möglichkeiten nicht mehr zur Verfügung stehen 
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Sie bringen das Geld, das sie für die Restfinan-
zierung brauchen, nicht mehr auf. 

(Abg. Lücke: Hier soll den Kriegsbeschä

-

digten geholfen werden!) 

Meine Damen und Herren, zu dem Haushalts-
vorschlag, der uns hier gemacht wird, ist noch in 
mancherlei anderer Beziehung etwas zu sagen. 
Unter Tit. 830 — auf Seite 30 — finden Sie ein 
Wohnungsbeschaffungsprogramm für Angehörige 
der Bundesverwaltung. Dort sind 48 Millionen DM 
vorgesehen, mit denen 3000 Wohnungen gebaut 
werden sollen. Rechnen Sie das auf eine Wohnung 
um, dann ergeben sich 16 000 DM pro Wohneinheit. 
Unter Tit. 832 — auf Seite 31 — finden Sie 

1 251 000 DM, mit denen 33 Wohnungen gebaut 
werden sollen. Umgerechnet ergeben sich 40 000 DM 
pro Wohneinheit. 

Unter Ziffer 2 des gleichen Titels werden 
569 000 DM aufgeführt, mit denen 9 Wohnungen 
gebaut werden sollen. Umgerechnet bedeutet das 
pro Wohneinheit 63 200 DM. 
Ich frage Sie: wie sieht denn eigentlich die 

Finanzierung dieser Wohnungsbauten aus? Wie 
sieht insbesondere die Wirtschaftlichkeitsberech-
nung dieser Wohnungen aus? 

(Abg. Lücke: Sehr richtig!) 

Wie hoch ist die Miete in solchen Wohnungen, wer 
kommt in diese Wohnungen? Und wir fragen ganz 
naiv: warum sind denn die Mieter, die man in diese 
kostspieligen Wohnungen stecken will, nicht reif 
für eine Darlehensgewährung? 

Ich weiß, was man mir vielleicht antworten wird. 
Man wird sagen: Mit diesen Programmen sollen 
Familien zusammengeführt werden, sollen Tren-
nungsentschädigungen eingespart werden! Ob diese 
Finanzierungsprogramme berechtigt und notwendig 
sind, wird erst eine nähere Betrachtung ergeben. 
Nehmen wir aber für unsere heutige Betrachtung 
einmal als gegeben an, daß das, was uns hier auf-
geführt wird, stimmt. Dann zeigen diese Beispiele 
doch sehr deutlich, welch hohe Zuschüsse not-
wendig sind, wenn man den Wohnungsbau finan-
zieren will oder es tun muß. Ziehen Sie bitte ein-
mal einen Vergleich zwischen diesen Zahlen von 
16 000 DM bis über 60 000 DM pro Wohneinheit an 
Darlehen aus öffentlichen Mitteln und dem Ge-
hänge und Gewürge in den Bewilligungsstellen der 
Länder! Dann sehen Sie auch von dieser Stelle aus, 
wie notwendig die Erhöhung der 700 Millionen DM 
auf mindestens 1 Milliarde DM ist. 
Nun, die Verhältnisse sind leider nicht so, wie 

sie der Zentralverband der deutschen Haus- und 
Grundbesitzer etwa sehen möchte. Im Februar hat 
dieser Verband in Bonn eine Tagung gehabt. Man 
kam dort zu der Auffassung, es müsse endlich mit 
der Wohnraumbewirtschaftung Schluß gemacht 
werden, es dürfe keine Mietpreisbindungen mehr 
geben, und statt Mieterschutz müsse die Vertrags-
freiheit Platz greifen; man hält Mietsteigerungen 
von 40 %, gestaffelt auf eine gewisse Zeit von etwa 
zwei Jahren, für durchführbar. Der Herr Bundes-
wohnungsbauminister meinte dort, wenn im näch-
sten Bundestag wieder eine bürgerliche Koalition 
am Ruder sei, dann sei es durchaus möglich, daß in 
drei Jahren die Wohnraumbewirtschaftung und die 
Mietpreisbindung über Bord gingen. 

(Zurufe von der SPD: Das könnte denen so 
passen! — Abg. Lücke: Auch im nächsten 

Bundestag wird mit Wasser gekocht!) 

Nun, der Optimismus des Herrn Bundeswohnungs-
bauministers hat sich auch in anderer Beziehung 
nicht bewahrheitet.  Damals ging er so hoffnungs-
freudig an die Arbeit, daß er meinte: wenn ich 
hier vier Jahre lang gewirkt habe, dann bin ich 
nicht mehr notwendig, weil es dann keine Woh-
nungsnot mehr gibt. 

(Abg. Dr. Will [Berlin] : Das war doch ganz 
anders gemeint!) 

Die Zahlen. die ich Ihnen vorhin genannt habe, 
stellen eine ganz andere, krasse Wirklichkeit dar: 
noch jetzt fehlen uns 2 1 /2 bis 3 Millionen Wohnun-
gen, und von einem verfügbaren Überschuß an 
leeren Wohnungen kann überhaupt keine Rede 
sein. 
Ich habe aber den Eindruck, daß der Bundes-

wohnungsbauminister hinsichtlich der Zielsetzung, 
die er auf der Tagung des Zentralverbandes der 
deutschen Haus- und Grundbesitzer skizziert hat, 
schon eifrig an der Vorarbeit ist. Er hat einen Ver-
ordnungsentwurf vorgelegt. Die Regierung hat ihn 
gutgeheißen. Er ist zunächst dem Bundesrat zuge-
gangen. Danach war für den Altbestand an Woh-
nungen, sofern ihre Miete eine gewisse hohe 
Grenze hat, geplant, daß künftig die Mietpreis-
bindung wegfällt. Ursprünglich war daran gedacht 
— und zwar galt das dm  Frühjahr 1956 —, daß die 
Einraumwohnung, die 70 DM kostete, dann also 
nicht mehr mietpreisgebunden sein sollte. Nach 
den neuesten Vorschlägen ist man  auf 50 DM her-
untergegangen. Von 100 DM für eine Zweiraum-
wohnung ist man auf 75 DM heruntergegangen. Bei 
der Dreiraumwohnung hat man die Miete von 
130 DM neuerdings auf 110 DM ermäßigt. So staf-
felt sich das auf 130 bzw. 180 DM. Der Bundesrat 
hat sowohl im Wohnungsbauausschuß als auch im 
Wirtschaftspolitischen Ausschuß diesen Vorschlag 
der Bundesregierung, also des Ministers, abgelehnt. 
Und zwar sagt man mit Recht: Dazu ist die Zeit 
nicht reif, und das Durcheinander, das wir auf die-
sem Gebiet jetzt schon haben, würde durch diese 
Neuordnung noch größer. 
Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

ich will  mich wegen ,der vorgeschrittenen Zeit kurz 
fassen. Es wäre noch eine ganze Menge zu diesen 
Dingen zu sagen. Die praktischen Erfahrungen, die 
bis jetzt mit  dem Zweiten Wohnungsbaugesetz ge-
macht wurden, lassen befürchten, daß dieses Gesetz 
unzureichend ist. Die Rangfolge, von der ich schon 
bei der Förderung gesprochen habe, entspricht 
nicht den Verhältnissen und der Dringlichkeit und 
enthält Ungerechtigkeiten. Die öffentlichen Förde-
rungsmittel entsprechen nicht den Bedürfnissen. 
Die genossenschaftliche Tätigkeit auf dem Gebiete 
des Sozialen Wohnungsbaus geht in erschreckendem 
Maße zurück. Überall, wo wir hinsehen, wo wir 
mit den Leuten von  der  Wohnungswirtschaft spre-
chen, oder wenn wir bei den Bewilligungstellen 
Erkundigungen einholen, wird uns immer wieder 
mit Bedauern bestätigt, daß der Wohnungsbau für 
den Leistungsschwachen zu kurz kommt. 

Ich habe Ihnen schon vorhin gesagt, welch krasse 
Fälle von Ungerechtigkeit es heute gibt. Jemand 
mit 24- bis 25 000 DM Jahreseinkommen bringt es 
durch geeignete und geschickte Manipulationen 
fertig, in den Kreis der Bevorrechtigten eingestuft 
zu werden. 

(Abg. Lücke: Das ist doch einfach nicht 
wahr, Herr Stierle! So etwas können Sie 
doch nicht sagen! Das stimmt doch nicht! 

Das ist Spiegelfechterei!) 



2. Deutscher Bundestag — 211. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Mai 1957 	12341 
(Stierle) 
— Ich werde Ihnen Beispiele dafür .bringen, daß 
es  wahr ist. So, meine Damen und Herren, sieht 
es praktisch aus. 
Nun noch ein Beispiel für Sie, die Sie uns immer 

im Verdacht haben, wir wären von Haus aus, 
gewissermaßen von Geburt aus gegen die Schaf-
fung von Eigentum eingestellt. Eine große Genos-
senschaft in Nürnberg, die Biber genügend Bau-
gelände verfügt, war  bereit, dieses Gelände im 
Erbbau zum Bau von Familienheimen abzugeben. 

(Abg. Leukert: Warum nur im Erbbau?) 
— Na, das genügt Ihnen noch nicht! Es wäre doch 
schon eine Wohltat, wenn die Betreffenden für die 
Zeit von 99 Jahrein in diesen Heimen sitzen könn-
ten und es als Eigentum ansehen könnten. Und in 
aller Regel ist es doch so, daß dieses Erbbaurecht 
entsprechend verlängert wird. Sie fragen also ganz 
zu Unrecht: „Warum nur im Erbbau?" Man hatte 
bei dieser Genossenschaft ausgerechnet: Wir brau-
chen pro Quadratmeter 5 DM und nehmen auf 
sen Betrag 3 % Erbbauzinsen. Rechnen Sie ein 
kleines bescheidenes Beispiel aus: 300 qm zu je 
5 DM, das sind 1500 DM. 3 % davon sind im Jahr 
45 DM Erbbauzinsen. Man verlangte von den In-
teressenten, sie sollten 5 000 DM beibringen, einer-
lei, ob das gespartes Geld, Arbeitgeberdarlehen, 
Lastenausgleichsmiittel oder Geld aus Bauspar-
verträgen war..  Man hatte im Bereich dieser 
Genossenschaft genügend Leute, die auf dieser 
günstigen Basis sich ein .Heim schaffen wollten. 
Das Ergebnis war null, denn man erklärte ihnen, 
als man  die  Anträge weiterbearbeiten wollte, das 
Volumen an verfügbaren öffentlichen Mitteln zum 
Bau von Familienheimen für Bauherren mit gerin-
gen Einkommen sei bereits restlos aufgezehrt. Sie 
sehen also auch hier wieder ein Beispiel dafür, daß 
die 700 Millionen DM, selbst wenn sie voll erhal-
ten blieben, zuwenig sind. 
Aber die Beispiele, die  ich Ihnen hier angeführt 

halbe, zeigen Ihnen, daß die 700 Millionen DM nicht 
erhalten bleiben, sondern auf Grund von Anrech-
nungen und Abzügen auf einen 'Bruchteil zusam-
menschmelzen. 
Ich frage Sie: Was soll man denn eigentlich im 

Zeichen des Wirtschaftswunders und  unseres finan-
ziellen Aufstiegs den Evakuierten sagen, die endlich 
wieder  in  ihrem Heimatort oder am Ort ihres letz-
ten Wohnsitzes vor der Evakuierung zu einer ange-
messenen Wohnung kommenwollen, damit aber 
auf unbestimmte Zeit vertröstet werden?! Die 
Koalitionsparteien haben bei der vorjährigen 
Haushaltsberatung über den Einzelplan 25 unseren 
Antrag auf Erhöhung der Etatmittel für die Rück-
führung der Evakuierten auf 100 Millionen DM 
abgelehnt. Wir könnten mit denselben guten Grün-
den und noch viel dringlicher als damals dem 
Hohen Hause heute den gleichen  Antrag vorlegen. 
Vielleicht hätten wir heute mehr Aussicht auf 
Erfolg. Es scheint sich bei Ihnen die Erkenntnis 
durchgesetzt zu haben, daß hier eine Auigalbe vor-
liegt, an deren Lösung man bisher nicht energisch 
genug herangegangen ist. Was Sie uns vor einem 
Jahr ablehnten, holen Sie jetzt, wenn auch nicht 
ganz, so doch teilweise nach. 
Auf Umdruck 1092*) beantragen Sie von der 

CDU/CSU und von der DP [FVP] die Einsetzung 
eines Leertitels 534 für Darlehen an die Länder 
zur Finanzierung des Wohnungsbaes zugunsten 

*) Siehe Anlage 32  

von Evakuierten, worin die Ermächtigung erteilt 
wird, für das Rechnungsjahr 1958 his zur Höhe von 
30 Millionen DM vertragliche Bindungen einzu-
gehen. Damit werden praktisch die 35 Millionen 
DM,  die  unter Tit. 535 schon eingesetzt sind, auf 
65 Millionen DM erhöht. Da kann man nur sagen: 
spät kommt ihr, doch ihr kommt! Hätten Sie im  
vorigen Jahre unserem Antrag zugestimmt, dann 
brauchten Sie  heute nicht mit einem Leertitel zu 
kommen, der allenfalls die Möglichkeit vorsieht, 
für weitere 30 Millionen DM Bindungen einzu-
gehen. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber  [Aachen]:  Das 
ist aber ein langes Manuskript!) 

— Sie werden zugeben, daß ja auch das Thema 
wichtig und das Anliegen dringend ist. Sie ent-
sinnen sich wohl noch der Zeit, wo wir einmütig 
der Auffassung waren, der soziale Wohnungsbau 
sei die Aufgabe Nummer eins. Ich bedaure, daß 
wir heute in so 'später Stunde und bei so schlech-
ter Besetzung über diese Dinge verhandeln müs-
sen. Mir wäre es viel lieber gewesen, wir hätten 
zwischen fünf und sechs Uhr über diese Sache 
sprechen können. 

(Abg. Lücke: Wer behauptet denn, daß er 
heute nicht mehr die Aufgabe Nummer 

eins ist?!) 
Was ich Ihnen heute vorgetragen habe, sollte 

Sie zu der Überzeugung bringen, daß die Anträge, 
die wir stellen, wirklich gute Gründe für sich 
haben. Es muß gewissermaßen in  jedem von uns 
heißen: helfe schnell, indem du mehr gibst! Jeder 
von uns müßte sich darüber klar sein, es kann 
mehr gegeben werden angesichts der Not, die vor 
uns liegt. Müssen wir uns bei all unserem Wohl-
stand,  bei all  den Erfolgen, die wir auf weiß Gott 
welchen Gebieten erreicht haben, nicht schämen, 
wenn wir es nicht fertigbringen, in diesen Zeiten, 
in denen es uns gut geht, in diesen 'Zeiten unserer 

 finanziellen Fülle mit den Dingen fertig zu wer- 
den, die eine Schande für uns sind?! 
In dem Sinne bitte ich um Ihre Zustimmung zu 

unseren Anträgen. 
(Beifall bei der  SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, sich habe noch den Umdruck 1059 und den 
Umdruck 1067 vorliegen. Sie sind inhaltlich gleich. 
Ich möchte fragen, ob die Antragsteller wegen der 
fortgeschrittenen Zeit nicht auf die Begründung 
verzichten wollen. 

(Abg. Dr. Vogel: Vor allen Dingen auf das 
Verlesen von Manuskripten!) 

Ich kann das natürlich nicht bestimmen. 
Bitte, Frau Abgeordnete Heise. 

Frau Heise (SPD): Meine Damen und Herren! 
Die Begründung dieser beiden Anträge geht, 
glaube ich,  sehr schnell. Sie gründen sich auf die 
Drucksache 1890. Dieses Kind  hat die DP  in  die 
Welt gesetzt; sie hat  sich aber recht wenig darum 
gekümmert. Schließlich hat der Ausschuß für Wie-
deraufbau und Wohnungswesen nach zwei Jahren 
den Antrag zur Bewilligung der Mittel an den 
Haushaltsausschuß überwiesen, nachdem wir und 
auch der  Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten einmütig dafür gestimmt hatten. Im 
Haushaltsausschuß ist der  Antrag dann am  14. März 
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*) mit der Begründung abgelehnt worden, daß dafür 
keine Mittel mehr vorhanden seien. 
Die beiden Anträge send inhaltlich gleich. Der 

eine stammt von den Fraktionen der SPD und des 
GB/BHE, und der andere ist von Mitgliedern aller 
Fraktionen unterschrieben. Es handelt sich darum, 
zur Förderung des Kleingartenwesens bzw. zur 
Finanzierung der Anlage von Dauerkleingärten 
2 Millionen DM bereitzustellen. Diese Mittel sollen 
einen Anreiz für die Länder darstellen, etwas mehr 
als bisher für die Anlage und die Erhaltung solcher 
Kleingärten zu tun. Seien Sie, meine Damen und 
Herren, doch nicht so abweisend gegenüber diesen 
Anträgen! Die Kieingartenverbände im Bundes-
gebiet haben immerhin etwa 5 .20 000 Mitglieder mit 
einer dreiviertel Million Kleingärten. Sie werden 
das beim Wahlkampf auch noch merken. Täglich 
müssen einige von diesen Gärten ein ,allen Ländern 
der vorrückenden Bebauung weichen. 
Gewiß haben einige Länder schon von sich aus 

die Anlage von Dauerkleingärten gefördert. Aber 
allein in dem Industriebezirk von Nordrhein-West-
falen gibt es 16 000 Anwärter für Dauerkleingär-
ten. Man sollte auch daran denken, daß diese Men-
schen es nötig haben, wenigstens samstags und 
sonntags aus dem Staub und Dreck heraus an die 
Peripherie zu kommen. Bei den finanzschwachen 
Ländern ist es so, daß Ländermittel wicht zur Ver-
füguahg stehen und daß die Kleingartenwilligen 
immer wieder abgewiesen werden. 
Ich darf hier vielleicht noch einen Sprecher zitie-

ren, der Ihnen nicht ganz unangenehm sein wird, 
nämlich Ihren Ersten Vorsitzenden, den Herrn 
Bundeskanzler. Er  hat neulich bei der Eröffnung 
der Bundesgartenschau sehr warme Worte für 
diese Angelegenheit gefunden. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 
Er hat gesagt, man  müsse die Verbundenheit mit 
der Natur und mit dem Garten wachhalten. 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU.) 
An einer anderen Stelle spricht er dann davon 

(fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 
— unterbrechen Sie mich doch nicht dauernd; es 
geht viel schneller, wenn 'ich allein spreche —, daß 
die Beziehung zwischen Wohnhaus und Garten 
hergestellt werden müsse. 
Mißt diesen 2 Millionen DM für das Bundesgebiet 

können wir gewiß keinen Riesenerfolg erzielen. 
Aber wir können damit den Ländern den Vorwand 
nehmen, daß kein Geld für Neuanlagen vorhanden 
sei. Auch die Gemeinden können dann darauf ver-
weisen. Die zahlreichen kleinen Vereine werden 
mit ihren Informiationsblättchen schon dafür sor-
gen, daß die Kleingartenvereine wissen, an wen sie 
sich zu wenden haben. 
Ich bitte Sie also, den beiden Anträgen zuzu-

stimmen. 

(Beifall .bei der SPD und dem GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, es liegt schließlich noch der interfraktio-
nelle Antrag auf Umdruck 1049*) vor. Ich glaube, 
das Haus kann hier auf eine Begründung verzich-
ten. — Das Haus verzichtet auf die Begründung. 
Dann wären wir am Ende der Begründung der 
Anderungsanträge. 

*) Siehe Anlage 38 

Ich eröffne die  Diskussion, mache aber darauf 
'aufmerksam, daß wir in der zweiten Lesung sind, 
daß wiralso keine generelle Diskussion haben. Ich 
weiß, daß man Mer nicht ganz scharf trennen kann. 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Ausführungen von Herrn 
Kollegen StierLe erfordern sowohl hinsichtlich der 
Zahlen als auch hinsichtlich der Grundlagen einige 
Richtigstellungen. 

(Sehr richtig! in  der Mitte.) 
Der Herr Kollege Stierle hat bezeichnenderweise 
eine Reihe von Beispielen angeführt, in denen An-
träge von Personen mit geringem Einkommen. auf 
Familienheime nicht befriedigt werden können. Er 
hat aber kein einziges Beispiel angeführt, in dem 
Mietwohnungsanträge nicht befriedigt  werden 
können. Die Beispiele, die er genannt hat, haben 
erstens gezeigt, wie notwendig das Familienheim-
gesetz gewesen ist.  

(Beifall in  der Mitte.) 
Sie haben zweitens gezeigt, wieviel Anträge von 
Personen mit gerlingem Einkommen auf Familien-
heime mit einer Vollfinanzierung gestellt werden 
und wie sehr selbst in  diese Kreise unserer Be-
völkerung schon die Sparfreudigkeit und der 
eiserne Sparfleiß eingedrungen sind. 
Woher kommt es,  daß die Ansprüche' nicht be-

friedigt werden können? Der Herr Kollege 'Stierle 
ist dieser Frage immer wieder aus dem Wege • ge-
gangen. Er hat gesagt: Mietwohnungen müssen 
auch gebaut werden. Sicherlich, aber sollten wir 
nicht alle gemeinsam, insbesondere nach den Aus-
führungen des  Herrn Kollegen Kurlbaum von der 
SPD heute vormittag, der hier mit Emphase und 
feierlich erklärt hat, die SPD sei entschlossen und 
bereit, an der Eigentumsbildung für die Arbeit-
nehmer in vollem Ausmaß mitzuwirken, sollten 
wir da nicht froh sein, daß so viele Anträge auf 
ein Familienheim von Personen mit geringem Ein-
kommen gestellt werden? Sollten wir nicht ange-
sichts dieser Tatsache den Mietwohnungsbau ge-
rade für diese Kreise noch stärker einschränken, 
als es bisher auf Grund des Gesetzes für die Dring-
lichkeitsstufe 1 geschehen mußte? 

(Sehr richtig! in  der Mitte.) 
Hic Rhodus, hic salta! müßte man der SPD in der 
Frage der Eigentumsbildung sagen. 
Warum können diese Anträge in dem Regie-

rungsbezirk, den Sie genannt halben, nicht befrie-
digt werden? Ich habe hier heute nachmittag von 
einem Kollegen gehört, daß in den nordbadischen 
Förderbezirken drei Fünftel der Anträge von Ein-
kommensschwachen auf Familienheime nicht be-
friedigt werden können. Warum nicht? Weil die 
Mittel in übermäßigem Ausmaß in die überfüllten 
und platzenden Großstädte gehen, wo sie aus-
schließlich in den Mietwohnungsbau gegeben 
werden. 

(Beifall in der Mitte.) 
Hier liegt der Hase im Pfeffer! 

(Zuruf von.  der SPD.) 
— Ja, eben, dann ist die Verteilung auf die Regie-
rungsbezirke seitens des Landes Bayern eben nicht 
richtig gewesen und hat sich vor allem nicht genau 
an die Kompromißformel gehalten, die die Länder 
hinsichtlich der Dringlichkeitsstufen und der Mel- 
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dungen bei der Verplanung der Mittel selbst vor-
geschlagen haben. So liegen die Dinge. 
Wenn ich diese Frage noch einmal anschneide, so 

deshalb, weil wir von der SPD endlich einmal eine 
klare Antwort auf die Frage hören möchten, wie 
sie zur Eigentumsbildung durch Wohnungsbau 
stehen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Die Antwort wird nicht dadurch gegeben, daß man 
— ich komme auch sauf die Mittelforderung gleich 
zurück — immer mehr Mittel fordert, sondern die 
Antwort wird dadurch gegeben, daß man den  Fin-
ger  wirklich ,auf die Wunde legt und sich fragt, wie 
es zu dem Mißstand kommt, daß die Mittel für den 
Familienheimbau verweigert werden. 
Von der SPD werden immer wieder die Schwie-

rigkeiten hervorgekehrt. Der Schwierigkeiten sind 
wir uns sehr wohl bewußt. Aber Sie sagen nie klar, 
mit welchen Mitteln — außer: Bund, gib du mehr 
Mittel! — Sie die Schwierigkeiten bekämpfen wol-
len. Sie  sagen nie etwas Positives zu der Sache, 
wie Sie auch zum Gesetz selbst — und dessen rüh-
men Sie sich immer — nein gesagt haben. Hier 
wäre die Möglichkeit gewesen! Seit 1949 55 Milliar-
den DM Investitionen im Wohnungsbau! Antwor-
ten  Sie  klar sauf  die Frage: Wollen Sie, daß weiter-
hin nur 20 bis 25 % der aufgewandten 19 Milliar-
den öffentlicher Mittel — und für diese 55 Milliar-
den DM Investitionen sind 19 Milliarden DM 
öffentliche Mittel aufgewandt worden — dem Fa-
milienheimbau zugute kommen? Soll es so bleiben, 
daß nur 20 bis 25 % zur Eigentumsbildung derer 
dienen, die in diesen Wohnungen wohnen, während 
die übrigen drei Viertel mit ihrer Miete dazu bei-
tragen, daß Dritte, meist große GmbHs — keines-
wegs kleine gemeinnützige Genossenschaften; die 
haben sich sehr weitgehend in die Betreuung hin-
emgefunden — mit 60 000 und 80 000 Wohnungen, 
die sich noch gemeinnützig nennen, von diesen 
Mieten Zinsen, Kapitalkosten und Bewirtschaf-
tungskosten tilgen und diesen Komplex erhalten? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, um 
diese Frage geht es. Dabei wären wir der SPD 
dankbar, wenn sie hier eine eindeutige, klare Ant-
wort zum Gesetz und zur Tendenz „Eigentum 
durch Wohnungsbau" geben und nicht immer wie-
der ausweichen würde. Heute vormittag haben Sie 
Herrn Minister Erhard gesagt: Sie kamen zu spät 
mit Ihrer Volksaktie! — Uns sagen Sie immer wie-
der: Sie kommen zu früh mit dem Familienheim; 
es ist noch nicht so weit! 
Hier muß einmal Farbe bekannt werden. Wenn 

man wirklich Eigentum in  der Hand des Arbeit-
nehmers haben will: das ist der einfachste und 
klarste Weg, Eigentum zu schaffen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben niemals die Hand auf die Wunde ge-
legt — ich komme zu den Anträgen, die Sie ge-
stellt haben —, nämlich daß die vom Bund bereit-
gestellten Mittel  in  den Ländern tatsächlich viel 
zu spät verplant und erst nach einem Jahr oder so-
gar erst nach eineinhalb Jahren verbaut werden. 
Ich werde Ihnen hierfür aus der Statistik der Län-
der nachher genaue Zahlen nennen. Sie legen hier 
nicht den Finger drauf. Und warum nicht? Weil Sie 
mit den Wohnungsbauministerien, die in den Län-
dern in großer Zahl in Ihren Händen sind, oder 
aber mit den Regierungen, die von Ihnen wesent-
lich kontrolliert werden, um der Bekämpfung der 
Not willen in den Ländern ein sehr ernstes Wort 
sprechen müßten. Das ist höchste Zeit! 

Sie sagen nichts. Sie sprechen von den hohen 
Kapitalkosten bei den Hypotheken. Sie sagen aber 
nichts davon, daß die Lastenbeihilfen, die wir hier 
beschlossen haben, in den Ländern nicht angewen-
det werden — mit Ausnahme der Stadtstaaten —, 
obwohl wir sie dazu ermächtigt haben und obwohl 
wir ihnen aus Bundesmitteln die Möglichkeit ge-
geben haben, einen großen Teil dieser Lastenbei-
hilfen zu tragen. 

Sie sagen nichts über die von den Ländern dau-
ernd verhinderte Ablösungsverordnung. Ich muß 
mit Schrecken hören, daß einige Präsidenten der 
Landeskreditanstalten (Lakras), vor allem einer, 
der sogar in zwei großen Bankanstalten Präsident 
ist, aus rein verwaltungstechnischen und bank-
mäßigen Gründen immer wieder versucht, die Ab-
lösungsverordnung zu verzögern. Ein Jahr nach 
Inkrafttreten des Wohnungsbaugesetzes ist es 
höchste Zeit, daß die Ablösungsverordnung, die 
nicht nur Kapital, sondern auch dem Familienheim 
Vorteile bringt, endlich erlassen wird. 

Meine sehr Verehrten, wir könnten noch viele 
dieser Versäumnisse in den Ländern anführen. 
Wir sprachen vorhin von Großstädten und Anträ-
gen für Gebiete am Rande der Ballungszentren, 
wo man Familienheime bauen kann. Ich möchte 
nur in Stichworten sagen: Industrie-Streuung, — 
Landesplanung, — Verteilung der Mittel innerhalb 
der Länder dorthin, wo der Boden noch zu halb-
wegs vernünftigen Preisen zu haben ist und wo 
viele Leute wirklich Eigenheime bauen wollen, 
aber die Mittel nicht hingelenkt werden. Ich will 
nur auf die Macht der Großstädte hinweisen, die 
immer wieder die Mittel auf sich ziehen, und auf 
vieles andere. 

Aber die Zeit ist kurz. Lassen Sie mich nur noch 
zu den 400 Millionen DM einiges sagen, die auch 
mit dem Antrag des BHE in Zusammenhang 
stehen. 

Wir haben in dem Änderungsantrag Umdruck 
1092*) Ziffer 1 die wirklich brennende Frage der 
Lagerräumung angesprochen, die wir, wie wir glau-
ben, mit wirksameren Mitteln vorantreiben wollen. 
Warum halten wir diese Mittel für wirksamer? Wir 
gehen einmal in der Höhe des Ansatzes weit über 
den Antrag des BHE von 62 Millionen DM hin-
aus. Wir halten unseren Antrag auch deshalb für 
wirkungsvoller — obwohl er nur eine Ermäch-
tigung enthält —, weil aus der Ermächtigung jene 
Länder etwas bekommen sollen, die die Wohnungs-
baumittel für Sowjetzonenflüchtlinge und Aus-
siedler tatsächlich verbraucht haben. 

(Abg. Kuntscher: Bravo!) 

Das ist ein Minimum der Länder. Wir wollen hier 
schwarz auf weiß haben, welches Land den An-
trag auf mehr Wohnungen für Sowjetzonenflücht-
linge und Aussiedler stellt, und das erfahren wir 
durch die Ermächtigung. Ich glaube, daß der Herr 
Finanzminister keinen Moment zögern wird, 
wenn diese Gelder nachweisbar verbraucht wor-
den sind und neue gebraucht werden, diese zur 
Verfügung zu stellen im Vorgriff auf 1958, wie 
es im Haushalt enthalten ist. — Ich schließe aus 
seinem Nicken, daß er diese Meinung teilt. 

Wie sind aber die Tatsachen? Das Problem ist 
zu ernst, als daß wir uns mit Anträgen über die 
Wirklichkeit hinwegtäuschen könnten. Das Pro-
blem ist viel zu ernst! 400 000 Menschen! Wer ein- 

*) Siehe Anlage 32 
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mal in diesen Lagern mit 50 oder 60 Personen in 
einem Raum, Personen beiderlei Geschlechtes und 
jeden Alters, gewesen ist, um das dort mit anzu-
sehen, die physischen Schmerzen usw., der weiß, 
wie ernst diese Frage ist. Wir müssen dem Herrn 
Bundestagspräsidenten dankbar sein, daß auf das 
Drängen seiner Gattin und einer Reihe anderer 
führender Persönlichkeiten nun systematisch auch 
führende Männer unseres Volkes in diese Lager 
hineingeführt werden, um dort die Wirklichkeit 
zu sehen. 
Aber wo liegt denn der Krebsschaden? Ich will 

Ihnen ein paar Zahlen aus den Statistiken der 
Länder nennen. Ich habe einige schon in der De-
batte vom 14. März angeführt. Von den Mitteln, 
die vom Bund am 27. Mai 1955 freigegeben wor-
den sind, waren am 1. Januar 1957 noch 6500 Woh-
nungen nicht bezugsfertig — nach fast eindrei-
viertel Jahren. Das kann man nicht mit der Bau-
zeit und das kann man auch 1955 nicht mit den 
ersten Hypotheken beschönigen; das liegt daran, 
daß in gewissen Ländern diese Mittel nicht recht-
zeitig oder mit großem Unwillen verplant werden. 
Weiter: Es gab sogar Bundeswohnungsmittel 

vom 6. August 1953, für die es am 1. Januar 1957 
zum Teil noch keine bezugsfertigen Wohnungen 
gab, und auch die Wohnungen, die mit den am 
12. Oktober 1954 ausgeschütteten Mitteln erstellt 
werden sollten, waren zum Teil am 1. Januar 1957 
nicht bezugsfertig. Und jetzt, meine sehr Verehr-
ten, wird es ganz schlimm: Von den Mitteln, die 
am 5. März 1956 vom Bund zur Verfügung gestellt 
wurden, hat Holstein im Bau am 1. Januar des fol-
genden Jahres 35 % dieser Wohnungen, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Hamburg 0 % — das sind Statistiken der Länder, 
die dem Bundesvertriebenenministerium zur Ver-
fügung stehen und die vervielfältigt auch in den 
Ausschüssen, z. B. im Vertriebenenausschuß, zur 
Verfügung gestellt wurden —, Hessen 10 %, Nord-
rhein-Westfalen und Bremen 42 %, Rheinland-
Pfalz 20 %, Bayern 30 %, Berlin 0 %, Baden-Würt-
temberg 65 %. Meine sehr Verehrten, nach drei-
viertel Jahren waren so wenig Wohnungen für 
diese Mittel im Bau! 

Nun werden Sie mit den ersten Hypotheken 
kommen. Ich weiß schon, was da kommt. Auch 
dazu werde ich Ihnen gleich noch ein Wort sagen. 

Noch schlimmer ist die Sache bei der folgenden, 
bei der nächsten Aktion, deren Mittel etwas später 
zur Verfügung gestellt wurden. Hier waren am 
1. Januar 1957 überhaupt noch nicht im Bau ein 
großer Teil in Schleswig-Holstein, Hessen, Bremen 
und Berlin. Ich will Sie nicht zu sehr mit Zahlen 
aufhalten; ich will nur auf den Einwand „erste 
Hypothek" eingehen und auch auf die 8000 DM, 
die ebenfalls einer Richtigstellung bedürfen. Es 
werden pro Person, und zwar für Kinder und Er-
wachsene mit Ausnahme von alleinstehenden Ju-
gendlichen, vom Bund 2000 DM gegeben. Die Län-
der haben sich verpflichtet, das um 20 °/o aufzu-
stocken. Das bedeutet, daß, wenn Sie in eine Vier-
raumwohnung fünf Personen geben, mindestens 
12 000 DM zur Verfügung stehen — 12 000 DM an 
öffentlichen Mitteln. Wenn Sie sechs Personen — 
sagen wir, vier Kinder und zwei Eltern — in diese 
Vierraumwohnung geben, stehen 14 000 DM zur 
Verfügung. 

Es kommen immer mehr Aussiedler. Diese und 
die C-Ausweis-Leute bekommen noch Aufbaudar-

lehen für Wohnungsbau, 4- bis 5000 DM, insgesamt 
also 19 000 DM. 

Herr Bundesfinanzminister, man müßte auch 
sehr stark darauf sehen, was eigentlich mit den 
Ersparnissen aus der pauschalierten Kriegsfolgen-
hilfe geschieht. Denn für jeden Flüchtling und Aus-
siedler, der aus dem Lager herausgenommen wird, 
werden Ausgaben in den Lagern eingespart. Nach 
dem Vierten Überleitungsgesetz dürfen Erspar-
nisse aus der Kriegsfolgenhilfe, die den Ländern 
pauschaliert gegeben wird, nur zu den gleichen 
Zwecken und für den gleichen Personenkreis ver-
wendet werden; also wenn sie für die Verwaltung 
der Lager nicht gebraucht werden, für den Woh-
nungsbau, so wie damals, als der Bundesfinanz-
minister noch die Mittel unter seiner Obhut hatte, 
als sie nicht pauschaliert waren. Damals wurden 
alle Ersparnisse in die Lagerräume durch Woh-
nungsbau hineingelegt. So müßte es auch hier sein. 
Wenn Sie das zusammenstellen, Herr Kollege 
Stierle, so haben Sie ohne erste Hypothek Ihre 
21- bis 22 000 DM. Wenn man jetzt zwei Familien 
auf ein Eigenheim mit zwei Wohnungen rechnet, 
so sind das 40- bis 44 000 DM an Mitteln für die-
ses Eigenheim. Dafür kann man für jene Leute, 
die sparwillig sind und die das bewiesen haben 
und die zwei, drei Jahre in den Lagern waren, 
sogar Eigenheime bauen. Ich bin dankbar, daß, 
wie ich gehört habe, in Hamburg eine solche Ak-
tion angelaufen ist. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Bitte schön. 

Jaksch (SPD): Herr Kollege Czaja, haben Sie bei 
Ihren jetzigen Ausführungen auch berücksichtigt, 
daß die Baukosten in den zurückliegenden Jahren 
gestiegen sind und daß die Restfinanzierung die-
ser Wohnungen ein sehr schwieriges Problem ist? 
Haben Sie auch berücksichtigt, daß die Familien 
der Sowjetzonenflüchtlinge, die da unterzubringen 
sind, im Durchschnitt nicht aus fünf oder sechs 
Personen bestehen und daß Ihre Rechnung in dem-
selben Augenblick zusammenbricht, wo die Fa-
milie nur aus drei Personen besteht? Und letztens: 
Wäre es nicht besser, mit den Ländern über die 
ungelöste Frage der Restfinanzierung zu reden, 
anstatt sie hier auf die Anklagebank zu setzen? 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Kollege, Sie haben 
eine Fülle von Fragen gestellt. Ich will versuchen, 
sie in aller Kürze zu beantworten. 

Was die Restfinanzierung im Wohnungsbau be-
trifft, so glaube ich einige Erfahrungen zu haben. 
Ich habe Ihnen ja gesagt, daß ich bei einer ganz 
einfachen Rechnung auf 22 000 DM ohne erste Hy-
pothek gekommen bin. Wenn Sie noch eine erste 
Hypothek von 5000 DM dazunehmen, kommen Sie 
auf 26- bis 27 000 DM. Soweit sind wir noch nicht, 
daß die Kosten einer Mietwohnung — nicht einmal 
eines Eigenheims! — so hoch sind, daß wir nicht 
für 22 000, 23 000, 24 000 DM eine sehr vernünftige 
Vierraumwohnung erstellen können. Dieses Ar-
gument, Herr Kollege Jaksch — ich bin froh, daß 
Sie die Dinge so offen zur Sprache bringen —, 
verfängt also nicht. 

Ernster ist das Argument mit den drei Perso-
nen zu nehmen. Aber Sie wissen so gut wie ich, 
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Herr Kollege, daß Sowjetzonenflüchtlinge und 
Aussiedler gar nicht alle in neuen Wohnungen un-
tergebracht werden, sondern daß sie nur zumut-
bar unterzubringen sind, und daß ein Großteil 
dieser Personen, insbesondere auf dem Lande, gar 
nicht in die neuen Wohnungen kommt, sondern 
leider in Teilwohnungen und in Altwohnungen. 

Jaksch (SPD): Herr Kollege Dr. Czaja, hat nicht 
die derzeitige Regierungskoalition durch Ihre Mie-
tengesetzgebung dafür gesorgt, daß die Wohnungs-
behärden gar nicht in der Lage sind, Altbauwoh-
nungen als Ersatz anzubieten? Man hat es doch dem 
Hausbesitzer freigestellt,  zwischen einigen Bewer-
berfamilien zu wählen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie müssenaber 
berechtigt sein!) 

— Gewiß, aber die Neigung, im Zweifelsfall Flücht-
ilingsfamilien vorzuziehen, müßte da vorhanden 
sein. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Kollege Jaksch, da 
darf ich eine sehr einfache Antwort geben. Wir 
haben ein marktkonformes Mittel gefunden, um 
dieses Problem zu lösen. Wir haben nämlich einen 
Anreiz gegeben. Wir haben gesagt: Wenn du eine 
Wohnung für einem Einkommensschwachen, für 
einen SBZ-Flüchtling, für einen Aussiedler frei 
machst, dann kommst du, wenn du in den sozialen 
Wohnungsbau fällst — nicht wenn du 25 000 DM 
Einkommen hast —, auch in die Dringlichkeits-
stufe I für den Bau von Familienheimen. Die Bei-
spiele, die Kollege Stierle angeführt hat, zeigen, 
daß auch sehr viele Leute diesen sehr marktkon-
formen, mit normalen Mitteln zum Freimachen an-
reizenden Weg wählen. 
Sie haben die dritte Frage ,gestellt, ob wir die 

Länder auf die Anklagebank setzen. Nein, Herr 
Kollege Jaksch, .nein, das möchten wir nicht. Ich 
möchte auch niemanden diskriminieren. Ich möchte 
hier nur den ganzen Ernst  der  Situation darstellen. 
Es geht hier um 400 000 Menschen. Manches davon 
mag Strandgut sein. Aber es gibt ja auch Men-
schen, junge und alte, junge Mädchen und junge 
Männer, die sich in den furchtbarsten Verhältnissen 
ungebrochen, sauber erhalten haben, und Men-
schen, die schon im Schwanken sind, die wir retten 
müssen. Ich habe .die Sache hier angesprochen, weil 
sie mir so ernst erscheint und weil jetzt einige 
Länder dazu übergehen, zu sagen: Die 2000 DM 
reichen uns auch nicht mehr; wir bauen keine Woh-
nungen für Aussiedler und Sowjetzonenflüchtlinge 
mehr, Ich wollte darstellen, daß wir an diesem Pro-
blem nicht vorbeigehen können und daß wir — da 
bin ich Ihrer Meinung — die Dinge erörtern sollen. 
Ich wollte auch den Herrn Bundeswohnungsbau-
minister  bitten, sich mit den Ministerpräsidenten 
der Länder zusammenzusetzen, so wie sich im Jahr 
1955, als wegen der Überfüllung der Lager alles 
am Platzen war, der Herr Bundeskanzler mit den 
Ministerpräsidenten der Länder sich zusammen-
gesetzt, mit ihnen verhandelt hat und dann zu 
einem Ergebnis gekommen ist. 

Ich wollte auch damit zeigen, daß die Antragstel-
lung auf Erhöhung der Bundesmittel nicht weiter-
hilft, sondern daß wir dien Finger dorthin legen 
müssen, wo tatsächlich die Mängel sind. Wir müs-
sen die Bundesmittel schnellstens verbauen. Darum 
geht es. Dann bekommen wir schneller die Lager 
frei. Freilich werden wir die Wohnungsnot nicht in  

den nächsten zwei, drei Jahren beheben. Wir brau-
chen, insbesondere in ,den Ballungszentren, längere 
Zeit. 

Abschließend folgendes. Wir in der CDU/CSU, 
die als Ergebnis ihrer Wohnungsbaupolitik 3,5 Mil-
lionen erstellter Wohnungen nach 1949 ,aufweisen 
kann, die einen ersten Schritt zur Eigentumsbil-
dung begonnen hat, sind uns nicht bewußt, im 
Wohnungsbau in der Defensive zu stehen, 

(Zustimmung in der Mitte) 

wir sind uns bewußt, in dieser Frage mit einem 
guten Gewissen in  der  Offensive zu stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Freilich können wir nicht Wunder wirken. Sie kön-
nen uns 'immer Notfälle ,anführen, noch drei, vier, 
fünf Jahre lang, insbesondere in den Ballungszen-
tren. Aber wir sind den richtigen Weg gegangen 
und haben das Menschenmögliche getan. Mögen die 
Länder das Ihre dazu tun, daß die Mittel, die hier 
gegeben werden, entsprechend verplant, entspre-
chend schnell verplant werden; mögen die Mittel 
aufgestockt werden in den Ländern, die am mei-
sten danach rufen und mögen auch dort größere 
Anstrengungen gemacht werden! Möge über alle 
Parteien hinweg der Grundsatz „Eigentumsbildung 
durch Wohnungsbau; Eigentumsbildung in Arbeit-
nehmerhand durch Wohnungsbau" gefestigt wer-
den! Mögen wir gemeinsam die echten Schwierig-
keiten vom Boden und von der Industriestreuung 
und Landesplanung her bekämpfen! Denn diesem 
Grundsatz gehört die Zukunft. Das natürliche Den-
ken und  die  natürliche Urteilskraft der Menschen 
gehendiesen Weg. Wenn auch heute praktisch nur 
eine kleine Gruppe darum kämpft, 

(Zurufe von der SPD) 

wir hoffen, daß die Zukunft in-- recht gibt. 

Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Schoettle: Sie  klatschen entgegen 

Ihrer Einsicht! — Weitere Zurufe von 
der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Hauffe. 

Hauffe (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es ist interessant, daß 
wir immer wieder dieselbe Platte bekommen, ob-
wohl Sie ganz genau wissen, daß Sie an der Wirk-
lichkeit vorbeireden. 

(Widerspruch in  der  Mitte.) 

Ich möchte Ihnen hier einmal mit aller Deutlich-
keit wiederholt etwas sagen. Wir als Sozialdemo-
kraten haben durch unsere Politik in den Gemein-
den, in den Ländern und im früheren Reich dem 
Arbeiterbereits zum Eigenheim verholfen, als die 
Leute, die heute in Ihrer Fraktion sitzen, dem Ar-
beiter noch das Recht auf eine anständige Woh-
nung streitig machten. Das nehmen Sie bitte einmal 
zur Kenntnis. 

(Beifall bei der SPD. — Oho!-Rufe von 
der Mitte. — Abg. Lücke: Das ist Dema

-

gogie! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Ich will Ihnen noch etwas sagen. Wenn Sie sich 
heute hierherstellen und den Vertreter für den 
notleidenden Althausbesitz spielen, dann hätten Sie 
das, was Sie heute anbieten, schon zwei Jahre vor- 
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)  her haben können. Lesen Sie bitte im Protokoll 
nach, was ich im Jahre 1955 auf der Landesver-
sammlung der schleswig-holsteinischen Haus- und 
Grundbesitzer zur Frage „SPD und Hausbesitz" 
gesprochen habe, und lesen Sie den Antrag nach, 
den ich beim Bundesmietengesetz hier gestellt habe: 
50 Millionen DM für den notleidenden Hausbesitz, 
für die kleinen Leute, die die 7 %igen und fünf 
Jahre laufenden Darlehen nicht in Anspruch neh-
men können, weil Sie einfach nicht in der Lage 
sind, für die Restfinanzierung zu sorgen, und Sie 
dieses Geld dann eben bloß denen geben konnten, 
die praktisch stark  genug  sind, auf den Kapital-
markt zu gehen, der ja damals noch ein bißchen 
Geld hatte! 

(Abg. Dr. Hesberg: Aber doch nur, weil 
Sie die Mieterhöhung abgelehnt haben!) 

— Die Mieterhöhung haben Sie gegen uns durchge-
setzt, und Sie haben trotzdem im Jahr 1955 die 
Hilfe für den kleinen Hausbesitzer abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das nehmen Sie doch bitte einmal zur Kenntnis! 
Jetzt möchte ich Ihnen zu Ihrer Phraseologie 

etwas sagen, daß wir gegen das Familienheim 
seien. 

(Abg. Lücke: Das sind Sie! Sie waren 
gegen das Familienheimgesetz!) 

— Herr Abgeordneter Lücke, das werden Sie nie-
mals beweisen können. 

(Abg. Lücke: Sie haben gegen das Gesetz 
gestimmt! Sie verhindern, daß das Gesetz 

voll in Kraft treten kann!) 

— Das ist eine Behauptung, die  nicht wahr ist, und 
sie wird auch nicht dadurch wahr, daß man sie ein 
dutzendmal wiederholt. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Lücke: Sie 
verhindern in den Ländern, daß das Ge

-

setz voll in Kraft treten kann!) 

— Sie können ruhig so lange toben, wie Sie wol-
len. Wenn Sie schimpfen, wird es höchstens noch 
interessanter. Dann habe ich endlich einmal Ge-
legenheit, mich mit allen diesen Dingen ganz kon-
sequent auseinanderzusetzen. 

Nun will ich Ihnen sagen, daß diese Zahlen, die 
soeben mein Kollege Stierle gebracht hat, aus dem 
Regierungsbezirk stammen, in dem ich beheimatet 
bin. 

(Aha! in der Mitte.) 

— Ja, ist das ein Wunder? Ich weiß in meinem Re-
gierungsbezirk Bescheid. 

(Abg. Lücke: Welcher Partei gehört denn 
der Regierungspräsident an?) 

— Regierungspräsident ist gegen unseren Willen 
kein Sozialdemokrat geworden; 

(Lachen in der Mitte) 
er ragt mehr in Ihre Kategorie hinein. Er ist aus 
Oberbayern gekommen. Jedenfalls ist er aber 
kein Sozialdemokrat. 

(Zuruf von der Mitte: Da muß er ja selber 
lachen!) 

Es ist der ehemalige Landrat von Bad Aibling, und 
Sie werden doch nicht behaupten, daß wir in Bad 
Aibling schon einmal einen sozialdemokratischen 
Landrat gehabt hätten. 

(Zuruf von der Mitte: Er hat erst vor ein 
paar Wochen angefangen!) 

— Sein Vorgänger war ein Mann, der als Jurist 
sehr bekannt war. Es war Herr Dr. Gebhard, und 
ich glaube, daß keiner behaupten kann, daß Herr 
Dr. Gebhard Sozialdemokrat war. Als Jurist aber 
war er eine Kapazität, die weit über die Kreise 
Frankens und Bayerns hinaus anerkannt wird. Ich 
glaube, daß Sie Herrn Dr. Gebhard aus dieser Dis-
kussion der parteipolitischen Hin- und Her-Argu-
mentation herauslassen könnten. 

Aber jetzt will ich zu den Dingen kommen, die 
Sie uns vorwerfen. Schauen Sie, im Regierungs-
bezirk Oberfranken wären von den 10 1/2 Millionen, 
die für den Wohnungsbau zur Verfügung stehen, 
im ersten Quartal um die Hälfte mehr Anträge für 
den Bau von Familienheimen zu erfüllen gewesen, 
als überhaupt an Mitteln für das ganze Jahr zur 
Verfügung steht, selbst wenn damit keine Miet-
wohnung, keine Genossenschaftswohnung, keine 
Wohnung für Sowjetzonenflüchtlinge, keine Woh-
nung im Grenzlandraumprogramm usw. gefördert 
worden wären. 

(Abg. Lücke: Das beweist doch, wie groß 
der Wille zum Eigenheim ist!) 

— Das ist an sich bis zu einem gewissen Grade, 
Herr Kollege Lücke, eine erfreuliche Erscheinung. 
Aber der Pferdefuß kommt nach, nämlich durch 
diesen komischen Nachsatz betreffend die Familien-
heime, daß den Bevölkerungskreisen mit geringem 
Einkommen die Leute gleichgestellt sind, die eine 
Wohnung für Bevölkerungskreise mit geringem 
Einkommen frei machen. Es passierte folgendes. 
Es kamen Leute, denen man bisher bei der Ge-
meinde oder beim Landratsamt bereits gesagt hatte: 
Mein lieber Freund, du gehörst zwar dem Buch-
staben des Gesetzes nach noch mit zu dem durch 
den Sozialen Wohnungsbau zu betreuenden Kreis, 
aber deine ganzen Familien- und Vermögensver-
hältnisse sind so, daß du dein Heim allein finan-
zieren kannst. Wir haben hier noch genügend arme 
Teufel, denen die Hilfe wirklich zufallen muß. 

Bisher war es bei uns so, daß die Mittel vom 
Regierungsbezirk auf die Land- und Stadtkreise 
aufgeteilt wurden. Da hat dann das Landratsamt 
oder der Stadtrat gewußt, daß für 500 000, 600 000 
oder 700 000 DM Anträge vorzulegen sind, hat sie 
geprüft und weitergeleitet. Die Leute haben ge-
wußt — bis auf einzelne Fälle, wo vielleicht etwas 
falsch war —, daß sie ihre Mittel bekommen und 
bauen können. Heute wird alles Mögliche losgelas-
sen, es werden Hoffnungen erweckt, es kommt ein 
X-faches an Anträgen, weil nämlich unten der 
Kommunalbehörde jede Möglichkeit der Mitwir-
kung genommen ist, außer die Dinge anzunehmen 
und weiterzuleiten. Damit werden Illusionen er-
weckt, die nachher in einem Nichts zusammen-
brechen. Das ist Tatsache. 

(Abg. Kuntscher: Das ist aber nicht über

-

all so, sondern nur in der Oberpfalz!) 

— Nein, nicht in der Oberpfalz. Nehmen Sie bitte 
zur Kenntnis: ich bin aus Oberfranken und nicht 
aus der Oberpfalz; ich möchte meine Heimat nicht 
verleugnen. 

Ich will Ihnen aber noch etwas anderes sagen. 
Wir haben gerade in Oberfranken sehr viele Eigen-
heime gebaut, und wir haben mit unseren unter 
sozialdemokratischer Führung stehenden Genossen-
schaften bereits vor dem ersten Weltkriege Eigen-
heime gebaut. 

(Bravo! in der Mitte.) 
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Bitte, nehmen Sie das zur Kenntnis, und korrigie-
ren Sie Ihre falschen politischen Behauptungen! 

(Abg. Lücke: Halten Sie diese Rede im 
Gesamtverband der gemeinnützigen Woh

-

nungsbauunternehmen!) 

Ich möchte Ihnen sagen, was unser Grundsatz ist. 
Wir wünschen, daß, soweit es irgend möglich ist, 
Eigenheime gebaut werden, weil das Eigenheim 
die gesündeste Wohnform ist, die es gibt. Aber Sie 
werden doch nicht behaupten wollen, daß die Woh-
nungsfrage in den Großstädten mit Eigenheimen 
gelöst werden kann. 

(Abg. Kuntscher: Das hat ja niemand 
behauptet!) 

Deswegen können Sie hier nicht sagen: bloß Eigen-
heime, 

(Abg. Lücke: Wer sagt denn das?) 

und Sie können auch nicht sagen: bloß Mietwoh-
nungen. So etwas ist von uns niemals gesagt wor-
den. 

Jetzt möchte ich an meine bayerischen Kollegen 
appellieren, die ja so gute Föderalisten sind. Sie 
müßten sich eigentlich meiner Forderung anschlie-
ßen, daß wir nämlich wie bisher die Mittel im 
größten Umfang zur Verfügung stellen, und als 
gut föderativ denkende Menschen und als gute De-
mokraten müßten wir die Entscheidung, wie in den 
einzelnen Gemeinden gebaut wird — ob Miethäu-
ser oder Eigenheime —, den Gemeinden übertra-
gen, weil nämlich die Gemeinde allein in der Lage 
ist, darüber zu entscheiden, wie die Wohnungsnot 
an dem betreffenden Ort behoben werden kann. 

Es kommt noch etwas anderes hinzu, und dabei 
möchte ich Sie an Ihre Doppelzüngigkeit in dieser 
Frage erinnern. Gerade die Leute in Ihrer Fraktion 
und in Ihren Kreisen sind nicht bereit, nachher in 
den Gemeinden unten die Bodenbeschaffungs-
aktionen einzuleiten, die notwendig sind, um die 
Eigenheime wirklich zu bauen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Unsere kommunalen Behörden und Gemeinden — 
und wenn Sie noch so dreckig lachen — haben sich 
mit ihrem Grundbesitz ausverkauft! 

(Erregte Zurufe von der Mitte. — Gegen- 
rufe von der SPD. — Große Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeord-
neter, darf ich Sie darauf hinweisen, daß der Aus-
druck „dreckig lachen" kein parlamentarischer Aus-
druck ist. 

Hauffe (SPD): Das nehme ich zur Kenntnis. Mir 
ist im Moment nichtsanderes eingefallen. 

(Lachen in der Mitte. — Anhaltende 
Unruhe.) 

Aber das ist doch nun mal die Tatsache, und Sie 
können die Dinge politisch nicht auf den Kopf 
stellen. 

Etwas anderes kommt noch hinzu. Wir haben 
gerade in Oberfranken — das möchte ich Ihnen 
sagen, Herr Dr. Czaja —nicht restlosalle Mittel 
für den Eigenheimbau einsetzen können, weil wir 
die Schwerpunktprogramme für die Sowjetzonen-
flüchtlinge und  die  Grenzlandgemeinden und der-

gleichen mehr ebenfalls mit berücksichtigen 
müssen. 

(Abg. Dr. Czaja: Ich habe Ihnen vor

-

gerechnet, daß wir viele dieser Personen 
auch in Eigenheime bringen können!) 

Aber wir haben immerhin die größere Hälfte der 
zur Verfügung stehenden Mittel für den Eigen-
heimbau verwandt. 

Daß wir bei uns ein gutes Verhältnis der Wohn-
formen zueinander haben. habe ich während der 
Beratung des Wohnungsbaugesetzes schon mehr-
fach erwähnt. Deswegen glaube ich,  daß gerade die 
Ziffern aus unserem Regierungsbezirk so markant 
für die Verhältnisse sind. Sie sollten sich endlich 
einmal dazu durchringen, nicht mit einem starren 
Dirigismus von Bonn aus bis in die letzte 
Gemeinde, in die Möglichkeiten der Gemeinden 
hineinzuregieren. Sie  sollten der Gemeinde, der 
untersten Stufe der Demokratie, Elastizität und 
Wirkungsmöglichkeit geben. Was Sie hier machen, 
ist auf deranderen Seite ein Aushungern der 
Demokratie, ein Aushungern der Gemeinden und 
damit eine Schädigung der Demokratie. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Ich möchte mit aller Deutlichkeit betonen: wenn 
Sie unsere Wirksamkeit auf der politischen Ebene 
bis hinunter in die Gemeinden verfolgen und wenn 
Sie speziell meiner Tätigkeit im Wohnungsbau und 
in der Wohnungswirtschaft nachgehen, werden Sie 
zur Kenntnis nehmen müssen, daß alle Ihre Be-
hauptungen über die sozialdemokratische Woh-
nungsbaupolitik grundsätzlich falsch sind. 

Sie dürfen nicht die Situation einiger Groß-
städte, die sich nicht anders als mit dem Miet-
wohnungsbau oder dem Genossenschaftswohnungs-
bau helfen können, dazu benutzen, hier den Anklä-
ger gegen die Länder zu spielen. Selbst wenn Sie 
gute Föderalisten sind, müssen Sie auch die Politik 
der Länder in den Ländern bekämpfen und nicht 
dort, wo die Länder nicht die Möglichkeit haben, 
mit Ihnen die Klinge zu kreuzen. 

(Abg. Lücke: Er hält seine Rede im 
falschen Saal!) 

Ich möchte noch einmal betonen, trotz aller 
gegenteiligen Behauptungen sind wir für den klei-
nen Hausbesitz und sind bereit zu helfen. 

(Abg. Lücke: Na also!) 

Trotzdem bleibt unsere Forderung: das Eigenheim 
soweit wie möglich und die Mietwohnung soweit 
wie nötig! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Lücke: 
Warum haben Sie gegen das Gesetz 

gestimmt?) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Stierle. 

Stierle (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Was der Kollege Czaja 
an Rechenkunststückenangestellt hat, um nachzu-
weisen, daß es mit  den  8000 DM pro Wohnungs-
einheit im Wohnungsbauprogramm für Sowjet-
zonenflüchtlinge nicht stimmt, hat deutlich gezeigt, 
wie er sich anstrengen mußte, indem er erklärte: 
Es gibt zwar pro Kopf 2000 DM, 

(Abg. Dr. Czaja: 2400 DM!) 
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aber die Länder sollen hier urn 20 % aufstocken. 
Dann kam die Bemerkung: Wenn jetzt eine große 
Familie in eine Drei-, Vier- oder Fünfraumwoh-
nung hineinkommt, stehen 12- bis 14 000 DM bereit. 
So kann man das nicht rechnen. Die 8000 DM stim-
men,  weil sie eben den echten Durchschnitt darstel-
len. So ist es. 

(Abg. Dr. Czaja: Wie können Sie das 
beweisen, Herr Kollege?) 

Nun noch ein Wort zu dem, was bei Ihnen immer 
wieder eine große Rolle spielt: Wie steht die 
Sozialdemokratie zum Eigentum und zur Schaffung 
des Familienheimes? Der Kollege Krammig hat ja 
heute morgen anläßlich der Debatte über die Mög-
lichkeit, Eigentum zu bilden, auch die Frage ge-
stellt: Warum hat die SPD seinerzeit bei der Schaf-
fung des Familienheimgesetzes gegen das Gesetz 
gestimmt? Nun, der Kollege Hauffe hat schon eine 
Antwort zu geben versucht. Es geht ,doch bei der 
ganzen Angelegenheit immer darum, wie die zu 
geringen Mittel auf die  verschiedenen Sektoren 
verteilt werden, die wir nun einmal vor uns haben: 
auf der einen Seite die  Eigentumswohnung oder 
das Familienheim, auf der anderen Seite die  Miet

-

oder Genossenschaftswohnung. Darum geht der 
Streit. 
Ich will, Ihnen zur Beruhigung, nur noch ein 

Zitat bringen. Ein führender Mann der gemein-
nützigen Wohnungswirtschaft, der Sozialdemokrat 
ist, hat sich zu diesen Problemen geäußert und 
gesagt: 

Die gemeinnützige Wohnungswirtschaft ist seit 
Jahrzehnten und durchaus mit beachtlichen 
Erfolgen darum bemüht, diese Gruppe der 
Eigenheimer und des wohnungswirtschaft-
lichen Kleineigentums zu fördern und zu stär-
ken, sei es durch die Betreuungshilfe in der 
Neuproduktion, sei es durch Verkauf von 
Kleinsiedlerstellen und Ein- und Zweifami-
lienhäusern. Wenn erfreulicherweise von der 
wachsenden Zahl der Arbeiterhausbesitzer ge-
sprochen werden kann, so ist das weitgehend 
ein Verdienst der gemeinnützigen Wohnungs-
wirtschaft. Hier gibt es also für uns gar kei-
nen Gegensatz und schon gar nicht irgendeine 
Konkurrenzhaltung. Es wird auch künftig wie 
schon in der Vergangenheit für die gemein-
nützige Wohnungswirtschaft wohnungspolitisch 
unbedingt förderungswürdig sein, das Klein-
und individuelle Einzeleigentum in der woh-
nungswirtschaftlichen Selbstversorgung aus-
zuweiten. Alle Angriffe in dieser Richtung, 
auch wenn sie von uns nicht wohlwollenden 
einseitigen und manchmal recht überheblich 
auftretenden Organisationen kommen, gehen 
wirklich fehl. 

Unzweifelhaft liegen ganz andere Sachver-
halte vor, wenn mit steuerlichen Vorteilen 
großen Stiles große Wohnungsbestände in den 
Händen privater, nichtgemeinnütziger Einzel-
eigentümer geschaffen werden. Die Steuer-
vorteile gehen wertmäßig oft weit über die 
öffentliche Förderung mit zinsgünstigen, aber 
rückzahlungspflichtigen Darlehen hinaus. Zwei-
fellos besteht hier eine echte Wettbewerbs-
situation und von unserer Seite das Bestre-
ben, daß ein wirklich echter, gleicher Start 
nicht nur in den Vergünstigungen, sondern 
auch in den Bindungen gilt. Dieser Wettbe-
werb ist nicht Böses oder Verwerfliches. Er 

entspricht durchaus einem marktwirtschaft-
lichen Prinzip. 

Es liegt aber zweifellos eine sehr ernste wirt-
schafts - und sozialpolitische Grundsatzfrage 
vor, ob die Bildung großer privater Vermögen 
auf erwerbswirtschaftlicher Grundlage — und 
zwar über die Förderung von Klein- und Ein-
zeleigentum hinaus — in dem bisherigen Aus-
maße durch steuerliche Vergünstigungen er-
möglicht werden kann und darf, während 
gleichzeitig die öffentliche Wohnungsbauförde-
rung, insbesondere für die leistungsschwachen 
Kreise, zurückgeht. Diese Grundsatzfrage 
kann nur im politischen Raum entschieden 
werden. 

Um diese Dinge geht es. 

Sie haben weiter gesagt, in der gemeinnützigen 
Wohnungswirtschaft werde nicht genügend für 
die Schaffung von Eigentum getan. In den letzten 
Veröffentlichungen der gemeinnützigen Wohnungs-
wirtschaft wird festgestellt, daß von ihren 1,6 Mil-
lionen Wohnungen 171 000 Wohnungen in Klein-
siedlungen und Kaufeigenheimen zur Eigentums-
übertragung bestimmt sind. 

(Abg. Lücke: Warum sind sie denn nicht 
übertragen worden? Weitere Zurufe von 
der Mitte. — Unruhe. — Glocke des Prä

-

sidenten.) 
Der Schluß meiner Darlegungen soll folgender 

sein. Ich zitiere aus einem Bericht, der Sie in-
teressieren wird: 

Im Rahmen des Wohnungsnotstandspro-
gramms steht . . . neben einem Kontingent 
Landesbaudarlehen auch ein Kontingent An-
nuitätenbeihilfe zur Verfügung. Es ist zu hof-
fen, daß die in Frage kommenden Wohnungs-
bauträger in der Lage sind, in Kürze sowohl 
die I. als auch die mit Annuitätenbeihilfen zu 
verbilligende II. Hypothek für das Wohnungs-
notstandsprogramm nachzuweisen, so daß diese 
besonders dringend benötigten Wohnungen 
wirklich gebaut werden. Es muß allerdings 
hervorgehoben werden, daß die Bedingungen 
für die I. und II. Hypothek sich anscheinend 
so ungünstig gestalten, daß im allgemeinen 
sozialen Wohnungsbau ein ganz beträchtlicher 
Rückgang der zu fördernden Wohnungen zu 
erwarten ist ... 

(Abg. Bock: Der liest ja alles ab! Wir 
haben doch keine Leseschule hier! — 

Anhaltende Unruhe.) 

Die Höhe der Zinsen für die Kapitalmarkt-
hypotheken läßt entweder eine Ausnutzung 
des erststelligen Beleihungsraumes nicht mehr 
zu oder bedingt erhöhte Annuitätenbeihilfen 
oder überhaupt öffentliche Mittel. 

Und nun heißt es — meine Damen und Herren, 
hören Sie sehr gut zu; 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aufhören! — 
Weitere lebhafte Zurufe von der CDU/ 
CSU — große Unruhe — Glocke des Prä

-

sidenten) 
das ist nämlich das Urteil eines Mitglieds Ihrer 
eigenen Fraktion, das Sie sehr schätzen! —: 

Es muß reiflich überlegt werden, ob nicht doch 
in einem gewissen Umfange dem Bau von 
Mietwohnungen der Vorzug gegeben werden 

muß eine größere Zahl von wohnungs- 
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suchenden Familien angemessen unterzubrin-
gen. Es sei darauf hingewiesen, daß erfah-
rungsgemäß die Kosten für ein Familienheim 
etwa doppelt so hoch sind wie die Kosten für 
eine Mietwohnung. Da aber die Miete für die 
Mietwohnung und die Belastung des Familien-
heimes nur denselben Anteil am Familienein-
kommen ausmachen dürfen, 
(Abg. Niederalt: Geben Sie es uns doch 
schriftlich! — fortgesetzte große Un

-

ruhe) 
ist letzten Endes durch die starke Förderung 
von Familienheimen ein außerordentlicher 
Rückgang der Gesamtzahl der Wohnungen un-
vermeidlich. Das ist eine an sich bedauerliche, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Eine Zu

-

mutung! — Das ist unerhört! — Wei

-

tere lebhafte Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

aber nach unserer Erfahrung zwingende Fest-
stellung. 

Dieses Urteil hat ein Mitglied Ihrer Fraktion 
gefällt. 

(Abg. Lücke: Wer ist dieses Mitglied?) 

Es ist ein Beweis dafür, wie recht wir haben, wenn 
wir sagen: die Mittel müssen insgesamt erhöht 
werden! Gegen meine Bedenken, daß den 700 Mil-
lionen große Gefahren drohen, hat keiner von 
Ihnen ein Wort gesagt. Ich bitte nochmals, unseren 
Anträgen zuzustimmen. 

(Abg. Lücke: Wer ist das Mitglied? Nen-

nen Sie den Namen!) 

— Den können Sie gerne wissen, es ist der Bürger-
meister von Frankfurt am Main, Ihr Kollege 
L e i s k e. Sind Sie zufrieden? 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 
Ich bitte Sie nochmals: stimmen Sie unseren An-
trägen zu! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat 
die Abgeordnete Frau Heise. 

Frau Heise (SPD): Ich darf Sie nur ganz kurz 
in Anspruch nehmen, meine Damen und Herren! 
Es ist heute das zweite Mal, 

(anhaltende Unruhe — Glocke des Präsi

-

denten) 

daß der Herr Abgeordnete Czaja sich bemüßigt 
gefühlt hat, Berlin vorzuwerfen, daß es nicht ge-
nug Wohnungen für Sowjetzonenflüchtlinge baut. 
Wir bauen im Jahr 20 000 Wohnungen. Davon 
waren bisher 16 000 zweckgebunden, d. h. 4000 
waren für den Normalverbraucher. 

Ihre CDU in Berlin, Herr Dr. Czaja, hat im 
April einen Antrag eingebracht, der verlangt, es 
sollen jetzt weniger Wohnungen für Lastenaus-
gleichsberechtigte gebaut werden, und zwar 40 % 
Der Vorsitzende des dortigen Wohnungsbauaus-
schusses im Abgeordnetenhaus, Herr Dr. Rosen-
stein, hat im Plenum am 2. Mai folgendes gesagt: 

Wir bitten also, daß 40 % Wohnungen für 
Nichtbevorrechtigte endlich gebaut werden. 
Der Ausschuß hat sich dieser Meinung ange-
schlossen. Es sollen nicht noch mehr Lasten

-

ausgleichsberechtigte in den Genuß von Woh-
nungen im sozialen Wohnungsbau kommen 
können. Der Ausschuß war sich darüber klar, 

daß, um diesen Wunsch zu verwirklichen, der 
Senat neue Möglichkeiten schaffen müsse. 

Er sagt dazu — einen Satz will ich Ihnen noch 
zitieren —: 

Darüber hinaus bittet der Ausschuß die Frak-
tionen dieses Hauses, bei ihren Bundestags-
fraktionen vorstellig zu werden, damit zusätz-
lich Mittel für nicht lastenausgleichsgebundene 
Wohnungen aus dem Bundeshaushalt zur Ver-
fügung gestellt werden! 

Dem Antrag der CDU ist in Berlin entsprochen 
worden. Für Normalverbraucher sind jetzt nicht 
mehr nur 20 %, sondern 40 % vorgesehen, aber 
bitte, auf Kosten der Leute, die als Flüchtlinge aus 
der Sowjetzone kommen, und der Lastenaus-
gleichsberechtigten. 

Nun bitten wir Sie, eines zu bedenken. Der 
Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 15. Novem-
ber festgestellt: Es besteht die einhellige Auffas-
sung — — 

(Große Unruhe.) 

— Ich kann wirklich nicht noch lauter sprechen, 
Herr Präsident! 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich muß das 
Haus bitten, Platz zu nehmen und nicht so unruhig 
zu sein. 

(Fortgesetzte Unruhe. — Zurufe: Schluß! 
— Abg. Lücke: Halten Sie hier keine 

Vorlesungen!) 

Frau Heise (SPD): Der Bundesrat hat gesagt: 
„Es besteht die einhellige Auffassung, daß auf der 
Basis von 8000 DM Bundesmitteln je Wohnung 
eine Finanzierung des Wohnungsbaus nicht mög-
lich ist". Das hat der Bundesrat an dem Tag ge-
sagt, an dem er den Einzelplan 25 beraten hat. 
Ich stelle Ihnen das Material, wenn Sie es nicht 
haben, gern zur Verfügung. 

Ich finde es unfair, Herr Czaja, daß Sie immer 
wieder mit derselben Sache kommen, obwohl ich 
Ihnen im Gespräch und auch hier im Plenum 
schon einmal gesagt habe: Länder, die unter poli-
tischen Umständen wie Berlin leben müssen, ha-
ben es viel schwerer, als Sie es sich vorstellen 
können. Aber wir können nicht den Normalver-
braucher immer wieder in die Ecke drängen. Wir 
müssen versuchen, auch für diese Menschen zu 
bauen. Mit Ihren lyrischen Vorstellungen über den 
Eigenheimbau in Großstädten komme ich nicht mit. 
Sollte der Bundestag einmal nach Berlin ziehen, 
dann bin ich gern bereit, dafür zu sorgen, daß Sie 
30 km vor Berlin ein Eigenheim kriegen, wenn 
Sie durchaus keine Mietwohnung haben wollen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Czaja: 
Ist Ihnen denn klar, wieviel für die 

Hansabauten ausgegeben wird?) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Will. 

Dr. Will (Berlin) (FDP): Meine Damen und 
Herren, ich fürchte, die vorgerückte Stunde ist 
unserer Atmosphäre nicht gerade günstig. Ich 
will mich bemühen, die Dinge möglichst kurz zu 
behandeln und sie darauf zurückzuführen, was 
eigentlich geschehen soll, nämlich die Beschäfti-
gung mit dem Haushalt. Die Auseinandersetzung, 
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die wir bisher gehabt haben, war zum großen 
Teil keine Beschäftigung mit dem Haushalt. Es 
ist richtig, daß man auch in der zweiten Lesung 
nicht darum herumkommt, auch grundsätzliche 
Bemerkungen zu machen. Ich meine, daß über die 
grundsätzlichen Bemerkungen die eigentliche Auf-
gabe der zweiten Lesung, die Beschäftigung mit 
den Anträgen, zu kurz gekommen ist. 

Lassen Sie mich deshalb weniges vorausschicken. 
Der Einzelplan 25 stellt immerhin einen wesent-
lichen Fortschritt dar. Er ist erheblich größer ge-
worden. Die Summe der Ausgaben ist immerhin 
von 1,1 Milliarden auf 1,777 Milliarden DM gestie-
gen. Es ist eine Tatsache, daß dieser Haushalt zu 
97 % der Förderung des Wohnungsbaus dient und 
— nach meiner überschlägigen Rechnung — nur 
2 bis 3 % Personal- und andere Ausgaben enthält. 
Man kann also nicht sagen, daß etwa auf dem Ge-. 
biet der Förderung des Wohnungsbaus nicht sehr 
viel mehr geschehe, als es bisher möglich war. Daß 
man noch mehr tun könnte, ist sicher. Daß An-
träge, wie sie jetzt von der SPD gestellt werden, 
dann erfreulich sind, wenn man sie erfüllen kann, 
darüber sind wir uns auch einig. Die Frage ist 
nur, ob man einfach schlechtweg statt 700 Millionen 
1 Milliarde DM verlangen kann. Warum dann nicht 
gleich anderthalb Milliarden?! Es handelt sich doch 
darum, Ansätze vorzusehen, die wirklich erfüllt 
werden können; das ist das Entscheidende. Das 
maßgebende Wort hat der Finanzminister. Dieses 
ganze Thema des Wohnungsbaus beschränkt sich 
doch beinahe nur noch auf die Finanzierung. Von 
der Kapazität her hat es eigentlich kaum jemals 
Schwierigkeiten gegeben. 

Ich möchte mich jetzt auch nicht in eine Erör-
terung darüber einlassen, ob die Einfamilienbauten 
hinreichend gefördert worden sind oder nicht. Ganz 
automatisch werden die Meinungen darüber etwas 
auseinandergehen, je nachdem, aus welchem Ge-
biet man kommt. Ich stimme meiner Kollegin Frau 
Heise durchaus zu, daß wir in Berlin — woher 
auch ich komme — die Dinge anders ansehen müs-
sen als auf dem flachen Land. Im übrigen sind wir 
uns völlig klar darüber — Sie sind ja in diesem 
Punkt mit mir immer der gleichen Meinung ge

-

Wesen — , daß man Berlin nicht in derselben Weise 
behandeln kann wie etwa Oberfranken oder ein 
anderes Gebiet. Im Gegenteil, ich möchte sogar 
meinen: Wir sollten — das ist von Herrn Dr. 
Hesberg angesprochen warden — daran denken, daß 
wir auch nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz, 
das bekanntlich den Wiederaufbau an erster Stelle 
nennt, gerade in den Großstädten, in den Ballungs-
zentren noch eine Menge mehr tun müssen. Hier 
ist Berlin angesprochen worden. Das ist in der Tat 
eine Aufgabe auch für den Bund, weil Berlin schon 
dadurch überfordert ist, daß es eine ungewöhnlich 
große Zahl von Zuwanderern aus dem Osten, von 
Personen, die nicht aufgenommen werden, aber 
auch nicht zurückgehen, unterzubringen hat. 
Der Zweck des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

ist Ihnen bekannt. Wir wollten erreichen, daß 
größere Wohnungen gebaut werden, daß sie besser 
ausgestattet sind, daß sie hauptsächlich Leistungs-
schwachen zugute kommen und daß sie in der 
Form des Einfamilienhauses erstellt werden, so-
weit das möglich ist. 

Nun ein Wort zu dem Haushalt selber! Ich 
möchte gern vom Herrn Wohnungsbauminister 
wissen, wie die Lage auf dem Wohnungsmarkt ist. 
Ich habe den kürzlich in der Zeitung erschienenen 

Aufsatz gelesen. Aber worauf es mir ankommt, 
ist, daß der Wohnungsbauminister — ich nehme 
an, daß er es tut — sein Wort einlöst, das er am 
14. März gegeben hat. Damals hat er gesagt, daß 
bis zum Mai die Zahlen der Erhebung vom Sep-
tember vorliegen würden. Der Mai ist gekommen, 
und ich nehme an, auch die Zahlen liegen vor. Viel-
leicht wird uns der Herr Wohnungsbauminister 
aus seiner amtlichen Schau etwas darüber sagen 
können, wie groß der Wohnungsbedarf ist, nicht 
nach irgendwelchen Schätzungen, sondern danach, 
was diese immerhin recht kostspielige Erhebung 
tatsächlich ergeben hat. 

Ich hätte bei dieser Gelegenheit von ihm gern 
ein Wort darüber gehört, wie der Stand der Be-
willigungen im ersten Quartal gewesen ist. 

(Abg. Schoettle: Wie lange wollen Sie noch 
tagen, wenn Sie das alles wissen wollen?) 

Das interessiert mich sehr. Vor allem möchte ich 
von ihm wissen, wie es mit dem steuerbegünstig-
ten frei finanzierten Wohnungsbau steht. Bisher 
haben wir nur von dem anderen etwas gehört. 
Zu einem Zeitpunkt, in dem auch die Hypotheken-
banken zu einem Zinsfuß von 7,5 % übergegangen 
sind, interessiert uns das am meisten. 

Ich hätte schließlich noch etwas anderes — und 
das ist das letzte, was ich heute in dieser Stunde 
sagen will — recht gern gewußt, nämlich die Auf-
fassung des Herrn Bundeswohnungsbauministers 
zu der Meinung, die unlängst laut geworden ist. 
Ich meine die bekannte Äußerung im Bericht der 
Deutschen Pfandbriefanstalt, daß man eine Finan-
zierung in erheblichem Umfang sehr leicht dadurch 
ereichen könne, daß man die Zinsen für früher im 
Rahmen des geförderten Wohnungsbaus gegebene 
Darlehen erhöhe. Das ist übrigens auch im Jahre 
1934 geschehen, und zwar in den Fällen, in denen 
man es dem betreffenden Mieter zumuten konnte, 
weil seine veränderte Lage die Umlegung der er-
höhten Kosten für ihn tragbar erscheinen ließ. 

Zu den vorliegenden Anträgen ist von der Frak-
tion der Freien Demokraten folgendes zu sagen: 

Von dem Antrag Umdruck 1049*) habe ich über-
haupt nichts gehört. Er ist wohl auch nicht so 
wichtig; er betrifft Darlehen zur Schaffung von 
Wohnraum für Abgeordnete des Bundestages so-
wie für Angehörige der inländischen Presse in 
einem geringen Umfang. 

Ferner liegt vor der Antrag Umdruck 1059**), 
wonach für Dauerkleingärten Darlehen in Höhe 
von 2 Millionen DM bewilligt werden sollen. Ich 
bin überzeugt, Frau Kollegin Heise, alle Fraktio-
nen werden diesem Antrag zustimmen. 
Etwas anders sieht es schon mit dem Antrag des 

BHE — Umdruck 1061***) — aus, wonach der Be-
trag für Darlehen an die Länder zur Finanzierung 
des Wohnungsbaus zugunsten von Flüchtlingen 
aus der sowjetisch besetzten Zone usw. von 458 
Millionen auf 520 Millionen DM erhöht werden 
soll. Das ist weitgehend eine reine Mittelfrage. Ich 
möchte daran erinnern, daß im abgelaufenen Jahr 
nur 160 Millionen DM hierfür zur Verfügung ge-
standen haben. Wenn wir jetzt auf 458 Millionen 
DM gehen, ist das schon etwas, was sich sehen 
lassen kann. Natürlich kann man in diesem Bereich 
immer noch mehr verlangen. Aber ob es gerecht- 

*) Siehe Anlage 38 
**) Siehe Anlage 36 
***) Siehe Anlage 34 
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fertigt ist, muß eine Überlegung ergeben, die sich 
auf das Gesamtzahlenwerk stützt. Ich glaube also 
nicht, daß das Haus dieser Forderung, über die 
Steigerung von 160 auf 458 Millionen DM hinaus 
auf 520 Millionen DM zu gehen, zustimmen kann. 

Besonders dankenswert ist die Erhöhung der 
Summe durch den Ausschuß von 50 Millionen auf 
100 Millionen DM zur Förderung der Instandset-
zungsarbeiten beim Altwohnungsbau. Ich glaube 
mich zu entsinnen, daß der Bedarf einmal mit ein-
undeinhalb Milliarden DM angegeben worden 
ist. Infolgedessen wird auch der Betrag von 100 
Millionen DM noch nicht ausreichen. Ich entsinne 
mich, daß bei uns in Berlin — Frau Heise, Sie 
wissen es auch — die zur Verfügung stehenden 
Darlehen von den Althausbesitzern gar nicht in 
Anspruch genommen worden sind. Wir haben heute 
gehört, daß die Zuschüsse in Höhe von 7,5 Millio-
nen DM, von denen Herr Hesberg sprach, auch 
nicht in Anspruch genommen worden sind. 

(Große Unruhe und Zurufe: Schluß!) 

Das ist auch eine Frage, bei der wir noch durch 
die Erfahrung feststellen müssen, ob hier ein prak-
tischer Effekt erzielt werden kann. 

Es liegt noch ein Antrag von den Fraktionen der 
CDU und der DP vor, die im Haushalt erteilte Er-
mächtigung von 200 Millionen auf 370 Millionen 
DM  auszudehnen. Es ist hier untergegangen, 
daß es sich dabei um eine Vorwegnahme für das 
Rechnungsjahr 1958 handelt. Das heißt praktisch, 
es ist ein Betrag, der sich im Rahmen dessen be-
wegen wird, was wir jetzt für 1957 in einer we-
sentlich größeren Höhe gegeben haben. Ich sehe 
keine Schwierigkeit, hier einen Betrag von 3/4 des 
Etatpostens von 1957 für das Jahr 1958 vorzusehen 
und auf diese Weise den Wohnungsbauminister zu 
ermächtigen, rechtzeitig über diese Darlehen zu 
verfügen, damit die Bauherrn entsprechend dispo-
nieren können. 

Dieses Haus hat also, wie ich glaube, durchaus 
Veranlassung, aus Anlaß der Beratung des Ein-
zelplans 25 darauf hinzuweisen, daß durch den 
Gesetzgeber außerordentlich viel geschehen ist. 

(Fortgesetzte große Unruhe.) 

Denn wenn für etwa 14 Millionen Menschen im 
Laufe von 6 Jahren neue, moderne und gesunde 
Wohnungen gebaut worden sind, die auch den Be-
dürfnissen der Familien entsprechen, 

(fortgesetzte Schlußrufe) 

dann ist das immerhin eine Leistung, die  sich sehen 
lassen kann. Das sollte man dem Wohnungsbau-
minister  heute bestätigen. 

Ich glaube, wir werden im ganzen über diese 
Dinge hinwegkommen. Meine Fraktion wird dem 
Einzelplan 25 zustimmen. 

(Beifall bei der  FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundeswohnungsbauminister. 

(Zurufe: Wann soll denn endlich 
Schluß sein?) 

Dr. Preusker, Bundesminister für Wohnungs-
bau: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich 
bitte nur darum, daß ich zu den Fragen, die heute 
aufgeworfen warden sind, in der dritten Lesung 
in sachlicher Weise Stellung nehmen darf. 

(Beifall.) 

Es scheint mir heute abend nicht mehr die notwen-
dige Konzentration zu 'herrschen — das ist 
schließlich auch nicht zu verwundern —, die  vor-
handen sein müßte. 

Die Bundesregierung bittet, dem Antrag auf Um-
druck 1092*) — Aufstockung der Bindungsermäch-
tigung um 170 Millionen auf 370 Millionen DM, da-
von 30 Millionen DM zugunsten der Rückführung 
der Evakuierten von Land zu Land — und dem 
Antrag auf Umdruck 1063 (neu)**) — Erhöhung der 
Darlehen für Instandsetzungsarbeiten von 50 Mil-
lionen auf 100 Millionen DM  — zuzustimmen. Ich 
bedauere, daß wir den anderen Anträgen trotz 
ihrer sicher gut gemeinten Tendenz nicht zustim-
men können, weil hierfür Mittel im Haushalt an 
keiner ,Stelle mehr haben mobil gemacht werden 
können. Trotzdem darf ich schon jetzt 'in der zwei-
ten Lesung die Zusicherung ,abgeben: Das Pro-
gramm der Bundesregierung, in diesen vier Jah-
ren 2,2 Millionen Wohnungen zu bauen, wird  mit 
den vorliegenden Haushaltsansätzen mit Sicherheit 
erreicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Be-
ratung. 

Ich komme zur Abstimmung. Ich lasse zunächst 
über den Änderungsantrag Feller und Fraktion auf 
Umdruck 1061***) abstimmen. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 

Umdruck 1092*) Ziffern 1 und 2. Wer diesen 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Abgelehnt. 
Anträgen zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmigangenommen. 

Umdruck 1068****) Ziffer 1. Wer diesem Ande-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Abgelehnt. 

Ich komme nunmehr zu Kap. 25 03 Tit. 541. Dazu 
liegen Änderungsanträge auf den Umdrucken 1067 
und 1059 vor. 

Ich lasse zunächst über den Antrag auf Um-
druck 1067*****) einschließlich der hier beantragten 
Erläuterung abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, 
gebe bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Nunmehr lasse ich über den Antrag auf Um-
druck 1059 abstimmen. 

(Abg. Lücke: Ist erledigt!) 

— Ist erledigt. 

Dann lasse ich nunmehr über den Änderungs-
antrag auf Umdruck 1068****) Ziffer 2 zu 
Kap. 25 03 Tit. 620 abstimmen. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den Ansatz für die Prämien 
nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz um 100 
Millionen DM aufzustocken, gebe bitte das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit 
Mehrheit abgelehnt. 

*) Siehe Anlage 32 
**) Siehe Anlage 33 
***) Siehe Anlage 34 
****) Siehe Anlage 35 

*****) Siehe Anlage 37 
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Umdruck 1068 Ziffer 3. Wer diesem Antrag, dem 

Ansatz in Tit. 530 300 Millionen DM zuzusetzen, 
zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Abgelehnt. 

Nunmehr komme ich zur Abstimmung über den 
Antrag auf Umdruck 1063 (neu)*). Wer ihm zuzu-
stimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — 
Gegenprobe! - Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Nunmehr komme ich zur Abstimmung über den 
interfraktionellen Antrag auf Umdruck 1049**). 
Wer zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Ein-
stimmig langenommen. 

Meine Damen und Herren, damit komme ich zur 
Abstimmung über den Einzelplan 25 in der teil-
weise durch die Annahme der Änderungsanträge 
geänderten, im übrigen aber in der vom Ausschuß 
vorgeschlagenen Fassung. Wer dem Einzelplan 25 
in dieser Fassung in 'der zweiten Lesung zuzustim-
men wünscht, gebe bitte das Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Bei vielen Ent-
haltungen mit Mehrheit verabschiedet. 

*) Siehe Anlage 33 
**) Siehe Anlage 38 

Meine Damen und Herren, ich muß noch einen 
Augenblick um Gehör bitten. 

Der Ältestenrat hat in seiner heutigen Sitzung 
die Abwicklung der morgigen Tagesordnung wie 
folgt vereinbart. 

1. Beratung des Gesetzentwurfs zur Gleichstel-
lung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall; 
Punkt 2 der Tagesordnung vom 24. Mai. 

2. Fortsetzung der Zweiten Beratung des Haus-
halts sowie der in Verfolg der Zweiten Beratung 
zu erledigenden Anträge; Punkte 5 bis 10 der 
Tagesordnung vom 23. Mai. 

3. Erste Beratung des Änderungsgesetzes zu den 
Kindergeldgesetzen; Punkt 11 der Tagesordnung 
vom 23. Mai. 

4. Erledigung der weiteren Tagesordnungspunkte 
der Tagesordnung vom 24. Mai. 

Die Fragestunde wird auf die nächste Woche ver-
legt. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Sitzung. 
Ich berufe die nächste, die 212. Sitzung des Deut-
schen Bundestags auf morgen, den 24. Mai 1957, 
9 Uhr, und schließe die 'heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 23 Uhr 21 Minuten.) 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 
Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Albrecht (Hamburg) 25.5. 
Dr. Atzenroth 24.5. 
Bauereisen 23.5. 
Behrisch 23.5. 
Dr. Bergmeyer 25.5. 
Fürst von Bismarck 23.5. 
Dr. Bleiß 24.5. 
Brück 23.5. 
Dr. Czermak 24.5. 
Dannebom 23.5. 
Dr. Deist 8.6. 
Demmelmeier 25.5. 
Eberhard 1.6. 
Dr. Elbrächter 11.6. 
Freidhof 25.5. 
Dr. Friedensburg 25.5. 
Gemein 24.5. 
Graaf (Elze) 24. 6. 
Grantze 25. 5. 
Gumrum 23. 5. 
Hansen (Köln) 24. 5. 
Häußler 23.5. 
Heiland 23.5. 
Jacobi 24.5. 
Karpf 23.5. 
Keuning 24.5. 
Frau Kipp-Kaule 23.5. 
Klausner 23.5. 
Koenen (Lippstadt) 23.5. 
Dr. Köhler 3.6. 
Kortmann 31.5. 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Margulies 24.6. 
Massoth 24.6. 
Frau Dr. Maxsein 23. 5. 
Mensing 31.5. 
Meyer-Ronneberg 13.7. 
Dr. Mo 'erschel 6.6. 
Morgenthaler 31.5. 
Dr. Dr. h.c. Müller (Bonn) 15.6. 
Müller-Hermann 24. 5. 
Frau Nadig 23.5. 
Frau Niggemeyer 24.5. 
Dr. Pferdmenges 1.6. 
Dr. Preller 24.6. 
Putzig 23.5. 
Raestrup 24.5. 
Rasch 23.5. 
Dr. Röder 25.5. 
Dr. Schäfer (Saarbrücken) 25.5. 
Scheppmann 24. 5. 
Schloß 23.5. 
Schneider (Brotdorf) 25. 5. 
Frau Schroeder (Berlin) 31.5. 
Schröter (Wilmersdorf) 23. 5. 
Schütz 24. 6. 
Seiboth 23.5. 
Spörl 23.5. 
Steinhauer 25. 5. 
Teriete 23. 5. 
Wagner (Ludwigshafen) 24. 5. 
Walz 25. 5. 
Dr. Welskop 23. 5. 
Wiedeck 24. 5. 
Frau Wolff (Berlin) 23.5. 
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Anlage 2 	 zu Drucksache 3458 
(Vgl. S. 12252 D, 12265 B) 

Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) zum Ent-
wurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bun-
deshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 
(Haushaltsgesetz 1957) (Drucksachen 3458, 2900), 
hier: Einzelplan 09, Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft. 

Berichterstatter: Abgeordneter Ohlig 

Bei den Beratungen des Einzelplans 09 für den 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirt-
schaft wurden im Haushaltsausschuß fünf Punkte 
besonders hervorgehoben. 

1. Die Personalvermehrungen (13 neue Planstel-
len und 50 neue Angestellten- und Arbeiterstellen) 
wurden gemäß einem Antrag des Bundesministers 
der Finanzen im Herbst 1956 von dem Beauftrag-
ten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung ein-
gehend geprüft und für notwendig befunden. Sie 
wurden 'in der Hauptsache mit der Einstellung von 
Preisprüfern für Rüstungsaufträge, mit zusätz-
lichem Personal für den Geheimschutz in indu-
striellen Betrieben mit Rüstungsaufträgen, für den 
Geheimschutz in der Behörde, für den Erlaß von 
Vorschriften und Richtlinien über Art und Umfang 
von Luftschutzmaßnahmen in der Industrie und 
für die Verbindungsstelle des Bundeswirtschafts-
ministeriums in Koblenz zum Beschaffungsamt des 
Bundesverteidigungsministeriums begründet. Der 
Haushaltsausschuß bewilligte auf Grund des Prü-
fungsberichtes die Personaleinstellungen. 

2. Der Haushaltsausschuß empfiehlt, die Subven-
tionierung der Gesellschaft zur Förderung des 
deutsch-amerikanischen Handels einzustellen. Der 
Regierungsvertreter teilte mit, daß der Vorstand 
dieser Gesellschaft beschlossen habe, sie innerhalb 
von drei Jahren aufzulösen. Die Außenstellen 
New York und Toronto sollen aber nicht aufgelöst 
werden, sondern in eine geplante deutsch-amerika-
nische bzw. deutsch-kanadische Handelskammer 
überführt werden. 

3. Mittel bei Kap. 02 Tit. 613 wurden für das 
Jahr 1957 nicht mehr veranschlagt. Entsprechend 
den  Beschlüssen zu Einzelplan 05 erhält die Zweck-
bestimmung folgende Fassung: 

„Hilfeleistung für den  wirtschaftlichen Aufbau 
von entwicklungsfähigen Ländern". 

4. Die vorgesehenen Mittel in Höhe von 
11 950 000 DM in Kap. 02 Tit. 951 für die Welt-
ausstellung in Brüssel reichten nicht aus. Sie muß-
ten deshalb um 4 920 000 DM auf 16 870 000 DM 
erhöht werden. Insgesamt werden sich die Gesamt-
aufwendungen auf 22 370 000 DM erhöhen. Bereits 
bewilligt wurden einschließlich 1957 18 170 000 DM. 
Vorbehalten bleibt noch ein Restbetrag von 
4 200 000 DM. 

5. Das 3. Bauprogramm der Physikalisch-Tech-
nischen Bundesanstalt in Braunschweig wird in 
diesem Rechnungsjahr in Angriff genommen. Die 
Baukosten werden insgesamt rund 5 700 000 DM 
betragen, die Einrichtungsgegenstände, Maschinen 
und Instrumente ungefähr 4 300 000 DM. Davon 
sind im Rechnungsjahr 1957 rund 3 800 000 DM 
vorgesehen. 

Besonders erörtert wurde das Gebührenaufkom-
men. Auch  der  Regierungsvertreter war der Auf-

fassung, daß die Gebühreneinnahmen unzureichend 
sind. Die geringen Einnahmen seien auf die tradi-
tionelle Zurückhaltung der Bundesanstalt bei der 
Erhebung von Gebühren zurückzuführen. Durch 
eine neue Gebührenordnung könnten sich die Ein-
nahmen um rund 380 v. H. erhöhen. Der Haus-
haltsausschuß war einstimmig der Auffassung, daß 
eine Gebührenerhöhung keine preissteigernden 
Tendenzen ergeben könnte. 

Der Ausschuß beschloß, die Einnahmen aus Ge-
bühren wieder mit dem Vorjahresansatz von 
3 260 000 DM herzustellen. Gleichzeitig spricht er 
die Erwartung aus, daß die Bundesregierung eine 
neue Gebührenordnung so schnell wie möglich in 
Kraft setzen möge, damit noch für 1957 erhöhte 
Einnahmen erzielt werden können. 

Im übrigen ersucht der Haushaltsausschuß das 
Hohe Haus, den Einzelplan 09 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft — in der vom 
Haushaltsausschuß beschlossenen Form zu ge-
nehmigen. 

Bonn, den 12. April 1957 

Ohlig 
Berichterstatter 

Anlage 3 	 Umdruck 1100 
(Vgl. S. 12264 D) 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1957, hier: Einzelplan 09, Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft (Drucksachen 
3458, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 09 02 Tit. 601 — Maßnahmen zur Förde-
rung des Handwerks — wird der Ansatz von 
6 000 000 DM um 4 000 000 DM auf 10 000 000 DM 
erhöht. 

Die Erläuterungen zu Tit. 601 werden wie folgt 
geändert und ergänzt: 

In Nr. 5 a) wird  der  Ansatz auf 3 200 000 DM er-
höht. 

In Nr. 5 b) wird  der Ansatz auf 1 000 000 DM er-
höht. 

In Nr. 5 wird folgender neuer Buchstabe c ange-
fügt: 

„c) als Zuschuß zur Unterhaltung und zum 
Besuch von Gewerbeförderungs ans talten, 
bundeswichtigen Fachschulen und ähn-
lichen Einrichtungen 2 000 000 DM". 

Bonn,  den  22. Mai 1957 

Held 
Lenz (Trossingen) und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 1090 
(Vgl. S. 12265 A) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. El-
brächter, Dr. Preiß und Genossen zur zweiten Be-
ratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1957, 
hier: Einzelplan 09, Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft (Drucksachen 3458, 2900). 
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Der Bundestag wolle beschließen : 

Zu Kap. 09 02 — Allgemeine Bewilligungen  — 
In  Tit. 606 — Maßnahmen zur Förderung des 
Exports — wird der Ansatz der Regierungsvorlage 
in Höhe von 1 850 000 DM wiederhergestellt. 

Bonn, den 8. Mai 1957 

Dr. Elbrächter 
Dr. Preiß 
Dr. Berg 
Dr. Blank (Oberhausen)  
Dr. Hellwig 
Dr. Löhr 
Müser 

Anlage 5 	 Umdruck 1080 
(Vgl. S. 12265 A, B) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
getzes 1957, hier: Einzelplan 09, Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft (Drucksachen 
3458, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Zu Kap 09 02 — Allgemeine Bewilligungen —

In Tit. 608 — Förderung der hauswirtschaft-
lichen Aufklärung und Beratung — wird der 
Ansatz von 50 000 DM auf 150 000 DM erhöht. 
Die Erläuterung erhält folgende Fassung: 
„Zu Tit. 608 
Die Mittel sind bestimmt zur Einrichtung von 
hauswirtschaftlichen Beratungsstellen, durch 
welche die Verbraucher, besonders die Haus-
frauen, über die neuesten Erkenntnisse auf dem 
Gebiet der Deckung des täglichen Lebensbedar-
fes, der Förderung der Lebenshaltung und 
rationellen Einkomenverwendung aufgeklärt 
und beraten werden sollen. 

Mehr für neue Beratungsstellen. 

Aus diesem Betrag sollen auch die laufenden 
Kosten von Hauswirtschaftsberatunigsstellen be-
zuschußt werden. 

Die Gewährung des Bundeszuschusses ist davon 
abhängig, daß sich die Länder nach einem 
Schlüssel in angemessenem Verhältnis an den 
Einriichtungs- und laufenden Kosten beteiligen. 
Die Verteilung der Mittelerfolgt durch die 
Länder." 

6. In Tit. 615 — Unterrichtung der breiten Öffent-
lichkeit, insbesondere der Verbraucher, über 
allgemeine Marktfragen — wird 

a) die Zweckbestimmung wie folgt ergänzt: 
„und Aufklärung über Qualitäts- und Güte-
merkmale gewerblicher Erzeugnisse im Be-
reich der Hauswirtschaft. Förderung der Ra-
tionalisierung des städtischen Haushalts."; 

b) der Ansatz von 150 000 DM auf 250 000 DM 
erhöht; 

c) die Erläuterung wie folgt gefaßt: 

„Zu Tit. 615 
Die wirtschaftliche Entwicklung macht es 
notwendig, die Konsumenten stärker als bis-
her 'über Markt- und Preisvorgänge und 
marktgerechtes Verhalten zu unterrichten. 

Das soll durch Rundfunk, Film, Lehrmate-
rial für Schulen und Organisationen und 
durch Ausstellungen erfolgen. 

Durch populäre Veröffentlichungen wissen-
schaftlicher Ergebnisse von Forschungsinsti-
tuten für Hauswirtschaft und Förderung sol-
cher Institute soll eine objektive Qualitäts-
übersicht und Kenntnis auf dem Gebiete der 

 Haushaltsgeräte und Haushaltsgegenstände 
vermittelt und die Rationalisierungauch dies 

 städtischen Haushalts gefördert werden. Die 
Aufklärungsarbeit soll vorwiegend in Zu-
sammenarbeit mit dem Bundesausschuß für 
volkswirtschaftliche Aufklärung erfolgen." 

Bonn, den 8. Mai 1957 

Frau Keilhack 
Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 1058 
(Vgl. S. 12265 A) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. El-
brächter, Dr. Preiß, Matthes, Dr. Klötzer und Ge-
nossen zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Hauhaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 09, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 
(Drucksachen 3458, 2900). 
Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 09 02 Tit. 612 — Zuschuß zur Durchfüh-
rung von bundeswichtigen Aufgaben auf dem Ge-
biet der Bodenforschung — wird der Ansatz von 
400 000 DM um 1 000 000 DM auf 1 400 000 DM 
erhöht. 

Bonn, den 7. Mai 1957 

von Manteuffel (Neuß) 
Neumayer 
Platner 
Dr. Schäfer (Hamburg) 
Dr. Schneider (Lollar) 
Dr. Schranz 
Dr. Franz 
Höcherl 
Dr. Klötzer 

Anlage 7 	 zu Drucksache 3457 
(Vgl. S. 12265 C, 12278 A) 

Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) zum Ent-
wurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bun-
deshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 
(Haushaltsgesetz 1957) (Drucksache 2900), hier: Ein-
zelplan 08, Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen. 

Berichterstatter: Abgeordneter Krammig 

A. Allgemeine Bemerkungen 
1. Der Entwurf des Einzelplans 08 schloß ab 

bei den Einnahmen mit 	1'73 012 200 DM 
bei den Ausgaben mit 	917 018 100 DM,  

erforderte demnach einen 

Zuschuß von 	 744 005 900 DM. 

Dr. Elbrächter 
Dr. Preiß 
Matthes 
Dr. Berg 
Dr. Brühler 
Dr. Graf (München) 
Dr. Henn 
Hübner 
Frau Kalinke 
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Nach den Beratungen im Haushaltsausschuß, die 

 in der 193. Sitzung am 23. Januar, in der 194. Sit-
zung am 24. Januar, in der 195. Sitzung am  25. Ja-
nuar, in der 196. Sitzung am 30. Januar, in der 
198. Sitzung am 7. Februar und in der 226. Sitzung 
am 30. April 1957 erfolgten, schließt der Einzel-
plan 08 nunmehr ab 

bei den Einnahmen mit 	176 328 200 DM 

bei den Ausgaben mit 	924 608 000 DM,  
erfordert also  einen 

Zuschuß von 	 748 279 800 DM. 

Die Änderung der Abschlußzahlen gegenüber 
dem Entwurf ist sowohl auf Vorschläge der Bun-
desregierung als auch auf Beschlüsse des Haus-
haltsausschusses zurückzuführen. Bei der Erörte-
rung der Titel der einzelnen Kapitel wird auf Än-
derungen hingewiesen werden, soweit sie von er-
heblicher Bedeutung sind. 

2. Inwieweit sich die Ansätze des Einzelplans 
gegenüber dem Rechnungsjahr 1956 erhöht oder 
vermindert haben, ist dem Vorwort zum Einzel-
plan auf Seite 2 zu entnehmen. Die Vorschläge der 
Bundesregierung, soweit der Haushaltsausschuß 
diesen folgte, und die Beschlüsse des Haushalts-
ausschusses wirken sich auf die Ansätze gegenüber 

dem Rechnungsjahr 1956 

im einzelnen wie folgt aus: 
Entwurf des 	Beschlüsse des 
Einzelplans 	Haushaltsaus-

schusses 
DM 	 DM 

Fortdauernde 
Einnahmen 	+ 8 231 600 	+ 11 547 600 

Einmalige 
Einnahmen 	+ 8 278 900 	+ 8 278 900  

Gesamteinnahmen 	+ 16 510 500 	+ 19 826 500 

Personalausgaben 	+ 42 955 700 	+ 43 143 500 

Sachausgaben 	+ 7 548 000 	+ 8 073 100 

Allgemeine 
Ausgaben 	+ 11 284 000 	+ 10 904 000 

Einmalige 
Ausgaben 	— 8  613 000 	— 1 356 000  

Gesamtausgaben 	+ 53 174 700 	+ 60 764 600 

3. Die Mehreinnahmen des Entwurfs und nach 
den Beschlüssen des Haushaltsausschusses entfal-
len nahezu ausschließlich auf das Kapitel 08 04 
(Bundesfinanzverwaltung). Sie ,entstehen insbeson-
dere bei den Einnahmen aus der Nutzung (Vermie-
tung usw.) und aus dem Verkauf der Liegenschaf-
ten  des allgemeinen Sachvermögens und aus der 
Verwertung von Wertpapieren. Daneben fallen 
noch Tilgungsbeträge von Darlehen und von Hy-
potheken ins Gewicht. 
4. Während bei den Einmaligen Ausgaben gegen-

über den Ansätzen des Rechnungsjahres 1956 ein 
geringerer Betrag veranschlagt ist, treten bei den 
Personal-, den Sachausgiaben und den Allgemeinen 
Ausgaben Mehrausgaben ein. Inwieweit die einzel-
nen Kapitel des  Einzelplans an  den Mehrausgaben 
beteiligt sind, ergibt sich aus der Zusammenstellung 
Seiten 156 und 157 des Einzelplans. 

5. Das Mehr an  Personalangaben, das an den 
Gesamtmehrausgaben in Höhe von 60 764 600 DM 
mit 43 143 500 DM = 71 v. H. am Gesamt-

ausgabenmehr partizipiert, entfällt mit rund 
5 000 000 DM auf Personalvermehrung und Stellen-
hebungen, mit rund 38 000 000 DM auf die Veran-
schlagung der seit der Aufstellung des Haushalts-
plans 1956 eingetretenen Erhöhungen der  Bezüge 
der Beamten, Angestellten und Arbeiter, wobei die 
Bezüge der Beamten auf eine Grundgehaltsanhe-
bung von 155 v. H. gegenüber dem Stande von 1927 
abgestellt worden sind. Daraus ergibt sich, daß die 
reinen Personaltitel nach dem Inkrafttreten der 
z. Z.  in Beratung befindlichen Besoldungsneuord-
nung je nach den Beschlüssen des Hauses eine über 
den Verstärkungstitel im Einzelplan 60 hinaus-
gehende überplanmäßige Ausgabe verursachen 
werden. 

6. Nach dem Entwurf war eine kopfmäßige Ver-
mehrung des Personals um etwa 1,5 v. H. vorge-
sehen. Der Haushaltsausschuß hat sich nach ein-
gehender Beratung nur entschließen können, einer 
kopfmäßigen Vermehrung um  rund 1,2 v. H. zu-
zustimmen. Die Gründe 'hierfür sind bei den Per-
sonaltiteln der einzelnen Kapitel dargestellt. 

7. Obwohl der Haushaltsausschuß von 676 im 
Entwurf gegenüber dem Rechnungsjahr 1956 neu 
angeforderten Stellen nur 569 gebilligt hat, wirkt 
sich diese Reduzierung bei der Gesamtsumme der 
Personalausgaben gegenüber dem Entwurf nicht 
aus. Das hängt im wesentlichen damit zusammen, 
daß die Kürzung der eigentlichen Personaltitel 
(Tit. 101 bis 105) durch die zwangsläufig notwendig 
gewordene Korrektur von Ansätzen auf Grund 
neuer Bestimmungen seit Fertigstellung des Ent-
wurfs im Rahmen der Personalausgaben wieder 
kompensiert wurde. So wurde z. B. die Kürzung 
der  Tit.  101 und 104 in Kap. 08 04, die durch die 
Nichtbewilligung von 91 der neu angeforderten 
Stellen gegenüber dem Entwurf einen Betrag von 
615 500 DM ergab, durch die Erhöhung bei Tit. 108 
(Beschäftigungsvergütung en usw.) des gleichen 
Kapitels 'bis auf 15 500 DM verbraucht. 

B. Die Vermehrung dies Personals tritt im wesent-
lichen im ,Geschäftszweig der Bundesvermögens-
und Bauverwaltung ein, bei der durch neu hinzu-
gekommene Aufgaben eine sehr erhebliche Arbeits-
vermehrung eingetreten ist 'und noch eintreten 
wird. 

9. Daneben sind in geringem Umfange auch Stel-
lenumwandlungen, sowohl Hebungen als auch Her-
abstufungen, vorgesehen, die bei den Angestellten 
zum Teil auf der Neueingruppierung der techni-
schen Angestellten durch den Tarifvertrag vom 
14. Juni 1956 beruhen. 

10. Wegen der Einzelheiten wird auf die nach-
stehenden Bemerkungen zu den einzelnen Kapiteln, 
insbesondere zu Kap. 08 04, verwiesen. 

11. Die Erhöhung der Sachausgaben beruht 
hauptsächlich auf den Ansätzen in Kap. 08 04. Sie 
ist bedingt durch einen Mehrbedarf zur Unterhal-
tung und Bewirtschaftung der Dienstgebäude, 
durch einen erhöhten Zuschußbedarf der Zollver-
waltung in Berlin  nach der Anlage zu Kap. 08 04 
Tit. 221, durch höhere Entschädigungszahlun,gen 
an die Länder für Wahrnehmung der Bauaufgaben 
des Bundes wegen der  Abrechnung aus zurück-
liegenden Rechnungsjahren und wegen der vorge-
sehenen Bauvorhaben der Bundeswehr (der zuletzt 
genannten Mehrausgabe steht ein höherer Erstat-
tungsbetrag raus dem Verteidigungshaushalt — 
Einzelplan 14 —gegenüber) und durch einen Mehr- 



12356 	2. Deutscher Bundestag — 211. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Mai 1957 

(Krammig) 
bedarf an  Tabaksteuerzeiehen infolge Zunahme des 
Tabakwaren-, insbesondere des Zigarettenkonsums. 

12. Von der Erhöhung der Allgemeinen Ausgaben 
um 10 904 000 DM gegenüber dem Rechnungsjahr 
1956 entfallen allein 10 000 000 DM auf die Mehr-
veranschlagung von Entschädigungszahlungen auf 
Grund des Fünften Teiles des Vertrages zur Rege-
lung aus Krieg und Besatzung entstandener Fra-
gen, der sogenannten äußeren Restitution, weil 
voraussichtlich im Rechnungsjahr 1957 nach den 
vorliegenden Anträgen und eingereichten Klagen 
erhebliche Entschädigungen zu zahlen sein werden. 

13. Der geringere Ansatz bei den Einmaligen 
Ausgaben beruht darauf, ,daß in den ,abgelaufenen 
Rechnungsjahren die Kriegsschäden an den Liegen-
schaften des allgemeinen Sachvermögens zum 
großen Teil behoben worden sind und deshalb ein 
geringerer Bedarf an Ausgabemitteln besteht. Die 
Wiederherstellungsarbeiten an diesen Liegenschaf-
ten werden voraussichtlich in einem der nächsten 
Rechnungsjahre beendet werden können, so daß 
danach für diese Zwecke keine Mittel mehr ange-
fordert werden müssen. 

14. Die Einteilung des Einzelplans ist durch die 
Aufnahme des  neuen Kap. 08 09 — Bundesmono-
polamt für Branntwein — geändert worden. Diese 
Anderung entspricht auch einem Wunsche des 
Haushhaltsausschusses. Das finanzielle Ergebnis des 
Einzelplans wird dadurch aber nicht berührt. Das 
Kapitel enthält keine Haushaltsansätze, weil nach 
dem Gesetz über ,das Branntweinmonopol sämt-
liche Aufwendungen für die Durchführung des 
Monopols aus seinen Erträgnissen zu bestreiten 
sind. Verbleibende Überschüsse sind unter den 
Einnahmen des Einzelplans 60 ausgewiesen. 

B. Einzelbemerkungen 

Zu Kap. 08 01 
15. Im Entwurf waren gegenüber dem Rech-

nungsjahr 1956 29 neue Beamtenplanstellen ange-
fordert worden. Der Haushaltsausschuß ließ sich 
von der Notwendigkeit der neu angeforderten 
Stellen überzeugen. 18 dieser neuen Stellen werden 
durch Umwandlung von Angestelltenstellen (10) 
und durch Planstellenzuweisung für beamtete 
Hilfskräfte (8), denen die Wahrnehmung von 
Daueraufgaben obliegt, gewonnen. Entgegen dem 
Entwurf wurde die Planstelle eines Beamten der 
Bes.-Gr. A 4 b 1 für das Arbeitsgebiet Lochkarten-
verfahren mit einem kw-Vermerk versehen. Über 
den Entwurf hinaus übernahm der Haushaltsaus-
schuß unter Zustimmung der Vertreter der Bundes-
regierung unter gleichzeitiger Hebung der Stelle 
nach Bes.-Gr. A 1 b die  Stelle des Landforstmeisters 
aus Kap. 08 04 unter Fortfall einer Stelle der 
Bes.-Gr. A 2 b in das Kap. 08 01. Mit dieser Über-
nahme wird die Aufsichtsinstanz über alle Forst-
dienststellen des Bundes in das Ministerium ver-
legt, ohne daß im Ministerium bzw. bei der Ober-
fianzdirektion in Köln eine zusätzliche Stellenver-
mehrung eintritt. 
Die Übernahme der Stelle des Landforstm eisters 

in 'das Ministerium hat zur Folge, daß gegenüber 
dem Entwurf im Kap. 08 01 nicht 29, sondern 30 
neue Stellen in Erscheinung treten. 

16. Der Haushaltsausschuß konnte sich nicht ent-
schließen, allen im Entwurf vorgeschlagenen Plan-
stellenhebungen durch Umwandlung niedriger be-
soldeter Planstellen zu entsprechen. Er ließ sich  

nur von  der  Notwendigkeit der von ihm gebilligten 
Hebungen überzeugen. Der Vergleich des Entwurfs 
mit Kap. 08 01 zeigt das Ergebnis der Beratungen 
des Haushaltsausschusses im einzelnen. 

17. Die organisatorische Umgestaltung im Mini-
sterium, die zur Bildung von 113 Referaten, da-
runter eine große Zahl von Großreferaten, unter 
Fortfall v on 35 Referaten geführt hat, wurde aus-
drücklich vom Haushaltsausschuß anerkannt. 

18. Bei der Erörterung der Stellenhebungen 
wurde von dem Vertreter des Ministeriums mehr-
fach darauf hingewiesen, daß das Ministerium bei 
der Besetzung von Stellen, die es nicht mit eigenen 
Verwaltungsangehörigen ,aus den  nachgeordneten 
Dienststellen besetzen könne, Schwierigkeiten bei 
der Gewinnung qualifizierter Kräfte habe, wenn 
es nicht möglich sei, den in Aussicht genommenen 
Kräften A 1 a Stellen anzubieten. Hiermit wird eine 
Frage angesprochen, zu der der Berichterstatter 
des Haushaltsgesetzentwurfs an anderer Stelle 
Stellung nehmen wird, weil die Gewinnung quali-
fizierten Nachwuchses für den Ministerialdienst des 
Bundes, soweit die obersten Bundesbehörden kei-
nen eigenen Verwaltungsunterbau besitzen, ein 
schwer zu lösendes Problem zu werden beginnt. 

19. Die Veränderung bei den ausgebrachten Leer-
stellen des Tit. 101 wird, soweit sie von Bedeutung 
ist, bei Kap. 08 04 Tit. 101 Nr. 44 behandelt. 

20. Unter diesem Gesichtspunkt ist auch die 
Billigung ,der Anforderungen in Tit. 103 zu wür-
digen, der trotz des Abgangs von 8Stellen nach 
Tit. 101 nur eine Verminderung um 5 Stellen ent-
hält. Dieser Titel dient in erster Linie dazu, aus 
der Außenverwaltung geeignete Kräfte für das 
Ministerium zu gewinnen. Daher waren eine Reihe 
von Hebungen in Tit. 103 erforderlich geworden. 
Entgegen dem Entwurf hat der Haushaltsaus-

schuß in Tit. 103 nicht eine, sondern zwei Hilfs-
referentenstellen in Bes.-Gr. A 2 b für die Über-
prüfung der Dienstpostenbewertung bei den Bun-
desverwaltu,ngen bewilligt, weil er dem Problem 
der gerechten Dienstpostenbewertung innerhalb 
der Bundesverwaltungen besondere Bedeutung 
beimißt. 

21. Wie bereits in Nr. 7 erwähnt worden ist, sah 
sich der Haushaltsausschuß veranlaßt, durch glo-
bale Erhöhung des Ansatzes in allen Einzelplänen, 
soweit erforderlich, der Verordnung des Bundes-
ministers  der Finanzen vom 20. Dezember 1956, 
mit  der  die Beschäftigungstagegelder und Tren-
nungsentschädigungen erhöht wurden, Rechnung 
zu tragen. Hiervon sind in erster Linie die Tit. 108 
aller Einzelpläne betroffen. 

22.Eine ähnliche Konsequenz mußte der Haushalts-
ausschuß hinsichtlich der Reisekostentitel (Tit. 215) 
ziehen, weil durch die genannte Verordnungauch 
die Reisekostensätze für Inlandsreisen angehoben 
worden sind. 

Zu Kap. 08 02 
23. Im Entwurf waren in den Kap. 08 01, 08 04 und 

08 06 beim Tit. 222 die Erstattungen aus dem Ver-
teidigungshaushalt (Einzelplan 14) an andere 
Bundesbehörden für Aufwendungen zur Durch-
führung von Verteidigungsaufgaben entsprechend 
der Regelung im Rechnungsjahr 1956 als Minder-
ausgaben bei den Sachausgaben veranschlagt. 
Gegen diese in allen Einzelplänen durchgeführte 
Regelung hat der Bundesrechnungshof eingewandt, 
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daß durch die Veranschlagung des Erstattungs-
postens als Minderausgabe die  Sachausgaben der 
betroffenen Kapitel insgesamt zu niedrig ausge-
wiesen würden. Da ,eine Aufspaltung des Erstat-
tungsbetrages und der verschiedenen Ausgabe-
gruppen dem Sinn der Pauschalierung widerspre-
chen und auch nicht im Interesse der Verwaltungs-
vereinfachung liegen würde, schlug der Bundes-
minister der Finanzen vor, die Erstattungsbeträge 
aller Kapitel in dem jeweiligen Kap. 02 — Allge-
meine Bewilligungen — für jeden Einzelplan zu-
sammenzufassen. Bei diesem Kapitel werden in der 
Regel keine anderen Sachausgaben veranschlagt, 
so daß das Kapitelergebnis dadurch nicht beein-
trächtigt wird. Diese Regelung entspricht auch in 
etwa der haushaltsmäßigen Darstellung des Min-
derausgabepostens aus der 5 %-Kürzung des Haus-
haltsgesetzes (siehe Tit. 699, Kap. 60 02). 

Die Form der Darstellung hat darüber hinaus den 
Vorzug, daß die Erstattungen aus dem Verteidi-
gungshaushalt jeweils nur an einer Stelle des 
Einzelplans ausgewiesen werden. Damit wird die 
Übersicht erleichtert. 

Der Haushaltsausschuß hieß den Vorschlag gut. 
Infolgedessen traten im Einzelplan gegenüber dem 
Entwurf folgende Änderungen ein: 

Es wurden gestrichen: 

Kapitel Titel 	Gemeinsame Betrag 
Zweckbestimmung 	DM 

08 01 	222 Minderausgaben infolge 
Erstattungen aus dem 
Verteidigungshaushalt 

usw. 	— 992 200 

08 04 	222 	 — 29 473 000 

08 06 	222 	 — 933 900 

Es trat hinzu: 	Sachausgaben 
08 02 	222 Minderausgaben infolge 

Erstattungen aus dem 
Verteidigungshaushalt 
emäß § 58 RWB von 
Aufwendungen 

a) des Bundesministers — 992 200 
der Finanzen 

b) der Bundesfinanz

-

verwaltung 	— 29 473 000 
und 

c) der Bundesbau

-

direktion zur Durch-
führung von Ver-
teidigungsaufgaben — 993 900 

Wegen der Erhöhung der Ansätze gegenüber 
dem Vorjahr wird auf die Bemerkung unter Nr. 50 
verwiesen, die im Prinzip auch für die Kap. 08 01 
und 08 06 gilt. 
24. Obwohl der für das Rechnungsjahr 1956 in 

Tit. 300 (Betreuung überlebender Opfer von 
Menschenversuchen) ausgebrachte Betrag von 
200 000 DM im Zeitpunkt der Beratung dieses Titels 
im Haushaltsausschuß (24. Januar 1957) noch voll 
zur Verfügung stand und die Übertragbarkeit der 
Mittel im Dispositiv vorgesehen ist, wird für das 
Rechnungsjahr 1957 ein gleich hoher Betrag aus-
gebracht, um den Opfern von Menschenversuchen, 
denen mangels der Wohnsitzvoraussetzungen oder 
wegen Ablaufs der Anmeldefrist ein Wiedergut-

machungsanspruch auf Grund der in den Ländern 
geltenden Entschädigungsgesetze nicht zusteht, in 
besonderen Fälleneine wirksame Hilfe zu gewäh-
ren. Die Bundesregierung hofft, daß mit diesem 
letzten Betrag, der mit den Summen der  Vorjahre 
insgesamt 3 100 000 DM für diesen Zweck bereit-
stellte, der Titel in den künftigen Haushaltsjahren 
auslaufen kann. 

25. Da die Feststellung der steuerpflichtigen Um-
sätze sowie die Berechnung der Abführung der 
Steuer ab 1. April 1957 zentral durchgeführt und 
im Einzelplan 60 (Allgemeine Finanzverwaltung) 
ausgebracht wird, wurde der Tit. 395, entgegen 
dem Entwurf, für das Rechnungsjahr 1957 als 
Leertitel ausgebracht. 

Zu Kap. 08 03 

26. Nachdem im Rechnungsjahr 1956 die Zahl der 
Senatspräsidenten und der Bundesrichter erhöht 
worden ist, damit die Bildung eines VI. Senats beim 
Bundesfinanzhof ermöglicht wurde, und für das 
Rechnungsjahr 1957 infolge des weiterhin gestie-
genen Eingangs an Rechtsbeschwerden eine weitere 
Richterstelle hinzutritt, können die Planstellen für 
juristische Hilfskräfte, für die  bisher Planstellen 
der Bes.-Gr. A 1 a bzw. A 1 b ausgebracht waren, 
nunmehr entsprechend Grundsätzen der Dienst-
postenbewertung in Planstellen der Bes.-Gr. A 2 b 
umgewandelt werden. Die bisherigen Stellenin-
haber erhalten für ihre Person  die  bisherigen Be-
züge weiter. 

Der Anregung des  Haushaltsausschusses, die 
Stelleninhaber auf Stellen der allgemeinen Ver-
waltung zu beschäftigen, die 'ihrer Besoldung ent-
sprechen, glaubt der Vertreter der Abteilung I des 
Bundesministeriums der Finanzen nicht nachkom-
men zu können, weil es schwierig sei, Regierungs-
direktoren bei der geringen Zahl der Planstellen 
in der Außenverwaltung dort unterzubringen. Der 
Haushaltsausschuß wird diese Frage bei der Be-
ratung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1958 erneut prüfen, weil es weder vertretbar ist, 
qualifizierte Kräfte unterwertig zu beschäftigen, 
noch Bezüge zu zahlen, die der Beschäftigung nicht 
entsprechen. 

27. Bei der Erörterung der Geschäftslage beim 
Bundesfinanzhof wurde festgestellt, daß diese zwar 
noch angespannt sei, die Zahl der Rückstände aber 
nicht wesentlich über das hinausgehe. was beim 
Reichsfinanzhof üblich gewesen sei. 

28. In diesem Zusammenhang wurde auch die 
Frage nach der Überlastung der oberen Bundes-
gerichte geprüft. Der Haushaltsausschuß kam zu 
dem Ergebnis, daß, wenn der Gesetzgeber die  Re-
visionsmöglichkeiten nicht einschränke, von Haus-
haltsiahr zu Haushaltsjahr bei den oberen Bundes-
gerichten mit neuen Stellenanforderungen zu rech-
nen sei. 

29. Entgegen dem Vorschlag des Entwurfs beschloß 
der Haushaltsausschuß, aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit beim Aktentransport nicht das vor-
gesehene, sondern ein für diese Zwecke geeigne-
teres Kombi-Fahrzeug zu beschaffen (Tit. 208, 850). 
Der Ansatz bei Tit. 850 mußte demgemäß erhöht 
werden. 

Zu Kap. 08 04 

30. Bei der Verabschiedung der Einnahmetitel 
ging der Haushaltsausschuß bei den Tit. 3, 7 und 15 
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nicht unbeträchtlich über die Einnahmeansätze des 
Entwurfs (bei 105 600 000 DM auf 109 800 000 DM) 
auf Grund der Ist-Zahlen des Rechnungsjahres 1956 
am Tage der Beratung (24. Januar 1957) hinaus, 
während er aus dem gleichen Grunde eine Herab-
setzung bei Tit. 6 von 1 800 000 auf 1 500 000 DM 
für erforderlich hielt. 

31. Eine weitere Anhebung der Einnahmean-
sätze bei Tit. 47 a) und b) beschloß der Haushalts-
ausschuß auf Vorschlag der Bundesregierung. 

32. Gelegentlich der Beratung des Tit. 7 (Einnah-
men aus Veröffentlichungen), auf den auch die Ge-
bühren für die Kennzeichen außerdeutscher Kraft-
fahrzeuge vereinnahmt werden, wurde aus der 
Mitte des Haushaltsausschusses die Gründung eines 
internationalen Versicherungsverbandes angeregt. 

33. Die Zweckbestimmung des Tit. 70 erfuhr 
gegenüber dem Entwurf auf Anregung der Bundes-
regierung eine Ergänzung, die es ermöglichen soll, 
das der früheren Österreichischen Botschaft die-
nende Grundstück in Berlin an die Republik 
Österreich in einer von § 47 Abs. 1 Satz 1 RHO
abweichenden Form, zurückzugeben. 

34. Von der vom Haushaltsausschuß für die Be-
handlung des Entwurfs des Einzelplans benötigten 
Zeit beanspruchte die Beratung der Tit. 101 und 
104 den größten Teil. Dies war in erster Linie dem 
Umstand zuzuschreiben, daß im Entwurf eine Ver-
mehrung der Beamtenplan.tellen gegenüber dem 
Rechnungsjahr 1956 von 33 930 um 191 auf 34 121 
und  der  Angestelltenstellen von 7 555 um 341 auf 
7896 vorgesehen war. Der Haushaltsausschuß hat 
sich schließlich nach einer ins einzelne gehenden 
Aussprache entschließen müssen, eine Vermehrung 
der Beamtenplanstellen um 137 und der Angestell-
tenstellen um 304 gutzuheißen. Von den zusätzlich 
bewilligten Stellen hat der Haushaltsausschuß dar-
über hinaus beschlossen, bei den Beamtenplanstel-
len 48 und bei den Angestelltenstellen 95 mit einem 
kw-Vermerk zu versehen. Mit der Ausbringung 
dieses Vermerks soll sichergestellt werden, daß der 
Haushaltsausschuß bei den Beratungen des Haus-
haltsplanentwurfs für das Rechnungsjahr 1958 er-
neut die Notwendigkeit der Beibehaltung dieser 
Stellen eingehend prüft (s. auch Nr. 68). 

35. Die Beschlüsse ides Haushaltsausschusses sind 
im einzelnen den Übersichten Seiten 38 bis 41 (für 
Beamte) und Seite 50 (für Angestellte) und den da-
zugehörenden Erläuterungen Seiten 46 bis 48 (für 
Beamte) und Seiten 50 bis 52 (für Angestellte) des 
Einzelplans zu entnehmen. 

36. Unter Streichung einer A2 c 2-Stelle wurden 
die für die Steuerverwaltung innerhalb der Bun-
desfinanzverwaltungangeforderten Stellen bewil-
ligt. Einer Anregung ,aus der Mitte des Haushalts-
ausschusses anläßlich der Beratung des Bundes-
haushaltsplans 1956 entsprechend, wurde für den 
Leiter der Bundesbetriebsprüfungsstelle eine A 1 a-
Stelle ausgebracht. Die Bundesbetriebsprüfungsstelle 
nimmt eine Sonderstellung ein. Sie soll das Auf-
kommen des Bundes aus den Steuern sichern hel-
fen, die von den Landesfinanzverwaltungen ver-
waltet oder erhoben werden. Da sich die Bundes-
betriebsprüfungsstelle an Prüfungen der Betriebs-
prüfungsstellen der Landesfinanzverwaltungen, so-
weit sie von besonderer Bedeutung für das Steuer-
aufkommen des Bundes sind, beteiligt, hielt es der 
Haushaltsausschuß, auch im Hinblick auf die Erfah-
rungen des Bundesrechnungshofs bei der Rech-
nungsprüfung, für angebracht, die Stelle als solche  

mit qualifiziertem Personal auszustatten und ihren 
Leiter entsprechend herauszuheben. 

Dagegen schien es dem Haushaltsausschuß nicht 
erforderlich, den für die Steuerverwaltung inner-
halb der Bundesfinanzverwaltung im Entwurf be-
antragten Stellenhebungen dem Ausmaße nach zu 
entsprechen. Er stimmte zwar der Hebung von ins-
gesamt 10 Planstellen zu, lehnte jedoch die Um-
wandlung von 3 A 2 b-Stellen in solche der Bes.-Gr. 
A 1 b für die Leiter von Umsatz- und Beförde-
rungsteuerstellen bei den Oberfinanzdirektionen 
ab. 

37. Für den Geschäftszweig Zollverwaltung, in 
dem im Rechnungsjahr 1956 32 630 beamtete Kräfte 
beschäftigt waren, von denen im Rechnungsjahr 
1957 32 533 in diesem Kapitel und 97 im Kap. 09 
ausgebracht wurden, forderte der Entwurf 15 neue 
Planstellen. 
Anläßlich der Bewilligung der für den Leiter der 

Besoldungsstelle der Bundesfinanzverwaltung in 
Mehlem beantragten A3 b-Stelle ließ sich der 
Haushaltsausschuß einen Überblick über die zu er-
wartende Auswirkung der Tätigkeit der Zentralen 
Besoldungsstelle nach Übernahme der Gehaltszah-
lungen für die Bundesbediensteten der Bundes-
ministerien und  der Oberfinanzdirektionen ein-
schließlich der diesen nachgeordneten Bundes-
dienststellen geben. Danach sind die Versuchsarbei-
ten zur Verwendung von Lochkartenmaschinen bei 
der Berechnung der Dienst- und der Versorgungs-
bezüge inzwischen erfolgreich abgeschlossen wor-
den. Von einigen Oberfinanzdirektionen hat die 
Besoldungsstelle die Bearbeitung bereits übernom-
men. Voraussichtlich wird die Besoldungsstelle im 
Laufe des Rechnungsjahres 1957 die Bearbeitung 
für die gesamte Bundesfinanzverwaltung überneh-
men. Auch bei der Zollkleiderkasse ist die Ver-
wendung von Lochkartenmaschinen soweit vorbe-
reitet, daß die Arbeiten im Rechnungsjahr 1957 da-
mit erledigt werden können. 

Eine Reihe von Bundesministerien hat sich der 
Zentralen Besoldungsstelle angeschlossen, bei eini-
gen anderen wird der Anschluß in Kürze erfolgen, 
bei ganz wenigen sind die Widerstände gegen den 
Anschluß noch nicht ausgeräumt. Der Haushalts-
ausschuß gab der Erwartung Ausdruck, daß, soweit 
das des Geschäftsumfanges wegen möglich ist, alle 
Bundesdienststellen in Bonn der Zentralen Besol-
dungsstelle angegliedert werden. Die damit zu er-
zielende Verminderung an Personal- und Sach-
ausgaben soll bei kommenden Haushaltsberatungen 
geprüft werden. 

Die Neuanforderung von je 7 A 4 b 1- bzw. 
A4 c 2-Stellen für die Bearbeitung von Personal-
vertretungsangelegenheiten für die Oberfinanz-
direktionen, die der Entlastung des Behördenchefs 
dienen sollen, löste eine grundsätzliche Aussprache 
über die Personalräte und den Mehrbedarf an 
Kräften aus. Die Regierungsvertreter wiesen dar-
auf hin, daß im kommenden Haushaltsjahr 1958 
voraussichtlich Planstellen angefordert würden. 

38. Den für die Zollverwaltung begehrten 525 
Stellenumwandlungen, bei denen es sich um 340 
Höherstufungen und 185 Abstufungen handelt, 
stimmte der Haushaltsausschuß nach Prüfung und 
Beratung der von den Regierungsvertretern dazu 
abgegebenen Einzelbegründung zu. 

39. Die Stellenanforderungen und -umwandlun

-

gen innerhalb des Geschäftsbereichs der Bundes-
vermögensverwaltung, die im Rahmen der Gesamt- 
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anforderungen den größten Teil ausmachten, wur-
den nicht nur im Haushaltsausschuß selbst, sondern 
auch in einer eigens für diesen Zweck eingesetzten 
Unterkommission des Ausschusses besonders ein-
gehend gewertet. Hierbei wurde im besonderen die 
Tätigkeit der Bundesvermögensverwaltung im Zu-
sammenhang mit der Neuanschaffung, Anmietung, 
Anpachtung und Freimachung von Liegenschaften 
für die Bundeswehr, mit der Landbeschaffung für 
die Stationierungsstreitkräfte, mit der Abgeltung 
von Besatzungsschäden im Hinblick auf das Bun-
desentschädigungsgesetz, mit dem NATO-Komplex 
und den Infrastrukturmaßnahmen untersucht. Um 
diesen Aufgaben gerecht werden zu können, sah 
der Entwurf bei 1136 vorhandenen Beamtenplan-
stellen ein Mehr von 252 = 22 v. H. und bei 3199 
vorhandenen Angestellten und Arbeiterstellen ,ein 
Mehr von 348 = 10.5 v. H., insgesamt also 600 
Kräfte (= 13,8 v. H.) vor. 

Wie sich schon aus Nr. 34 ergibt, sah sich der 
Haushaltsausschuß außerstande, die beantragten 
neuen Stellen in vollem Umfange zu billigen. Die 
für die Wahrnehmung von Aufgaben der Verteidi-
gungsverwaltung neu beantragten Stellen wurden 
nach einer Generalaussprache über die Stellenneu

-

anforderungen bewilligt. Hierbei ging der Haus-
haltsausschuß davon aus, daß die Aufgabe der 
Landbeschaffung und Vermögensverwaltung für 
militärische Zwecke eine Aufgabe der Bundesver-
mögensverwaltung im Ressort des Bundesministe-
riums der Finanzen bleiben solle. Der Haushalts-
ausschuß bestätigte damit nachdrücklich, daß er 
den Aufbau einer entsprechenden Verwaltung im 
Bereich des Bundesverteidigungsministeriums nicht 
wünsche. Hinsichtlich der mit diesen Stellen ver-
bundenen Kosten erfolgt ein Ausgleich zu Lasten 
des Verteidigungshaushalts. 

Da zunächst keine Verständigung über  die  Zahl 
der darüber hinaus noch zu bewilligenden Stellen 
erzielt wurde, wurde eine Unterkommission beauf-
tragt, dem Haushaltsausschuß Vorschläge zu unter-
breiten. Die Unterkommission kam einstimmig zu 
dem Vorschlag, dem Haushaltsausschuß folgende 
Stellenbewilligungen zu empfehlen: 

Beamtenplanstellen: 69 für Aufgaben der Vertei

-

digungsverwaltung, 
davon 35 kw; 

41 für Vertreter des Bun-
desinteresses, 
davon 13 kw; 

1 für Forstverwaltung, 

36 für aus dem Landesdienst 
übernommene Forstbeamte; 

von den 46 für Bundesver-
mögensstellen und 25 für 
bisherige Angestellte ange-
forderten Stellen sollen wei-
tere 18 gestrichen werden, 
so daß demnach von 252 neu 
beantragten Stellen 200 — 
davon 48 mit einem kw-
Vermerk — bleiben. 

Angestelltenstellen: 	98 für Rückerstattung, 

davon 50 kw; 

39 für Vertreter des Bun-
desinteresses; 

18 für ehemalige Forstange-
stellte im Landesdienst; 
98 für Vertedigungsauf-
gaben, 
davon 45 kw; 

9 für bautechnische Arbeits-
gruppe und 

24 für sonstige Aufgaben 
der Bundesvermögensver-
waltung. 

Von insgesamt 348 neuen 
Stellen werden somit 286, 
davon 95 mit einem kw-
Vermerk, zur Bewilligung 
vorgeschlagen. 

Sowohl die Streichungen ,als auch die kw-Ver-
merke sollten von der Bundesregierung auf die Be-
soldungsgruppen und die TO.A-Stellen dem Ver-
hältnis der beantragten Stellen entsprechend ver-
teilt werden. Im übrigen sollte die Bundesregie-
rung bei der Verplanung der Stellen frei sein, um 
sie entsprechend den zu bewältigenden  Aufgaben 
verteilen zu können. 

Der Haushaltsausschuß nahm diesen Vorschlag 
einstimmig an. 

40. Die Erörterung über die Aufgaben der Bun-
desvermögens- und Bauabteilung, die einen sehr 
breiten Raum einnahm, veranlaßte den Haushalts-
ausschuß,  die  Bundesregierung zu ersuchen, ihm 
bei nächster Gelegenheit 

1. über den ganzen Umfang des 131er-Problems 
und  die  Möglichkeit der baldigen Verwendung 
der noch disponiblen Kräfte im Rahmen ihrer 
Fähigkeiten und 

2. über den Stand und die Methode des Umsied-
lungsverfahrens zu berichten. 

41. Den Stellenhebungen bzw. -umwandlungen, 
die im Entwurf für die Bundesvermögens- und 
Bauverwaltung vorgeschlagen waren, stimmte der 
Haushaltsausschuß mit Ausnahme der Hebung von 
8 Stellen von Bes.-Gr. Alb  nach Besoldungsgruppe 
Al  a  und  von 8 Stellen der Bes.-Gr. A2 b nach 
Bes.-Gr. A 1 b zu. Bei der Ablehnung dieser Hebun-
gen ging der Haushaltsausschuß davon aus, daß der 
Oberfinan.zpräsident sich die Leitung der Bundes-
vermögens- und Bauabteilung seiner Verwaltung 
vorbehalten solle, um sicherzustellen, daß die  Zu-
sammenarbeit der Landesvermägens- und Bau-
abteilung mit der Bundesvermögens- und  Blau-
abteilung innerhalb der Oberfinanzdirektion ge-
währleistet bleibe. Damit entsprach der Haushalts-
ausschuß auch einem Wunsche ,des Bundesrates, der 
in seiner Stellungnahme zum Entwurf arauf hin-
g ewiesen hatte, daß die Hebungdieser Stellen 
Konsequenzen bei der Besetzung der leitenden 
Stellen der Landesvermägens- und Bauabteilungen 
der  Oberfinanzdirektionenauslösen würde. 
42. Von den Vertretern der Bundesregierung 

wurde darauf hingewiesen, daß die Zahl der be-
willigten Stellen nicht ,dazu ausreichen werde, die 
im Zusammenhang mit der Durchführung des 
noch vom Parlament zu verabschiedenden Kriegs-
falgenschlußgesetzes auf ,die Bundesvermögens-
und Bauverwaltung zukommenden neuen Auf-
gaben zu bewältigen. Mitglieder des Ausschusses 
drückten demgegenüber die Erwartung aus, daß 
neue Stellen für diesen Zweck möglichst nicht be-
antragt werden sollten, zumal auch andere Wege, 
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z. B. durch Übertragung eines Teiles der Aufgaben 
auf die Geschäftsbanken, eingeschlagen werden 
könnten, um den Arbeitsanfall zu meistern. 

43. Die für den Geschäftszweig Zollverwaltung 
begehrten 21 Mehrstellen und Stellenumwandlun-
gen für Angestellte wurden genehmigt. 

44. Im Entwurf waren bei Tit. 101 insgesamt 
5 Leerstellen für Beamte ausgebracht. Bis zum 
Abschluß der Beratungen im Haushaltsausschuß 
traten bei den beurlaubten Beamten Änderungen 
ein, die die endgültige Gestaltung des Einzelplans 
beeinflußten. Der Präsident der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder und der Regierungsrat 
sind in den Ruhestand getreten. Der Beamte der 
Bes.-Gr. A 1 a ist verstorben. Im Zusammenhang 
mit diesen personellen Veränderungen stellte sich 
heraus, daß statt bisher 5 in Zukunft nur noch 
4 Leerstellen benötigt werden. Die Leerstelle der 
Bes.-Gr. A 2b konnte ersatzlos wegfallen. Auch in 
der Qualität von 3 der auszubringenden 4 Leerstel-
len ergaben sich Änderungen, weil sich die Besol-
dungsgruppe der  Leerstelle nach der Besoldungs-
gruppe richtet, 'die der Beamte .am Tage seiner 
Beurlaubung innehatte. 

An Leerstellen werden daher benötigt: 

in der Bes.-Gr. A1 a (bisher B 8) 	1 Stelle, 

in der Bes.-Gr. Alb (bisher Al  a) 	1 Stelle, 

in 'der Bes.-Gr. A2 d (bisher A 2 c 2) 	1 Stelle, 

in der Bes.-Gr. A 3 b 	 1 Stelle,  

zusammen 4 Stellen. 

Da der Beamte der Besoldungsgruppe A 1 a vor 
seiner Abstellung zur Versorgungsanstalt im Bun-
desministerium der Finanzen tätig war und dort 
seine Planstelle geführt wurde, mußte, um den von 
ihm bisher innegehabten Dienstposten w ieder be-
setzen zu können, die Leerstelle in Kap. 08 01 
Tit. 101 (Hinweis auf Nr. 19 des Berichts) ausge-
bracht werden. 

45. Aus der Übersicht über den Bedarf an Be-
amten im Vorbereitungsdienst und an Beamten-
anwärtern in den Erläuterungen zu Tit. 105 ergibt 
sich, daß die Verwaltung im Rechnungsjahr 1957 
damit beginnt, die Folgerung zur Bewältigung der 
Aufgaben der Zollverwaltung, die infolge der tech-
nischen Fortschritte schwieriger geworden sind, zu 
ziehen. Um höher qualifiziertes Personal zu gewin-
nen, soll der gehobene Dienst im Laufe der näch-
sten Jahre verstärkt und dafür Kräfte des mittle-
ren Dienstes eingespart werden. An die Stelle von 
3 wegfallenden Kräften des mittleren Dienstes sol-
len 2 Kräfte des gehobenen Dienstes treten. 

Aus diesen Gründen ist im Haushaltsplan die 
Zahl der Anwärter für den gehobenen Dienst um 
150 erhöht, die der Anwärter für den mittleren 
Dienst dagegen um 225 'gekürzt worden. Im Vor-
wort zum Einzelplan Seite 28 ist in Absatz 3 des 
Abschnitts Organisatorische Änderungen darauf be-
sonders hingewiesen. 

46. Auf Vorschlag der Bundesregierung wurden 
die Ansätze des Entwurfs bei den Tit. 203 (Post-
und Fernmeldegebühren usw.) und 206 (Bewirt-
schaftung von Dienstgrundstücken) von 4 850 000 
auf 4 785 000 bzw. von 8 496 000 auf 8 400 000 DM 
herabgesetzt. 

47.Tit. 217 (Umzugskostenvergütungen usw.) wurde 
gegenüber dem Entwurf auf Antrag aus der Mitte  

des Ausschusses um 300 000 DM auf 2 500 000 DM 
gekürzt. Der Haushaltsausschuß wiederholte bei 
diesem Beschluß dien Hinweis, daß Versetzungen 
nur bei dringendem dienstlichem Bedürfnis verfügt 
werden sollen. 

48. Der Ansatz in Tit. 220, in dem im wesent-
lichen die Entschädigung 'ausgebracht wird, die 
den Ländern nach § 6 Abs. 6 des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung für die Durchführung der Bun-
desbauaufgaben zusteht, verzeichnet von Jahr zu 
Jahr eine Steigerung. Der Anteil für die Durchfüh-
rung von Bauaufgaben des Verteidigungsministe-
riums ist mit 26 000 000 DM eingeschlossen. 

In Zusammenhang mit Tit. 220 ließ sich der 
Haushaltsausschuß über die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern auf dem Gebiete der 
Durchführung der Bundesbauten durch die Lan-
desbauverwaltungen unterrichten. Danach konnte 
aufgetretenen Schwierigkeiten bisher noch begeg-
net werden. Es ließ sich jedoch nicht leugnen, daß 
Bundesbauaufgaben nicht immer mit dem gleichen 
Vorrang von den Landesbauverwaltungen behan-
delt werden wie Landesbauaufgaben. Der Haus-
haltsausschuß wird diese Frage auch weiterhin im 
Auge behalten, damit, wenn eine befriedigende Zu-
sammenarbeit auf ,die Dauer nicht gewährleistet 
bleibt, eine Änderung des Gesetzes über die Fi-
nanzverwaltung im Interesse der Durchführung 
der Bundesbauaufgaben erwogen wird. Der Bericht-
erstatter des Haushaltsgesetzentwurfs wird hier-
auf noch näher eingehen. 

49. Die Gründe für die Erhöhung des Zuschuß-
bedarfes der Zollverwaltung Berlin (Tit. 221) wer-
den bei der Behandlung 'der Anlage zu Kap. 08 04 
(Seiten 99 bis 112 des Einzelplans, Nr. 60 bis 63 des 
Berichts) dargestellt. 

50. Die Aufwendungen der Bundesfinanzverwal-
tung für die Verteidigungsverwaltung werden der 
Bundesfinanzverwaltung in Kap. 08 02 Tit. 222 b) 
zu Lasten des Verteidigungshaushaltes (Einzel-
plan 14) erstattet. Die wesentliche Erhöhung des 
Ansatzes gegenüber dem Vorjahre ist auf das Be-
amtenplanstellen- und das Angestelltenmehr und 
auf den Anteil an  der Entschädigung für die 
Durchführung von Bauaufgaben zurückzuführen 
(siehe auch Nr. 23). 

51. Der Ansatz in Tit. 260 (Kosten der Ausbil-
dung  der Verwaltungsangehörigen) wurde mit 
Rücksicht auf den in Nr. 22 erwähnten Sachverhalt 
gegenüber dem Entwurf um 300 000 DM sauf 
3 300 000 DM erhöht. Der Haushaltsausschuß blieb 
damit mit 300 000 DM unter dem nachgereichten 
Vorschlag der Bundesregierung. 

52. Bei der Beratung des Kap. 14 12 Tit. 400 be-
schloß der Haushaltsausschuß, den dort ausgebrach-
ten Betrag von 100 000 DM in das Kap. 08 04 
Tit. 407 ff. zu überführen. Eine Nachprüfung der 
Ansätze der Tit. 407 bis 469 des Kap. 08 04 in der 
226. Sitzung am  30. April 1957 ergab, daß eine 
Mehrausbringung nicht erforderlich ist. Demgemäß 
konnte Titel und Ansatz bei Kap. 1412 Tit. 400 
ersatzlos gestrichen werden. 

53. Bei der Verabschiedung des Tit. 701 (Kauf 
von Bauplätzen für den Neubau von Dienstgebäu-
den) wurde aus der Mitte des Haushaltsausschus-
ses angeregt, im Hinblick auf die Schaffung des Ge-
meinsamen Marktes von vornherein Fehlinvestitio-
nen bei Neubauten an den Westgrenzen zu vermei-
den. 
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54. Auf Vorschlag der Bundesregierun,g wurde 

die Zweckbestimmung des Tit. 706 wie folgt ge-
ändert: Anstatt „Kauf von Grundstücken usw." 
heißt es nunmehr „Erwerb von Grundstücken 
usw.". Demnach mußte die  Erläuterung entspre-
chend auf den Erwerb von Grundstücken abgestellt 
werden. Hinzugefügt wurde ferner, daß aus den 
Mitteln auch das Grundstück Berlin, Masurenallee 
8 bis 14 (Rundfunkhaus) erworben werden kann. 

Die Änderung der Zweckbestimmung soll es er-
möglichen, auch Aufwendungen aus den Mitteln 
dieses Titels bestreiten zu können, die im Zusam-
menhang mit anderen Arten des Grunderwerbs als 
Kauf entstehen. 
Aus den für das Rechnungsjahr 1956 ver-

anschlagten Mitteln stehen noch 5 000 000 DM im 
Rechnungsjahr 1957 zur Verfügung. Nach Beschluß 
des Haushaltsausschusses soll daraus auch der  An-
kauf des Europa-Hauses in Berlin finanziert wer-
den. 

55. Auf Vorschlag der Bundesregierung wird ein 
neuer Tit. 773 mit der Zweckbestimmung „Würz-
burg-Zoll, ehem. Heeresverpflegungsanlage, Besei-
tigung von Kriegsschäden, Restbetrag (Oberfinanz-
direktion Nürnberg)" und einem Ansatz von 
534 000 DM ausgebracht. 

56. Auf Antrag aus seiner Mitte beschloß der 
Haushaltsausschuß in  Zusammenhang mit dem Be-
schluß zu Tit. 706 (Nr. 54), in Tit. 780 unter (8) zur 
Beseitigung von Kriegsschäden am Europahaus in 
Berlin einen ersten Teilbetrag in Höhe von 
300 000 DM unter gleichzeitiger Einsparung dieses 
Betrages bei anderen Bauvorhaben auszubringen. 
Die Bundesregierung entsprach diesem Beschluß, 
in dem sie Zweckbestimmung und Betrag unter (5) 
im Einzelplan unter gleichzeitigem Wegfall der im 
Entwurf unter (5) vorgesehenen Zweckbestimmung 
und Ansatz ausbrachte und durch Kürzung des 
Ansatzes in Tit. 770 (2) um 110 000 DM und Strei-
chung der Zweckbestimmung und des Ansatzes von 
120 000 DM in Tit. 787 (3) des Entwurfs den Mehr-
ansatz ausglich. 

57. Entsprechend dem Änderungsvorschlag der 
Bundesregierung billigte der Haushaltsausschuß 
die Aufnahme folgender neuer Zweckbestimmung 
in Tit. 781 unter (2) „Lübeck-Blankensee, ehemali-
ger Fliegerhorst, Kostenanteil für den Anschluß 
der Abwässeranlage an das Städtische Kanalnetz 
(Oberfinanzdirektion Kiel)" und den Ansatz von 
200 000 DM. 

58. Die im Entwurf bei Tit. 788 unter (6) aus-
gebrachte Zweckbestimmung einschließlich Ansatz 
und Erläuterungen wurde auf Grund des Ände-
rungsvorschlages der Bundesregierung vom Haus-
haltsausschuß gestrichen. 

59. Bei der Verabschiedung des Tit. 865 (Anschaf-
fung von beamteneigenen Kraftfahrzeugen) in Ver-
bindung mit Tit. 209 bestätigte sich die Erfahrung, 
daß die Haltung beamteneigener Kraftfahrzeuge 
die  wirtschaftlichste Art der Haltung von Kraft-
fahrzeugen in  der  Verwaltung ist, weil solche Fahr-
zeuge infolge besserer Pflege eine längere Lebens-
dauer besitzen und der Verwaltung beim Verkauf 
an die Halter der Fahrzeuge ein vollwertiger Ver-
kaufserlös (siehe Tit. 75) zufließt. 

59 a. Der Haushaltsausschuß entsprach mit Aus-
bringung des Tit. 960, der Zweckbestimmung „Be-
seitigung von militärischen Anlagen des Westwalls" 
und des Ansatzes von 6 000 000 DM im wesentlichen  

dem Antrag der Abg. Richarts, Seither, Weber 
(Untersontheim) und Genossen — Drucksache 
3214 — betr. Beseitigung der ehemaligen Kampf-
anlagen im Gebiet des Westwalls, nachdem er fest-
gestellt hatte, daß dem Anliegen der Antragsteller 
damit entsprochen werden kann. 

Zu Anlage zu Kap. 08 04 Tit. 221 (Zuschußbedarf 
der Zollverwaltung Berlin) 

60. Für die Erhöhung des Zuschußbedarfes der 
Zollverwaltung Berlin von 27 800 000 DM im Rech-
nungsjahr 1956 um rund 3 500 000 DM auf 
31 300 000 DM für das Rechnungsjahr 1957 gilt im 
Prinzip die in Nr. 5 gegebene Begründung, wonach 
das Ausgabenmehr im Einzelplan 08 im wesent-
lichen auf die seit 1956 eingetretene Erhöhung des 
Bezüge der  Beamten, Angestellten und Arbeiter 
zurückzuführen ist. Als Besonderheit wirkt sich 
hier außerdem die Erhöhung der Bezüge der Ver-
sorgungsempfänger aus. 

61. Neben einer Reihe von Stellenumwandlungen 
sah der Entwurf bei Tit. 101 14 neue Beamten-
planstellen vor. Der Haushaltsausschuß ließ sich 
zwar von der Notwendigkeit der Stellenumwand-
lungen, iaber nicht von dem Erfordernis aller neuen 
Stellenüberzeugen. Er bewilligte die beantragten 
Umwandlungen und 3 neue Planstellen. Der Geld-
ansatz erfuhr dementsprechend eine Reduzierung 
um 79 600 DM. 

62. Die Änderungen in der Einstufung der An-
gestellten ergeben sich aus der Berücksichtigung 
von Tätigkeitsmerkmalen. Obwohl 3 Angestellten-
und 2 Arbeiterstellen wegfallen, erhöhen sich die 
Geldansätze nicht unbeträchtlich infolge der zwi-
schenzeitlich abgeschlossenen Tarifverträge. 

63. Verminderungen der Ansätze des Entwurfs 
bei den Tit. 101 auf Grund der Beschlüsse des 
Haushaltsausschusses und 106 und 107 infolge die-
ser Beschlüsse führten zu einer Herabsetzung des 
Zuschußbedarfes gegenüber dem Entwurf um 
82 000 DM. 

Zu Kap. 08 05 

64. Auf Grund desAntrages der Fraktion der 
FDP betr. Bundeszuschuß für zusätzliches Personal 
für die Feststellungsabteilungen der Ausgleichs-
behörden — Drucksache 2829 — erörterte der 
Haushaltsausschuß die Ausbringung eines Tit. 302 
mit einem Ansatz von 6 000 000 DM. 

Der Vertreter der Bundesregierung berichtete 
über 'die Kosten für das Personal der Feststellungs-
arbeiten der Ausgleichsbehörden. Er erklärte, der 
Antrag lasse nicht klar erkennen, inwieweit die 
Kosten vom Bund übernommen werdensollen. Er 
nehme an, der Antrag bezwecke eine 100 %ige 
Kostenerstattung. Gegen die Übernahme der ge-
samten Kosten auf den Bund machte er Bedenken 
geltend, weil das gleichbedeutend mit einer Hono-
rierung der säumigen Stadt- und Landkreise sei. 

Nach Angabe des Regierungsvertreters werde die 
Schadensfeststellung vor Ablauf des Jahres 1960 
nicht beendet sein. Das hänge auch mit dem Feh-
len von Bewertungsspezialisten zusammen, so daß 
die Annahme des Antrages keine nennenswerte Be-
schleunigung herbeiführen würde. 

Diesen Erwägungen schloß sich der Haushalts-
ausschuß an. Von einer Ablehnung des Antrages 
wurde abgesehen, weil dies  dem Plenum vorbehal- 
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ten bleiben soll. Der Haushaltsausschuß stellte ab-
schließend fest, daß eine Behandlung des Antrages 
nach § 96 (neu) GO nicht möglich sei und beschloß, 
der Berichterstatter solle während der Zweiten 
Lesung des Entwurfes des Haushaltsgesetzes dem 
Plenum berichten und im Namen des Haushalts-
ausschusses vorschlagen, den Antrag abzulehnen. 

65. Bei Tit. 710 brachte der  Haushaltsausschuß 
einen Sperrvermerk aus, um sicherzustellen, daß 
vor Ausführung des Neubaues in Bad  Homburg 

 eingehend geprüft werde, ob die Behörde nicht in 
Berlin untergebracht werden könne. 

66. Zu der Übersicht über das Sondervermögen 
(Ausgleichsfonds) für das Rechnungsjahr 1957 (Ein-
zelplan Seite 123 ff.) wurde der Regierungsvertre-
ter gefragt, wann die endgültige Fassung der 

 Übersicht vorgelegt werde. Der Regierungsvertre-
ter wies darauf hin, daß die endgültige Fassung 
der Übersicht stark von  den  Auswirkungen des 
8. Änderungsgesetzes zum Lastenausgleichsgesetz 
abhänge, so daß ein verbindlicher Termin noch 
nicht genannt werden könne. 

Zu Kap. 08 06 
67. Der Bundestag  hat  in seiner 190. Sitzung am 

6. Februar 1957 den Ausbau Berlins als Sitz des 
Parlaments und der Bundesregierung beschlossen. 
Zur Durchführung der im Zusammenhang mit 

diesem Beschluß in  Berlin zu errichtenden Bauten 
beabsichtigt ,der Bundesminister der  Finanzen, die 
Bundesbaudirektion mit Ausnahme der Teile, die 
mit der Erledigung zentraler Aufgaben auf dem 
Gebiete des Verteidigungsbauwesens beschäftigt 
sind, nach Berlin zu verlegen. Die erforderlichen 
Diensträume stehen in Berlin zur Verfügung. Es 
ist vorgesehen, zunächst etwa die Hälfte und nach 
beendeter Abwicklung in Bonn etwa 65 v. H. der 
Bediensteten der Bundesbaudirektion in Berlin 
einzusetzen. Dias  wären zunächst 80 bis 90 und spä-
ter 120 Verwaltungsangehörige. 

Durch die Verlegung entstehen bei mehreren 
Titeln zusätzliche Ausgaben, die insgesamt auf 
316 500 DM veranschlagt werden. Davon entfallen 
auf Tit. 108 (Beschäftigungsvergütungen usw.) 
152 300 DM, auf Tit. 217 (Umzugsvergütungen usw.), 
100 000 DM, auf Tit. 880 (Erstmalige Anschaffung 
von verwaltungseigenen Fernmeldeanlagen) 
42 200 DM und auf Tit. 975 (Kosten dies Transportes 
von Akten und Büroeinrichtungsgegenständen) 
22 000 DM. 

Die darüber hinausgehende Erhöhung des 
Tit. 108 gegenüber dem Entwurf beruht auf der 
Neufassung der Bestimmungen über die Reise-
kostensätze usw. (Hinweis auf Nr. 21). 

Zu Kap. 08 08 
68. Die in Nr. 37 erwähnte, durch die Beratung 

des Tit. 101 des Kap. 08 04 ausgelöste Debatte, 
erfuhr bei der Verabschiedung des Kap. 08 08 
(Bundeshauptkasse in Bonn) eine weitere Vertie-
fung durch die Erörterung der Frage nach dem 
Stande des Anschlusses der Bundesressorts in 
Bonn an die Bundeshauptkasse und die Zentrale 
Besoldungsstelle in Mehlem. Im Ergebnis führte 
die Debatte zu dem Beschluß, diem Plenum die An-
nahme einer Entschließung vorzuschlagen, die die 
Erwartung des Bundestages zum Ausdruck bringt, 
daß im Laufe des Rechnungsjahres 1957 die in 
Bonn untergebrachten Bundesorgane und Bundes-

verwaltungen an  die Bundeshauptkasse in Bonn 
und an die Zentrale Besoldungsstelle in  Mehlem 
angeschlossen werden. 

Der Haushaltsausschuß regte an, die Bundes-
regierung solle dem Haushaltsausschuß bei den 
Beratungen über den Bundeshaushalt 1958 eine 
Übersicht über die Personaleinsparungien innerhalb 
des Bundeshaushalts vorlegen, die sich einmal aus 
der Verwendung von Maschinen bei der Bundes-
hauptkasse und bei der Zentralen Besoldungsstelle 
und zum anderen aus dem Anschluß der Ressorts 
ergeben. 

Zu Kap. 08 09 
69. Wie bereits in Nr. 14 erwähnt wurde, er-

scheint das Kapitel Bundesmonopolamt für Brannt-
wein (im Entwurf hieß es Bundesmonopolverwal-
tung) erstmalig als selbständiges Kapitel im Rah-
men .des Einzelplans 08. 

70. Der im Entwurf enthaltene Wirtschaftsplan, 
der nur als vorläufiger gedacht und Ohne Zahlen 
vorgelegt worden war, liegt nunmehr im Einzel-
plan in seiner endgültigen Fassung (Seiten 149 und 
150) vor. 

Zu Kap. 08 10 
71. Die Zugänge bei Tit. 104 sind zum Teil auf 

die Übernahme der Aufgaben und der Stellen des 
Zentralmeldeamtes in München, zum Teil auf neue 
Aufgaben aus diem  Bundesrückerstattungsgesetz, 
das neue Fristen gebracht hat, zurückzuführen. 

72. Zum 1. Dezember 1957 wird die Bundesregie-
rung  diem  Haushaltsausschuß einen Bericht über 

Zahl der Anträge auf Grund dies  Bundesrück-
erstattungsgesetzes und deren Erledigung vor-
legen. 

Bonn, den 2. Mai 1957 

Krammig 
Berichterstatter 

Anlage 8 	 zu Drucksache 3459 
(Vgl. S. 12278 B) 

Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) zum Ent-
wurf eines Gesetzes über die  Feststellung des Bun-
deshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 
(Haushaltsgesetz 1957) (Drucksache 2900), hier  Ein-
zelplan 10, Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Berichterstatter: Abgeordneter Brese. 

1. Auch dem Haushaltsplan 1957 des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat der Grüne Bericht, wie im Vor-
jahre, vor allem hinsichtlich der Gesamthöhe 
der Ausgabern sein besonderes Gepräge gege-
ben. Das Ausgabevolumen — Ordentlicher und 
Außerordentlicher Haushalt zusammenge-
nommen — steigt von 1 473 000 000 DM auf 
2 188 200 000 DM, also um rd. 715 000 000 DM. 

2. Von den Ausgaben entfallen 1 212 000 000 DM 
auf die Maßnahmen, die auf Grund des Grünen 
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Berichts 1957 durchzuführen sind. Diese Maß-
nahmen und ihre Dotierung gliedern sich wie 
folgt: 

Förderung der ländlichen Sied- 
lung (Kap. 10 02 Tit. 571) . . . 10 000 000 DM 

Flurbereinigung (Kap. 10 02 
Tit. 572) 	  15 000 000 DM 

Aufstockung und Aussiedlung 
(Kap. 10 02 Tit. 573) 	 150 000 000 DM 

Wasserwirtschaft und Landes

-

kultur (Kap. 10 02 Tit. 575) . . 45 000 000 DM 

Ländliche Wasserversorgung, 
Kanalisation und Abwasserbe-
seitigung (Kap. 10 02 Tit. 576) 45 000 000 DM 

Verstärkung der Elektrifizie

-

rung (Kap. 10 02 Tit. 577) . . . 35 000 000 DM 

Förderung des Einsatzes von 
Maschinen und technischen An-
lagen (Kap. 10 02 Tit. 578) . . . 20 000 000 DM 

Förderung des Gemüse-, Obst-
und Gartenbaues (Kap. 10 02 
Tit. 580)   21 500 000 DM 

Ausbildung und Wirtschafts

-

beratung (Kap. 10 02 Tit. 603) 11 500 000 DM 

Lösung wissenschaftlicher Fra

-

gen (Kap. 10 02 Tit. 606) . . . 	3 000 000 DM 

Förderung des Saatgutwesens 
(Kap. 10 02 Tit. 609) 	 9 000 000 DM 

Prämien für die Lieferung 
stärkereicher Kartoffeln (Kap. 
10 02 Tit. 610)   3 000 000 DM 

Tierseuchenbekämpfung (Kap. 
10 02 Tit. 615) 	  20 000 000 DM 

Zuschüsse zur Förderung von 
Qualität und Absatz von Ge-
treide und  Schlachtgeflügel 
(Kap. 10 02 Tit. 629) . . . . 	7 500 000 DM 

Förderung der Milchwirtschaft 
(Kap. 10 02 Tit. 630) 	 30 000 000 DM 

Konsolidierung von kurzfristi-
gen Verbindlichkeiten (Kap. 
10 02 Tit. 955)   5 000 000 DM 

Zinsverbilligung (Kap. 10 02 
Tit. 956) 	 5 000 000 DM 

Zuschüsse zur Erhöhung des 
Auszahlungspreises für Quali-
tätsmilch (Kap. 10 02 Tit. 961) 400 000 000 DM 

Verbilligung des Handelsdün

-

gers (Kap. 10 02 Tit. 962) . . . 260 000 000 DM 

Erstattung der Lastenaus-
gleichsabgabe für bestimmte 
Niederungsgebiete (Kap. 10 02 
Tit. 963)   16 000 000 DM 

Ausbau der Wirtschaftswege 
(Kap. 10 02 Tit. 574) 	 100 000 000 DM 

Die Kap. 10 02 Tit. 571 (Siedlung), Kap. 10 02 
Tit. 572 (Flurbereinigung), Kap. 10 02 Tit. 577 
(Verstärkung der Elektrifizierung) und Kap. 
10 02 Tit. 574 (Ausbau der Wirtschaftswege) 
sind durch einen Beschluß des Haushaltsaus-
schusses in den Außerordentlichen Haushalt 
eingestellt worden, nachdem der BMF die Er-
klärung abgegeben hat, daß diese Titel in der 

gleichen Weise bedient werden wie bei einer 
Veranschlagung im Ordentlichen Haushalt. 

3. Im übrigen hat der Haushaltsausschuß in 
Übereinstimmung mit der Regierungsvorlage 
auf der Ausgabenseite im wesentlichen fol-
gende Erhöhungen gegenüber 1956 vorgenom-
men: 

Bei den Siedlungsmitteln (Kap. 10 02 Tit. 571) 
ist entsprechend dem voraussichtlichen Bedarf 
ein Mehrbetrag von 3 900 000 DM eingesetzt 
worden. 

Darüber hinaus ist eine Bindungsermächtigung 
im Betrage von 70 000 000 DM vorgesehen. 

Die Mittel für Naturschutzparke (Kap. 10 02 
Tit. 604) sind um 150 000 DM auf 250 000 DM 
erhöht worden. 

Aufstockungen sind ferner vorgesehen für 
Landtechnik und Bauwesen (Kap. 10 02 Tit. 616) 
um 975 700 DM auf 2 393 500 DM. 

Küstenschutz (Kap. 10 02 Tit. 619) um 2 000 000 
DM auf 33 000 000 DM. 

Der Ansatz für die Vorratshaltung (Kap. 10 02 
Tit. 620) ist um 25 714 400 DM auf 205 687 800 
DM aufgestockt worden. 

Für die Absatzwerbung (Kap. 10 02 Tit. 652) sind 
im Jahre 1957 1 500 000 DM gegenüber bisher 
1 190 000 DM vorgesehen. 

Weitere Erhöhungen sind veranschlagt für 
die Statistik (Kap. 10 02 Tit. 670) um 618 000 DM 
auf 2 502 500 DM, 

für Beiträge zu internationalen Organisationen 
(Kap. 10 02 Tit. 675) um 92 000 DM auf 
1 870 000 DM, 

für Subventionen und Lieferprämien (Kap. 
10 02 Tit. 951) um 35 000 000 DM auf 85 100 000 
DM. 

Eine Erhöhung der Ausgaben ergibt sich auch 
beim Betrieb der Fischereischutzboote und des 
Fischereiforschungsschiffes um 76 400 DM auf 
2 030 000 DM. 

Für Förderungszwecke besonderer Art hat der 
Haushaltsausschuß entsprechend der Regie-
rungsvorlage noch Ansätze neu vorgesehen: 

Schutzimpfung gegen Maul- und Klauenseuche 
(Kap. 10 02 Tit. 615 e) 9 000 000 DM, 

Zuschüsse zur Festigung der Mehlpreise (Kap. 
10 02 Tit. 966) 11 000 000 DM, 

Maßnahmen zur Milderung der Ernte- und 
Hochwasserschäden im Jahre 1954 (Restrate) 
(Kap. 10 02 Tit. 970) 3 000 000 DM, 

Maßnahmen zur Milderung der Hochwasser-
schäden der Landwirtschaft im Jahre 1956 
(Kap. 10 02 Tit. 980) 11 000 000 DM und schließ-
lich für eine Zuckerenquete (Kap. 10 02 Tit. 964) 
850 000 DM. 

Schließlich sind Bindungsermächtigungen noch 
zugestanden worden beim Bundeswasserwirt-
schaftsfonds (Kap. 10 02 Tit. 575) im Betrage 
bis zu 5 000 000 DM und beim Küstenschutz 
(Kap. 10 02 Tit. 619) bis zu 11 000 000 DM. 

4. Der Haushaltsausschuß hat von sich aus einige 
Änderungen auf der Ausgabenseite vorgenom-
men, von denen die folgenden bemerkenswert 
sind: 
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(Brese) 
Die Mittel zur Förderung der Bienenzucht 
(Kap. 10 02 Tit. 611) sind um 400 000 DM auf 
500 000 DM, 
die für Verbraucherberatung um 250 000 DM 
auf 750 000 DM erhöht worden. 
Für Schweinemastprüfungsanstalten (Kap. 10 02 
Tit. 957) ist wiederum ein Betrag von 190 000 
DM eingesetzt worden. 

Schließlich sind neu ausgeworfen Mittel zur 
Beseitigung von Schäden im Weinbau (Kap. 
10 02 Tit. 977) mit 10 000 000 DM und zur zu-
sätzlichen Förderung der Fischerei (Kap. 10 02 
Tit. 952) im Betrage von 3 440 000 DM. 

5. Eine bemerkenswerte Senkung von Sachaus-
gaben hat sich bei folgenden Ansätzen ergeben: 
Schädlingsbekämpfung (Kap. 10 02 Tit. 614) um 
214 000 DM, 

Betriebsmittelzuweisung an die EV-Stellen 
(Kap. 10 02 Tit. 621) um 2 200 000 DM, 
Zinsverbilligung (Kap. 10 02 Tit. 956) um 
1 000 000 DM, 
Eierausgleich (Kap. 10 02 Tit. 958) um 
29 800 000 DM, 
(in beiden letzten Fällen durch Anrechnung 
von Resten aus dem Vorjahre), 
ferner hinsichtlich der Erstattung von Aus-
gleichsbeträgen und Gebühren der Außen-
handelsstelle um 6 300 000 DM (Kap. 10 02 
Tit. 960). 

6. Die Einnahmen des Einzelplans 10 sind gegen-
über dem Vorjahre um 73 150 000 DM gesun-
ken. Hierbei ist zu erwähnen der Rückgang der 
Abschöpfungsbeträge (Kap. 10 02 Tit. 67) um 
80 000 000 DM. Dieser Rückgang ist zum Teil 
durch erhöhte Einnahmen vor allem aus Sied-
lungsdarlehen (Kap. 10 02 Tit. 45), Flurbereini-
gungsdarlehen (Kap. 10 02 Tit. 56), Ernte-
schädendarlehen (Kap. 10 02 Tit. 57) und son-
stigen kleineren Einnahmen um etwa 6 800 000 
DM gemindert. 

7. Die übrigen Änderungen auf der Einnahmen-
und Ausgabenseite sind geringfügiger oder rein 
formeller Natur und brauchen im einzelnen 
nicht erwähnt zu werden. 

8. Bei dem Bundessortenamt und den Bundes-
forschungsanstalten haben sich keine wesent-
lichen Änderungen ergeben. Dem Haushalts-
ausschuß wurde das Gutachten der vom Bun-
desminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zur organisatorischen Überprüfung 
eingesetzten Kommission Mahlow-Wilbrandt 
mündlich vorgetragen. Eine Berücksichtigung 
der Ergebnisse war im Haushaltsplan 1957 je-
doch noch nicht möglich, da die gutachtliche 
Stellungnahme wegen ihrer Auswirkungen zu-
nächst einer gründlichen Prüfung durch die 
beteiligten Stellen der Regierung unterzogen 
werden muß. 

Im Zuge der seit längerer Zeit laufenden Be-
strebungen wurden am 1. April 1957 die in 
Berlin ansässige Versuchsanstalt für Getreide-
verwertung und das Forschungsinstitut für 
Stärkefabrikation durch eine Verwaltungs-
vereinbarung mit dem Senat der Stadt Berlin 
organisatorisch mit der Bundesforschungs-
anstalt für Getreideverarbeitung in Detmold 
vereinigt und die Kosten dieser Einrichtung 
auf den Bundeshaushalt übernommen. Hier- 

durch hat sich das Personal der Anstalt um 
7 Beamte, 33 Angestellte und 6 Arbeiter ver-
mehrt. 
Erstmalig sind bei den Forschungsanstalten für 
Fischerei, für Lebensmittelfrischhaltung und 
für Landwirtschaft einige neue Kräfte vorge-
sehen worden, die sich mit Forschungsaufgaben 
über die Verwendung von radioaktiven Strah-
len befassen sollen. Damit wird eine Entwick-
lung eingeleitet, die eine Anpassung der land-
und ernährungswirtschaftlichen Forschung an 
die neuzeitlichen Erkenntnisse bedeutet. 
Bei den Personalausgaben der nachgeordneten 
Dienststellen ergab sich eine Erhöhung der An-
sätze, die durch die Tarifänderungen bedingt 
ist. Um begründeten Bedürfnissen Rechnung 
zu tragen, sind 30 neue Stellen eingerichtet 
worden, zu denen noch 15 Verbesserungen vor-
handener Stellen treten. Außerdem wurden die 
Forschungsmittel zur Anpassung an die Preis-
entwicklung durchschnittlich um 20 v. H. er-
höht. 
Zur Weiterführung begonnener Bauvorhaben, 
insbesondere für die Biologische Bundesanstalt 
in Berlin-Dahlem, 
für die Bundesforschungsanstalt für Fischerei 
in Hamburg, 
für die Bundesforschungsanstalt für Virus-
krankheiten der Tiere in Tübingen, 
und für die Verbesserung der apparativen Aus-
stattung der Institute 
wurden die einmaligen Ausgaben um rd. 
1 300 000 DM erhöht. 

9. Der Ansatz der Personalausgaben (Kap. 10 01 
Tit. 101, 103, 104, 106, 107 und 108) beruht auf 
dem Ergebnis einer Prüfung des Stellenplans 
des Bundesministeriums durch den Bundes-
beauftragten für die Wirtschaftlichkeit der 
Verwaltung (Bundesrechnungshof). Ihr Ergeb-
nis ist durch die Bundesregierung unverändert 
in den Stellenplan übernommen worden. Bei 
einer leichten Veränderung in der Struktur des 
Stellenplans, hervorgehoben durch Hebung, 
Umwandlung und Wegfall von Stellen, ergibt 
sich eine Verminderung der Gesamtstellenzahl 
von insgesamt 717 auf 711 Stellen. Bemerkens-
wert sind die Hebungen einer Abteilungsleiter-
stelle von Bes.-Gr. B 7 a nach B 4 und einer 
Unterabteilungsleiterstelle von A 1 a nach B 7 a. 
Die Ministerialratsstellen haben sich, größten-
teils durch Hebung, um 6 vermehrt. Im Stellen-
kegel des gehobenen mittleren Dienstes hat 
sich das Schwergewicht durch Wegfall einer 
größeren Anzahl von Angestellten des höheren 
Dienstes in die Besoldungsgruppen A 3 b und 
A 2 d verlagert. 

10. Die Ergebnisse der Beratungen im Haushalts-
ausschuß über den Einzelplan des Bundes-
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sind in der Drucksache 3459 nie-
dergelegt. Soweit die Empfehlungen des Haus-
haltsausschusses von besonderer Bedeutung 
sind, habe ich sie in den vorstehenden Ausfüh-
rungen erwähnt. Namens des Haushaltsaus-
schusses bitte ich, den Anträgen in Druck-
sache 3459 zuzustimmen. 

Bonn, den 3. Mai 1957 

Brese 
Berichterstatter 
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Anlage 9 	 Umdruck 1064 
(Vgl. S. 12279 A, 12295 B, 12298 D, 12301 C) 

Änderungsantrag der Fraktion der DP (FVP) zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1957, hier: Einzelplan 10, Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (Drucksachen 3459, 2900). 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 10 02 Allgemeine Bewilligungen 
1. In Tit. 615 — Zuschüsse zur Bekämpfung der 
Tierseuchen — wird folgender Buchstabe f an-
gefügt: 

„f) Verstärkung der Mittel zu a) und c) 
100 000 000 DM" 

und erhält die Erläuterung folgender Fassung: 
„Zu Tit. 615 f) 
Die veranschlagten Mittel sind als Beihilfen bei 
der Ausmerzung von tuberkulosebefallenen Rin

-

dern zu verwenden." 
2. In Tit. 953 — Betriebsbeihilfen für die Land-
wirtschaft zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 
— wird folgender Buchstabe c angefügt: 

„c) Verstärkung der Mittel zu a) 35 000 000 DM" 

und erhält die Erläuterung folgende Fassung: 
„Zu Tit. 953 c) 
Die veranschlagten Mittel sollen zur Rückfüh-
rung der Preise von Dieselkraftstoff auf den 
Stand vom 1. Juli 1956 dienen." 

3. In der Erläuterung zu Tit. 961 — Zuschüsse zur 
Erhöhung des Auszahlungspreises für Qualitäts-
milch („Grüner Plan 1957") — erhält Absatz 2 
folgende Fassung: 

„Die Milch muß nach den jeweils geltenden Be-
stimmungen in die Güteklasse I oder II einge-
stuft sein." 

Bonn, den 7. Mai 1957 

Dr. Brühler und Fraktion 

Anlage 10 	 Umdruck 1084 
(Vgl. S. 12279 C, 12293 C, 12301 D) 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1957, hier: Einzelplan 10, Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (Drucksachen 3459, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 10 02 Allgemeine Bewilligungen 

1. In Tit. 580 — b) Zuschüsse 2. Verbesserung von 
Qualität und Absatz bei Obst, Gemüse und Kar-
toffeln („Grüner Plan 1957") wird der Ansatz 
von 11 500 000 DM auf 9 500 000 DM herabgesetzt 
und dementsprechend folgender neuer Tit. 581 
ausgebracht: 

„Tit. 581 Zur Förderung der Kartoffeltrocknung 
2 000 000 DM" 

Die Erläuterung erhält folgende Fassung: 
„Zu Tit. 581 

Zur Sicherung hoher Kartoffelernten sind aus 
diesen Mitteln Zuschüsse für die Kartoffel-Lohn-
trocknung zur Verwertung im eigenen Betrieb 
an Erzeugerbetriebe zu gewähren." 

2. Folgender neuer Tit. 965 wird ausgebracht: 

„Tit. 965 Zur Förderung und Erhaltung der 
deutschen Wollerzeugung 	6 000 000 DM". 

Die Erläuterung erhält folgende Fassung: 

„Zu Tit. 965 

Um die deutsche Wollerzeugung zu erhalten, ist, 
wie auf allen Gebieten der landwirtschaftlichen 
Erzeugung, eine gewisse Sicherung der Produk-
tionskosten erforderlich. Mit den erzielten Woll-
preisen der letzten Jahre ist das nicht zu er-
reichen. Als Durchschnittspreis für deutsche Wolle 
ist ein Betrag von 6 DM je kg Schweißwolle 
notwendig. Zur Erreichung dieses Durchschnitts-
preises wird die Bereitstellung eines Förderungs-
betrages bis zu 1,20 DM je kg Schweißwolle für 
das laufende Jahr benötigt. 

Bonn, den 8. Mai 1957 

Frühwald 
Lenz (Trossingen) und Fraktion 

Anlage 11 	 Umdruck 1103 
(Vgl. S. 12280 C, 12281 A, 12282 D, 12295 A, 

12300 C) 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU, 
DP (FVP) zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 10, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Drucksachen 3450, 
2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 10 02 Allgemeine Bewilligungen 

1. In den Erläuterungen zu Tit. 956 — Zuschüsse 
zur Verbilligung von Zinsen — wird folgende 
Nummer 8 angefügt: 

„8. Weinbau 	 2 000 000 DM". 

Der Gesamtansatz des Titels bleibt der gleiche. 
Die erforderlichen Mittel sind innerhalb des 
Titels auszugleichen. 

2. In den Erläuterungen zu Tit. 975 — Maßnahmen 
zur Milderung der Frostschäden im Weinbau im 
Jahre 1956 — sind die Worte „und nach Maß-
gabe der Grundsätze, die für die Milderung der 
Hochwasserschäden an der Ernte 1956 gelten," 
zu streichen. 

Bonn, den 22. Mai 1957 

Dr. Krone und Fraktion 
von Manteuffel (Neuß) und Fraktion 

Anlage 12 	 Umdruck 1091 
(Vgl. S. 12281 C, 12283 A, 12297 D, 12301 D) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Odenthal, 
Müller (Worms), Frau Herklotz, Jacobs und Ge-
nossen zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 10, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Drucksachen 3459, 
2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 10 02 Allgemeine Bewilligungen 

In Tit. 975 — Maßnahmen zur Milderung der 
Frostschäden im Weinbau im Jahre 1956 — wird 
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(Odenthal) 
der Ansatz von 10 000 000 DM um 30 000 000 DM 
auf 40 000 000 DM erhöht. 

Bonn. den 9. Mai 1957 

Frau Döhring 
Höhne 
Ludwig 
Maier (Freiburg) 
Frau Nadig 
Frau Schanzenbach 
Schoettle 
Frau Strobel 
Wagner (Ludwigshafen) 
Dr. Will (Saarbrücken) 

Anlage 13 	 Umdruck 1055 
(Vgl. S. 12283 D, 12285 A, 12301 B) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1957, hier: Einzelplan 10, Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (Drucksachen 3459, 2900). 

Der Bundestag wollebeschließen: 

Zu Kap. 10 02 Allgemeine Bewilligungen 

In Tit 630 f) — Durchführung von Schulmilchspei-
sungen („Grüner Bericht 1957") — wird der Ansatz 
von 6 000 000 DM um 44 000 000 DM auf 50 000 000 
DM erhöht. 

Die Bedingung, daß ,die Gewährung von Bun-
deszuschüssen abhängig ist von der gleichen Be-
teiligung der Länder und Gemeinden, wird ge-
strichen. 

Bonn, den 7. Mai 1957 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 14 	 Umdruck 1083 
(Vgl. S. 12285 C, 12286 A, 12288 A, 12301 D) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Kriede-
mann, Frau Keilhack, Hermsdorf, Peters und 
Genossen zur zweiten Beratung  des  Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 10, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Drucksachen 3459, 
2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 10 02 Allgemeine Bewilligungen 

Zum Zweck der Betriebsstoffverbilligung auch 
für die Fahrzeuge der Großen Hochseefischerei 
wird der Ansatz bei Tit. 952 — Förderung der 
Fischerei — Buchst. b) — Beihilfe zur Förderung 
der Wirtschaftlichkeit in einer Übergangszeit — 
um  3 000 000 DM auf 5 500 000 DM erhöht. Die 
Erläuterungen sind entsprechend zu ergänzen. 

Bonn, den 8. Mai 1957 

Anlage 15 	 Umdruck 1042 (neu) 
(Vgl. S. 12288 A, 12301 B) 

Änderungsantrag der Fraktion der DP (FVP) 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haus-
haltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 10, Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (Drucksachen 3459, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 10 02 Allgemeine Bewilligungen 

Zum Zwecke der Betriebsstoffverbilligung für 
die Fahrzeuge der Großen Hochseefischerei wird 
der Ansatz bei Tit. 952 — Förderung der Fischerei 
— Buchst. b) — Beihilfe zur Förderung der Wirt-
schaftlichkeit in einer Übergangszeit — um 
3 000 000 DM auf 5 500 000 DM erhöht. Die Erläute-
rungen sind entsprechend umzustellen. 

Bonn,  den  7. Mai 1957 

Müller (Wehdel) 
Schneider (Bremerhaven) 
Dr. Brühler und Fraktion 

Anlage 16 	 Umdruck 1087 
(Vgl. S. 12292 C, 12295 D, 12301 D) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Brese, Ler-
mer, Bauknecht, Schulze-Pellengahr, Schwarz und 
Genossen zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 10, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Drucksache 3459, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 10 02 wird folgender neuer Titel ausge-
bracht: 
„Förderung der Kartoffeltrocknung 2 600 000 DM 
Davon 600 000 DM für die Trock

-

nung größerer Mengen des Kartoffel-
überhanges der Ernte 1956." 

und dementsprechend in Tit. 580 — b) Zuschüsse 
2. Verbesserung von Qualität und Absatz bei Obst, 
Gemüse und Kartoffeln („Grüner Plan 1957") — 
der  Ansatz von 11 500 000 DM um 2 600 000 DM ge-
kürzt. 

Bonn, den 8. Mai 1957 

Brese 
Lermer 
Bauknecht 
Schulze-Pellengahr 
Schwarz 

Odenthal 
Müller (Worms) 
Frau Herklotz 
Jacobs 
Frau Albrecht 
(Mittenwald) 

Bauer (Würzburg) 
Bettgenhäuser 
Faller 
Frehsee 
Diel 

Kriedemann 
Frau Keilhack 
Hermsdorf 
Peters 
Hansing (Bremen) 
Frau Lockmann 
Meitmann 
Dr. Menzel 
Ohlig  

Regling 
Blachstein 
Diekmann 
Rehs 
Frau Renger 
Schmidt (Hamburg) 
Wehner 
Wehr 



Rehs 
Dr. Gülich 
Dewald 
Franke 
Frehsee 
Herold 
Frau Dr. Hubert 
Frau Keilhack 
Kinat 
Mattick 

Merten 
Pohle (Eckernförde) 
Pusch 
Regling 
Frau Renger 
Reitz 
Reitzner 
Ritzel 
Welke 
Lotze 
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Anlage 17 	 Umdruck 1060 
(Vgl. S. 12294 A, 12299 D, 12301 C) 

Änderungsantrag der Fraktion des GB/BHE zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1957, hier: Einzelplan 10, Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (Drucksachen 3459, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Zu Kap. A 10 02 Allgemeine Bewilligungen 
1. Tit. 571 — Förderung der ländlichen Siedlung 
b) Zuschüsse 1. Bisherige Maßnahmen — wird 
der Ansatz auf 56 000 000 DM erhöht. 

2. In den Erläuterungen zu Tit. 571 a) und b) wird 
folgender Absatz 8 angefügt: 
„Aus den Mitteln zu a)  und b) können Maß-
nahmen zur Betriebsfestigung und zur Ablösung 
von drückenden kurzfristigen Verbindlichkeiten 
von Neusiedlern und angesetzten Vertriebenen 
und Flüchtlingen durchgeführt werden." 

Bonn, den 7. Mai 1957 

Elsner 
Feller und Fraktion 

Anlage 18 	 Umdruck 1053 
(Vgl. S. 12295 A, 12301 B) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Vogel, 
Ritzel, Lenz (Trossingen), Dr. Schild (Düsseldorf), 
Dr. Blank (Oberhausen), Dr. Keller und Genossen 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1957, hier: Einzelplan 10, Geschäftsbereich 

) des Bundesministers für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (Drucksachen 3459, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
In Kap. A 10 02 wird folgender neuer Titel ausge-
bracht: 
„Zwischenfinanzierung der Stillegung von Mühlen 
auf Grund des Mühlengesetzes 10 000 000 DM 
Die Mittel sind gesperrt und können nur mit Zu-
stimmung des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages freigegeben werden. Vor der Freigabe 
müssen die in § 7 Abs. 2 und 3 des Mühlengesetzes 
genannten Verordnungen erlassen sein." 

Bonn, den 7. Mai 1957 

Ohlig 
Schoettle 
Seidel (Fürth) 

Lenz (Trossingen) 

Dr. Schild (Düsseldorf) 
Dr. Blank (Oberhausen) 

Dr. Keller 
Elsner 

Anlage 19 	 Umdruck 1082 
(Vgl. S. 12301 C) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Rehs, 
Dr. Gülich und Genossen zur zweiten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzel-
plan 10, Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Druck-
sachen 3459, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Zu Kap. 10 02 Allgemeine Bewilligungen 
In Tit. 613 — Zuschüsse zur Förderung der Zucht 
des Warmblutpferdes Trakehner Abstammung  — 
wird der Ansatz von 90 000 DM auf 98 000 DM er-
höht und der Mehrbetrag von 8000 DM in der Er-
läuterung zu Tit. 613 b) ausgebracht. 

Bonn, den 8. Mai 1957 

Anlage 20 	 Umdruck 1094 
(Vgl. S. 12302 C, 12313 D) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, FDP, DP (FVP), GB/BHE zur zweiten Be-
ratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1957, 
hier: Einzelplan 02, Deutscher Bundestag (Druck-
sachen 3451, 2900). 

Der  Bundestag  wolle beschließen: 

1. In Einzelplan 02 ward das folgende neue Kapi-
tel 02 03 — Der Wehrbeauftragte des Deutschen 
Bundestages — mit folgender Vorbemerkung 
ausgebracht: 

,,Vorbemerkung 
Der Wehrbeauftragte des Bundestages wird auf 
Grund des Gesetzes vom . . . . . . 1957 (Bundes-
gesetzbl. I S. . . .) eingesetzt. Er hat die Auf-
gaben aus Artikel 45 b des Grundgesetzes." 

2. In Kanitel 02 03 werden folgende neue Titel aus-
gebracht: 
a) „Tit. 101 Amtsbezüge des Wehrbe-

auftragten und Dienstbe-
züge der planmäßigen Be-
aumten 150 000 DM 
Bes.-Gr. B 3 a Amtsgehalt des Wehr-

beauftragten 
Der Wehrbeauftragte 
erhält eine Dienstauf-
wandsentschädigung 
von jährlich 6000 DM. 

Planstellen 
Aufsteigende ,Gehälter: 
Bes.-Gr. A 1a 1 Ministerialrat 
Bes.-Gr. A 2 b 1 Oberregierungsrat 
Bes.-Gr. A 2 c 2 1 Regierungsrat 

(Stelle ist gesperrt) 
Bes.-Gr. A 3 b 1 Regierungs

-

amtmann 
Bes.-Gr. A 4 b 1 1 Regierungsober

-

inspektor 
(Stelle ist gesperrt)" 

Dr. Vogel 
Friese 
Gengler 
Krammig 
Frau Rösch 
Willeke 

Ritzel 
Frau Dr. Hubert 
Klingelhöfer 
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b) „Tit. 104 Dienstbezüge der nicht-
beamteten Kräfte 	80 000 DM 
Erläuterungen: 
Angestellte Verg.-Gr. VI b 1 

Verg.-Gr. VII 	2 
Verg.-Gr. VIII 	1 

Zusammen 4 
Arbeiter 	 2 

Insgesamt 6" 

c) Unter Allgemeine Ausgaben Tit.  300: 
„Tit. 300 Besonderer Sachbedarf 5 000 DM 

Erläuterungen: 
Der normale und laufende Sachbedarf 

ist in Kapitel 02 01 veranschlagt." 

d) Unter Einmalige Ausgaben Tit. 850, 871, 872: 

„Tit. 850 Anschaffung von verwal

-

tungseigenen Fahrzeu

-

gen 	 17 100 DM 

Anlage 21 	 zu Drucksache 3460 
(Vgl. S. 12314 A) 

Schriftlicher Bericht 
des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) zum Ent-
wurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bun-
deshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 
(Haushaltsgesetz 1957) (Drucksache 2900), hier: Ein-
zelplan 11, Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit. 

Bericht erstatteir: Abgeordneter Krammig 

L Allgemeine. Bemerkungen 

1. Der Haushaltsausschuß beriet den Entwurf des 
Einzelplans in der 205. Sitzung am 28. Fe-
bruar, in der 206. Sitzung am 1. März und 
in der 226. Sitzung am 30. April 1957. 

2. Unter den Einzelplänen des Bundeshaus-
halts für das Rechnungsjahr 1957 nimmt der 
Einzelplan 11 insofern eine besondere Stel-
lung ein, als sieh in ihm einmal die Auswir-
kung der Rentenneuregelungsgesetze auf den 
Bundeshaushalt niederschlägt und zum an-
deren dieser Einzelplan mit 8 928 590 500 DM 
neben dem Einzelplan 14 den größten Zuschuß 
erfordert. Dieses Ergebnis ist im wesentlichen 

Erläuterungen:  
Erstmalige Beschaffung 
1 Mercedes 220 S 	12 400 DM 
1 Volkswagen Export  4 650 DM 

Zusammen 17 050 DM 
aufgerundet 17 100 DM 

Tit. 871 Erstmalige Anschaffung 
von Einrichtungsgegen

-

ständen 	 30 000 DM 

Tit. 872 Erstmalige Anschaffung 
von Büromaschinen 	4 300 DM" 

Bonn, den 9. Mai 1957 

Stücklen und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 

Dr. Mende und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 
Feller und Fraktion 

dem Umstand zuzuschreiben, daß die bis zum 
Rechnungsjahr 1956 bei Kap. 40 09 ausge-
bracht gewesenen Mittel für' die Versorgung 
der Kriegsbeschädigten, Kriegshinterbliebe-
nen, ihnen gleichgestellte Personen mid für 
Angehörige von Kriegsgefangenen in den Ein-
zelplan 11 übernommen und bei dem neuen 
Kap. 1110 veranschlagt worden sind. Damit 
sind alle vom Bundesminister für Arbeit be-
wirtschafteten Mittel nunmehr in seinem 
Haushalt zusammengefaßt. 

3. Die Steigerung der Sozialausgaben kann nicht 
allein daran abgelesen werden, daß der Zu-
schuß für das Rechnungsjahr 1957 mit dem 
Zuschuß des Rechnungsjahres 1956, der 
8 208 750 200 DM betragen hat, verglichen 
wird. Bei der Bewertung der Zahlen muß viel-
mehr beachtet werden, daß die Ansätze in 
Kap. 1111 deshalb eine wesentliche Vermin-
derung erfahren haben, weil der stetige Rück-
gang an Arbeitslosigkeit, insbesondere die Ab-
nahme an langfristiger Arbeitslosigkeit, ge-
ringere Mittel erfordert und die Ansätze in 
Kap. 11 10 durch das Absinken der Empfänger-
zahl um schätzungsweise 190 000 gleichfalls 
hätten vermindert werden können, wenn nicht 
vorsorglich zur Bedienung der 6. Novelle zum 
Bundesversorgungsgesetz zunächst 380 000 000 
DM veranschlagt worden wären. 

4. Der Rückgang der für die Arbeitslosenhilfe 
(Kap. 11 11, Tit. 300 bis 603) benötigten Mittel 
läßt sich an nachstehenden Zahlen erkennen: 

Rechnungs

-

jahr 1954 
Ist 

DM 

Rechnungs

-

jahr 1955 
Ist 
DM 

Rechnungs

-

jahr 1956 
Soll 
DM 

1. April 1956 bis 
31. Januar 1957 

Ist 
DM 

Gegenüber der 
gleichen Zeit 
des Vorjahres 

DM 
mehr (+)  

weniger (—) 

Rechnungs

-

jahr 1957 
Soll 
DM 

1 024 400 000 680 558 749 615 495 000 375 578 792 —143 036 056 418 480 000 
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5. Bei der Kriegsopferversorgung (Kap. 11 10)  

sind die durch Gesetz beschlossenen Leistungs-
verbesserungen aus nachstehenden Zahlen 1)  
ersichtlich:  

Rechnungs

-

jahr 1954 
Ist 
DM 

Rechnungs

-

jahr 1955 
Ist 
DM 

Rechnungs

-

jahr 1956 
Soll 
DM 

1. April 1956 bis 
31. Januar 1957 

Ist 
DM 

Gegenüber der 
gleichen Zeit 
des Vorjahres 

DM 
mehr (+) 

weniger (—) 

Rechnungs

-

jahr 1957 
 Soll 

DM  

2 904 Mio 2) 3 452 Mio 4 140 Mio 3 602 Mio 
1  

+ 565 Mio 4 025 Mio 

Die Berechnung des Solls für das Rech-
nungsjahr 1957 erfolgte einschließlich eines 
Betrages von 390 000 000 DM, der mit 
364 000 000 DM in dem Zuschuß bei Kap. 11 13 
Tit. 600 und mit 26 000 000 DM in dem Zuschuß 

6. Die Entwicklung der Ausgaben im Rahmen 
der Sozialversicherung (Kap. 11 13) ergibt sich 
aus folgenden Zahlen: 

Rechnungs

-

jahr 1954 
Ist 
DM 

Rechnungs

-

jahr 1955 
Ist 
DM 

Rechnungs

-

jahr 1956 	I 
Soll 
DM 

Rechnungs

-

jahr 1957  
Soll  
DM  

2 612 900 000 	I  2 983 900 000 3 551 800 000 4 518 125 000  

Im Soll für das Rechnungsjahr 1957 sind 
die in dem Zuschuß an die Rentenversiche-
rungsträger enthaltenen, beim Soll des Kap. 
11 10 (Nr. 5) berücksichtigten 390 000 000 DM 
nicht angesetzt worden. 

II. Einzelbemerkungen  

Zu Kap. 11 01 (Bundesministerium für Arbeit) 

7. Bei der Beratung des Tit. 7 (Einnahmen aus 
Veröffentlichungen) befaßte sich der Haus-
haltsausschuß mit dem Bundesarbeitsblatt und 
der Art seiner Finanzierung. Es wurde fest-
gestellt, daß das Blatt sich vorwiegend durch 
den Bezugspreis und nur in geringem Maße 
durch Inserate finanziere. Es wird in naher 
Zukunft erwartet, daß es sich sogar ohne Zu-
schuß selbst tragen könne. Die Erhöhung des 
Ansatzes ist auf die Aufmachung des Blattes 
zurückzuführen, die einen größeren Aufwand 
erfordert. Anzeigen werden in das Blatt nur 
insoweit aufgenommen, als sie für den Leser 
von besonderem Interesse sind. 

8. Nach Einsicht in die vom Bundesarbeitsmini-
sterium vorgelegten Unterlagen billigte der 
Haushaltsausschuß die Stellenhebungen und 
die neu beantragten Planstellen in Tit. 101. 
Um zu verhindern, daß im Arbeitsgebiet Ar-
beits- und Nachbarschutz auf dem Gebiet der 
Atomtechnik und der radioaktiven Stoffe, 
Lärmbekämpfung und Reinhaltung der Luft 
von Rauch und Ruß Überschneidungen mit 
anderen Ressorts eintreten, die zu einer Dop-
pelorganisation führen könnten, beschloß der 

1)Einschließlich der Erstattungen an die Rentenver-
sicherungsträger nach § 9 BVG.  

2)Ohne Verwaltungsausgaben, die ab 1955 von den  
Ländern getragen worden sind.  

bei Kap. 1113 Tit. 602 veranschlagt worden  
ist. Der für Zwecke des Sonderzulagengesetzes  
im Rechnungsjahr 1956 veranschlagte Betrag  
in Höhe von 42 000 000 DM blieb dagegen un-
berücksichtigt.  

Haushaltsausschuß die dafür vorgesehene  
A 2 b-Stelle mit einem Sperrvermerk zu ver-
sehen.  
Die gegenüber dem Entwurf vorgenom-

menen Änderungen sind im übrigen formaler  
Natur.  

9. Bei der Beratung der Stellenveränderungen  
in Tit. 104 wurde insbesondere die Frage der  
Notwendigkeit der Kräfte für den Sprachen-
dienst geprüft. Es wurde hierbei festgestellt,  
daß diese Kräfte durch die zahlreichen inter-
nationalen Organisationen bedingt sind, in  
denen das Bundesarbeitsministerium mit-
arbeitet. Den beantragten Mehrkräften wurde  
zugestimmt.  

10. Auf Grund des Änderungsvorschlages der  
Bundesregierung wurde der Ansatz in Tit. 200  
um 8000 DM auf 152 000 DM vermindert.  

11. Der Ansatz bei Tit. 204 wurde um 10 000 DM  
erhöht, weil bauliche Veränderungen am Ein-
gang des Bundesarbeitsministeriums sich als  
dringend notwendig erwiesen haben.  

12. Das Ist-Ergebnis der ersten 11 Monate des  
Rechnungsjahres 1956 rechtfertigte die Er-
höhung des Ansatzes bei Tit. 221 nicht, so daß  
der Haushaltsausschuß nur einem gegenüber  
dem Entwurf um 50 000 DM verringerten An-
satz von 250 000 DM zustimmte.  

13. Auf Vorschlag der Bundesregierung wurde ein  
neuer Tit. 302 mit der Zweckbestimmung „Auf-
wand für den zivilen Ersatzdienst" und einem  
Ansatz von 1 000 000 DM in das Kapitel auf-
genommen.  

Da Erfahrungen über die Höhe des Ansatzes  
noch nicht vorliegen, ist der Betrag gegriffen.  

Auf Beschluß des Bundeskabinetts wurde  
das Bundesarbeitsministerium beauftragt, den  
zivilen Ersatzdienst zu betreuen. Aus der  
Mitte des Ausschusses heraus wurde der An-
trag gestellt, den zivilen Ersatzdienst dem  
Bundesinnenministerium zuzuweisen. Dieser  
Antrag verfiel der Ablehnung.  

Der Bundesarbeitsminister berichtete, daß  
er beabsichtige, dem zivilen Ersatzdienst unter  
keinen Umständen den Anschein von Zwangs-
arbeit zu geben. Er teilte mit, ihm schwebe  
zunächst vor, mit einer Art Sanitätsdienst zu  
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beginnen. Er erklärte sich bereit, die Bewirt-
schaftung der Mittel nach einem Plan vorzu-
nehmen, der der Zustimmung des Haushalts-
ausschusses unterliegt. 

Die Ergänzung des Dispositivs, wonach die 
Mittel in einem Nachtrag zum Bundeshaus-
haltsplan 1957 im Rahmen eines neuen Kapi-
tels innerhalb des Einzelplans 11 einzeln zu 
veranschlagen seien, wurde gestrichen. Dage-
gen brachte der Haushaltsausschuß einen 
Sperrvermerk aus. 

14. Die Fassung der Zweckbestimmung des Tit. 
602 wurde eingehend erörtert, um sicherzu-
stellen, daß die Formulierung unter keinen 
Umständen eine Festlegung des Resultats der 
Forschung bei Vergabe des Auftrages ver

-

vermuten lasse. Eine übereinstimmende Mei-
nung wegen der Formulierung konnte jedoch 
im Ausschuß nicht erzielt werden. Die Bun-
desregierung wurde daher beauftragt, ent-
sprechende Überlegungen anzustellen und de-
ren Ergebnis bei der Einbringung des Ent-
wurfs für den Bundeshaushalt 1958 mitzu-
teilen. 

15. Vor Abschluß des Kapitels wurde aus der 
Mitte des Ausschusses heraus vorgetragen, daß 
Befürchtungen geäußert worden seien, wonach 
die Aufstiegsmöglichkeiten für Frauen im 
Bundesarbeitsministerium begrenzt seien. Der 
Bundesarbeitsminister verwies im einzelnen 
auf die im höheren Dienst des Bundesarbeits-
ministeriums tätigen Frauen und kam dabei 
zu dem Ergebnis, daß die vorgetragenen Be-
fürchtungen nicht begründet seien. 

Zu Kap. 11 03 (Bundesausführungsbehörde für Un-
fallversicherung in Wilhelmshaven) 
16. Zu der Vorbemerkung wünschte der Haus-

haltsausschuß, daß die dort genannte Zahl der 
Zivilbediensteten der Bundeswehr auf den 
neuesten Stand berichtigt wird. 

17. Da der Bundesbeauftragte für die Wirtschaft-
lichkeit in der Verwaltung die Ansätze des 
Kapitels für angemessen erklärt hat, stimmte 
der Haushaltsausschuß nach kurzer Aussprache 
dem ganzen Kapitel zu. 

Zu Kap. 11 04 (Bundesinstitut für Arbeitsschutz in 
Koblenz) 

18. Durch die Verlegung des Instituts im Laufe 
des Rechnungsjahres 1956 von Soest nach 
Koblenz wurde eine Erhöhung der Ansätze 
bei den Tit. 108 und 217 notwendig. Außer-
dem mußten zwei neue Tit. 871 und 880 vor-
gesehen werden. 

Zu Kap. 11 05 (Bundesarbeitsgericht in Kassel) 
19. Der Haushaltsausschuß wünschte, daß die Vor-

bemerkung um die Zahl der aufgelaufenen 
Rückstände ergänzt wird. Ferner wurde an-
geregt, einen Zeitplan für die Erledigung der 
aufgelaufenen Fälle auszuarbeiten. 

Zu Kap. 11 06 (Bundesversicherungsamt in Berlin) 

20. Der Antrag, die für den Präsidenten des Bun-
desversicherungsamtes in Tit. 	101 ausge

-

brachte Dienstaufwandsentschädigung von 

1200 DM jährlich auf 1800 DM zu erhöhen, 
wurde abgelehnt. Dagegen stimmte der Haus

-

haltsausschuß einer Erhöhung auf 1500 DM zu. 

Auf Anfrage aus dem Ausschuß erklärte 
der Regierungsvertreter, daß die Errichtung 
des Bundesversicherungsamtes das Bundes-
arbeitsministerium nicht entlastet habe, weil 
die Aufgaben, die jetzt das Bundesversiche-
rungsamt wahrnehme, auf Grund eines Er-
lasses des Bundesarbeitsministeriums vom 
6. Dezember 1949 vorwiegend durch die Ar-
beitsministerien der Länder wahrgenommen 
worden seien. Die Errichtung des Bundesver-
sicherungsamtes sei notwendig geworden, weil 
das Bundessozialgericht den Erlaß für rechts-
ungültig erklärt habe. Auf dem Gebiete der 
Aufsicht über die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte habe das Bundesversicherungs-
amt zwar Aufgaben des Bundesarbeitsministe-
riums übernommen. Der dadurch eingetre-
tenen Entlastung stehe jedoch die Tatsache 
gegenüber, daß das Bundesarbeitsministerium 
nunmehr das Bundesversicherungsamt laufend 
mit denjenigen allgemeinen Weisungen bezüg-
lich der Aufsicht über die bundesunmittelbaren 
sozialen Versicherungsträger versehen müsse, 
die in § 30 Abs. 2 Satz 2 RVO vorgesehen 
seien und die der Bundesarbeitsminister den 
Arbeitsministern der Länder zu erteilen nicht 
befugt war. Im übrigen käme der Übergang 
von Aufgaben der betrieblichen Altersfürsorge 
auf das Bundesversicherungsamt im Stellen-
plan zum Ausdruck. 

21. Entsprechend dem Änderungsvorschlag der 
Bundesregierung vermindern sich die Ansätze 
bei Tit. 101 von 817 500 DM auf 787 200 DM 
und bei Tit. 104 b) von 96 200 DM auf 66 000 
DM. 

22. Entgegen dem Entwurf wurde bei Tit. 204 ein 
Betrag von 2000 DM ausgebracht. Tit. 206 er-
hielt gleichfalls einen Ansatz von 58 500 DM. 

Bei Einbringung des Entwurfs war das Bun-
desarbeitsministerium davon ausgegangen, daß 
die Unterhaltung des Gebäudes (Tit. 204) und 
die Bewirtschaftungskosten (Tit. 206) von der 
Bundesvermögens- und Bauverwaltung über-
nommen würden. Diese Annahme trifft nicht 
zu, so daß die Ausbringung der Ansätze not-
wendig wurde. 

Zu Kap. 11 07 (Bundessozialgericht in Kassel) 
23. Der Stellenplan des Tit. 101 sieht Stellen für 

einen zusätzlichen Senat vor, die mit einem 
kw-Vermerk versehen sind. Dieser neue Senat 
ist für die Erledigung der in großer Zahl auf-
gelaufenen Revisionsfälle auf dem Gebiet der 
Kriegsopferversorgung vorgesehen. 

Der Rechtsausschuß hatte außerdem noch 
die Bewilligung eines weiteren Senates ge-
wünscht. Dem Wunsche des Rechtsausschusses 
lag die Tatsache zugrunde, daß die Zahl der 
rückständigen Revisionsfälle laufend zugenom-
men hat. Sie betrug am 21. Dezember 1954 
883 Fälle, am 31. Dezember 1955 war sie auf 
1641 und am 31. Dezember 1956 auf 2241 Fälle 
angestiegen. Es hat sich gezeigt, daß im Laufe 
des Jahres 1956 die Zahl der Neueingänge an 

 Revisionsfällen um ein Drittel höher war als 
die Zahl der erledigten Revisionen. Der Rechts- 
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ausschuß glaubt, daß zur Beseitigung dieses 
Zustandes die Zahl der Richterstellen ent-
sprechend vermehrt werden müsse. 

Der Haushaltsausschuß hat den Wunsch des 
Rechtsausschusses eingehend beraten. Er kam 
jedoch zu dem Ergebnis, daß in Anbetracht 
der großen Zahl der Neueingänge durch einen 
weiteren Senat keine wirksame Hilfe geleistet 
werden könne. Als die entscheidende Ursache 
für die Schwierigkeiten bei diesem Gericht 
sieht er den Umfang der Revisionsmöglich-
keiten an, die das geltende Recht bietet. Er 
kam zu dem Ergebnis, daß eine gesetzliche 
Beschränkung der Revisionsmöglichkeiten 
dringend notwendig sei, um die untragbare 
Anhäufung von Revisionsfällen beim Bundes-
sozialgericht abzubauen und künftig zu ver-
hindern. 

Der Bundesarbeitsminister gab zu Protokoll, 
daß er noch in dieser Legislaturperiode einen 
Gesetzentwurf zur Beschränkung des Umfan-
ges der Revisionsmöglichkeiten einbringen 
werde. Dieser Gesetzentwurf liegt dem Hause 
vor. 

Der im Ausschuß zum Antrag erhobene 
Wunsch des Rechtsausschusses wurde danach 
mit Mehrheit abgelehnt. 

24. Nach dem Ist-Ergebnis für die Zeit vom 
1. April 1956 bis 31. Januar 1957 konnte der 
Ansatz in Tit. 300 von 40 000 DM auf 30 000 
DM vermindert werden. 

Zu Kap. 11 09 (Sozialreform) 

25. Die Arbeiten für die Sozialreform werden 
noch mehrere Jahre im verstärkten Umfange 
andauern. Mit der Verabschiedung der Ge-
setze über die Neuregelung der Rentenver-
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
sind die auf diesen Gebieten zu leistenden 
Arbeiten noch nicht abgeschlossen. Im Zu-
sammenhang hiermit sind weitere Gesetze auf 
anderen Rechtsgebieten, z. B. eine Neufassung 
des Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes, 
erforderlich. Ferner sind auf Grund der ge-
setzlichen Ermächtigungen mehr als 20 Durch-
führungsverordnungen für die verschiedenen 
Zweige der Rentenversicherungen notwendig. 
Neben der Durchführung der Reform der 
knappschaftlichen Rentenversicherung und der 
Unfallversicherung stehen an weiteren Auf-
gaben bevor: 

Die Reform der Krankenversicherung, 

die Neukodifizierung des Allgemeinen Teils 
der Reichsversicherungsordnung (I. Buch), 

die Neuregelung der Beziehungen der Sozial- 
versicherungsträger untereinander 
(V. Buch der RVO), 

die Regelung der Alterssicherung einer Reihe 
von selbständigen Berufen, 

die Anpassung des Sozialversicherungsrechtes 
des Saarlandes an das Recht der Bundes-
republik einschließlich der bereits verab-
schiedeten und künftig noch zu erarbei-
tenden Reformgesetze und 

die Mitwirkung an der grundsätzlichen Neu-
ordnung des Fürsorgerechts. 

26. Es hat sich in der Vergangenheit als undurch-
führbar erwiesen, für die besonderen Auf-
gaben der Sozialreform geeignete Arbeits-
kräfte im Wege der Abordnung für beamtete 
Hilfskräfte zu gewinnen. Aus diesem Grunde 
stimmte der Haushaltsausschuß der Umwand-
lung von 4 Stellen für beamtete Hilfskräfte 
(Tit. 103) der Bes.-Gr. A 2 b in Planstellen 
(Tit. 101) der gleichen Besoldungsgruppe zu. 

27. Ebenso ist es, trotz der hohen Einstufung, 
nicht möglich gewesen, die für einen über-
tariflich zu bezahlenden Angestellten vorge-
sehenen Mittel (Tit. 104 a) zu verwenden, weil 
geeignete Bewerber nicht gefunden werden 
konnten. Der Haushaltsausschuß hat daher der 
Umwandlung dieser Stelle in eine Planstelle 
(Tit. 101) der Bes.-Gr. A 1 a zugestimmt. 

28. Es sind daher, ohne Änderung der Gesamt-
zahl, 5 weitere Planstellen bewilligt worden, 
die, wie das ganze Kapitel, mit kw-Vermerk 
versehen wurden. 

29. Nach den für den Zeitraum vom 1. April 1956 
bis 31. Januar 1957 vorliegenden Istzahlen der 
Tit. 218, 221 und 600 konnte der Haushalts-
ausschuß über die von der Bundesregierung 
angebotenen Kürzungen hinausgehen, ohne 
damit die Erfüllung der Zweckbestimmung zu 
gefährden. Die im Entwurf mit insgesamt 
320 000 DM ausgestatteten Titel wurden um 
150 000 DM auf insgesamt 170 000 DM herab-
gesetzt. 

Zu Kap. 11 10 (Kriegsopferversorgung und gleich-
artige Leistungen) 

30. Gegenüber dem Entwurf wurde der Einnahme-
Tit. 45 nunmehr im Einzelplan als Leertitel 
ausgebracht, weil die Veranschlagung dieser 
Einnahmen in Kap. 08 04 erfolgt. 

31. In der Zweckbestimmung der Ausgabe-Tit. 300, 
302, 305 und 306 wurde eingefügt, daß Ein-
nahmen den Mitteln zufließen. Damit soll 
sichergestellt werden, daß überzahlte Versor-
gungsbezüge und Versorgungsgebührnisse im 
Sinne des § 70 Abs. 2 Reichshaushaltsordnung 
in jedem Falle von der Ausgabe wieder abzu-
setzen sind. 

32. Wie bereits in Nr. 3 erwähnt worden ist, berück-
sichtigt der Ansatz in Tit. 300 durch die Auf-
stockung um 105 000 000 DM auf 3 382 000 000 
DM vorsorglich eine Erhöhung der Versor-
gungsbezüge um 380 000 000 DM auf Grund 
der 6. Novelle zum Bundesversorgungsgesetz. 
Da mit 275 000 000 DM Einsparung auf Grund 
der Anrechnung der Rentenerhöhung auf die 
Ausgleichsrente gerechnet wird, reicht der An-
satz aus, um 380 000 000 DM für den genann-
ten Zweck bereitzustellen. 

33. Aus der Zweckbestimmung des Tit. 303 wur-
den die Worte „und damit zusammenhän-
gende Ausgaben" gestrichen. Die Streichung 
wurde notwendig, weil nach den Feststellun-
gen des Bundesrechnungshofes einige Länder 
nach Inkrafttreten des Vierten Überleitungs-
gesetzes dazu übergegangen waren, die durch 
die Erstellung von Kurgutachten entstehen-
den Kosten, die früher bei den Sachausgaben 
Tit. 231 gebucht wurden, jetzt bei Tit. 303 zu 
verausgaben. 
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Um dem Wunsche des Ausschusses für 

Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen Rechnung 
zu tragen, wurde die Erläuterung durch den 
Zusatz unter 6. cl) wie folgt ergänzt: Unter-
stützungen an Kriegsbeschädigte, die im Rah-
men des internationalen Gegenseitigkeitsaus-
tausches Heilbehandlungseinrichtungen in An-
spruch nehmen. 

Außerdem wurde der Ersatz für Heilbehand-
lungskosten in einer Reihe von Sonderfällen 
mit einem Gesamtansatz von 1 000 000 DM vor-
gesehen. Der Betrag wurde durch Kürzung des 
Ansatzes für orthopädische Versorgung von 
49 000 000 DM auf 48 000 000 DM gewonnen. 

34. Um die geringe Erhöhung bei den Untertiteln 
a), c) und e) bei Tit. 650 zu begründen, wurde 
die Erläuterung am Schluß ergänzt. 

35. Der Tit. 762 erfuhr eine Aufstockung um 
75 000 DM, um die baufachlich ermittelten 
Mehrkosten wegen Steigerung der Baupreise 
für die Durchführung des Bauvorhabens im 
Versehrtensportsanatorium Isny bereitzustel-
len. 

36. Der Tit. 950 wurde mit einem Ansatz von 
11 325 000 DM neu eingesetzt, um daraus die 
Rückzahlungsansprüche der Länder gegen den 
Bund auf Grund der Änderung des § 86 Abs. 1 
durch das Fünfte Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes zu 
befriedigen. Der Bedarf ist geschätzt, da die 
Nachprüfungen noch nicht abgeschlossen sind. 

Zu Kap. 11 11 (Arbeitslosenhilfe) 

37. Einem Wunsche aus der Mitte des Haushalts-
ausschusses entsprechend legte die Bundes-
regierung eine Übersicht über die Auswirkun-
gen dieses Winters auf die Arbeitslosigkeit im 
Vergleich zu den Auswirkungen des vorheri-
gen Winters vor. Danach war die Bundes-
regierung im Entwurf des Kap. 1111 davon 
ausgegangen, daß die Zahl der Arbeitslosen 
im Durchschnitt des Rechnungsjahres 1956 
893 000 betragen werde. Nach dem nunmehr 
vorliegenden Istergebnis für 1956 sind im 
Jahresdurchschnitt 1956 nur 816 506 Arbeits-
lose gezählt worden. Die für 1957 auf 865 000 
geschätzte Durchschnittszahl der Arbeitslosen 
wird also erheblich unterschritten werden, da 
mit einer Fortdauer der überaus günstigen 
Arbeitsmarktlage gerechnet werden kann. 

Eine Überprüfung der Grundlagen für die 
Bemessung des Unterstützungsaufwandes in 
der Arbeitslosenhilfe für die Ansätze des 
Rechnungsjahres 1957 führte im Ergebnis da-
zu, daß nicht mehr mit einer Durchschnitts-
zahl von 865 000, sondern nur noch mit einer 
solchen von 700 000 gerechnet werden mußte. 
Die Zahl der Unterstützungsempfänger in bei-
den Unterstützungsarten wurde mit 570 000 
angesetzt. Hiervon entfallen auf Unterstüt-
zungsempfänger in der Arbeitslosenversiche-
rung 380 000, in der Arbeitslosenhilfe 190 000. 

Die Richtigkeit dieser Schätzergebnisse wurde 
an Hand der Istzahlen der Rechnungsjahre 
1955 und 1956 überprüft. 

Der Haushaltsausschuß schloß sich den neuen 
Schätzergebnissen an. Das hatte zur Folge, daß  

die Ansätze des Entwurfs berichtigt werden 
mußten. 

Da die neue Schätzung davon ausgeht, daß 
bei einer Gesamtzahl von 700 000 Arbeitslosen 
im Jahresdurchschnitt 81,4 v. H. Unterstüt-
zung beziehen werden, war bei Ermittlung des 
neuen Ansatzes von 570 000 Hauptunterstüt-
zungsempfängern auszugehen. Wenn unter-
stellt wird, daß die Unterstützungsempfänger 
sich im Verhältnis 2 : 1 auf die Arbeitslosen-
versicherung (Bundesanstaltsmittel) und die 
Arbeitslosenhilfe (Bundeshaushaltsmittel) auf-
teilen, so konnte der Ansatz in Tit. 300 unter 
Zugrundelegung einer Jahresdurchschnittszahl 
von 190 000 Hauptunterstützungsempfängern 
in der Arbeitslosenhilfe bei Beibehaltung des 
Jahreskopfsatzes von 1800 DM von 434 000 000 
DM im Entwurf um 92 000 000 DM auf 
342 000 000 DM reduziert werden. 

38. Mit der Verminderung des Unterstützungs-
aufwandes um 92 000 000 DM vermindert sich 
zwangsläufig der Ansatz bei Tit. 303 (Pau-
schalabgeltung der Verwaltungsausgaben der 
Bundesanstalt für die Durchführung der Ar-
beitslosenhilfe) von 21 825 000 DM im Entwurf 
um 4 140 000 DM auf 17 685 000 DM. 

Zu Kap. 11 13 (Sozialversicherung) 

39. Infolge der seit Einbringung des Entwurfs 
erfolgten Verabschiedung des Knappschafts-
renten-Neuregelungsgesetzes mußte das Ka-
pitel, ähnlich wie das im Entwurf im Hinblick 
auf die Rentenneuregelungsgesetze für Arbei-
ter und Angestellte bereits berücksichtigt war, 
umgestaltet werden. Aus den Erläuterungen 
zu Tit. 602 ergeben sich die Änderungen im 
einzelnen, so daß auf ihre Darstellung hier 
verzichtet werden kann. 

40. Die Zweckbestimmung des Tit. 605 wurde 
gegenüber dem Entwurf infolge der in Nr. 39 
erwähnten Umstände berichtigt, der Ansatz 
unter b) entsprechend den Bedürfnissen um 
2 500 000 DM auf 15 900 000 DM erhöht. 

41. Tit. 608 (Zuschuß zu den Aufwendungen für 
die Tuberkulosebekämpfung), der im Entwurf 
nur für die Träger der Rentenversicherung 
mit 20 000 000 DM vorgesehen war, wurde er-
neut mit der Kann-Leistung des Bundes an 
die Landesfürsorgeverbände mit weiteren 
30 000 000 DM ausgestattet. 

42. Tit. 609 wurde um weitere 2 000 000 DM er-
höht, um den Verpflichtungen aus der Neu-
regelung des Rechts der Unfallversicherung 
nachkommen zu können. 

43. Nach den ersten Beratungen des Entwurfs 
der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze 
konnte bei den umzustellenden Renten zu-
nächst nur mit geringeren Mindestbeträgen 
gerechnet werden. Demgemäß war der Ansatz 
in Tit. 612 (Erstattung der Sonderzuschüsse an 
die Rentenversicherungsträger) im Entwurf 
mit 240 000 000 DM ausgebracht worden. Die 
Beschlüsse des Parlaments machten eine Neu-
und getrennte Berechnung für die Arbeiter-
und die Angestelltenversicherung notwendig. 
Der Ansatz bei Tit. 612 mußte um 74 675 000 
DM auf insgesamt 314 675 000 DM erhöht wer-
den. 
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44. In dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
und der Föderativen Volksrepublik Jugosla-
wien vom 10. März 1956 zur Regelung in der 
Vergangenheit entstandener Forderungen aus 
der Sozialversicherung ist vereinbart worden, 
durch Zahlung eines Betrages von 26 000 000 
DM die erwachsenen Anwartschaften und An-
sprüche abzugelten. Davon hat der Bund 
33 v. H. zu übernehmen. Die hierfür erforder-
lichen Mittel sind in dem neuen Tit. 951 mit 
8 500 000 DM veranschlagt worden. 

Bonn, den 6. Mai 1957 

Krammig 
Berichterstatter 

Anlage 22 	 Umdruck 1044 
(Vgl. S. 12322 D, 12324 A, 12326 B) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Hoogen, 
Dr. Arndt, Frau Dr. Dr. h. c. Lüders. Dr. Schneider 
(Lollar) und Genossen zur zweiten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzel-
plan 11, Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit (Drucksachen 3460, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 11 07 Bundessozialgericht in Kassel 

In  Tit. 101 — Dienstbezüge der planmäßigen Be-
amten — sind unter Planstellen Bes.-Gr. B 7 a statt 
„23 Bundesrichter beim Bundessozialgericht, davon 
3 kw am 31. März 1961." zu setzen 

„26 Bundesrichter beim Bundessozialgericht, davon 
6 kw ab 1. April 1961." 

Die Sachausgaben und einmaligen Ausgaben aus 
Anlaß dieser neubewilligten Stellen sind ent-
sprechend zu erhöhen. 

Bonn. den 7. Mai 1957 

Hoogen 
Dr. von Buchka 
Haasler 
Frau Dr. Kuchtner 
Lotze 
Platner 
Frau Dr. Schwarzhaupt 
Dr. Wahl  
Frau Dr. h. c. Weber (Aachen) 
Dr. Weber (Koblenz) 
Dr. Arndt 
Bauer (Würzburg) 
Schröter (Wilmersdorf) 
Wittrock 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 
Dr. Stammberger 

Dr. Schneider (Lollar) 

Anlage 23 	 Umdruck 1062 
(Vgl. S. 12326 C, 12327 C, 12328 B, D) 

Änderungsantrag der Fraktion des GB/BHE zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1957, hier: Einzelplan 11, Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Arbeit (Drucksachen 3460, 
2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 11 10 Tit. 300 — Versorgungsbezüge — 
wird der Ansatz um 20 000 000 Deutsche Mark für 
Kapitalabfindungen erhöht. 

Bonn,  den  7. Mai 1957 

Petersen 
Feller und Fraktion 

Anlage 24 	 Umdruck 1054 
(Vgl. S. 12327 C, 12328 B, 12329 A) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1957, hier: Einzelplan 11, Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Arbeit (Drucksachen 3460, 
2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zu Kap. 11 10 Kriegsopferversorgung und gleich-
artige Leistungen 

In Tit. 300 — Versorgungsbezüge — 

a) wird der Ansatz von 3 382 000 000 DM um 
10 000 000 DM auf 3 392 000 000 DM erhöht; 

b) werden in den Erläuterungen die Ansätze 
für Kapitalabfindungen von insgesamt 
95 000 000 DM auf insgesamt 105 000 000 DM 
erhöht; von dem erhöhten Betrag entfallen 
auf das Bundesgebiet 103 000 000 DM, auf das 
Land Berlin 2 000 000 DM. 

2. In Tit. 302 — Einmalige Unterstützungen — 

a) wird der Ansatz von 12 500 000 DM um 
1 000 000 DM auf 13 500 000 DM erhöht; 

b) erhalten die Erläuterungen folgende Fassung: 

„Zu Tit. 302 

Veranschlagt sind: 
Insgesamt 	. . . . . . 13 500 000 DM 
Davon Bundesgebiet . 	 12 800 000 DM 
Davon Berlin  	700 000 DM 

Die Mittel sind zur Behebung unverschuldet 
eingetretener Notstände im Rahmen der 
hierfür maßgeblichen Richtlinien bestimmt. 
Die absinkende Empfängerzahl hat zwar eine 
Verminderung der Ausgaben zur Folge, doch 
wird diese Ausgabeminderung ausgelichen 
durch eine Erhöhung des Geldbedarfs für 
einmalige Unterstützungen, da die in den bis-
her erlassenen Richtlinien festgelegten 
Höchstbeträge der wirtschaftlichen Entwick-
lung anzupassen sind." 

Bonn, den 7. Mai 1957 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 25 	 Umdruck 1106 
(Vgl. S. 12329 A) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 11, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
(Drucksachen 3460, 2900). 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 11 10 Tit. 762 — Zur Deckung der Mehr-
kosten bereits bewilligter Bauvorhaben — wird 
der Ansatz von 275 000 DM um 15 000 DM auf 
290 000 DM erhöht. 

Bonn, den 22. Mai 1957 

Dr. Krone und Fraktion 
Bazille 
Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 26 	 Drucksache 3465 (neu) 
(Vgl. S. 12329 B) 

Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) zum Ent-
wurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 
(Haushaltsgesetz 1957) (Drucksache 2900), hier: 
Einzelplan 20, Bundesrechnungshof. 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Conring 

Die Einnahmen haben sich gegenüber dem Vor-
jahre nur ganz unbedeutend verändert. 

Die Personalausgaben haben sich insgesamt um 
327 500 DM erhöht. Neu geschaffen wurden je eine 
Beamtenstelle für einen Ministerialrat und einen 
Registrator neben einigen Umwandlungen. Die 
Stellen der nichtbeamteten Kräfte haben sich um 
eine Stelle nach TO.A II (Hilfsreferent für das 
Prüfungsgebiet Bundesbeteiligungen) und um 5 
Angestellte der Vergütungsgruppen VII bis IX 
TO.A (Schreibdienst) vermehrt. 

Die Sachausgaben haben sich um 58 200 DM er-
höht. 

Die Einmaligen Ausgaben haben sich gegenüber 
dem Vorjahr um 8 700 DM vermindert. 

Der Zuschußbetrag für den Bundesrechnungshof 
hat sich infolge der Veränderungen auf der Ein-
nahme- und Ausgabeseite im Haushaltjahr 1957 um 
insgesamt 379 000 DM gegenüber dem Vorjahr 
erhöht. 
Der Haushaltsausschuß hat diese Veränderungen 

des Einzelplans 20 in seinen Beratungen am 
22. Januar und am 21. März 1957 einstimmig gebil-
ligt. Er empfiehlt die Annahme des Einzelplans 20. 

Bonn, den 2. Mai 1957 

Dr. Conring 
Berichterstatter 

Anlage 27 	 zu Drucksache 3466 
(Vgl. S. 12332 A) 

Schriftlicher Bericht 
des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) zum Ent-
wurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 
(Haushaltsgesetz 1957) (Drucksache 2900), hier: 
Einzelplan 24, Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit. 
Berichterstatter: Abgeordneter Heiland 
Der Stellenplan verzeichnet keine wesentlichen 

Veränderungen. 

Auch die Einnahmen haben sich nur unwesent-
lich verändert. 

Dagegen sind die Ausgaben nicht unerheblich 
gestiegen. 
Dèr veranschlagte Gesamtzuschuß beläuft sich 

— nach Abzug der in den Kap. 24 04 und 24 05 
angesetzten Beträge — auf rd. 630 000 DM mehr 
als im Vorjahr. 

Die Steigerung des Zuschußbedarfs beruht im 
wesentlichen auf 
a) der durch Gehalts- und Tariferhöhungen be-

dingten Erhöhung der Besoldungsausgaben 
von 3 367 000 DM (1956) auf 3 573 600 DM (1957); 

b) der Erhöhung des deutschen Beitragsanteils für 
den Europäischen Wirtschaftsrat (OEEC) von 
2 912 500 DM (1956) auf 3 462 200 DM (1957). 

Die in den Kap. 24 04 und 24 05 für die ver-
bliebenen Aufgaben der ehemaligen Sonderminister 
Kraft und Dr. Schäfer ausgebrachten Beträge von 
478 600 bzw. 319 100 DM wurden nach eingehender 
Debatte gestrichen. Der Haushaltsausschuß emp-
fiehlt dem Kabinett, die betreffenden Aufgaben in 
den zuständigen Ministerien mit erledigen zu lassen. 

Alle übrigen Titel wurden entsprechend der Vor-
lage angenommen. Der Haushaltsausschuß hat sich 
insoweit eingehend davon überzeugt, daß der vor-
gesehene Mehraufwand für 1957 notwendig ist. 

Der Haushaltsausschuß empfiehlt die Annahme 
des Einzelplans 24 mit den Änderungs- und Ab-
schlußsummen, wie sie sich nach der Streichung 
der Kap. 24 04 und 24 05 ergeben. 

Bonn, den 7. Mai 1957 

Heiland 
Berichterstatter 

Anlage 28 	 Umdruck 1072 
(Vgl. S. 12332 A, 12333 B) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1957, hier: Einzelplan 24, Geschäftsbereich 
des Bundesministers für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit (Drucksachen 3466, 2900). 

Der  Bundestag  wolle beschließen: 
Einzelplan 24 wird gestrichen. 

Bonn, den 8. Mai 1957 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 29 	 Umdruck 1085 
(Vgl. S. 12332 A, 12333 B) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
DP(FVP) zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 24, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit (Drucksachen 3466, 2900). 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 24 01 Bundesministerium für wirtschaft

-

liche Zusammenarbeit 

Tit. 311 wird in der Fassung der Regierungsvor

-

lage wiederhergestellt mit der Maßgabe, daß der 
Ansatz auf 215 000 DM herabgesetzt wird. 

Bonn, den 8. Mai 1957 

Cillien und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 
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Anlage 30 	 Umdruck 1086 
(Vgl. S. 12332 A, 12333 B) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
DP(FVP) zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 24, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit (Drucksachen 3466, 2900). 

Der Bundestag wollebeschließen: 

Zu Kap. 24 01 Bundesministerium für wirtschaft

-

liche Zusammenarbeit 

Tit. 310 wird in der Fassung der Regierungsvor-
lage wiederhergestellt mit der Maßgabe, daß der 
Ansatz auf 320 000 DM herabgesetzt wird. 

Bonn, den 8. Mai 1957 

Cillien und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 

Anlage 31 	 zu Drucksache 3467 
(Vgl. S. 12333 C) 

Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) zum Ent-
wurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bun-
deshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 
(Haushaltsgesetz 1957) (Drucksache 2900), hier: Ein-
zelplan 25, Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wohnungsbau. 

Berichterstatter: Abgeordneter Hilbert 

Im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1957 — Einzelplan 25 — wurden im Ordentlichen 
Haushalt in Einnahmen insgesamt 71 360 000 DM 
ausgewiesen. Diese gesamten Einnahmeposten 
haben durch die Beschlüsse des Ausschusses keine 
Veränderungen erfahren. Die Ausgaben dagegen, 
die im Entwurf im Ordentlichen Haushalt auf 
754 274 000 DM festgelegt waren, wurden durch 
die Beratungen und Beschlüsse des Haushaltsaus-
schusses auf 919 774 000 DM, die Ausgaben im 
Außerordentlichen Haushalt von 742 107 000 DM 
auf 857 107 000 DM erhöht. 

Während die Personalanforderungen eine un-
merkliche Veränderung erfahren haben, sind die 
Allgemeinen Ausgaben bei Kap. 25 03 Tit. 510 um 
230 500 000 DM gestiegen. Es handelt sich bei die-
ser Position um die Einnahmen aus dem Zweiten 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förderung 
,des Bergarbeiterwohnungsbaus (Kohlenabgabe), 
das der Bundestag am 14. März 1957 in 3. Lesung 
verabschiedet hat. Dieses Gesetz bringt ein Mehr 
von dem oben genannten Betrag von 
230 500 000 DM. Es handelt sich nur um einen 
durchlaufenden Posten, der in voller Höhe den ge-
setzlichen Bestimmungen gemäß an die Treuhand-
stellen für die vorgesehenen Zwecke überwiesen 
wird. Als Einnahme erscheint dieser Betrag in 
Einzelplan 60. 

Im gleichen Kapitel wurde der Tit. 536 erstmals 
mit 30 000 000 DM als Darlehen an  die Länder für 
den Wohnungsbau zugunsten der Beseitigung von 
Wohnbaracken und Wohnlagern ausgebracht. 

Tit. 620 im Kap. 25 03 mußte eine Erhöhung um 
40 000 000 DM erfahren, um die Verpflichtungen 
des Bundes aus dem § 7 des Wohnungsbauprämien-
gesetzes entsprechend der Vorschrift des § 119 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes erfüllen zu kön-
nen. Der Ansatz beträgt für 1957 bei diesem Titel 
100 000 000 DM. 

Im Außerordentlichen Haushalt Kap. A 25 03 
wurden im Tit. 530 irrgesamt 700 000 000 DM 
gegenüber 500 000 000 DM im Jahre 1956 einge-
stellt. Damit werden aus diesem Titel den Ländern 
an Darlehen für den sozialen Wohnungsbau im 
laufenden Rechnungsjahr 1957 200 000 000 DM 
mehr als im letzten Jahre zur Verfügung gestellt. 

Entsprechend einem Antrag der Abgeordneten 
Huth, Dr. Hesberg, Dr. Will, Dr. Schild (Düssel-
dorf) und Genossen betr. Kredit zur Instand-
setzung des Altwohnungsbestandes — Drucksache 
2036 —, der dem Haushaltsausschuß zur Behand-
lung überwiesen war, wurde in Kap. A 25 03 ein 
neuer Tit. 531 geschaffen und insgesamt 
50 000 000 DM eingestellt als Darlehen zur Instand-
setzung an Wohngebäuden, die vor dem 31. De-
zember 1944 errichtet wurden. Der Antrag — 
Drucksache 2036 — wurde damit als erledigt er-
klärt. 
Bei der Endabstimmung wurde Einzelplan 25 

mit den beschlossenen Änderungen im Haushalts-
ausschuß einstimmig genehmigt, und ich habe die 
Ehre, dem Bundestag diesen Antrag zur Annahme 
zu empfehlen. 

Gleichzeitig war dem Haushaltsausschuß auch 
der Antrag der Fraktion der SPD zur Beratung 
der Großen Anfrage der Fraktion der SPD betr. 
Sicherung des sozialen Wohnungsbaues — Um-
druck 968, Drucksache 3009 — vom 12. März 1957 
zur Behandlung überwiesen. In diesem Antrag 
wurde verlangt, daß zur Sicherung des sozialen 
Wohnungsbaus im Einzelplan 25 für das Rech-
nungsjahr 1957 der Ansatz um 300 000 000 DM auf 
1 000 000 000 DM erhöht und zum gleichen Zweck 
50 000 000 DM für Zinszuschüsse zur Beschaffung 
von Kapitalmarktmitteln ausgeworfen werden 
sollten. 

Bei der Behandlung dieses Antrages machte der 
Berichterstatter darauf aufmerksam, daß durch die 
im Haushalt 1957 vorgesehenen Erhöhungen für 
den Wohnungsbau wohl die Baukapazität voll 
ausgeschöpft sein dürfte. Es bestehe die Gefahr, 
daß weitere Mittel zu einer Anspannung auf dem 
Baumarkt führen würden und eine unerwünschte 
Preissteigerung nach sich ziehen könnten. Im Haus-
halt 1957 sind insgesamt aus Mitteln des Bundes 
einschließlich Lastenausgleichsmittel und Aufkom-
men aus der Kohlenabgabe 2 674 000 000 DM zur 
Verfügung für den Wohnungsbau. Der Bericht-
erstatter empfahl daher, dem Antrag auf Um-
druck 968 die Zustimmung nicht zu erteilen. Ohne 
Aussprache wurde dieser Antrag mit Mehrheit an-
genommen, weshalb ich dem Hohen Hause im Auf-
trag des Haushaltsausschusses empfehle, diesem 
Beschluß beizutreten. 

Bonn, den 2. Mai 1957 

Hilbert 
Berichterstatter 
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Anlage 32 	 Umdruck 1092 
(Vgl. S. 12334 B, 12341 B, 12343 D, 12351 C) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
DP (FVP) zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 25, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wohnungs-
bau (Drucksachen 3467, 2900). 
Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 25 03 — Förderung des Wohnungsbaues —
Die im Haushaltsvermerk bei Tit. 532 erteilte 
Ermächtigung wird von 200 000 000 DM um 
170 000 000 DM  auf 370 000 000 DM heraufgesetzt. 

3. Als Tit. 534 wind  folgernder Leertitel eingesetzt: 
„Tit. 534 Darlehen an die Länder zur Finanzie-

rung  des Wohnungsbaues zugunsten 
von Evakuierten — DM. Es wird 
die Ermächtigung erteilt, mit Zustim-
mung des Bundesministers der Finan

-

zen für das Rechnungsjahr 1958 bis 
zur Höhe von 30 000 000 DM vertrag-
liche Bindungen einzugehen." 

Als Erläuterung soll eingesetzt werden: 
„Zu Tit. 534 
Die Mittel sind bestimmt für die nachstellige 
Finanzierung des Wohnungsbaues zugunsten 
der Evakuiertenrückführung von  Land  zu Land 
und zur Restfinanzierung zugunsten der Eva-
kuiertenrückführung von Land zu Land und von 
außerhalb des Bundesgebietes. Art und Bedin-
gungen des Einsatzes der Mittel werden in Richt-
linien bestimmt, die der Bundesminister für 
Wohnungsbau im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Vertriebene und dem Bundes-
minister für Finanzen erläßt." 

Bonn, den 9. Mai 1957 
Dr. Krone und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 

Anlage 33 	 Umdruck 1063 (neu) 
(Vgl. S. 12335 B, 12336 A, 12351 C, 12352 A) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
DP (FVP) zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 25, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wohnungs-
bau (Drucksachen 3467, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. A 25 03 Tit. 531 — Darlehen zur Förde-
rung von Instandsetzungsarbeiten an Wohngebäu-
den — wird der Ansatz von 50 000 000 DM auf 
100 000 000 DM erhöht. 
Die Erläuterung erhält folgende Fassung: 

„Zu Tit. 531 
Aus den Mitteln sollen zur Durchführung notwen-
diger Instandsetzungsarbeiten an erhaltungswürdi-
gen, vor dem 31. Dezember 1944 errichteten Wohn-
gebäuden Darliehen mit einer Laufzeit von  bis  zu 
15 Jahren an solche Hauseigentümer gewährt wer-
den, die von der Möglichkeit, Zuschüsse aus den 
Mitteln bei Kap. 25 03 Tit. 608 in  Anspruch zu neh-
men, wegen ihrer wirtschaftlichen Lage keinen Ge-
brauch machen können." 

Bonn, den 22. Mai 1957 
Dr. Krone und Fraktion 
Schneider (Bremerhaven) und 
Fraktion 

Anlage 34 	 Umdruck 1061 
(Vgl. S. 12335 C, 12350 D, 12351 C) 

Änderungsantrag der Fraktion des GB/BHE zui 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1957, hier: Einzelplan 25, Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wohnungsbau (Druck-
sachen 3467, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 25 03 Tit. 532 — Darlehen an die Länder 
zur Finanzierung des Wohnungsbaues zugunsten 
von Flüchtlingen aus der sowjetisch besetzten Zone 
und dem sowjetisch besetzten Sektor Berlin sowie 
der ihnen gleichgestellten Personen — wird der 
Ansatz auf 520 000 000 Deutsche Mark erhöht. 

Bonn, den 7. Mai 1957 

Feller und Fraktion 

Anlage 35 	 Umdruck 1068 
(Vgl. S. 12336 A, 12351 D) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1957, hier: Einzelplan 25, Geschäftsbereich 
des Bundesministers für den Wohnungsbau (Druck

-

lachen 3467, 2900). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 25 03 Förderung des Wohnungsbaues 

1. In Tit. 532 — Darlehen an die Länder zur Finan-
zierung des Wohnungsbaues zugunsten von 
Flüchtlingen aus der sowjetisch besetzten Zone 
und dem sowjetisch besetzten Sektor Berlins 
sowie der ihnen gleichgestellten Personen — 
erhält Satz 2 der Erläuterungen folgende Fas-
sung: 

„Die Bundesmittel für diesen Zweck werden im 
Rechnungsjahr 1957 bis zur Höhe der öffent-
lichen Mittel nach dem Zweiten Wohnungsbau-
gesetz für solche Flüchtlinge gegeben, die im 
Notaufnahmeverfahren aus Rechts- oder Ermes-
sensgründen aufgenommen und den Ländern 
seit dem 1. April 1956 zugewiesen worden sind 
oder noch aufgenommen und zugewiesen wer-
den." 

2. In Tit. 620 — Prämien nach diem Wohnungsbau-
Prämiengesetz — wird der Ansatz von 100 000 000 
DM auf 200 000 000 DM erhöht. 

3. Zu Kap. A 25 03 Förderung ides  Wohnungsbaues 
In  Tit.  530 — Darlehen für den  mit öffentlichen 
Mittelngeförderten sozialen Wohnungsbau — 
wird der Ansatz von 700 000 000 DM auf 
1 000 000 000 DM erhöht. 

Bonn, den 7. Mai 1957 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 36 	 Umdruck 1059 
(Vgl. S. 12350 D, 12351 D) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Frau Heise, 
Jacobi, Lücke, Graaff (Elze), Dr. Schild (Düssel-
dorf), Kunz (Schwalbach) und Genossen zur zwei-
ten Beratung dies  Entwurfs des Haushaltsgesetzes 
1957, hier: Einzelplan 25, Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Wohnungsbau (Drucksachen 
3467, 2900). 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 25 03 — Förderung des Wohnungsbaues — 
wird folgender neuer Titel eingefügt: 

„Tit. 541 Darlehen an die Länder zur Finanzierung 
der Anlage von Dauerkleingärten 2 000 000 DM 
Die Mittel sollen übertragbar sein." 

Bonn,  den  7. Mai 1957 

Frau Heise 	Leukert 
Jacobi 	 Stiller 

Graaff (Elze) 
Lücke 	 Dr. Schild (Düsseldorf) 
Frau Brauksiepe 
Dr. Czaja 	 Kunz (Schwalbach) 
Dr. Hesberg 

Anlage 37 	 Umdruck 1067 
(Vgl. S. 12351 D) 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, 
GB/BHE zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1957, hier: Einzelplan 25, Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Wohnungs-
bau. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 25 03 — Förderung des Wohnungsbaues — 
wird folgender neuer Titel eingefügt: 

„Tit. 541 Darlehen an die Länder zur Finanzierung 
der Anlage von Dauerkleingärten 

2 000 000 DM 
Die Mittel sollen übertragbar sein." 

Die Erläuterung erhält folgende Fassung: 

„Zu Tit. 541 

Die Förderung des Kleingartenwesens steht in un-
mittelbarem Zusammenhang mit der Förderung 
des Wohnungsbaues, weil Kleingärten zur Ergän-
zung gartenloser Wohnungen erforderlich sind. 
Diesem Erfordernis kann wirksam vor allem durch 
die Anlage von Dauerkleingärten entsprochen wer-
den. Neben der Bereitstellung von Mitteln zur 
Förderung des öffentlich geförderten sozialen Woh-
nungsbaues ist damit die  Bereitstellung von Bundes-
mitteln zur Errichtung von Dauerkleingärten ge-
rechtfertigt. Die Mittel werden den Ländern in 

Verbindung mit gleichzeitig von ihnen bereitzu-
stellenden Mitteln zur Verfügung gestellt." 

Bonn, den 8. Mai 1957 

Ollenhauer und Fraktion 
Feller und Fraktion 

Anlage 38 	 Umdruck 1049 
(Vgl. S. 12342 B, 12350D, 12352 A) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, FDP, DP(FVP), GB/BHE zur zweiten Bera-
tung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1957, 
hier: Einzelplan 25, Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wohnungsbau (Drucksachen 3467, 
2900). 

Der Bundestag wolle beschließen, 

zur Errichtung von 40 Wohneinheiten für Abge-
ordnete des Deutschen Bundestages und 30 Wohn-
einheiten für inländische Journalisten in Kap. A 
25 03 den folgenden Tit. 833 auszubringen: 

„Tit. 833 Darlehen zur Schaffung von Wohnraum 
für Abgeordnete des Deutschen Bundes-
tages sowie für Angehörige der inlän-
dischen Presse 1 700 000 DM". 

Bonn, den 7. Mai 1957 

Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 

Dr. Mende und Fraktion 
Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 
Feller und Fraktion 

Anlage 39 

Erklärung gemäß § 59 der Geschäftsordnung 

Wir haben bei der 2. Beratung des Einzelplanes 11 
— Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Arbeit — für den Umdruck 1044 der Abg. Hoogen, 
Dr. Arndt und Genossen gestimmt, weil wir ihn 
sachlich für erforderlich halten. 

Bonn, den 23. Mai 1957 

I. Geisendörfer 
Dr. Jaeger 
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